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A. Überblick über die wesentlichen Entwicklungen 

I. Europäische Gemeinschaft 

1. Dänische Präsidentschaft, Schwerpunkte 

Am 1. Januar übernahm das Königreich Dänemark für 
die Dauer des ersten Halbjahres 1993 den Vorsitz in 
der Europäischen Gemeinschaft. Unter dänischem 
Vorsitz konnten die Folgearbeiten zum Europäischen 
Rat von Edinburgh erfolgreich abgeschlossen oder 
aber weit vorangetrieben werden. Der Europäische 
Rat von Kopenhagen am 21. und 22. Juni 1993 hat die 
wichtigen Ergebnisse der dänischen Präsidentschaft 
bestätigt. 

In einem zweiten Referendum am 18. Mai 1993 hat die 
dänische Bevölkerung die für unseren nördlichen 
Nachbarn auf dem Europäischen Rat in Edinburgh 
gefundene Rahmenlösung zur Ratifikation des Maas-
trichter Vertrags gebilligt. Mit 56,7 % fiel — bei einer 
Wahlbeteiligung von 86,6 % — die Zustimmung deut-
lich aus. Auch im Vereinigten Königreich ist die Rati-
fikation des Vertrags über die Europäische Union 
entscheidend vorangekommen. Am 20. Mai billig-
te das Unterhaus in 3. Lesung bei 292 gegen 112 
Stimmen das Ratifikationsgesetz. Die Beratun-
gen im Oberhaus haben am 7. Juni 1993 begon-
nen. 

Das Parlamentarische Ratifizierungsverfahren zum 
Vertrag von Maastricht ist damit zwischenzeitlich in 
elf Mitgliedstaaten abgeschlossen. Mit Ausnahme von 
Großbritannien und der Bundesrepublik Deutschland 
haben alle Mitgliedstaaten in Rom die Ratifikations-
urkunde hinterlegt. Wegen der beim Bundesverfas-
sungsgericht anhängigen Verfassungsbeschwerden 
wurde die Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
zunächst zurückgestellt. 

Zur Behandlung dieser Verfassungsbeschwerden hat 
das Bundesverfassungsgericht für den 1. und 2. Ju li 

 1993 eine mündliche Verhandlung anberaumt. Zu 
den Fragen des Gerichts hat die Bundesregierung 
ausführlich Stellung genommen. Die Bundesregie-
rung ist zuversichtlich, daß das Bundesverfassungsge-
richt mit seinem Urteil nach der Sommerpause den 
Weg zur Hinterlegung der Ratifikationsurkunde frei-
geben wird. 

Am 1. Februar haben die Beitrittsverhandlungen mit 
Österreich, Finnland und Schweden begonnen. Die 
Aufnahme der Verhandlungen mit Norwegen erfolgte 
am 5. April dieses Jahres. Grundlage der Verhandlun-
gen ist der Vertrag über die Europäische Union 
inklusive seiner politischen Finalität. Der Europäi-
sche Rat von Kopenhagen hat das Ziel gesetzt, die 
Erweiterung bis zum 1. Januar 1995 zu verwirkli-
chen. 

Assoziierungsabkommen wurden am 1. Februar 1993 
mit Rumänien und am 8. März 1993 mit Bulgarien 

unterzeichnet. Zwei separate neue Assoziierungsab-
kommen mit der Tschechischen Republik und der 
Slowakischen Republik wurden am 23. Juni 1993 
paraphiert. Der Europäische Rat in Kopenhagen hat 
ein umfangreiches Maßnahmenpaket verabschiedet, 
um die assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas 
(Polen, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, die Tsche-
chische Republik und die Slowakische Republik) 
verstärkt an die Gemeinschaft heranzuführen. We-
sentliche Punkte des Paketes sind die Erklärung, 
daß diese Staaten nach Erfüllung bestimmter Voraus-
setzungen der Gemeinschaft beitreten können, ein 
intensivierter Dialog sowie eine verstärkte Marktöff-
nung. 

Im Zentrum der Beratungen des Europäischen Rats in 
Kopenhagen stand neben den Beziehungen zu den 
Staaten Mittel- und Osteuropas die aktuelle Wirt-
schaftslage in der Gemeinschaft und die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit, insbesondere die Vorschläge von 
Kommissionspräsident Delors für einen mittelfristigen 
europäischen Plan  der wirtschaftlichen Belebung 
„Wege ins 21. Jahrhundert". Hierzu werden sich die 
Mitgliedstaaten bis zum 1. September 1993 äußern. 
Die Kommission wird auf dieser Grundlage bis zum 
Europäischen Rat in Brüssel im Dezember ein Weiß-
buch über eine mittelfristige Strategie der Gemein-
schaft für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung ausarbeiten. 

Besondere Bemühungen hat der dänische Vorsitz 
darauf verwandt, die Ergebnisse des Europäischen 
Rats in Edinburgh zur Anwendung des Subsidiaritäts-
prinzips und zur Schaffung größerer Transparenz der 
Gemeinschaftstätigkeit umzusetzen. So hat der Rat 
erstmalig am 1. Februar in öffentlicher Sitzung getagt. 
Die Informationstätigkeit der Gemeinschaftsorgane, 
insbesondere des Rats und der Kommission, wurden 
einer gründlichen Überprüfung unterzogen. Die vor-
bereitenden Arbeiten zur Veröffentlichung von 
Abstimmungsergebnissen, Erleichterung des Zu-
gangs zu Dokumenten und für eine leichtere Ver-
ständlichkeit von Gesetzestexten sind weit gedie-
hen. 

Mit Ratsbeschluß vom 1. Februar 1993 ist die vom 
Europäischen Rat in Edinburgh ge troffene Entschei-
dung, die Zahl der Sitze im EP von 518 auf 567 
anzuheben und auf die Mitgliedstaaten neu zu vertei-
len, auf Gemeinschaftsebene umgesetzt worden; die 
Zahl der deutschen M andate wird dadurch von 81 auf 
99 erhöht. Das Ratifizierungsverfahren in Deutschem 
Bundestag und Bundesrat wurde noch vor der Som-
merpause abgeschlossen. Die Verfahren in den ande-
ren Mitgliedstaaten werden sich aus technischen 
Gründen voraussichtlich noch bis in den Winter 1993/ 
94 hinziehen. 
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2. Europäische Union 

Nach dem eindeutigen Ausgang des dänischen Refe-
rendums vom 18. Mai 1993 ist ein Hindernis auf dem 
Weg zum Inkrafttreten des Vertrags über die Europäi-
sche Union aus dem Weg geräumt worden. Somit 
wurde mit Ausnahme Großbritanniens in sämtlichen 
Mitgliedstaaten das innerstaatliche Zustimmungsver-
fahren abgeschlossen. Das in Edinburgh für Däne-
mark vereinbarte Lösungspaket erforderte keine 
erneute Ratifizierung in den Mitgliedstaaten. Auch 
nach deutschem Verfassungsrecht bedurfte es keiner 
Zustimmung durch die gesetzgebenden Körperschaf-
ten, da es sich in voller Übereinstimmung mit dem 
Vertrag von Maastricht hält und keine über die 
Auslegung des Vertrags hinausgehenden Elemente 
beinhaltet. 

Schon vor Inkrafttreten des Vertrags wurden eine 
Reihe von Vorarbeiten zu seiner Umsetzung aufge-
nommen. Hierzu zählt vor allem die Ausgestaltung 
der künftigen Zusammenarbeit zwischen dem Rat, der 
Kommission und dem Europäischen Parlament im 
Wege von interinstitutionellen Vereinbarungen. Zu 
den Themenkomplexen Subsidiarität sowie zum Bür-
gerbeauftragten des Europäischen Parlaments (Om-
budsman) wurden die Verhandlungen weitgehend 
abgeschlossen. 

3. Europäisches Parlament 

Das Europäische Parlament (EP) hat unter der Präsi-
dentschaft von Dr. Egon Klepsch (CDU/EVP) auch im 
zweiten Halbjahr 1992 die europa- und weltpoliti-
schen Entwicklungen aktiv begleitet. 

Es sprach der im Februar neu ernannten Kommission 
mit großer Mehrheit sein Vertrauen aus. In Zukunft 
wird über diese Abstimmung politischen Charakters 
hinaus der Vertrag über die Europäische Union dem 
Parlament ein echtes Zustimmungsrecht zur Einset-
zung der Kommission bringen. 

Mit Rat und Kommission begannen die Verhandlun-
gen zur Implementierung des Vertrags über die Euro-
päische Union, zu der eine Reihe von interinstitutio-
nellen Abkommen zwischen den drei Organen zu 
schließen sind (s. Ziffer 42). 

Das Parlament arbeitet aber auch weiter an großen 
Zukunftsthemen Europas: Mit dem Bericht des Abge-
ordneten Hänsch verabschiedete es einen Entwurf für 
eine Konföderation europäischer Staaten nach dem 
Beitritt der EFTA-Länder und der mittel- und osteuro-
päischen Staaten. Ein Entwurf für eine europäische 
Verfassung wird derzeit erstellt (Bericht Oreja) und 
soll im Herbst 1994 im Plenum behandelt werden. 

4. Wirtschaftliche Entwicklung 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
befinden sich in einer ausgeprägten Rezession. Die 
Kommission, die noch im Frühjahr für 1993 ein Wachs-
tum von 0,7 % prognostiziert hatte, ging Mitte Juni von 
einem Rückgang der wi rtschaftlichen Leistung um 

0,5 % aus (Wachstum 1992: 1 %). Eine leichte Erho-
lung wird für die 2. Jahreshälfte 1993 erwartet. 

Die Arbeitslosigkeit (April 1993: 17 Mio.) wird weiter 
zunehmen und in diesem Jahr eine Quote von 11 % 
erreichen (1992: 10 %). Allerdings wird die In flation, 
die bereits in den vergangenen Jahren stetig gefallen 
war, weiter abnehmen. Schätzung 1993: 4,25 % (nach 
4,5 % 1992). Das Defizit aller staatlichen Haushalte 
der EG wird dagegen auf ca. 6,25 % des BIP zuneh-
men. 

Angesichts der sich abzeichnenden Wachstums-
schwäche hatte bereits der Europäische Rat in Edin-
burgh im Dezember 1992 eine Ini tiative zur Stimulie-
rung des Wachstums beschlossen, die neben nationa-
len Maßnahmen und deren Koordinierung auch die 
Finanzierung von Infrastrukturmaßnahmen durch die 
Europäische Investitionsbank (EIB) und einen neu zu 
errichtenden Europäischen Investitionsfonds (EIF) 
beinhaltet. 

Die Sonderfazilität der EIB in Höhe von 5 Mrd. ECU ist 
inzwischen etwa zur Hälfte belegt. Die Rechtsgrund-
lage für die Errichtung des EIF wurde in einer Regie-
rungskonferenz am 25. März 1993 beschlossen. Als 
Vertragsänderung ist sie ratifizierungsbedürftig. Sie 
wird voraussichtlich vor Jahresende in Kraft treten. 

Der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister hat sich 
seit Anfang des Jahres in allen seinen Sitzungen mit 
Fragen der Belebung von Wachstum und Beschäfti-
gung befaßt. In einer Sitzung mit den EFTA-Wi rt

-schafts- und Finanzministern am 19. April 1993 wur-
den gemeinsame Anstrengungen verabredet. Alle 
beteiligten Regierungen haben inzwischen na tionale 
Maßnahmen beschlossen und bereiten weitere vor. 

Der Europäische Rat in Kopenhagen am 21./22. Juni 
1993 beschloß ergänzende finanzielle Maßnahmen 
bzw. beauftragte den Rat mit ihrer Prüfung, um 
Infrastrukturvorhaben und die Schaffung von Arbeits-
plätzen kurzfristig zu erleichtern. Er beauftragte 
außerdem die Kommission, bis zu seiner Tagung im 
Dezember in Brüssel ein Weißbuch über eine mittel-
fristige Strategie für Wachstum, Wettbewerbsfähig-
keit und Beschäftigung vorzulegen, zu dem die Mit-
gliedstaaten der Kommission bis zum 1. September 
1993 Vorschläge machen werden. 

5. Binnenmarkt 

Der Berichtszeitraum umfaßt das erste Halbjahr nach 
Verwirklichung des europäischen Binnenmarktes 
zum 31. Dezember 1992. 

Wichtigstes Ereignis war die Abschaffung der Waren-
kontrollen an den Binnengrenzen mit Beginn des 
Jahres 1993. Die Bundesregierung wird mit Nach-
druck darauf hinwirken, daß so bald wie möglich auch 
auf Personenkontrollen an den Binnengrenzen ver-
zichtet werden kann. 

Weiterhin setzten die Gemeinschaft und die Mitglied-
staaten im Berichtszeitraum erfolgreich ihre Arbeiten 
fort, um bestehende Lücken des legisla tiven Teils des 
Binnenmarktprogramms zu schließen und die Umset-
zung von Binnenmarktrichtlinien voranzutreiben. Ins- 
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gesamt hat sich der Schwerpunkt der Arbeiten von 
den legislativen Initiativen hin auf die effektive und 
einheitliche Anwendung der Binnenmarktregeln ver-
lagert. 

6. Künftige Finanzierung der Gemeinschaft 

Die Kommission hat dem Rat mehrere zur Umsetzung 
des auf dem Europäischen Rat in Edinburgh beschlos-
senen Delors-Il-Pakets zur künftigen Finanzierung 
der Gemeinschaft erforderliche Rechtsakte auf dem 
Gebiet der Haushaltsdisziplin vorgelegt. Die Beratun-
gen darüber dauern noch an. Der Vorschlag für den ab 
1. Januar 1995 erforderlichen neuen Eigenmittel

-

beschluß wird in Kürze erwartet. Eine Lösung für die 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Rat und EP, 
die bisher einer neuen Interinstitutionellen Vereinba-
rung über die Haushaltsdisziplin im Wege stehen, 
zeichnet sich noch nicht ab. 

7. Haushalt der Gemeinschaft 

Die Kommission hat Mitte Juni 1993 den berichtigten 
Vorentwurf für den Haushalt 1994 in Höhe von 
73,3 Mrd. ECU (Verpflichtungsermächtigungen) und 
70,2 Mrd. ECU (Zahlungsermächtigungen) vorgelegt, 
über den der Budgetrat im Juli  in erster Lesung 
beraten wird. 

8. Agrarpolitik 

Die im Ministerrat am 27. Mai 1993 abgeschlossenen 
diesjährigen Agrarpreisverhandlungen standen ganz 
im Zeichen der vor einem Jahr verabschiedeten 
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik. Diese sieht 
für wichtige Produkte einschneidende Preissenkun-
gen vor, die durch direkte Einkommenstransfers an 

 die Landwirte ausgeglichen werden. 

Es ist gelungen, weitere Preissenkungsvorschläge der 
Kommission so weit zu ändern bzw. zu ergänzen, daß 
negative Auswirkungen aus dem Preispaket auf die 
Einkommen der deutschen Landwirte weitgehend 
vermieden werden. 

Es wurden erste Maßnahmen zur Vereinfachung der 
Durchführung der Reform ge troffen, die besonders in 
der schwierigen Einführungsphase von großer Bedeu-
tung sind. Kommission und Mitgliedstaaten sind 
bereit, weitere von Deutschl and verlangte Vereinfa-
chungen zu prüfen. 

Der Rat (Agrarfragen) hat durch die Verabschiedung 
des Agrarpreispakets am 27. Mai 1993 darüber hinaus 
die agrarpolitischen Voraussetzungen geschaffen, 
damit der Rat (Allgemeine Fragen) das zwischen der 
EG und den USA ausgehandelte Ölsaatenabkommen 
verabschieden konnte. Damit konnte ein S treit been-
det werden, der die Handelsbeziehungen der Ge-
meinschaft mit den USA erheblich belastete. Für die 
weiteren GATT-Verhandlungen wurde zugleich ein 
positives Signal gesetzt. 

9. Fischereipolitik 

Das erste Halbjahr 1993 war geprägt von erheblichen 
Preiseinbußen der Erzeuger vor allem bei Weißfisch, 
die zu Ausschreitungen unzufriedener Fischer in ver-
schiedenen Mitgliedstaaten führten. Auslösendes 
Element waren Billigeinfuhren aus Drittländern. 
Ursächlich sind jedoch gemeinschaftsinterne Struk-
turprobleme (geringe Fangmengen bei wichtigen 
Fischarten, Überkapazitäten, i llegale Fischerei) und 
Währungsverschiebungen. Ob die von der EG-Kom-
mission und den Mitgliedstaaten ge troffenen Maß-
nahmen zur Lösung der Probleme ausreichen, bleibt 
abzuwarten. 

10. Sozialpolitik 

Die Bundesregierung setzt sich weiterhin nachdrück-
lich für die Weiterarbeit am Aktionsprogramm zur 
Umsetzung der Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte der Arbeitnehmer ein. 

Hervorzuheben ist vor a llem, daß der Rat am 1. Juni 
1993 politisches Einvernehmen über einen gemeinsa-
men Standpunkt zum Richtlinienvorschlag zur Ar-
beitszeitgestaltung erzielt hat. Zum Richtlinienvor-
schlag „Europäische Betriebsräte" konnten wich tige 
Beratungsfortschritte erreicht werden. 

Für das Grünbuch der Kommission über die Zukunft 
der europäischen Sozialpolitik hat die Bundesregie-
rung einen Beitrag übermittelt, der Vorschläge sowohl 
zu den Anforderungen an EG-Rechtsetzung und 
Rechtsprechung im Sozialbereich als auch zu mögli-
chen Feldern für künftige EG-Mindeststandards ent-
hält. 

11. EG-Verkehrspolitik 

Nach jahrelangen mühsamen Verhandlungen konnte 
sich der Rat auf ein System zur Anlastung der Wege

-

kosten sowie über die schrittweise Freigabe der Kabo-
tage im Staßengüterverkehr der Gemeinschaft eini-
gen. Dieses Ergebnis stellt einen wesentlichen Durch-
bruch bei der Verwirklichung des Binnenmarktes im 
Verkehrssektor dar. 

Darüber hinaus verständigte sich der Rat auf eine 
Reihe künftig prioritärer Aktionsfelder im EG-Ver-
kehrssektor. 

Verabschiedet wurden Schlußfolgerungen 

— zum Weißbuch der Kommission über die künftige 
Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik, 

— zu den Beziehungen der Gemeinschaft mit Dritt-
ländern auf dem Gebiet des Luftverkehrs 

sowie eine Entschließung über eine gemeinsame 
Politik zur Sicherheit im Seeverkehr. 

Außerdem einigte sich der Rat — in Erwartung der 
noch ausstehenden Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments — vorbehaltlich notwendiger Anpassun-
gen nach Inkrafttreten des Maastrichter Vertrages auf 
bis Mitte 1995 befristete Entscheidungen zu Netzleit- 
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plänen für den kombinierten Verkehr, Straßenver-
kehr und für Binnenwasserstraßen in der Gemein-
schaft. Ergänzend hierzu wird das mit 325 Mio. ECU 
dotierte Aktionsprogramm Verkehrsinfrastruktur bis 
Ende 1994 fortgeschrieben. 

Am 5. April 1993 wurde das Verkehrsabkommen 
zwischen der Republik Slowenien und der Gemein-
schaft unterzeichnet. 

12. Umweltpolitik 

Mit einer Entschließung des Rates wurde das 5. EG-
Umweltaktionsprogramm angenommen, das nahtlos 
an  das Ende 1992 ausgelaufene 4. Aktionsprogramm 
anschließt und Schwerpunkte bei der Integra tion des 
Umweltschutzes in die Industrie-, Energie-, Ver-
kehrs-, Tourismus- und Agrarpolitik setzt. Das Pro-
gramm dient insbesondere auch der Implemen tierung 
der Beschlüsse der Konferenz für Umwelt und Ent-
wicklung (UNCED — Rio de J aneiro 1992). Nach 
Verabschiedung des Programms kommt es jetzt vor 
allem darauf an, die darin enthaltenen Ziele in kon-
krete Maßnahmen umzusetzen. 

Die Klimastrategie der EG wurde weiter vorangetrie-
ben. Der Rat verabschiedete die Entscheidung zum 
CO2-Beobachtungssystem und einigte sich über die 
Entscheidung zur Ratifizierung der Klimarahmenkon-
vention. Das Ziel, die Stabilisierung der CO2-Emissio-
nen in der Gemeinschaft auf dem Niveau von 1990 bis 
zum Jahre 2000 zu erreichen, wurde bekräftigt. Die 
Verhandlungen über die vorgeschlagene Einführung 
einer kombinierten CO2-/Energiesteuer wurden fo rt

-geführt. Es sind noch erhebliche Widerstände einiger 
Mitgliedstaaten zu überwinden. 

Der Rat verabschiedete ferner eine Richtlinie über 
Mindestanforderungen an  Schiffe, die gefährliche 
oder umweltschädliche Güter transportieren, sowie 
eine Entschließung zur Sicherheit im Seeverkehr, die 
u. a. die Einsetzung eines Ausschusses „Sichere 
Meere" vorsieht. Die Gemeinschaft hat damit ihre 
bisherige Zurückhaltung in Fragen der Sicherheit im 
Seeverkehr und der Verhütung der Meeresver-
schmutzung aufgegeben und sich erstmals zu ihrer 
Rolle als Motor einer neuen Phase in der internatio-
nalen Schiffsicherheitspolitik und der Bekämpfung 
der Meeresverschmutzung bekannt. 

13. Europa der Bürger 

Die Arbeiten zur Umsetzung der auf den Europäi-
schen Räten von Birmingham und Edinburgh zur 
Bürgernähe gefaßten Beschlüsse wurden im Berichts-
zeitraum fortgesetzt. 

Kriterien und Verfahren für die Anwendung des 
Subsidiaritätsprinzips sollen in einer interinstitutio-
nellen Vereinbarung festgelegt werden, für die Euro-
päisches Parlament und Rat Entwürfe ausgearbeitet 
haben; die Verhandlungen sind noch nicht abge-
schlossen. Die Kommission unterbreitet schon jetzt 
nur noch Vorschläge für Rechtsetzungsvorhaben, die 

ihrer Ansicht nach die Subsidiaritätskriterien erfül-
len. 

Zur Erhöhung der Transparenz der Gemeinschaftstä-
tigkeit plant der Rat eine Reihe von Maßnahmen wie 
erleichterten Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumen-
ten der Gemeinschaftsorgane und Veröffentlichung 
von Abstimmungsergebnissen im Rat. Bereits jetzt 
werden von Fall  zu Fall  Ratssitzungen öffentlich 
abgehalten. 

Durch folgende zum Teil noch im Vorbereitungssta-
dium befindliche Maßnahmen werden in Zukunft 
greifbare Fortschritte für die Bürger der Mitgliedstaa-
ten gewährleistet: 

— Fortentwicklung des Gemeinschaftsrechts; 

— Verabschiedung eines Wahlrechts für Unionsbür-
ger zum Europäischen Parlament und bei Kommu-
nalwahlen; 

— Schaffung eines Bürgerbeauftragten (Ombuds-
man); 

— Einführung eines neuartigen Verbundsystems 
konsularischer Hilfe für Staatsangehörige a ller 
EG-Mitgliedstaaten; 

— Durchführung des Schengen-Abkommens zum 
Abbau von Personenkontrollen an  den Binnen-
grenzen. 

Durch die gemeinschaftliche Informationspolitik sol-
len zugleich die Bürger der Gemeinschaft besser als 
bisher über die Fortschritte im Integrationsprozeß, 
aber auch über die anstehenden Probleme unterrich-
tet werden. 

14. GATT-Verhandlungen 

Für die Bundesregierung hat ein schneller und ausge-
wogener Abschluß der Uruguay-Runde des GATT 

 nach wie vor hohe Priorität. Nachdem es durch den 
Präsidentenwechsel in den USA und die französischen 
Wahlen im März zu weiteren Verzögerungen bei den 
Verhandlungen der Uruguay-Runde gekommen war, 
hat sich der Verhandlungsprozeß seit April zunächst 
informell im Quad-Rahmen (EG, USA, Japan, Kanada) 
wieder intensiviert. Die Verhandlungen zur Vorberei-
tung eines umfassenden Marktzugangspakets, das 
auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Tokyo im Juli bera-
ten werden soll, haben positive Ansätze gezeigt. 
Grundlage für die im zweiten Halbjahr geplanten 
Abschlußverhandlungen werden der Entwurf eines 
Abschlußdokuments („Dunkel-Papier”), das zwi-
schen Kommission und USA erzielte Einvernehmen in 
den Agrarkapiteln der Uruguay-Runde („Blair-
House-Agreement") und die Ergebnisse der Marktzu-
gangsverhandlungen in Tokyo sein. 

Frankreich hat nach erheblichen Widerständen einem 
Abkommen zwischen der Gemeinschaft und den 
USA, das den Ölsaaten-Streit beilegt, zugestimmt und 
damit einen wichtigen Schritt in Richtung auf eine 
Einigung im Gesamtrahmen ermöglicht. 
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15. Erweiterung der Gemeinschaft 

Entsprechend Beschlüssen des Europäischen Rates 
von Edinburgh führt die Gemeinschaft mit Österreich, 
Schweden und Finnland seit dem 1. Februar und mit 
Norwegen seit dem 5. April 1993 Beitrittsverhandlun-
gen. Ziel ist die vollständige und sofortige Über-
nahme des gemeinschaftlichen Besitzstandes („Ac-
quis Communautaire”) nach dem Stand des Vertrages 
von Maastricht über die Europäische Union. 

Der Europäische Rat in Kopenhagen hat beschlossen, 
die Verhandlungen so zu führen, daß die Erweiterung 
der Europäischen Union zum 1. Januar 1995 verwirk-
licht wird. 

Nach dem negativen Ausgang des Referendums über 
den Beitritt zum Europäischen Wirtschaftsraum in der 
Schweiz vom 6. Dezember 1992 hat die schweizeri-
sche Regierung zwar grundsätzlich an  dem Beitritts-
antrag festgehalten, an den Beitrittsverhandlungen 
jedoch nicht teilgenommen. Die Stellungnahme der 
EG-Kommission wird diesem Umstand Rechnung tra-
gen. 

Der Europäische Rat in Kopenhagen hat darüber 
hinaus erklärt, daß die assoziierten Staaten Mittel- 
und Osteuropas (Polen, Ungarn, Rumänien, Bulga-
rien, Tschechische Republik und Slowakische Repu-
blik) bei Erfüllung bestimmter Kriterien der Gemein-
schaft beitreten können. 

16. EWR 

Durch das am 17. März 1993 unterzeichnete Anpas-
sungsprotokoll sind die Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten des EWR-Abkommens ohne die Schweiz 
geschaffen worden. Das Anpassungsprotokoll sieht 
u. a. eine Kompensation der durch die Nichtteilnahme 
der Schweiz entstandenen Finanzierungslücke im 
Kohäsionsfonds durch die übrigen EFTA-Staaten vor. 
Weiterhin wurden die Abkommen über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Produkten bereits am 
15. April 1993 in Kraft gesetzt. Die Ratifikationsver-
fahren für EWR-Abkommen und Anpassungsproto-
koll sind in den Vertragsstaaten im Gange bzw. bereits 
abgeschlossen. Durch das EWR-Abkommen wird der 
Binnenmarkt um ca. 30 Millionen zusätzliche Ver-
braucher erweitert. 

17. Transatlantische Beziehungen und Beziehungen 
EG-Japan 

Auf der Grundlage und in Ausführung der Transatlan-
tischen Erklärung EG-USA vom November 1990 fan-
den wiederum mehrere hochrangige Treffen zur Erör-
terung insbesondere bilateraler Fragen statt, darunter 
im Mai 1993 das halbjährliche Gipfeltreffen zwischen 
der EG-Präsidentschaft (Premierminister Rasmussen) 
und der EG-Kommission (Präsident Delors) einerseits 
sowie den USA (Präsident Clinton) andererseits. Erör-
tert wurden u. a. die Themen Uruguay-Runde des 
GATT, Rußlandhilfe, Wachstumsinitiative und Zu-
sammenarbeit bei der Energieeinsparung. Ferner tra-
fen der amerikanische Außenminister Christopher 

und seine EG-Kollegen im Juni 1993 in Luxemburg 
zusammen. Präsident Clinton hat seine feste Unter-
stützung für den Europäischen Einigungsprozeß 
unterstrichen. Die Entwicklung der letzten Monate 
zeigt, daß die handelspolitische Strategie der neuen 
US-Regierung inzwischen an  Konturen gewonnen 
hat. Auch in den USA wird die Bedeutung des 
Außenhandels für die Überwindung der Rezession 
erkannt. Ein schneller Erfolg der Uruguay-Runde bis 
zum Jahresende wird angestrebt. Gleichwohl beste-
hen in wichtigen Sektorenfragen Probleme (amerika-
nische Verhängung von Ausgleichsabgaben und 
Antidumping-Zöllen auf Stahlimporte aus der EG, 
Auseinandersetzung im Bereich öffentliche Aufträge 
und Meinungsverschiedenheiten bei staatlicher För-
derung der Entwicklung von Großflugzeugen). 

Auch mit Kanada wurde der institutionalisierte politi-
sche Dialog fortgeführt. 

Die Fortentwicklung der Beziehungen EG-Japan 
wurde bestimmt durch ein Treffen der EG-Kommis-
sion mit der japanischen Regierung im Januar 1993 
auf der Grundlage der Gemeinsamen Erklärung vom 
Juli 1991. Als Ergebnis dieses Treffens wurde eine 
Expertengruppe zur Analyse der Ursachen des Han

-delsungleichsgewichts eingesetzt. Die Zusammenar-
beit soll verstärkt werden (u. a. in den Bereichen 
Forschung, Umwelt und Energie). Problematisch ist 
das starke Defizit im bilateralen Handel zwischen der 
EG und Japan  (ca. 32 Mrd. US-Dollar zugunsten 
Japans in 1992). Demgemäß bleibt die Frage der 
Öffnung des japanischen Marktes prioritäres Thema 
des Dialogs EG-Japan. 

18. Beziehungen zu den Staaten Mi ttel- und 
Osteuropas (MOE) und den Neuen Unabhängigen 
Staaten (NUS) 

Die Assoziierungsabkommen mit Ungarn und Polen 
wurden am 18. Juni im Deutschen Bundestag verab-
schiedet. Gleiche Abkommen mit der Tschechischen 
Republik und der Slowakischen Republik wurden am 
23. Juni paraphiert. Die Assoziierungsabkommen mit 
Rumänien und Bulgarien wurden im Frühjahr unter-
zeichnet. 

Der Europäische Rat in Kopenhagen hat zur Zusam-
menarbeit der Gemeinschaft mit den MOE wich tige 
Beschlüsse gefaßt: So wird diesen Staaten die Mög-
lichkeit des Beitritts eröffnet, sobald sie bestimmte 
Voraussetzungen der Mitgliedschaft erfüllen; weiter-
hin wurde eine Intensivierung und Strukturierung des 
Dialogs und eine Verbesserung des Marktzugangs 
beschlossen. Zusätzlich zu den bereits im Mai 1992 
unterzeichneten Handels- und Kooperationsabkom-
men mit Albanien und den baltischen Staaten wurde 
am 5. April ein gleichartiges Abkommen mit Slowe-
nien unterzeichnet. Alle diese Abkommen sind nicht-
präferenzieller Natur und eröffnen eine Assozi-
ierungsperspektive. Im Hinblick auf die Baltischen 
Staaten hat der Europäische Rat in Kopenhagen die 
Kommission aufgefordert, Vorschläge zur Fortent-
wicklung der bestehenden Vereinbarungen zum Frei-
handelsabkommen vorzulegen. 

9 
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Die umfangreichen Hilfsprogramme der G 24-Staa-
ten, darunter vor allem das PØ-Programm, wur-
den  auch im Berichtszeitraum fortgesetzt; für die 
fortgeschrittenen Reformländer (Visegrad-Staaten) 
wurde die Erstreckung des PØ-Programms auf 
den Bereich Investitionsförderung beschlossen. 

Die Zusammenarbeit der Gemeinschaft mit den 
Neuen Unabhängigen Staaten (NUS) vollzieht sich 
auf der Grundlage von Partnerschafts- und Koopera-
tionsabkommen. Sie sind nichtpräferenzieller Natur 
und dienen dem Ziel einer graduellen Integra tion der 
Wirtschaft der NUS in den Prozeß der internationalen 
Arbeitsteilung und in das Welthandelssystem. 

Im Frühjahr 1993 wurden die Vertragsverhandlungen 
mit Weißrußland, Ukraine und Kasachstan aufgenom-
men. Das Mandat für die bereits im November 1992 
begonnenen Verhandlungen mit Rußland ist inzwi-
schen dahin gehend abgeändert worden, daß die 
Möglichkeit eröffnet wird, ein Freihandelsregime zwi-
schen der Gemeinschaft und Rußland zu vereinbaren. 
Die Regelung der Vergabe von Mitteln im Rahmen 
des TACIS-Programms an  Rußland ist im April durch 
eine gemeinschaftliche Verordnung ge troffen wor-
den. 

19. Jugoslawien, ehemaliges 

Das Sanktionsregime der Vereinten Nationen (VN) 
und der Gemeinschaft gegenüber Serbien und Mon-
tenegro wurde durch eine weitere VN-Sicherheits-
ratsresolution vom 17. April 1993 verschärft und durch 
eine Gemeinschaftsverordnung umgesetzt. Die Be-
mühungen um eine möglichst lückenlose Kontrolle 
und Durchführung der Embargobeschlüsse wurden 
verstärkt, u. a. durch personelle Aufstockung der im 
EG-/KSZE-Rahmen tätigen Sanktionsunterstützungs-
missionen und durch WEU-Aktionen zur Unterstüt-
zung der zur Durchsetzung des Embargos auf der 
Donau bereits ergriffenen Maßnahmen. 

Die von der Gemeinschaft mit Slowenien als erster 
Nachfolgerepublik des ehemaligen Jugoslawien aus-
gehandelten Abkommen (Handels- und Kooperati-
onsabkommen, Finanzprotokoll, Verkehrsabkom-
men) wurden am 5. April 1993 von beiden Seiten 
unterzeichnet. 

Die praktische Umsetzung der vom Europäischen Rat 
in Edinburgh beschlossenen Sonderhilfe der Gemein-
schaft und ihrer Mitgliedstaaten für die ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien in Höhe von 
insgesamt 100 Mio. ECU ist angelaufen. Sie wird von 
der EG-Kommission koordiniert. 

20. Türkei 

Nachdem der Rat im November 1992 eine Intensivie-
rung des politischen Dialogs zwischen der EG und der 
Türkei beschlossen hatte, arbeiten beide Seiten nun-
mehr im wirtschaftlichen Bereich intensiv zusammen, 
urn die noch bestehenden Hindernisse für die Vollen-
dung der Zollunion zum 1. Januar 1995 zu besei tigen. 
Diesem Ziel diente auch die Tagung des Assoziations

-

ausschusses am 16. April 1993. Die Türkei hält an 
ihrem Wunsch fest, Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft zu werden. 

21. Israel, Nah- und Mittelost, Maghreb 

Im Rahmen des 11. Kooperationsrates EG-Israel am 
1. Februar 1993 haben beide Seiten ihren Wunsch 
nach einer Vertiefung der Beziehungen im politischen 
und wirtschaftlichen Bereich bekräftigt. Israel strebt 
den Abschluß eines neuen und erweiterten Koopera-
tionsabkommens noch in diesem Jahr an. Anläßlich 
des Besuchs von Außenminister Peres in Bonn im 
März 1993 hat die Bundesregierung erklärt, daß sie 
Israel in seinen Bemühungen nach Kräften unterstüt-
zen wird. 

Im multilateralen Teil des Nahost-Friedensprozesses 
hat die Gemeinschaft entsprechend den Beschlüssen 
des Europäischen Rates eine aktive und konstruktive 
Rolle übernommen. Dies gilt insbesondere im Hin-
blick auf die Arbeitsgruppe „Regionale wirtschaft-
liche Zusammenarbeit", in der die Gemeinschaft den 
Vorsitz führt. Zusammen mit der EG-Kommission hat 
die Bundesregierung konkrete Vorschläge für den 
Aufbau von Handelsbeziehungen in der Region in die 
Beratungen der Gruppe eingeführt, die von allen 
Teilnehmern als gute Grundlage für ein regionales 
Konzept zur Öffnung der Märkte im Rahmen einer 
Friedensordnung begrüßt wurden. Die Beiträge der 
Gemeinschaft in den multilateralen Arbeitsgruppen 
wurden positiv aufgenommen und als Beweis der 
Entschlossenheit der EG gewertet, den Friedenspro-
zeß nachhaltig zu unterstützen. 

Die Beratungen über ein Verhandlungsmandat für 
den Abschluß eines Partnerschaftsabkommens mit 
Marokko wurden auf Arbeitsebene fortgesetzt. 

22. Lomé-IV-Abkommen 

Der AKP-EWG-Ministerrat trat am 17./18. Mai 1993 zu 
seiner 18. Sitzung zusammen. Verhandlungen über 
die anstehende Revision des Lomé-IV-Abkommens 
sollen unter belgischer Präsidentschaft vorbereitet 
werden. 

23. Lateinamerika und Asien 

Die EG setzte ihren auf Außenministerebene einge-
richteten politisch-wirtschaftlichen Dialog mit den 
Ländern Zentralamerikas und Südamerikas im Rah-
men der San  José-IX-Konferenz (Februar 1993, San 

 Salvador) und des EG-Rio-Treffens (April 1993, 
Kopenhagen) fort. Mit den bei diesen Anlässen unter-
zeichneten fortschrittlichen Kooperationsabkommen 
EG-Zentralamerika bzw. EG-Andenpakt ist die 
Novellierung der zwischen der EG und den einzelnen 
lateinamerikanischen Staaten bzw. Regionen beste-
henden Kooperationsabkommen abgeschlossen wor-
den. 

 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5682 

Das 10. EG-ASEAN-Außenministertreffen in Manila 
(29./30. Oktober  1992) hat das starke Interesse der EG 
am Ausbau ihrer Beziehungen zur südostasiatischen 
Wachstumsregion gezeigt. Die europäischen Unter

-

nehmen sind dabei aufgefordert worden, verstärkt 
ihre Investitionschancen in Südostasien zu nutzen. 
Zugleich ist deutlich geworden, daß sich das Verhält-
nis beider Regionen zueinander gewandelt hat: Es ist 
nicht mehr das von Industrie- zu Entwicklungslän-
dern, sondern eine gleichgewich tige Partner-
schaft. Ein Verhandlungsmandat für ein neues Koope-
rationsabkommen wird allerdings weiter von Portugal 
unter Hinweis auf die Ost-Timor-Frage blockiert. Das 
11. Außenministertreffen EG-ASEAN soll im Septem-
ber 1994 in Deutschland stattfinden. 

Der Rat hat das Kooperationsabkommen mit Indien 
am 1. Juli  1993 gebilligt. Zur Unterzeichnung ist es 
bisher wegen internen Klärungsbedarfs auf indischer 
Seite nicht gekommen. Die Verhandlungen über ein 
neues Kooperationsabkommen mit Sri  Lanka wurden 
am 22./23. März 1993 aufgenommen. Wegen unter-
schiedlicher Auffassungen in der Frage der Einbezie-
hung einer Menschenrechtsklausel in den Vertrags-
text kam eine Paraphierung noch nicht zustande. 

IL Schwerpunkte der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit (EPZ) 

24. Europäische Politische Zusammenarbeit, Überblick 

Die Bemühungen der Gemeinschaft und ihrer Mit-
gliedstaaten, weltweit konstruktiv an der Beilegung 
der zahlreichen Regionalkonflikte mitzuwirken, stan-
den auch im ersten Halbjahr 1993 im Mittelpunkt der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit. Das 
Hauptaugenmerk galt dabei der Entwicklung im ehe-
maligen Jugoslawien, wo die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten ihre Anstrengungen zur Beendigung 
der Kämpfe in Bosnien-Herzegowina verstärkte, aber 
bisher ohne Erfolg blieb. 

Die Umgestaltungsprozesse in den mittel- und osteu-
ropäischen Staaten unterstützten die Gemeinschaft 
und die Mitgliedstaaten politisch und wirtschaft lich. 
Besondere Bedeutung kam dabei dem Politischen 
Dialog mit diesen Staaten zu, der immer mehr auf 
vertraglicher Basis geführt wird. 

Außerdem werden im Rahmen der EPZ die Bemühun-
gen vieler Staaten um mehr Demokratie beobachtet 
und in gemeinsamen Erklärungen und mit Aktionen 
unterstützt. Ausgehend von der gemeinsamen Über-
zeugung, daß die Achtung der Menschenrechte welt-
weit durchgesetzt werden muß, intervenierten die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten immer dann, 
wenn sie die Menschenrechte gefährdet oder verletzt 
sahen. So verliehen sie ihrer Auffassung Nachdruck, 
daß gemeinsame Außenpolitik gegenüber Drittstaa-
ten immer auch Menschenrechtspolitik sein muß. 

25. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP) 

Der Übergang von der EPZ zur GASP, der mit 
Abschluß der Ratifizierung des Vertrages über die 
Europäische Union im 2. Halbjahr 1993 erfolgen wird, 
wurde bereits im Berichtszeitraum eingeleitet. So 
wurden EPZ-Themen bei den monatlichen Tagungen 
des Allgemeinen Rates in Brüssel bzw. Luxemburg 
behandelt, die gesonderten EPZ-Ministertreffen ent-
fielen. Der Tagungsrhythmus des Politischen Komi-
tees wurde auf zwei bis drei Wochen verkürzt. 
Tagungsort war zunehmend Brüssel. Auf dem Gebiet 
der Sicherheitspolitik und zur Vorbereitung des 
neuen Verfahrens der Gemeinsamen Aktion fanden 
Vorarbeiten statt. 

26. Jugoslawien, ehemaliges 

Der Konflikt im ehemaligen Jugoslawien blieb das 
wichtigste Thema der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit (EPZ). Die Bemühungen um eine 
Lösung der Konflikte auf dem Verhandlungswege 
führten zur Ausarbeitung des Entwurfs eines Frie-
densplanes für Bosnien-Herzegowina unter dem Vor-
sitz von Cyrus Vance und Lord Owen, der auf dem 
Treffen aller Konfliktparteien am 2. Januar 1993 
vorgelegt wurde. Kernpunkte des Plans: Bosnien

-

Herzegowina bleibt als weitgehend dezentralisierter 
Staat in seinen Außengrenzen erhalten; die Provinzen 
haben keine eigene Völkerrechtssubjektivität; inner-
halb Bosnien-Herzegowinas herrscht Freizügigkeit; 
gesamter Staat soll schrittweise unter VN- und EG

-

Aufsicht demilitarisiert werden. Die EG-Außenmini-
ster sicherten in ihrer „Erklärung über Bosnien

-

Herzegowina" dem Vance-Owen-Friedensplan am 
1. Februar 1993 ihre volle Unterstützung zu. Der 
Fortgang der Verhandlungen mit den Konfliktpar-
teien im Frühjahr wurde erheblich durch die andau-
ernden Kämpfe erschwert. Versuche, durch Verschär-
fung des Sanktionsregimes insbesondere die serbi-
sche Seite zum Einlenken zu bewegen, waren nur sehr 
bedingt erfolgreich. Zwar unterzeichnete der Serben- 
führer Karadzic Anfang Mai 1993 den Vance-Owen-
Plan, doch lehnte das selbstemannte „Parlament" der 
bosnischen Serben in Pale am 6. Mai 1993 den 
Friedensplan ab; die Ablehnung wurde durch ein 
Referendum der bosnischen Serben am 15./16. Mai 
1993 bestätigt. Dennoch blieb die Gemeinschaft in 
ihrer Stellungnahme vom 18. Mai 1993 bei ihrer vollen 
Unterstützung des Friedensplans. 

Zwischenzeitlich hat sich jedoch die politische und 
militärische Lage für Bosnien-Herzegowina weiter 
verschlechtert. Kroatien und Serbien haben nunmehr 
den Gedanken einer Dreiteilung Bosniens in die 
internationalen Verhandlungen eingeführt. Der Euro-
päische Rat in Kopenhagen hat in seiner Erklärung 
über Bosnien-Herzegowina klargestellt, daß die 
Gemeinschaft keine Lösungen akzeptieren werde, die 
von den Serben und Kroaten auf Kosten der bosni-
schen Moslems diktiert werde. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben die 
Tätigkeit des Sonderbeauftragten der Menschen- 
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rechtskommission der VN, des früheren polnischen 
Ministerpräsidenten Mazowiecki, begrüßt und nach-
haltig unterstützt. Die Gemeinschaft hat für die notlei-
denden Menschen in Bosnien-Herzegowina ihr 
umfangreiches Hilfsprogramm fortgeführt, wobei ein 
besonderer Schwerpunkt auf Sarajevo lag. Die Mis-
sion der EG-Beobachter bleibt weiterhin im Einsatz; 
sie wird als Schlüsselelement bei der fried lichen 
Beilegung der Krise angesehen. 

27. Mittel-, Ost- und Südosteuropa 

Die Beziehungen zu den Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion wurden weiter ausgebaut, um auch auf 
diese Weise die Reformprozesse in diesen Staaten zu 
unterstützen. Die Entwicklung in der Region wurde 
durch Nationalitätenkonflikte vor allem in Armenien 
und Aserbaidschan und in Georgien stark beeinträch-
tigt. In Erklärungen forderten die Gemeinschaft und 
die Mitgliedstaaten die be troffenen Parteien im Berg-
Karabach-Konflikt zu konkret bezeichneten Schritten 
zur Konfliktbeilegung auf. 

Der Politische Dialog mit den Staaten der Region 
wurde intensiv geführt. Troikabegegnungen fanden 
statt, bei denen wichtige Themen der Weltpolitik 
besprochen wurden. Besonders intensiv wurden die 
Kontakte zu Rußland und zur Ukraine gepflegt. 

Im Politischen Dialog mit den MOE-Staaten st and 
deren Wunsch im Mittelpunkt, schnell möglichst nah 
an  die Gemeinschaft herangeführt zu werden. Der 
Europäische Rat in Kopenhagen bekräftigte die Bei-
trittsperspektive zur Europäischen Union für die 
MOE-Staaten, mit denen die EG Europa-Abkommen 
abgeschlossen hat, und vereinbarte die Intensivie-
rung des politischen Dialogs mit diesen Staaten. Die 
mit der früheren Tschechoslowakei etablierte Zusam-
menarbeit wurde mit ihren beiden Nachfolgestaaten 
weitergeführt. 

28. Humanitäre Hilfe 

Hilfe für die Menschen im ehemaligen Jugoslawien 
und in Somalia, deren Verstärkung und bessere 
Abstimmung standen im Mittelpunkt der Aktivitäten 
der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten -im 
Berichtszeitraum. Die EG-task-force koordinierte 
auch weiterhin die humanitäre Hilfe der Gemein-
schaft und der Mitgliedstaaten für die notleidende 
Bevölkerung in Bosnien-Herzegowina. 

Für Somalia haben sich die Zwölf zu verstärkten 
Hilfeleistungen verpflichtet. Dabei soll der Schwer-
punkt zunehmend auf der Wiederaufbauhilfe lie-
gen. 

29. Menschenrechte 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten vertreten 
konsequent die Politik, daß Achtung, Durchsetzung 
und Schutz der Menschenrechte grundlegender 
Bestandteil internationaler Beziehungen sind. Sie 

setzten dabei alle Mittel von der vertraulichen Demar-
che bis zur öffentlichen Erklärung ein, um dieser 
Politik Nachdruck zu verleihen. Sie konnten weltweit 
einen wachsenden Konsens über den Zusammenhang 
von pluralistischer Demokratie, Achtung der Men-
schenrechte und Entwicklung konstatieren. Ihr 
geschlossenes Auftreten wirkte meinungsbildend und 
trug zur Vorbereitung der Weltmenschenrechtskonfe-
renz bei. 

30. Vereinte Nationen 

Die Gemeinschaft wird insbesondere im Wirtschaftbe-
reich immer mehr zum Hauptverhandlungspartner 
der Entwicklungsländer in den verschiedenen Dis-
kussions- und Verhandlungsforen der Vereinten 
Nationen. 

Beim Bemühen um Reformen im Wirtschafts- und 
Sozialbereich der VN waren erste Erfolge zu buchen, 
aber der Reformprozeß erweist sich als schwierig. 

31. Vereinte Nationen, KSZE 

Im Mittelpunkt der Abstimmung der Gemeinschaft 
und der Mitgliedstaaten stand die Bildung der Kom-
mission für nachhaltige Entwicklung, die Wahlen zur 
Menschenrechtskommission in Genf sowie die Be-
handlung von Einzelthemen. Schwerpunkt dabei war 
die Koordinierung der Behandlung des Jugoslawien-
konflikts in den verschiedenen VN-Gremien. Fo rt

-schritte wurden bei der Abstimmung in Grundsatzfra-
gen innerhalb der Gemeinschaft erzielt. 

Bei der Schaffung einer einheitlichen KSZE-Struktur 
bilden die Zwölf mit ihren Vorschlägen einen wichti-
gen Nukleus für den Konsens innerhalb der KSZE

-

Staatengemeinschaft. Der KSZE-Generalsekretär, 
Botschafter Dr. Wilhelm Höynck, dessen Kandidatur 
von allen Mitgliedstaaten . der Gemeinschaft unter-
stützt wurde, hat Mitte Juni seine Arbeit aufgenom-
men. 

32. Friedensordnung im Nahen Osten 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben im 
Vorfeld der 9. Runde der Nahost-Friedensverhand-
lungen durch wiederholte Kontakte mit den direkt 
Betroffenen darauf gedrängt, daß die Parteien an  den 
Verhandlungstisch zurückkehren. Aktiv haben sie 
sich an  den multilateralen Verhandlungen über die 
Themen Rüstungskontrolle und regionale Sicherheit, 
regionale wirtschaftliche Entwicklung, Wasser, Um-
welt' sowie Flüchtlingsfragen beteiligt. Ziel dieser 
Bemühungen ist es, zu einem umfassenden Verhand-
lungsfrieden beizutragen. 
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33. Außenbeziehungen zu anderen Regionen 

Afrika 

Die Beziehungen zu vielen Staaten Afrikas waren 
geprägt von deren schwierigem Weg zu mehr Demo-
kratie. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
begrüßten die Abhaltung von Wahlen in Niger und 
Kenia sowie die in Sierra Leone verkündeten Reform-
maßnahmen und drängten auf deren Umsetzung. An 
Äquatorialguinea, Kamerun, Tschad und Uganda 
ergingen Appelle zur Respektierung der Menschen-
rechte. In weiteren Erklärungen wurden die militäri-
schen Ausschreitungen in Togo verurteilt, zur ange-
spannten Lage in Zaire Stellung genommen, die 
Fortschritte zur Beilegung des Ruanda-Konfliktes und 
die Entwicklung in Malawi begrüßt und Aussagen 
zum Verhandlungsprozeß in Südafrika gemacht. Die 
Erhöhung des politischen Profils der Gemeinschaft 
und ihrer Mitgliedstaaten bildeten einen Schwer-
punkt während der dänischen Präsidentschaft. 

Südliches Afrika 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten setzten 
ihre auf die völlige Abschaffung der Apartheid gerich-
tete Politik gegenüber Südafrika fo rt. Die Tätigkeit 
der EG-Beobachter wurde verlängert. Die Außenmi-
nister der Gemeinschaft beschlossen im Juni, ver-
stärkt entwicklungspolitische Maßnahmen zu ergrei-
fen und Restriktionen aufzuheben, sobald die politi-
sche Beteiligung der schwarzen Bevölkerungsmehr-
heit am Exekutiven Übergangsrat gewährleistet ist. 
Der Vorsitzende des Rats besuchte mit einer Troika

-

Delegation Südafrika. 

In Mosambik gehören mehrere Mitgliedstaaten der 
zentralen Überwachungs- und Kontrollkommission 
an, die die Implementierung des Friedensabkommens 
verfolgen soll. Die Einhaltung des Waffenstillstands 
würdigten die Zwölf, äußerten sich jedoch besorgt 
über die Verzögerung des Friedensplanes. In Angola 
forderten sie mehrfach zu einer unverzüglichen Been-
digung des Bürgerkrieges auf. 

Asien 

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten forde rten 
die Respektierung der Menschenrechte in Osttimor 
und Myanmar ein. Sie unterstützten mit Wahlhelfern 
die Abhaltung der Wahlen in Kambodscha und ver-
folgten mit großem Interesse den Friedensprozeß. Sie 

begrüßten, daß Nordkorea seinen Entschluß, aus dem 
Nichtverbreitungsvertrag auszuscheiden, zurückge-
nommen hat. Im Dialog mit China standen Menschen-
rechtsfragen im Mittelpunkt. 

Indien und Pakistan  wurden von der Gemeinschaft zur 
Wiederaufnahme von Gesprächen, insbesondere zum 
Kaschmir-Konflikt, aufgefordert. Auch in Afghanistan 
setzten sich die Zwölf für eine Beendigung der krie-
gerischen Auseinandersetzungen ein. 

Mittel- und Südamerika, Karibik 

Beim 3. Außenministertreffen mit der Rio-Gruppe im 
April wurde der Politische Dialog fortgesetzt. Die 
Minister waren sich einig, daß in der Region Frieden 
und Demokratie vorherrschen. Im Rahmen der San 

 José-Außenministerkonferenz wurde der Dialog mit 
dieser Staatengruppe weitergefüh rt. Die Regierung in 
El Salvador wurde aufgefordert, ihre Verpflichtungen 
aus dem Friedensvertrag vom Januar einzuhalten. In 
Guatemala verurteilten die Zwölf den Verfassungs-
putsch Serranos, der auch dank ihrer festen Haltung 
keinen Bestand hatte. So konnten sie im Juni die 
Rückkehr des Landes zur verfassungsmäßigen Ord-
nung begrüßen. In Haiti  unterstützt die Gemeinschaft 
die Bemühungen um eine Lösung der Krise. Achtung 
der Menschenrechte und die Notwendigkeit des 
Übergangs zu demokratischen Verhältnissen malm-
ten die Zwölf in Kuba an. 

34. Nichtverbreitung und Waffenexportpolitik 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten traten für 
die unkonditionierte und unbefristete Verlängerung 
des Nichtverbreitungsvertrages nach der Verlänge-
rungskonferenz 1995 ein. Innerhalb der IAEO setzten 
sie sich für die Verwirklichung der beschlossenen 
Reformen ein, die besserer Kontrolle dienen sollen. 
Die Mitarbeit in der Gruppe der Nuklearlieferländer 
und im Trägertechnologieregime (MTCR) wurde auch 
weiterhin innerhalb der Gemeinschaft abgestimmt. 
Im Rahmen der Australischen Gruppe, die sich mit der 
Nichtverbreitung chemischer und biologischer Waf-
fen und der Kontrolle von dual-use-Exporten befaßt, 
wurden die abgestimmten Aktivitäten der Zwölf fort-
gesetzt. Auf dem Gebiet der Waffenexportpolitik 
arbeiteten die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
weiter an  der Harmonisierung der einzelstaatlichen 
Linien. Eine wichtige Rolle spielten dabei die Folgen 
des Binnenmarktes. 

 



Drucksache 12/5682 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

B. Ausbau der Gemeinschaft und Integration nach innen 

L Institutionelle Fragen 

1. Europäische Union 

35. Europäische Union, Ratifikation des Vertrags in 
Deutschland 

Der Deutsche Bundestag hatte am 2. Dezember 1992 
mit überwältigender Mehrheit (540 von 568 abgege-
benen Stimmen) dem Vertrag von Maastricht zuge-
stimmt. Der Bundesrat billigte die Ratifikation des 
Vertrags am 18. Dezember 1992 einstimmig. Nach 
Unterzeichnung durch den Bundespräsidenten und 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt ist das Ratifi-
zierungsgesetz am 31. Dezember 1992 in Kraft getre-
ten. 

Wegen der beim Bundesverfassungsgericht anhängi-
gen Verfassungsbeschwerden gegen das Zustim-
mungsgesetz zum Vertrag über die Europäische 
Union hat die Bundesregierung die Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunde in Rom vorerst zurückgestellt. 
Die Beschwerdeführer rügen vor allem eine Verlet-
zung tragender staatlicher Strukturprinzipien (Arti-
kel 20 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 79 Abs. 3 GG). 
Das Urteil wird nach der für den 1. und 2. Ju li 

 anberaumten mündlichen Verhandlung über die Ver-
fassungsbeschwerden voraussichtlich nach der Som-
merpause verkündet. 

36. Europäische Union, Ratifikation des Vertrags in 
den Mitgliedstaaten 

Bis Jahresmitte 1993 wurde das innerstaatliche 
Zustimmungsverfahren in elf Mitgliedstaaten abge-
schlossen. In acht Mitgliedstaaten wurde die Zustim-
mung durch die zuständigen gesetzgebenden Körper-
schaften erteilt, während in Irland (18. Juni 1992), in 
Frankreich (20. September 1992) und in Dänemark 
(2. Juni 1992 und 18. Mai 1993) Volksabstimmungen 
stattfanden. Mit Ausnahme des Vereinigten König-
reichs von Großbritannien und Nordirland sowie der 
Bundesrepublik Deutschland haben alle Mitglied-
staaten ihre Ratifikationsurkunden bei der italieni-
schen Regierung in Rom hinterlegt. 

Das in Großbritannien verabschiedete Zustimmungs-
gesetz sieht vor, daß noch vor der Ratifikation des 
Vertrages durch die britische Regierung eine geson-
derte Abstimmung über das Einrücken Großbritan-
niens in das Sozialabkommen durchgeführt wird, und 
zwar sowohl im Unterhaus als auch im Oberhaus. 

37. Europäische Union, künftige Mitwirkung des 
Deutschen Bundestages 

Artikel 23 Abs. 3 (neu) GG und das „Gesetz über die 
Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deut-
schem Bundestag in Angelegenheiten der Europäi-
schen Union" statuierten umfangreiche Unterrich-
tungspflichten der Bundesregierung sowie die Ver-
pflichtung, Stellungnahmen des Deutschen Bundesta-
ges zu Rechtsetzungsvorhaben der Gemeinschaft zu 
berücksichtigen. Die konkrete Ausgestaltung der 
Funktionsweise des gem. Artikel 45 (neu) GG zu 
bildenden Ausschusses für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union des Deutschen Bundestages 
(Unionsausschuß) sind derzeit Gegenstand parla-
mentsinterner Beratungen. Der Ausschuß kann 
ermächtigt werden, die dem Deutschen Bundestag 
nach Artikel 23 (neu) GG zustehenden Rechte (vor 
allem Abgabe von Stellungnahmen, die von der 
Bundesregierung ihren Verhandlungen im Rat 
zugrunde zu legen sind) wahrzunehmen. 

38. Sitz der Organe 

Auf dem Europäischen Rat von Edinburgh im Dezem-
ber 1992 wurde Einigung über die Sitze von Europäi-
schem Parlament, Rat, Kommission, Europäischem 
Gerichtshof und Gericht erster Instanz, Wirtschafts- 
und Sozialausschuß, Rechnungshof und Europäischer 
Investitionsbank erzielt. Offen blieben Sitzfragen 
wichtiger neu einzurichtender EG-Institutionen (Um-
weltagentur, Europäisches Markenamt, Europol und 
vor allem Europäische Zentralbank). Die Bundesre-
gierung tritt mit allem Nachdruck für die Vergabe des 
Sitzes der Europäischen Zentralbank nach Frankfurt/ 
Main ein. Die Sitzfragen sollen auf die Tagesordnung 
eines für Herbst 1993 geplanten Sondertreffens des 
Europäischen Rates gesetzt werden. 

2. Europäisches Parlament 

39. Europäisches Parlament, Anzahl der deutschen 
Mandate 

Der Beschluß des Europäischen Rats von Edinburgh, 
zur Europawahl 1994 die Anzahl der Parlamentarier 
von 9 der 12 Mitgliedstaaten zu erhöhen, wurde vom 
Außenministerrat am 1. Februar 1993 durch eine 
Änderung des EG-Direktwahlakts umgesetzt. Die 
Gesamtzahl der EP-Sitze erhöht sich damit von 518 auf 
561, wobei Deutschland mit künftig 99 Sitzen (statt 
bisher 81) das größte Abgeordnetenkontingent stellen 
wird. Die neue Sitzverteilung wird aber erst wirksam, 
wenn alle Mitgliedstaaten ratifiziert haben. Im 
Berichtszeitraum hat ein Mitgliedstaat, Irl and, diese 
Ratifikation bereits vollzogen. In sechs weiteren, dar- 
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unter auch Deutschland, wurde das Verfahren einge-
leitet. Das Verfahren in Deutschl and wurde noch vor 
der Sommerpause abgeschlossen. Aus technischen 
Gründen wird sich das Ratifikationsverfahren in ande-
ren Mitgliedstaaten voraussichtlich bis in den Winter 
1993/94 hinziehen. 

40. Europäisches Parlament, Rechtsetzung, 
Resolutionen 

Das Europäische Parlament hat, wie in den Verträgen 
vorgesehen, im Rahmen der verschiedenen Beteili-
gungsverfahren (Anhörung, Zusammenarbeit und 
Zustimmung des Europäischen Parlaments) am legis

-

lativen Prozeß der Gemeinschaft teilgenommen. 
Dabei wurden in vielen Fällen die Änderungsvor-
schläge des Parlaments von Kommission und Rat 
übernommen. Darüber hinaus hat das Europäische 
Parlament auch auf jeder seiner Plenarsitzungen mit 
Resolutionen und Berichten zu drängenden Fragen 
der europäischen und Weltpolitik engagiert Stellung 
genommen. 

In die Zukunft weist der von dem deutschen stellver-
tretenden Vorsitzenden der Sozialistischen Fraktion, 
Hänsch, erarbeitete Bericht für die Schaffung einer 
gesamteuropäischen Ordnung nach der Erweiterung 
der Gemeinschaft. Zentraler Gedanke des darin ent-
wickelten Ordnungskonzeptes ist der Aufbau einer 
konföderalen Zusammenarbeit für Europa mit Lö-
sungsansätzen für ein Gesamteuropa in den Berei-
chen Sicherheit, Wanderungsbewegungen, Energie-
versorgung, Umwelt- und Gesundheitsschutz, Ver-
brechensbekämpfung sowie Einhaltung der Men-
schenrechte und der Minderheitenrechte. Europarat 
und die KSZE sollen Teile dieses Systems werden 
(sektorale und regionale Aufgabenkonföderation). 
Auch eine Beschränkung der Arbeitssprachen in der 
Gemeinschaft wird angestrebt. 

Der von der deutschen CDU/EVP-Abgeordneten Lenz 
vorgelegte Bericht über die Menschenrechtspolitik 
der Gemeinschaft behandelt vor allem das Instrumen-
tarium, mit dem die Gemeinschaft in Zukunft die 
Einhaltung der Menschenrechte in Drittländern 
beeinflussen kann. In dem Bericht wird gefordert, daß 
innerhalb der Kommission eine „task force" für Men-
schenrechte unter Leitung eines dafür verantwortli-
chen Kommissars eingerichtet werden soll. Auch wird 
die Ernennung eines Hochkommissars der Vereinten 
Nationen und eines internationalen Gerichtshofs für 
Menschenrechte gefordert. In Zukunft sollen standar-
disierte Menschenrechtsklauseln in alle Koopera-
tions- und Handelsabkommen mit Drittländern aufge-
nommen werden. 

Eine Reihe von Entschließungen befaßt sich mit der 
zunehmenden Gefahr des Rechtsextremismus in 
Europa. Dabei werden die Vorgänge in Deutschl and 
zum Teil mit zum Anlaß genommen, die Bundesrepu-
blik Deutschland jedoch nicht gesonderter Kritik aus-
gesetzt. Das EP fordert  allerdings die Mitgliedstaaten 
auf, die Diskriminierung von Ausländern aus Dritt-
staaten gegenüber EG-Bürgern dadurch aufzuheben, 
daß das kommunale Wahlrecht nach 5 Jahren Aufent-
halt gewährt wird. In der EG geborene Kinder von 

Immigranten und Flüchtlingen sollen die Staatsbür-
gerschaft des Geburtslandes erhalten. 

Auch dem Krieg im ehemaligen Jugoslawien widmete 
sich das EP fast in jeder Sitzungsperiode. Dabei 
forderte es zumeist einen im Vergleich zum Rat 
härteren Kurs gegenüber Serbien und den bosnischen 
Serben. 

41. Europäisches Parlament, Dresden II-Konferenz zur 
Lage in den neuen Bundesländern 

Das Europäische Parlament hat mit der Veranstaltung 
der „Dresden II-Konferenz" Anfang Juni 1993 zur 
Lage in den neuen Bundesländern sein Interesse und 
Engagement für die Integra tion der fünf neuen Länder 
in die Gemeinschaft erneut unter Beweis gestellt. 
Rund 250 Teilnehmer diskutierten an  zwei Tagen 
über die Fragen wirtschaftliche Umstrukturierung, 
Aufbau der Infrastruktur, Übergangsregeln im Au-
ßenhandel und im Umweltbereich sowie über Maß-
nahmen der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik für die 
neuen Bundesländer. Die Bundesregierung und die 
Regierungen der neuen Länder waren während der 
Konferenz hochrangig vertreten. Auf Basis der Dis-
kussionen und Ergebnisse der „Dresden II-Konfe-
renz" will  das Europäische Parlament auf seiner 
Plenartagung im Ju li  1993 eine Entschließung verab-
schieden, die konkrete Empfehlungen für die weitere 
Politik der Gemeinschaft gegenüber den neuen Bun-
desländern enthalten wird. Die „Dresden II-Konfe-
renz" hat zum Ausdruck gebracht, daß zur Unterstüt-
zung des wirtschaftlichen Aufschwungs in den neuen 
Ländern und zu deren Integra tion in die Gemeinschaft 
weiterhin die Solidarität der Gemeinschaftsorgane 
erforderlich ist. 

42. Interinstitutionelle Vereinbarungen 

Die Ausgestaltung der Zusammenarbeit nach den 
neuen Regelungen des Vertrages über die Europäi-
sche Union ist Gegenstand von Beratungen über eine 
Reihe von interinstitutionellen Vereinbarungen. Die 
Bundesregierung hat an den Vorbereitungsarbeiten 
für diese Vereinbarungen aktiv mitgewirkt. Weitge-
hend abgeschlossen sind die Beratungen zur Aufga-
benstellung des Bürgerbeauftragten des Europäi-
schen Parlaments (Ombudsman) und zum Subsidiari-
tätsprinzip. Weitere Vereinbarungen zu den Befug-
nissen der nichtständigen Untersuchungsausschüsse 
sind beabsichtigt; Vorschläge dazu liegen vor. Wäh-
rend der interinstitutionellen Konferenz vom 7. Juni 
1993 in Luxemburg zu den Themen Bürgerbeauftrag-
ter und Subsidiarität konnte jedoch noch keine Eini-
gung herbeigeführt werden. Auch über Haushaltsfra-
gen soll wieder eine Vereinbarung beschlossen wer-
den. 

Das Europäische Parlament fordert darüber hinaus 
neue interinstitutionelle Vereinbarungen in den 
Bereichen Wirtschafts- und Währungsunion, gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik, inte rnationale 
Abkommen der Gemeinschaft und gemeinschaftli-
cher Gesetzgebungsprozeß (Entschließung vom 
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12. März 1993; „Roumeliotis-Bericht") sowie zum 
neuen Kodezionsverfahren (Entschließung vom 17. 
Dezember 1992). Die Forderungen im Roumeliotis-
Bericht laufen darauf hinaus, daß eine frühzeitige 
Information des Europäischen Parlaments sowie seine 
Konsultation und die Berücksichtigung seiner Stel-
lungnahmen verfahrensmäßig festgeschrieben wer-
den sollen. Zum Kodezionsverfahren sollen verfah-
rensrechtliche Einzelheiten festgelegt werden. 

3. Rat 

43. Rat, Wechsel des Vorsitzes 

Im 1. Halbjahr 1993 hatte das Königreich Dänemark 
den Vorsitz inne. Am 1. Juli  1993 übernahm das 
Königreich Belgien die Präsidentschaft. 

44. Klarere und einfachere Gestaltung des 
Gemeinschaftsrechts 

In seiner Tagung am 11./12. Dezember 1992 hat der 
Europäische Rat der Staats- und Regierungschefs den 
Auftrag erteilt, konkrete Maßnahmen für eine klarere 
und einfachere Gestaltung des Gemeinschaftsrechts 
zu ergreifen und dazu u. a. Leitlinien für die Abfas-
sung gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften zu erar-
beiten, die Kriterien umfassen, anhand derer die 
Qualität der Rechtsvorschriften überprüft werden 
soll. 

Der Entwurf von Leitlinien für die klarere und einfa-
chere Gestaltung gemeinschaftlicher Rechtsvorschrif-
ten ist seit März 1993 auf Ratsebene intensiv erörtert 
worden. Die Beratungen konnten im Juni 1993 abge-
schlossen werden. Die Leitlinien hat der Allgemeine 
Rat am 8. Mai 1993 in seiner Entschließung über die 
redaktionelle Qualität der gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften angenommen. Sie sind weder bin-
dend noch abschließend und sollen im Sinne interner 
Richtlinien für alle Ratsgremien (Arbeitsgruppen, 
Ausschuß der Ständigen Vertreter, Rat), den Juristi-
schen Dienst des Rates und die Rechts- und Sprach-
sachverständigen als Grundlage für die Abfassung 
und rechtsförmliche Prüfung von Rechtstexten die-
nen. Von den in den Leitlinien genannten Kriterien 
sind insbesondere Klarheit, Genauigkeit, Schlüssig

-

keit, Verständlichkeit und Systematik der gemein-
schaftlichen Rechtsvorschriften zu nennen. Die Bun-
desregierung, die sich an  der Erarbeitung der Leitli-
nien aktiv beteiligt hat, erachtet die Entschließung des 
Rates als geeignete Grundlage für eine bessere rechts-
förmliche Prüfung der Gemeinschaftsrechtsakte, die 
entsprechend den Schlußfolgerungen des Europäi-
schen Rates vom 11./12. Dezember 1992 insbesondere 
von den Ratsdelegationen der Mitgliedstaaten und 
den juristischen Diensten der Kommission und des 
Rates zu leisten ist. 

45. Kodifizierung des Gemeinschaftsrechts 

In seiner Tagung am 11./12. Dezember 1992 hat der 
Europäische Rat der Staats- und Regierungschefs den 
Auftrag erteilt, Maßnahmen für einen verbesserten 
Zugang zu den bestehenden Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft zu ergreifen, insbesondere durch eine 
verbesserte (nichtamtliche) Konsolidierung und eine 
(amtliche) Kodifizierung des Gemeinschaftsrechts. 
Während es sich bei der Konsolidierung lediglich um 
eine redaktionelle Zusammenfassung verstreuter 
Teile von Rechtsakten in einer rechtlich unverbindli-
chen Publikation im Amtsblatt C handelt, bedarf es bei 
der amtlichen Kodifizierung der Verabschiedung 
eines einheitlichen, verbindlichen Rechtsakts. 

Zur Umsetzung der Schlußfolgerungen des Europäi-
schen Rates ist seit März 1993 über Grundsätze eines 
beschleunigten Arbeitsverfahrens für die amtliche 
Kodifizierung von Rechtstexten auf Ratsebene und 
zwischen den Rechtsdiensten des Rates, der Kommis-
sion und des Europäischen Parlaments intensiv erör-
tert worden. In den Beratungen konnte bis Juni 1993 
eine Reihe von Grundsätzen erarbeitet werden: Es soll 
ein beschleunigtes Rechtssetzungsverfahren zwi-
schen den beteiligten Organen eingerichtet werden 
mit dem Ziel, die zu kodifizierenden Rechtsakte 
aufzuheben und durch einen einzigen Rechtsakt zu 
ersetzen, der keine inhaltliche Änderung der betref-
fenden Rechtsakte bewirkt. Der übliche Rechtsset-
zungsprozeß der Gemeinschaft soll formell uneinge-
schränkt eingehalten werden. Die Kommission ver-
pflichtet sich, bei ihren Kodifizierungsvorschlägen 
keine inhaltlichen Änderungen an den zu kodifizie-
renden Rechtstexten vorzunehmen; auch Rat und 
Europäisches Parlament nehmen keine Änderungen 
vor. Der Kodifizierungsvorschlag der Kommission soll 
in einem beschleunigten Verfahren im Rat und Parla-
ment behandelt (Prüfung nur durch eine einzige 
Gruppe bzw. einen einzigen Ausschuß) und der kon-
solidierende Rechtsakt vom Rat ohne Aussprache 
angenommen werden. Während der belgischen Präsi-
dentschaft sollen die Arbeiten weitergeführt werden 
mit dem Ziel, zu dem beschleunigten amtlichen Kodi-
fizierungsverfahren eine rechtsverbindliche interin-
stitutionelle Vereinbarung zwischen den beteiligten 
EG-Organen zu erreichen. 

4. Kommission 

46. Kommission, Schwerpunkte ihrer Arbeit 

Schwerpunkte der Arbeit der Kommission waren noch 
ausstehende Arbeiten zur Verwirklichung des am 
1. Januar 1993 in Kraft getretenen Binnenmarktes 
sowie die Beitrittsverhandlungen, die mit Österreich, 
Schweden, Finnland und Norwegen im ersten Halb-
jahr 1993 aufgenommen wurden. Auf der Basis ihrer in 
Edinburgh unterbreiteten europäischen Wachstums-
initiative beschäftigte sich die Kommission ausgiebig 
mit der gegenwärtigen, schwierigen Wirtschaftslage 
in der Gemeinschaft, die zu der Unterbreitung mittel-
fristiger Vorstellungen der wi rtschaftlichen Belebung 
„Wege ins 21. Jahrhundert" führten. Eine weitere 
wichtige Aufgabe war die Vorbereitung der Umset- 
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zung der Beschlüsse von Edinburgh zu den Struktur-
hilfefonds für weniger entwickelte Regionen. 

Bei den Außenbeziehungen lag der Schwerpunkt 
unverändert im Bereich der Beziehungen zu den 
Staaten Mittel- und Osteuropas und den Neuen Unab-
hängigen Staaten. Von besonderer Bedeutung waren 
die Verhandlungen im Hinblick auf den Abschluß der 
Uruguay-Runde des GATT. 

47. Kommission, neue Vizepräsidenten 

Der Rat ernannte die Kommissionsmitglieder Dr. Mar-
tin Bangemann, Sir Leon Brittan, Henning Christo-
phersen, Manuel Marin Gonzales, Antonio Ruberti 
und Karel van  Miert für die Zeit vom 1. Juli  1993 bis 
zum Inkrafttreten des Vertrages über die Europäische 
Union, längstens jedoch bis zum 5. Januar 1995, zu 
Vizepräsidenten der Kommission. Künftig kann die 
Kommission aus ihrer Mitte nach Artikel 161 des 
Vertrages über die Europäische Union ein bis zwei 
Vizepräsidenten ernennen. 

5. Europäischer Gerichtshof und Gericht erster 
Instanz 

48. Europäischer Gerichtshof (EuGH) 

Die Bundesregierung gibt in Vorabentscheidungsver-
fahren vor dem Europäischen Gerichtshof verstärkt 
Stellungnahmen ab und tritt in mündlichen Verhand-
lungen noch mehr als bisher auf. Um ihren Stand-
punkt in besonderer Weise deutlich zu machen, 
bemüht sie sich, ihre Stellungnahmen in wich tigen 
Fällen mit anderen Mitgliedstaaten noch intensiver zu 
koordinieren. Daneben hat sie im Rahmen regelmäßi-
ger bi- und multilateraler Kontakte den Meinungsaus-
tausch unter den Mitgliedstaaten sowie mit der EG

-

Kommission über wichtige Verfahren vor dem EuGH 
verstärkt. 

49. Gericht erster Instanz, Erweiterung des 
Zuständigkeitsbereichs 

Nach einer Diskussion von eineinhalb Jahren über 
den Antrag des Europäischen Gerichtshofs vom 
17. Oktober 1991 hat der Rat am 8. Juni 1993 beschlos-
sen, dem Gericht erster Instanz der Europäischen 
Gemeinschaften weitere Zuständigkeiten zu übertra-
gen. 

Bisher war das Gericht erster Instanz nur für Streitsa-
chen von Bediensteten, Klagen auf dem Gebiet des 
Wettbewerbsrechts für Unternehmen und bestimmte 
Klagen nach dem Montanunionvertrag sowie damit 
verbundene Schadensersatzklagen zuständig. 

Nach dem Ratsbeschluß vom 8. Juni 1993 wird das 
Gericht erster Instanz für alle Klagen zuständig, die 
von natürlichen oder juristischen Personen (nicht 
Mitgliedstaaten oder Gemeinschaftsorganen) einge-
reicht werden. Für Klagen gegen handelspolitische 
Schutzmaßnahmen in Fällen von Dumping und Sub

-

ventionen wird das Inkrafttreten aber auf einen Minf-
tigen Zeitpunkt verschoben, der vom Rat einstimmig 
festgelegt werden muß. 

Durch den Ratsbeschluß wird eine Entlastung des 
Europäischen Gerichtshofs selbst erreicht, der inso-
weit nur noch als Rechtsmittelinstanz tätig zu werden 
braucht. Mit dem Beschluß wird ein Beitrag zur 
Verbesserung des Rechtsschutzes des einzelnen 
durch eingehendere Tatsachenaufklärung und zu 
einer schnelleren und besseren Entscheidung der 
Europäischen Gerichtsbarkeit geleistet. 

50. EuGH, Entscheidungen 

In der ersten Hälfte des Jahres 1993 wurden vom 
EuGH folgende Entscheidungen von besonderer 
Bedeutung gefällt: 

51. EuGH-Urteil zur beschränkten Steuerpflicht 

Auf Vorlage des Finanzgerichts Köln hat der EuGH 
am 26. Januar 1993 (Rechtssache [Rs.] C-112/91) 
entschieden, daß es nicht gegen Artikel 52 EWG

-

Vertrag verstößt, wenn ein Mitgliedstaat seinen 
Staatsangehörigen, die in seinem Hoheitsgebiet tätig 
sind und dort  Einkommen erzielen oder Vermögen 
besitzen, dann eine höhere Steuerbelastung auferlegt, 
wenn sie nicht im Inland wohnen (sog. beschränkte 
Steuerpflicht). Über die Konstellation, daß ein EG

-

Bürger, der von seinem Freizügigkeitsrecht Gebrauch 
gemacht hat, mit seinen Einkünften in Deutschl and 
den Regeln über die beschränkte Steuerpflicht unter-
worfen wird, hatte der EuGH im vorliegenden Fa ll 

 nicht zu entscheiden. 

52. EuGH-Urteil zur Unternehmenseigenschaft von 
Sozialversicherungsträgern 

In einem französischen Vorabentscheidungsverfah-
ren hat der EuGH in den Rechtssachen C-159/91 und 
C-160/91 festgestellt, daß sich der Unternehmensbe-
griff der Artikel 85 und 86 EWG-Vertrag nicht auf 
Krankenkassen oder Einrichtungen bezieht, die an 

 der Verwaltung der öffentlichen Aufgabe der Sozialen 
Sicherheit mitwirken. Sie nähmen öffentliche Auf ga-
ben  im Rahmen der Sozialen Sicherheit wahr und 
erfüllten damit eine ihrem Charakter nach ausschließ-
lich soziale Funktion. Ihre Tätigkeit beruhe auf dem 
Grundsatz der nationalen Solidarität und werde ohne 
Erwerbszweck ausgeübt. Bei den gezahlten Leistun-
gen handelt es sich um gesetzlich vorgesehene bei-
tragsunabhängige Leistungen. 

Das Urteil folgt dem von der Bundesregierung im 
Verfahren eingenommenen Standpunkt; im übrigen 
hat der EuGH wieder die Haltung der Bundesregie-
rung bestätigt, daß das Gemeinschaftsrecht nicht die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die Verwaltung 
ihrer Systeme der Sozialen Sicherheit berührt. 
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53. EuGH-Urteil zum deutschen Zweitregister für 
Seeschiffe 

Auf Vorlage des Arbeitsgerichts Bremen hat der 
EuGH am 17. März 1993 entschieden (Rs. C-72/91 und 
C-73/91), daß das durch Gesetz vom 23. März 1989 
eingeführte 2. deutsche Schiffsregister, das sog. „In-
ternationale Seeschiffahrtsregister" (ISR), mit dem 
Gemeinschaftsrecht vereinbar ist. Dieses Register 
erlaubt es, bei Arbeitsverträgen deutscher Reeder mit 
ausländischen Seeleuten von der Anwendung deut-
schen Arbeitsrechts abzusehen. Insbesondere hat der 
EuGH festgestellt, daß in dieser Regelung keine 
staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 92 Abs. 1 
EWG-Vertrag zu sehen ist. 

54. EuGH-Urteil zur Umsetzung der Richtlinie über die 
Erhaltung wildlebender Vogelarten 

Mit Urteil vom 23. März 1993 (Rs. C-345/92) hat der 
EuGH festgestellt, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus dem 
EWG-Vertrag verstoßen hat, daß sie fünf Jahre nach 
der Verurteilung in der Rechtssache 412/85 (Urteil 
vom 17. September 1987) immer noch nicht die zur 
vollständigen Umsetzung der Vogelschutzrichtlinie 
79/409/EWG erforderlichen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften erlassen hat. 

55. EuGH-Urteil zur Genehmigungspflicht für 
ausländische postakademische Grade 

In seinem Urteil vom 31. März 1993 (Rs. C-19/92) hat 
der Gerichtshof festgestellt, daß die Artikel 48 und 52 
EWG-Vertrag einem Mitgliedstaat nicht verbieten, 
das Führen von ausländischen postakademischen 
Graden von einer vorherigen behördlichen Genehmi-
gung abhängig zu machen, sofern das Genehmi-
gungsverfahren nur der Überprüfung der ordnungs-
gemäßen Verleihung dient und nicht mit prohibitiv 
hohen Verwaltungsgebühren verbunden ist. 

56. EuGH-Urteil zum Verbot der Werbung mittels 
Gegenüberstellung alter und neuer Preise (§ 6e 
UWG) 

Im Urteil vom 18. Mai 1993 (Rs. C-126/91) hat der 
EuGH festgestellt, daß ein Verbot der Blickfangwer-
bung durch Preisgegenüberstellung, wie es 1986 mit 
§ 6 e in das UWG eingefügt wurde, nicht mit Artikel 30 
EWG-Vertrag vereinbar ist. Soweit das Verbot auch 
die Gegenüberstellung von tatsächlich angewandten 
Preisen erfasse, lasse es sich nicht durch zwingende 
Erfordernisse des Verbraucherschutzes oder der Lau-
terkeit des Handelsverkehrs rechtfertigen. Es stelle 
deshalb ein Hemmnis für den freien Warenverkehr 
dar. 

57. EuGH-Urteil zum EAGFL-Rechnungsabschluß für 
1988 

Mit seinem Urteil vom 22. Juni 1993 (Rs. C-54/91) hat 
der EuGH die Klage der Bundesrepublik Deutschl and 
auf teilweise Aufhebung der Entscheidung der Kom-
mission vom 30. November 1990 über den EAGFL

-

Rechnungsabschluß für das Haushaltsjahr 1988 abge-
wiesen, nachdem sich zuvor ein Teil der Klage 
dadurch erledigt hatte, daß die Kommission eine 
pauschale Kürzung wegen angeblicher Nichtbeach-
tung von Prüf- und Überwachungsgrundsätzen 
zurückgenommen hatte. 

58. EuGH, neue Verfahren 

Von den im ersten Halbjahr 1993 vor dem EuGH 
anhängig gewordenen Verfahren sind aus deutscher 
Sicht vor allem auch die nachfolgenden Verfahren von 
Interesse: 

59. EuGH, Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zum Rechtsstreit Siemens S.A. (Belgien) gegen 
Kommission wegen einer Beihilfe-Entscheidung 
der Kommission 

Mit Klage vom 9. November 1992 (Rs. C-390/92) 
wendet sich die Firma Siemens S.A., Brüssel, gegen 
eine Entscheidung der Kommission, nach der die 
Region Brüssel von ihr eine Beihilfe nebst Verzugszin-
sen „ab dem Tag der unrechtmäßigen Gewährung der 
Beihilfe" zurückverlangen müsse. Die Bundesregie-
rung ist dem Rechtsstreit am 5. Februar 1993 auf seiten 
der Siemens S.A. beigetreten, da sie die Verzugszin-
senregelung mangels Rechtsgrundlage für nichtig 
hält. 

60. EuGH, Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zum Rechtsstreit Frankreich gegen Kommission 
wegen des deutschen Verbots von 
Pentachlorphenol (PCP) 

Mit seiner Klage vom 8. Februar 1993 (Rs. C-41/93) 
wendet sich Frankreich gegen die Kommissions-
Entscheidung vom 2. Dezember 1992, mit der die 
Kommission das von Deutschl and notifizierte Verbot 
von Pentachlorphenol (PCP) bestätigt hat. Frankreich 
hält demgegenüber die deutsche Pentachllorphenol-
verordnung für unverhältnismäßig. Diesem Rechts-
streit ist die Bundesregierung auf seiten der Kommis-
sion mit Schreiben vom 11. Mai 1993 beigetreten, um 
das PCP-Verbot verteidigen zu können. 

61. EuGH, Klage der Bundesrepublik Deutschland 
gegen Beihilfe-Entscheidung der Kommission 

Mit ihrer Klage vom 25. Juni 1993 (Rs. C-329/93) 
wendet sich die Bundesregierung gegen eine Ent-
scheidung der Kommission, das Land Bremen solle 
eine im Zusammenhang mit dem Verkauf der Krupp 
Atlas Elektronik GmbH an  die Bremer Vulkan  AG 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5682 

angeblich geleistete Beihilfe zurückverlangen. Die 
Bundesregierung hält die Entscheidung aus mehreren 
Gründen für rechtswidrig. 

62. EuGH, Klage der Kommission gegen die 
Bundesrepublik Deutschland wegen des Verbots 
der Einfuhr von lebenden Süßwasserkrebsen 

Mit der Klage vom 31. März 1993 (Rs. C-131/93) rügt 
die Kommission das Verbot der Einfuhr von lebenden 
Süßwasserkrebsen in der Bundesrepublik Deutsch-
land als einen  Verstoß gegen Artikel 30 EWG-
Vertrag. Die Bundesregierung hält dieses Verbot zur 
Vermeidung einer Faunengefährdung und einer Infi-
zierung der deutschen Krebsbestände mit der Krebs-
pest für gerechtfertigt. 

63. EuGH, Klage der Bundesrepublik Deutschland 
gegen den Rat auf Nichtigerklärung der 
gemeinsamen Marktordnung für Bananen 

Am 14. Mai 1993 hat die Bundesregierung Klage 
gegen die Einfuhrregelung der  neuen EG-Bananen

-

Marktordnung vor dem EuGH erhoben (Rs. C-280/ 
93). Die Bundesregierung macht vor allem geltend, 
daß die vorgesehenen erhöhten Zollsätze einer men-
genmäßigen Einfuhrbeschränkung gleichkommen 
und deshalb gegen das allgemeine Handelsabkom-
men des GATT  verstoßen. Die beabsichtigte Unter-
stützung von EG- und AKP-Bananenerzeugern lasse 
sich im übrigen durch mildere Maßnahmen verwirk-
lichen, die nicht zu einer Verknappung der Bananen 
und damit zu Preissteigerungen führen. 

Den von der Bundesregierung im Zusammenhang 
hiermit gestellten Antrag auf Erlaß einer einstweili-
gen Anordnung gegen das Inkrafttreten der neuen 
EG-Bananen-Marktordnung zum 1. Ju li  1993 hat der 
EuGH mit Beschluß vom 29. Juni 1993 zurückgewie-
sen (Rs. C-280/93R). Der Eintritt des behaupteten 
Schadens für die nationale Volkswirtschaft sei nicht 
hinreichend wahrscheinlich. Im übrigen habe die 
Bundesrepublik Deutschland im Falle einer Verknap-
pung der Bananen die Möglichkeit, nach Artikel 16 
Abs. 3 bzw. Artikel 30 der be treffenden Verordnung 
bei der Kommission eine entsprechende Anpassung 
des Kontingents zu fordern. 

6. Beteiligung der Länder am Integrationsprozeß 

64. Länder, derzeitige Beteiligung gem. Artikel 2 EEAG 

Die Lander werden in Übereinstimmung mit Artikel 2 
des Gesetzes zur Einheitlichen Europäischen Akte 
und der darauf basierenden Bund-Länder-Vereinba-
rung über die Unterrichtung und Beteiligung des 
Bundesrates und der Länder bei Vorlagen im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Dezember 
1987 über alle Vorhaben der Gemeinschaft informiert, 
soweit diese für die Länder von Interesse sein könn-
ten. Die Bundesregierung berücksichtigt die Stellung-
nahmen des Bundesrates bei den Verhandlungen auf 

Gemeinschaftsebene; sie darf in Fa llen ausschließli-
cher Gesetzgebungskompetenzen der Lander hiervon 
nur aus unabweisbaren außen- und integrationspoli-
tischen Gründen abweichen. 

65. Länder, künftige Beteiligung gem. Artikel 23 GG 

Im Zuge der Ratifizierung des Vertrages über die 
Europäische Union ist durch Gesetz vom 21. Dezem-
ber 1992 (BGBl. I S. 2086f.) ein neuer Artikel 23 in das 
Grundgesetz eingefügt worden, der die Vorausset-
zungen und Modalitäten der Beteiligungen der Län-
der festlegt. Die Unterrichtungs- und Beteiligungs-
rechte der Länder werden damit ausgeweitet. In 
bestimmten Fällen ist die Auffassung des Bundesrates 
„maßgeblich zu berücksichtigen". Ländervertreter 
können zu den Verhandlungen auf Gemeinschafts-
ebene hinzugezogen werden; in Fa llen ausschließli-
cher Gesetzgebungskompetenzen der Länder kann 
Landesministern die Wahrnehmung der Verhand-
lungsführung im Rat übertragen werden. 

66. Länder, neues Zusammenarbeitsgesetz (EUZBLG) 

Nähere Einzelheiten regelt das Gesetz über die 
Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Angele-
genheiten der Europäischen Union vom 12. März 1993 
(BGBl. I S. 313 ff.), das mit dem Tag der Gründung der 
Europäischen Union in Kraft treten und das Verfahren 
gemäß Artikel 2 EEAG ersetzen wird. Eine neue 
Bund-Länder-Vereinbarung über die Zusammenar-
beit in Angelegenheiten der Europäischen Union soll 
dieses Gesetz ergänzen. Die Verhandlungen hierzu 
stehen kurz vor dem Abschluß; die Regierungschefs 
von Bund und Ländern haben anläßlich ihres Treffens 
am 17. Juni 1993 in Berlin weitgehend Einvernehmen 
erzielt. Die neue Bund/Länder-Vereinbarung soll 
gleichzeitig mit dem Zusammenarbeitsgesetz in Kraft 
treten. 

67. Länder, Einvernehmen gem. § 5 Abs. 3 EUZBLG 

Bereits seit dem 1. Januar 1993 gilt als einzige 
Vorschrift des neuen Zusammenarbeitsgesetzes § 5 
Abs. 3 EUZBLG. Danach hat die Bundesregierung vor 
der Zustimmung zu Vorhaben, die auf Artikel 235 
EWG-Vertrag gestützt werden, das Einvernehmen mit 
dem Bundesrat herzustellen, soweit dessen Zustim-
mung nach innerstaatlichem Recht erforderlich wäre 
oder soweit die Lander innerstaatlich zuständig 
wären. Der Bundesrat hat im 1. Halbjahr 1993 in 
einigen Fallen sein Einvernehmen nach eingehender 
Beratung erklärt. 

68. Ausschuß der Regionen 

Die Verankerung des Ausschusses der Regionen im 
Vertrag über die Europäische Union geht auf eine 
deutsche Initiative zurück. Die Bundesregierung setzt 
sich dafür ein, die notwendigen Vorarbeiten zur 
Herstellung der vollen Arbeitsfähigkeit rasch abzu- 
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schließen, damit der Ausschuß mit dem Inkrafttreten 
des Vertrages seine Tätigkeit unverzüglich aufneh-
men kann. Dabei fordern die Länder insbesondere die 
Schaffung des Amtes eines eigenen Generalsekretärs 
des Ausschusses der Regionen mit einem Unterbau, 
der unabhängig vom Wirtschafts- und Sozialausschuß 
ein operatives Handeln ermöglicht, sowie eine ange-
messene Finanzausstattung des Ausschusses. 

69. Europaministerkonferenz der Länder 

Die Europaministerkonferenz der Bundesländer hat 
sich am 8. und 9. Juni 1993 mit den Perspektiven nach 
dem Inkrafttreten des Vertrages von Maast richt 
befaßt. Sie hat dabei insbesondere Vorstellungen über 
die künftige Zusammenarbeit von Bund und Ländern 
in europäischen Angelegenheiten entwickelt, die der-
zeit mit dem Bund diskutiert werden. In diesem 
Zusammenhang stehen auch Überlegungen über die 
künftige Arbeit der Europakammer des Bundesrates, 
die sich vor allem auf die Schaffung handlungsfähiger 
Organistionsstrukturen beziehen, 

7. Verwendung der deutschen Sprache in der 
Gemeinschaft 

70. Deutsche Sprache, generelle Tendenzen 

Die nachdrücklichen Bemühungen der Bundesregie-
rung, die Gleichberechtigung der deutschen Sprache 
mit Englisch und Französisch in der täglichen Pra xis 
der Gemeinschaft durchzusetzen, wurden fortge-
setzt. 

Wiederum waren jedoch Fälle der Benachteiligung 
der deutschen Sprache festzustellen, die grundsätz-
liche Bedeutung haben. Die Bundesregierung hat 
solche Fälle mit den zuständigen Dienststellen der 
Gemeinschaft aufgenommen. In einigen Bereichen 
konnte Abhilfe geschaffen werden. 

71. Deutsche Sprache, Rat 

Auch im ersten Halbjahr 1993 hat die Mitarbeit in 
Gremien des Rates darunter gelitten, daß die in der 
Geschäftsordnung vorgesehenen Fristen nicht einge-
halten wurden, so daß die Dokumente wegen des 
Zeitbedarfs für die Anfertigung von Übersetzungen 
nicht rechtzeitig in deutscher Sprache vorlagen. 
Dadurch wurde die Koordinierung innerhalb der Bun-
desregierung und die Zusammenarbeit mit den Län-
dern zur Wahrnehmung deutscher Belange im 
Bereich der Europapolitik in erheblichem Umfang 
erschwert. 

72. Deutsche Sprache, Kommission 

— Die Dienststellen der Kommission führen ihre 
Zusammenarbeit mit der deutschen Wirtschaft 
häufig in englischer bzw. französischer Sprache 
durch. 

Die Bundesregierung steht mit den zuständigen 
Dienststellen der Kommission in ständigem Kon-
takt und verdeutlicht, daß für eine wirksame Mit-
arbeit der deutschen Wirtschaft Deutsch als 
Arbeitssprache unverzichtbar ist. 

Bei Ausschreibungen der Kommission wurde bis-
her häufig gebeten, bei Vorlage von Unterlagen in 
einer anderen Sprache als Englisch oder Franzö-
sisch eine Übersetzung in eine dieser beiden 
Sprachen beizufügen, um das Verständnis zu 
erleichtern und die Prüfung der Vorschlage zu 
beschleunigen. Der Generalsekretär der Kommis-
sion hat auf Intervention der Bundesregierung er-
klärt, daß bei zukünftigen Veröffentlichungen von 
Ausschreibungen ein solcher Zusatz, der die 
Bevorzugung der englischen und französischen 
Sprache in der Kommission zum Ausdruck bringt, 
nicht mehr gemacht wird. 

Für den Bereich der kleinen und mittleren Unter-
nehmen, in dem in der Vergangenheit besonders 
häufig Schwierigkeiten aufgetreten sind, hat die 
Kommission zugesagt, den aufgelaufenen Sprach-
beschwerden künftig abzuhelfen. So sollen Stu-
dien, die an europäische Dachverbände weiterge-
leitet und zur Grundlage von Beratungen mit der 
Wirtschaft  gemacht werden, in Zukunft auch in 
deutscher Sprachfassung verfügbar sein. 

Demgegenüber wurde der sogenannte „Ruding 
Bericht" zur Harmonisierung der Unternehmens-
besteuerung, der in englischer und französischer 
Sprachfassung vorliegt, trotz nachdrücklich vorge-
tragener Beschwerden der Bundesregierung, der 
Spitzenverbände 'der deutschen Wirtscha ft  und 
nicht zuletzt auch der Ausschüsse des Deutschen 
Bundestages bisher noch nicht in deutscher Spra-
che bereitgestellt. Die Bundesregierung setzt sich 
weiterhin nachdrücklich für die Erstellung einer 
deutschen Übersetzung ein. 

— Im Rahmen der sich verstärkenden gesamteuro-
päischen Kooperation (Europäischer Wirtschafts-
raum,. Assoziierungs- und Kooperationsverträge 
mit den Ländern in Mittel-, Ost- und Südosteuropa) 
wird von den Dienststellen der Gemeinschaft die 
deutsche Sprache nur selten benutzt, obwohl dies 
angesichts der verbreiteten Deutschkenntnisse in 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa naheliegen 
würde. 

Diese Praxis reicht bis in die internen Personalaus-
schreibungen für die Besetzung der Vertretungen 
der Kommission in diesen Ländern. Von den zu 
entsendenden Kommissionsvertretern werden 
Englisch- und Französischkenntnisse gefordert, 
obwohl zur Arbeit vor Ort in einzelnen Ländern 
neben der jeweiligen Landessprache gerade deut-
sche Sprachkenntnisse hilfreich wären. 

Dementsprechend sieht sich die deutsche Wi rt
-schaft, die gemeinsam mit der übrigen europäi-

schen Wirtschaft in die Zusammenarbeit der Kom-
mission mit den mittel- und osteuropäischen Part-
nerländern einbezogen wird, immer wieder vor die 
Schwierigkeit gestellt, daß Aktionsprogramme, 
Leitfäden für die Beteiligung an der technischen 
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Hilfe der Gemeinschaft, Ausschreibungsunterla-
gen, Bewerbungen auf Ausschreibungen in engli-
scher Sprache abgewickelt werden. Diese Sprach-
zwänge erschweren die Mitarbeit der deutschen 
Wirtschaft, insbesondere Meiner und mittlerer 
Unternehmen, und benachteiligen zugleich die in 
den Partnerländern verfügbaren deutschen 
Sprachkenntnisse. 

Ebenso verwenden die Dienststellen der Kommis-
sion in ihrer Zusammenarbeit mit den EFTA

-

Ländern und im Rahmen des europäischen Wirt
-schaftsraumes (EWR) Englisch als Arbeitssprache 

und benachteiligen die deutsche Sprache, die hier 
ebenfalls eine wichtige Kommunikationsbrücke 
ist. 

73. Deutsche Sprache, Europäischer Gerichtshof 

Mit Besorgnis stellt die Bundesregierung fest, daß 
trotz Mahnung weiterhin die deutsche Übersetzung 
der Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs 
erst Monate nach deren Verkündung zur Verfügung 
steht. 

74. Deutsche Sprache, Haltung von Bundestag, 
Bundesrat und Bundesregierung 

Die Verfassungsorgane des Bundes nehmen zur Spra-
chenfrage eine übereinstimmende Haltung ein. Mit 
aller Entschiedenheit wenden sie sich gegen eine 
Benachteiligung der deutschen Sprache in der 
Gemeinschaft. Nur eine Gleichbehandlung mit dem 
Englischen und Französischen sichert die volle Mit-
wirkung der deutschen Vertreter im Willensbildungs-
prozeß der Gemeinschaft und wahrt zugleich die 
Chancengleichheit der deutschen Wirtschaft —insbe-
sondere der mittelständischen Unternehmen — im 
Wettbewerb mit den Partnerländern. Die Bundesre-
gierung weiß urn die große Bedeutung, die die Öffent-
lichkeit der Sprachenfrage beimißt. Sie wird auch 
weiterhin beharrlich und mit Nachdruck gegen jede 
Benachteiligung der deutschen Sprache vorgehen. 

8. Dienstrecht der Bediensteten der Europäischen 
Gemeinschaft 

75. Statut der Beamten der EG, Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen 

Die Kommission hat dem Rat einen Verordnungsvor-
schlag zur Änderung des Statuts der Beamten der EG 
und der Beschäftigungsbedingungen für die sonsti-
gen Bediensteten vorgelegt, der neben der Fortschrei-
bung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsat-
zes die Einführung einer Ermächtigung für die Org ane 
der EG beinhaltet, zur Förderung der Chancengleich-
heit von Männern und Frauen geeignete Maßnahmen 
festzulegen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Zielsetzung dieses 
Vorschlags und beabsichtigt, ihm vorbehaltlich even

-

tueller Formulierungsänderungen grundsätzlich zu-
zustimmen. 

76. Dienstbezüge für EG-Beamte in Drittländern 

Der Rat hat gegen die Stimme Deutschlands und bei 
Enthaltung der Niederlande im schriftlichen Verfah-
ren einen Verordnungsvorschlag zur Anpassung der 
Dienstbezüge für in Drittländern diensttuende Be-
amte angenommen. Die Bundesregierung hat diesen 
Vorschlag abgelehnt, da er trotz wiederholter Rüge 
keinen Vorbehalt enthielt, der bei nachträglichen 
Korrekturen der Gehälter sicherstellt, daß infolge zu 
hoher Berichtigungskoeffizienten oder anderer Be-
rechnungsfaktoren zuviel gezahlte Beträge zurückge-
fordert bzw. mit späteren Gehaltserhöhungen ver-
rechnet werden können. 

77. Gemeinsame Forschungsstelle; 
Vorruhestandsregelungen 

Die Bedenken der Bundesregierung gegen den 
bereits im 51. Integrationsbericht näher erläuterten 
Vorschlag der Kommission zur Einführung von Vorru-
hestandsregelungen bei der Gemeinsamen For-
schungsstelle wurden von anderen Mitgliedstaaten in 
der Ratsarbeitsgruppe „Statut" geteilt. Eine endgül-
tige Abstimmung über den Vorschlag im Rat ist jedoch 
noch nicht erfolgt. 

78. Einstellungsbedarf bei den Organen der EG 

Der Bericht der Kommission über den Personalbedarf 
der Organe bei der Personaleinstellung, den diese 
künftig in Abständen von drei Jahren zu erstellen hat, 
wurde durch die Mitgliedstaaten in der Ratsarbeits-
gruppe „Statut" sehr kritisch überprüft und von 
nahezu allen Delegationen als unbefriedigend einge-
stuft, da er sich nicht ausreichend mit einer voraus-
schauenden Planung des Personalbedarfs befaßt. 

Vielmehr werden lediglich Probleme bei der Perso-
nalgewinnung dargestellt, die jedoch aus der Sicht der 
Mitgliedstaaten nicht ausgewogen analysiert wurden. 
Außerdem enthält der Bericht Tabellen über Verglei-
che der Gehälter der EG-Bediensteten mit denen 
anderer Internationaler Organisationen und mit natio-
nalen Auslandsgehältern, die offensichtlich auf fal-
schen Berechnungen beruhen und zu Unrecht eine 
nachteilige Situation der EG-Besoldung suggerie-
ren. 

Demnächst wird der Bericht dem Rat zur Kenntnis-
nahme vorgelegt. 

II. Europa der Bürger 

79. Bürgernähe, Subsidiarität und Transparenz 

Der Gedanke bürgernaher Gestaltung des Integra

-

tionsprozesses hat auch weiterhin die Arbeit der 
Gemeinschaftsorgane bestimmt. Leitlinie hierfür wa- 
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ren die in den Schlußfolgerungen der Europäischen 
Räte von Birmingham und Edinburgh enthaltenen 
Grundsätze, insbesondere zur Subsidiarität und zur 
Transparenz. 

Die Debatte über eine bürgernahe Gemeinschaft, 
deren Kernstück das Subsidiaritätsprinzip bildet, hat 
sich fortgesetzt. Aufgabe des Subsidiaritätsprinzips ist 
es u. a., Tendenzen zu Zentralisierung und Überregle-
mentierung entgegenzuwirken, dabei aber das 
Gleichgewicht der Organe untereinander und die 
Kompetenzzuweisungen der Verträge nicht zu beein-
trächtigen. 

Im Anschluß an  die Tagung des Europäischen Rates in 
Edinburgh am 11./12. Dezember 1992, bei der dieser 
den Rat ersucht hatte, eine Interinstitutionelle Verein-
barung zwischen dem Europäischen Parlament, dem 
Rat und der Kommission über die effektive Anwen-
dung des Artikels 3 b EG-Vertrag durch alle Organe 
anzustreben, hat der Rat unter dänischer Präsident-
schaft seine Position für die Verhandlungen mit dem 
Europäischen Parlament und der Kommission festge-
legt. Im März und April 1993 fanden zunächst erste 
(teilweise informelle) Kontakte zwischen den Präsi-
denten der drei Gesetzgebungsorgane der Gemein-
schaft statt. Dabei zeichnete sich ab, daß das Europäi-
sche Parlament eine eindeutige Bezugnahme auf das 
Gesamtkonzept von Edinburgh ablehnte und einer 
Interinstitutionellen Vereinbarung zum Subsidiari-
tätsprinzip nur unter der Bedingung zustimmen 
würde, daß auch über weitere Themen (Demokratie, 
Transparenz) eine gemeinsame Erklärung beschlos-
sen wird. Da der Rat die Verbindung dieser Themen 
mit dem Subsidiaritätsprinzip ablehnte, blockierte das 
Europäische Parlament zunächst die weiteren Ver-
handlungen. Schließlich erklärte es sich damit ein-
verstanden, über das Subsidiaritätsprinzip vorab zu 
verhandeln. Bei der Interinstitutionellen Konferenz 
am 7. Juni 1993 ergab sich jedoch — neben den 
fortbestehenden Differenzen in der Sache (Bezug-
nahme auf das „Gesamtkonzept") — wegen des vom 
Europäischen Parlament hergestellten Junktims wie-
derum keine Einigung. Am Ende des Berichtszeit-
raums war offen, ob es noch vor den Europawahlen 
1994 zum Abschluß einer Interinstitutionellen Verein-
barung über das Subsidiaritätsprinzip kommen 
würde. 

Die Kommission hat ihre Arbeit an  dem im Dezem-
ber 1993 vorzulegenden Bericht über die Durchfor-
stung bestehenden Gemeinschaftsrechts nach der 
Regelungsbedürftigkeit der jeweiligen Materie 
auf Gemeinschaftsebene fortgesetzt. Der Europäi-
sche Rat hat in Kopenhagen die Hoffnung zum 
Ausdruck gebracht, daß diese Überprüfung noch 
vor seiner Tagung im Dezember abgeschlossen sein 
wird. 

Der Europäische Rat hat in Kopenhagen weiterhin mit 
Genugtuung festgestellt, daß die Kommission jetzt nur 
noch dann Vorschläge unterbreitet, wenn diese ihrer 
Ansicht nach die Subsidiaritätskriterien erfüllen. Die 
ausführlicheren Konsultationen durch die Kommis-
sion vor wichtigen neuen Vorschlägen und insbeson-
dere die Erstellung von „Grünbüchern" über wich tige 

neue Tätigkeiten wie auch eine Kosten-Nutzen-Ana-
lyse bei neuen Vorschlägen sind nach Ansicht des 
Europäischen Rates vielversprechend. 

Um die Transparenz der Gemeinschaftstätigkeit zu 
erhöhen und somit eine größere Bürgernähe zu errei-
chen, plant der Rat, eine Reihe von Maßnahmen zu 
verabschieden. Dazu zählen insbesondere ein erleich-
terter Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten der 
Gemeinschaftsorgane. Der Rat hat bereits mehrere 
öffentliche Sitzungen abgehalten. Belgien beabsich-
tigt, diese Praxis während seiner Präsidentschaft fo rt

-zuführen. 

80. Individuelle Verbesserungen 

Verbesserungen, die die Gemeinschaft und insbeson-
dere der Vertrag über die Europäische Union für die 
Bürger bringen wird, sind Gegenstand konkreter 
Vorbereitungsarbeiten in den Beratungsgremien der 
Gemeinschaft gewesen. So konnten auf dem Binnen-
markt-Rat vom 14. Juni 1993 mehrere Gemeinschafts-
bestimmungen aus dem Bereich des Verbraucher-
schutzes (Arzneimittel-Richtlinie und Lebensmittel-
hygiene) verabschiedet werden. 

Mit dem Wahlrecht für Unionsbürger am jewei ligen 
Wohnsitz, durch das auch Ausländer aus EG-Mit-
gliedstaaten in ihrem jeweiligen Gastland ihre 
Stimme für das Europäische Parlament abgeben kön-
nen, befaßt sich ein Vorschlag, den die Kommission 
ausgearbeitet hat. Nach Verabschiedung im Rat 
bedarf er der Umsetzung in nationales Wahlrecht. In 
der Kommission sind die Arbeiten an einem Vorschlag 
zu Einzelheiten der Ausübung des aktiven und passi-
ven Wahlrechts bei Kommunalwahlen weitergeführt 
worden. Die Wahlberechtigten werden nach dem 
Vertrag über die Europäische Union an ihrem jewei-
ligen Wohnsitz insbesondere das aktive und passive 
Wahlrecht zu den Kommunalvertretungen ausüben 
können. Alle Bürger sollen sich künftig auch mit 
Beschwerden über die Arbeit der Gemeinschaftsor-
gane neben dem bereits bestehenden Petitionsaus-
schuß des Europäischen Parlaments an einen soge-
nannten Ombudsman  des Europäischen Parlaments 
wenden können. Obgleich dieser erst mit Inkrafttre-
ten des Vertrags von Maastricht tätig werden kann, 
sind bereits jetzt die erforderlichen Vorbereitungen 
im Rahmen einer interinstitutionellen Vereinbarung 
über die Wahrnehmung des künftigen Aufgabenbe-
reichs angelaufen. 

Im Bereich des konsularischen Schutzes sind inzwi-
schen alle Drittstaaten über die beabsichtigte Einfüh-
rung eines neuartigen Verbundsystems der konsulari-
schen Hilfe für Staatsangehörige der EG-Mitglied-
staaten ab 1. Ju li  1993 unterrichtet worden. 

Das Inkrafttreten des Vertrags von Schengen über den 
Abbau der Personenkontrollen an  den Binnengrenzen 
hat sich zwar verzögert. Inzwischen sind jedoch die 
Arbeiten zur Durchführung des Abkommens gut vor-
angekommen, so daß damit gerechnet wird, daß es bis 
1. Dezember 1993 in Kraft treten kann. 
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81. Informationspolitik der Gemeinschaft 

Wichtigster Anknüpfungspunkt für die gemeinschaft-
liche Informationspolitik sind die Schlußfolgerungen 
der Europäischen Räte von Birmingham und Edin-
burgh im zweiten Halbjahr 1992, in denen u. a. eine 
bessere Informa tion über die Tätigkeit der Gemein-
schaft für die öffentliche Diskussion gefordert wurde. 
Transparenz und Informationspolitik ergänzen einan-
der als Bestandteil der Bestrebungen, ein bürgernahes 
Europa zu schaffen. Schwerpunkt der derzeitigen 
Bemühungen der Gemeinschaft liegt bei der Erarbei-
tung von Perspektiven für die künftige Informa tions-
politik der Gemeinschaft. Daneben werden Überle-
gungen zur Verbesserung bestehender Programme 
wie des ,,Contact Magazins" (audiovisuelle Pro-
gramme, bisher v. a. für Abnehmer in der Dritten 
Welt) und der Nutzung von „Euronews" (französi-
scher Fernsehsender mit Programmen für Europa) 
angestrebt. 

Eine unter Vorsitz des früheren Kommissionsmitglieds 
und jetzigen Mitglieds des Europaparlaments Wi lly 
De Clercq tagende Expertengruppe hat im März 1993 
in einem Bericht („Überlegungen zur Informa tions- 
und Kommunikationspolitik der Europäischen Ge-
meinschaft") versucht, konkrete Vorschläge zur 
Umsetzung der Forderungen der Europäischen Räte 
von Birmingham und Edinburgh zu unterbreiten. 
Wesentliche Aussagen dieses Berichts, der von Teilen 
der Presse und der Kommission vor allem im Hinblick 
auf seine Präsentation sehr kritisch aufgenommen 
wurde, sind u. a. der Vorschlag, ein eigenes Amt für 
Informationspolitik und Öffentlichkeitsarbeit der Ge-
meinschaft einzurichten, um eine einheitliche Infor-
mationspolitik der Gemeinschaft und ihrer Mitglied-
staaten zu gewährleisten; außerdem fordert der 
Bericht mehr Offenheit und Verständlichkeit von 
Informationen bei der Unterrichtung der Bürger und 
die Einrichtung einer Kontaktstelle für Informationen 
für die Bürger der Gemeinschaft. 

III. Rechtliche und grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit — Innere Sicherheit 

1. Abbau der Binnengrenzen 

82. Abbau der Personenkontrollen an den 
Binnengrenzen 

Die fristgerechte Abschaffung der Personenkontrollen 
an  den Binnengrenzen zwischen den zwölf EG-Staa-
ten war schon seit geraumer Zeit nicht mehr zu 
erwarten. Auch im reduzierten Rahmen der neun 
Schengen-Partner war dieses Ziel nicht mehr bis Ende 
1992 zu verwirklichen. Gründe dafür waren noch 
ausstehende Ratifizierungen des Schengener Durch-
führungsübereinkommens, u. a. in Deutschland, und 
noch nicht abgeschlossenen Vorbereitungen der 
Durchführung. 

Inzwischen haben die Schengen-Partner unter spani-
schem Vorsitz ihre Arbeiten zur Vorbereitung der 
Durchführung des Schengener Abkommens weit vor-
angebracht. Damit kann der nach den Artikeln 131 bis 

133 des Durchführungsübereinkommens vorgese-
hene Ausschuß die für die Anwendung des Überein-
kommens erforderlichen Maßnahmen unmittelbar 
nach seiner Einsetzung beschließen. Mit dem Abbau 
der Personenkontrollen an den Schengen-Binnen-
grenzen ist jetzt zum Ende des Jahres 1993 zu rech-
nen. 

83. Zuwanderungs- und Asylpolitik, Harmonisierung 

Unter dänischem Vorsitz sind die Beratungen zu 
Fragen im Zusammenhang mit dem Dubliner „Über-
einkommen über die Bestimmung des zuständigen 
Staates für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaften gestellten Asylan-
trags " und zur Harmonisierung der Asylpolitik fortge-
setzt worden. Die Einwanderungsminister billigten 
zur praktischen Umsetzung des Dubliner Überein-
kommens die zwei Dokumente: 

— „Gemeinsamer Leitfaden für die Anwendung des 
Dubliner Übereinkommens" und die 

— „Sammlung zur europäischen Asylpraxis". 

Der Leitfaden enthält Vorgaben für die zuständigen 
nationalen Behörden sowie die Textsammlung der 
Beschlüsse und Schlußfolgerungen der Minister über 
die Harmonisierung des Asylrechts und für die Umset-
zung des Dubliner Übereinkommens. 

Die dänische Präsidentschaft führte über den Entwurf 
eines Parallelübereinkommens zum Dubliner Über-
einkommen informelle Gespräche mit Österreich, der 
Schweiz, Finnland, Norwegen, Schweden und Ka-
nada. Auf Anregung der Bundesrepublik Deutschl and 
übersandte sie den Entwurf auch an Polen, die Tsche-
chische Republik und die Slowakische Republik. Ziel 
ist, das Dubliner Übereinkommen mit Hilfe eines 
„Parallelübereinkommens" auszudehnen. 

Das auf der Tagung der Einwanderungsminister am 
1. Juni 1992 in Lissabon beschlossene Informations-, 
Reflektions- und Austauschzentrum für Asylfragen 
(ZIRA) hat seine Arbeiten fortgesetzt. Ein Schwer-
punkt waren Fragen im Zusammenhang mit der 
Erstellung gemeinsamer Lageberichte über Her-
kunftsländer von Asylbewerbern. 

Auf ihrer Sitzung am 1./2. Juni 1993 in Kopenhagen 
billigten die Einwanderungsminister eine Empfeh-
lung betreffend die Kontrollen und die Rückführung 
von Drittlandsangehörigen ohne Aufenthalts- oder 
Arbeitserlaubnis. Die Empfehlung zählt typische 
Situationen auf, in denen die Mitgliedstaaten die 
Durchführung von Kontrollen erwägen sollen. Ob und 
wie kontrolliert wird, richtet sich nach nationalem 
Recht. 

Ferner wurden verabschiedet 

— eine Empfehlung über die flexiblere Anwendung 
der Bestimmungen über den Tr ansit zum Zwecke 
der Abschiebung; 

— eine Entschließung über die Harmonisierung der 
nationalen Politiken im Bereich der Familienzu-
sammenführung; 
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— eine Entschließung über gemeinsame Leitlinien 
für die Aufnahme von besonders schutzbedürfti-
gen Personengruppen aus dem ehemaligen Jugo-
slawien. 

Keine Einigung konnte bisher über eine Entschlie-
ßung über die Beschränkungen für die Zulassung von 
Staatsangehörigen dritter Länder in das Hoheitsge-
biet der Mitgliedstaaten zur Ausübung einer Beschäf-
tigung erzielt werden. 

84. Ernennung von EG-Staatsangehörigen 
zu Beamten 

Durch den Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Ände

-

rung dienstrechtlicher Vorschriften sollen, was den 
Zugang zum deutschen Beamtenverhältnis betrifft, 
Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaften Deutschen im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes grundsätzlich gleich-
gestellt werden. Zugleich soll die Richtlinie des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften (89/48/EWG) vom 
21. Dezember 1988 über eine allgemeine Regelung 
zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine 
mindestens dreijährige Berufsausbildung abschlie-
ßen, für die laufbahnrechtlichen Vorschriften umge-
setzt werden. 

Bund und Länder streben einheitliche Vorgaben für 
die Anwendung dieser Vorschriften an. Der Bund-
Länder-Arbeitskreis für Beamtenrechtsfragen hat 
deshalb Arbeitsgruppen eingerichtet, die sich mit 
Empfehlungen für die Rechtsanwendung befassen. 

Nachdem der Gesetzentwurf vom Deutschen Bundes-
tag in erster Lesung am 9. Dezember 1992 behandelt 
worden ist (Drucksache 12/3791), befindet er sich zur 
Zeit in den Ausschußberatungen. 

2. Datenschutz 

85. Datenschutzpolitik 

Der geänderte Vorschlag der Kommission für eine 
Richtlinie des Rates zum Schutz von Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum 
freien Datenverkehr, der seit Oktober 1992 vorliegt, 
wurde im Berichtszeitraum in der Ratsgruppe „Wirt-
schaftsfragen " (Datenschutz) weiter behandelt. 

Im Laufe der Verhandlungen konnte sich die Bundes-
republik Deutschland bislang mit ihrer Forderung 
nach einer ausdrücklichen Festschreibung der Mög-
lichkeit, im nationalen Recht über den Standard der 
Richtlinie hinauszugehen, nicht durchsetzen. Sie wird 
jedoch bei der geplanten erneuten Durchsicht der 
entsprechenden Vorschriften auf der Verwirklichung 
dieser Forderung weiterhin bestehen und ggf. die 
Ausnahme bestimmter Sektoren aus dem Geltungsbe-
reich der Richtlinie fordern. 

Ferner hat sich die Bundesrepublik Deutschland unter 
Berufung auf den Grundsatz der Subsidiarität, der 
wieder stärker in das Bewußtsein der Mitgliedstaaten 
getreten ist, gegen zu sehr ins Detail gehende Vor-
schriften in dem Richtlinienentwurf ausgesprochen, 

damit gewachsene und bewährte Strukturen in der 
Gesetzgebung und Praxis der Mitgliedstaaten nicht 
beeinträchtigt werden. 

Dies gilt in erster Linie für Vorschriften, deren Umset-
zung für die Mitgliedstaaten ein erhöhtes Maß an 
bürokratischem Aufwand bedeuten würde, ohne daß 
der Schutz des einzelnen vor Beeinträchtigungen 
seines Rechts auf informationelle Selbstbestimmung 
verstärkt würde. 

Ferner bedarf das in dem Richtlinienentwurf vorgese-
hene Kontrollsystem einer Überarbeitung im Lichte 
des Grundsatzes der Subsidiarität. Zur Kontrolle der 
Einhaltung der in den gesetzlichen Bestimmungen 
vorgesehenen Datenschutzbestimmungen haben sich 
in verschiedenen Mitgliedstaaten Kontrollsysteme 
unterschiedlicher Ausgestaltung gebildet, die sich seit 
Jahren in der Praxis bewährt haben. Die Bundesrepu-
blik Deutschland wird darauf hinarbeiten, daß diese 
Kontrollsysteme vom Richtlinienentwurf unbeein-
trächtigt bleiben. 

Es ist beabsichtigt, im Rahmen einer zweiten Durch-
sicht des Richtlinienentwurfs in den kommenden 
Monaten einen gemeinsamen Standpunkt der Mit-
gliedstaaten gem. Artikel 149 Abs. 2 b EWG-Vertrag 
zu erarbeiten. Dieser soll nach Möglichkeit bis Ende 
Dezember 1993 vorliegen. 

86. Schutzmaßnahmen für als Verschlußsachen 
eingestufte Informationen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften 

Mit Ausnahme des eingegrenzten Bereichs EURA-
TOM besteht innerhalb der Gemeinschaften keine 
gemeinschaftliche Rechtsgrundlage, die Schutznor-
men für den Austausch klassifizierter Informationen 
(Verschlußsachen) innerhalb der Institutionen der 
Europäischen Gemeinschaften bzw. diesen und den 
Mitgliedstaaten festlegt. 

Darüber hinaus gibt es bei den Institutionen der EG 
keine ausreichenden Sicherheitsstrukturen, mit de-
nen die persönlichen Zugangsvoraussetzungen zu 
und der physische Schutz von Verschlussachen 
gewährleistet wird. 

Die Kommission hat zur Förderung einer Gemein-
schaftsregelung über die Schutzmaßnahmen für als 
Verschlussachen eingestufte Informationen den Ent-
wurf einer Verordnung des Rates im Benehmen mit 
den Sachverständigen der Mitgliedstaaten ausgear-
beitet und dem Rat zur weiteren Verhandlung zuge-
leitet (ABl. EG Nr. C 72 vom 21. März 1992, S. 15). 

In seiner abschließenden Stellungnahme im Zuge des 
Konsultationsverfahrens hat das Europäische Parla-
ment am 26. Mai 1993 in einem Beschluß auf die 
Erforderlichkeit einer diesbezüglichen Gemein-
schaftsregelung hingewiesen. Es vertritt allerdings 
die Auffassung, daß die Bestimmungen des Entwurfs 
nicht in hinreichendem Maße den Erfordernissen der 
Rechtssicherheit und Klarheit entsprechen. Es hat 
daher die Kommission aufgefordert, ihren Vorschlag 
zurückzuziehen und einen neuen Vorschlag vorzule- 
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gen, der die Vorbehalte des Europäischen Parlaments 
berücksichtigt. 

Die Bundesregierung hält nach wie vor eine gemein-
schaftliche Regelung insbesondere deshalb für erfor-
derlich, weil der Gemeinschaft nach dem Vertrag zur 
Europäischen Union neue hochsensible und sicher-
heitsrelevante Politiken, wie die Gemeinsame Außen - 
und Sicherheitspolitik und die Zusammenarbeit in 
den Bereichen Inneres und Justiz, zuwachsen. Die 
Entscheidung der Kommission, der die Bundesregie-
rung ihren Standpunkt übermittelt hat, bleibt abzu-
warten. 

3. Zivil- und Katastrophenschutz 

87. Zivil- und Katastrophenschutz, Ständige Nationale 
Korrespondenten 

Die Ständigen Nationalen Korrespondenten im Zivil- 
und Katastrophenschutz sind am 11. März 1993 zu 
ihrem 9. Treffen in Brüssel zusammengekommen. Die 
EG-Kommission legte eine Aufstellung der von ihr im 
Jahre 1993 geförderten Übungen und Seminare der 
Mitgliedstaaten vor und rief die Korrespondenten auf, 
weitere Vorschläge für förderungswürdige Aktivitä-
ten zu unterbreiten. 

Der Vertreter der Kommission präsentierte den Ent-
wurf des überarbeiteten Vademecums des Zivil- und 
Katastrophenschutzes in der Gemeinschaft und teilte 
mit, daß die endgültige Fassung noch in diesem Jahr 
vorgelegt werden könne. 

In Fortführung der von Deutschland im September 
1992 begonnenen und von der Kommission finanziell 
unterstützten Initiative zur Verbesserung der Zusam-
menarbeit der Staaten in Mittel-, Ost- und Südosteu-
ropa im Zivil- und Katastrophenschutz hat auf Einla-
dung der Russischen Föderation in der Zeit vom 17. bis 
19. Mai 1992 eine Folgekonferenz in Moskau stattge-
funden. Neben den MOE- und GUS-Staaten sowie 
Österreich und Deutschland waren dort auch die 
Kommission sowie das Europäische Amt für humani-
täre Hilfe vertreten. 

88. Zivil- und Katastrophenschutz, Expertentreffen 

Am 25. und 26. Januar 1993 fand in Florival bei Brüssel 
ein von Belgien organisiertes und von der Kommission 
finanziertes Seminar über Chemieunfälle statt. Die 
Vertreter der Mitgliedstaaten hatten dort die Möglich-
keit, aus Erfahrungen zu lernen, die andere Staaten in 
der Bekämpfung von Chemieunfällen gewonnen 
haben. Die Konferenzteilnehmer haben die Kommis-
sion gebeten, weitere Veranstaltungen dieser Art 
durchzuführen und eine Gruppe von Kooperationsbe-
amten, wie sie bereits für die Waldbrandproblematik 
existiert, zu bilden, deren Mitglieder im Falle eines 
Chemieunfalles auf entsprechende Bitte die Behörden 
des betroffenen Mitgliedstaates beraten können. 

89. Waldbrandbekämpfung 

Am 26. und 27. April 1993 kamen in Thessaloniki 
Waldbrandexperten aus der Gemeinschaft anläßlich 
eines von Griechenland unter finanzieller Beteiligung 
der Gemeinschaft veranstalteten Seminars zusam-
men. Die Veranstaltung bot den Vertretern der von 
Waldbränden besonders be troffenen Staaten der 
Gemeinschaft — zu denen auch Deutschl and zählt — 
Gelegenheit zur Informa tion und zum Erfahrungsaus-
tausch. Das Seminar knüpfte an den Workshop über 
Waldbrandbekämpfung an, der im Mai 1992 in Portu-
gal stattgefunden hatte. 

Die Kommission hat zugesagt, einen finanziellen 
Beitrag zu der von Brandenburg organisierten Wald-
brandgroßübung zu leisten, die am 15. Mai 1993 in 
Luckenwalde stattgefunden hat. 

4. Innere Sicherheit 

90. Terrorismusbekämpfung 

Die Zusammenarbeit der Zwölf im Bereich der politi-
schen Terrorismusbekämpfung bezog sich vor allem 
auf 

— separatistische und linksextremistische Terroror-
ganisationen sowie rechtsextremistische und aus-
länderfeindliche Gewalt in den Mitgliedstaaten; 

— Ausbreitung des islamischen Fundamenta lismus, 
insbesondere in Nordafrika, und die damit verbun-
dene Gewalt und Gegengewalt; 

— Staaten, die im Verdacht stehen, den Terrorismus 
zu unterstützen; 

— außereuropäische Organisationen, die angeblich 
vom Gemeinschaftsgebiet aus Terrorakte in ihren 
Heimatländern vorbereiten und finanzieren; 

— jüngste Flugzeugentführungen und Konsequen-
zen zur Verbesserung der Luftsicherheit. 

91. TREVI-Kooperation 

Unter dänischer Präsidentschaft wurde die Erörterung 
der voraussichtlichen Auswirkungen des Vertrages 
zur Europäischen Union auf die TREVI-Kooperation 
(Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten in den. Be-
reichen Terrorismus, Radikalismus, Extremismus 
und internationale Gewaltkriminalität) fortgesetzt. 
Gleichzeitig wurden die regulären TREVI-Arbeiten in 
Ausführung des Aktionsprogramms zur Intensivie-
rung der polizeilichen Zusammenarbeit weiterge-
führt. 

Auf ihrer Konferenz am 2. Juni 1993 in Kopenhagen 
nahmen die für die innere Sicherheit zuständigen 
Innen- und Justizminister Beschlüsse und Empfehlun-
gen an, die eine weitere enge Kooperation in den 
Bereichen der Bekämpfung des Terrorismus, der 
Organisierten Kriminalität sowie der fremdenfeind-
lich motivierten Gewalttaten zum Ziel haben. Im 
Rahmen der fortlaufenden Analysen von TREVI über 
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die terroristische Bedrohung billigten die Minister 
eine überarbeitete Zusammenfassung einer umfas-
senden Analyse der bestehenden inneren und äuße-
ren Bedrohung der Mitgliedstaaten durch den Terro-
rismus. Sie beschlossen, eine Untersuchung durchzu-
führen, um festzustellen, inwieweit Gewalttaten 
gegen Ausländer von organisierten Gruppen irr 
eigentlichen Sinne begangen werden. Die Minister 
haben die Möglichkeiten der Einrichtung einer besse-
ren Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten zur Be-
kämpfung von Umweltverbrechen erörtert, insbeson-
dere die illegale Verbringung und die illegale Entsor-
gung umweltschädlicher Abfälle, die als „Abfalltou-
rismus" bezeichnet werden. Es wurden weiterhin 
Empfehlungen zur Bekämpfung der Geldwäsche 
gebilligt sowie beschlossen, gemeinsame Anstren-
gungen zur Bekämpfung der Motorradbandenkrimi-
nalität zu unternehmen. 

Die Minister befaßten sich überdies mit Fragen der 
polizeilichen Zusammenarbeit — insbesondere Un-
terstützungsmaßnahmen — mit Staaten Osteuropas. 
Auch Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit 
im Straßenverkehr wurden behandelt. 

92. EUROPOL 

Die Arbeiten zur Vorbereitung der Errichtung eines 
Europäischen Polizeiamts (EUROPOL) wurden durch 
die TREVI-Ad-hoc-Arbeitgruppe EUROPOL fortge-
setzt. Rechtsgrundlage der Errichtung und Tätigkeil 
von EUROPOL wird eine Konvention sein. Ein Kon-
ventionsrohentwurf liegt seit Ende Juni 1993 vor. 

Um den Zeitraum bis zum Inkrafttreten einer EURO-
POL-Konvention zu überbrücken, soll ein EUROPOL

-

Provisorium den polizeilichen Informationsaustausch 
auf europäischer Ebene auf der Basis der Rechtssy-
steme der Mitgliedstaaten organisieren. Eine entspre-
chende Vereinbarung der TREVI-Minister wurde am 
2. Juni 1993 in Kopenhagen unterzeichnet. Diese 
Vereinbarung wird in Kraft treten, sobald die Stand-
ortfrage für EUROPOL geklärt ist. 

93. Drogenbekämpfung, Europäischer Ausschuß zur 
Drogenbekämpfung 

Am 8. Februar 1993 hat der Rat die Verordnung zur 
Schaffung einer Europäischen Beobachtungsstelle für 
Drogen und Drogensucht angenommen. Die Verord-
nung soll in Kraft treten, sobald die zuständigen 
Instanzen über den Sitz der Beobachtungsstelle ent-
schieden haben. 

Im Rahmen seiner Koordinierungstätigkeit begleitete 
der Europäische Ausschuß zur Drogenbekämpfung 
(CELAD) die vorbereitenden Arbeiten der EG-Kom-
mission zur Umsetzung der genannten Verordnung, 
damit die Europäische Beobachtungsstelle für Drogen 
und Drogensucht alsbald nach Entscheidung der Sitz-
frage ihre Aufgabe wahrnehmen kann, die Gemein-
schaft und die Mitgliedstaaten mit objektiven, verläß-
lichen und vergleichbaren Angaben über Drogen und 
Drogensucht auf europäischer Ebene zu versorgen. 

Einen zweiten Schwerpunkt der Arbeiten des CELAD 
bildete die Befassung mit den Ergebnissen der ersten 
europäischen Drogenbekämpfungswoche, die vom 
16. bis 22. November 1992 in der Gemeinschaft 
stattfand. Die EG-Kommission wird bis zum Herbst 
1993 einen Abschlußbericht erstellen, der u. a. zur 
Vorbereitung einer zweiten europäischen Drogenbe-
kämpfungswoche, die im zweiten Halbjahr 1994 unter 
deutscher Präsidentschaft stattfinden wird, genutzt 
werden soll. 

Darüber hinaus befaßte CELAD sich mit der Koordi-
nierung der Standpunkte der Mitgliedstaaten für die 
36. Tagung der Suchtstoffkommission der Vereinten 
Nationen, die vom 29. März bis 7. April 1993 in Wien 
stattfand, mit der Frage der Praxis der Mitgliedstaaten 
beim Vollzug ausländischer Beschlagnahmeverfü-
gungen und mit den Beziehungen zwischen Drogen-
mißbrauch und Kriminalität. Zu letztgenanntem The-
menbereich sollen in Fortsetzung der guten Zusam-
menarbeit mit der Pompidou-Gruppe des Europarats 
Möglichkeiten eines gemeinsamen Vorgehens ge-
prüft werden. 

94. Internationales Organisiertes Verbrechen 

Auf der Grundlage des Berichtes der im September 
1992 gegründeten Ad-hoc-Arbeitsgruppe „Interna-
tionales Organisiertes Verbrechen" verabschiedeten 
die Justiz- und Innenminister der EG-Mitgliedstaaten 
am 7. Mai 1993 spezifische Empfehlungen mit dem 
Ziel, die gemeinsamen Bemühungen der Mitglied-
staaten zur Bekämpfung dieser schwerwiegenden 
Bedrohung für Europa und die internationale 
Gemeinschaft auszubauen und zu intensivieren. 

Beschlossen wurde u. a.: 

— eine systematische Sammlung und Analyse von 
Informationen über die Verbreitung des Organi-
sierten Verbrechens in den Mitgliedstaaten durch-
zuführen, 

— innerhalb der bestehenden justitiellen, polizeili-
chen und Zoll-Zusammenarbeit einen Rahmen von 
Ansprechstellen zu schaffen, um praktische Ver-
fahren im Zusammenhang mit der Bearbeitung 
spezieller Fälle zu erleichtern und zu beschleuni-
gen, 

— die Arbeitsgruppe „Justitielle Zusammenarbeit" 
dringend aufzufordern, ihre Arbeiten zur Überprü-
fung der Auslieferungsgesetze und Praktiken fort-
zusetzen und zu intensivieren, um die Auslie-
ferungsverfahren effektiver zu gestalten, 

— eine vergleichende Analyse der Gesetze der Mit-
gliedstaaten in Bereichen durchzuführen, wo 
Unterschiede Hindernisse für die praktische 
Zusammenarbeit darstellen können. 

Das Mandat der Ad-hoc-Arbeitsgruppe wurde um 
weitere sechs Monate mit dem Auftrag verlängert, 
einen Abschlußbericht mit Vorschlägen für weitere 
spezifische Maßnahmen vorzulegen. Deutschl and 
war durch das Bundesministerium der Justiz, das 
Bundeskriminalamt und das Zollkriminalamt vertre-
ten. 
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5. Zusammenarbeit in justitiellen und  
konsularischen Fragen 

95. Rechtliche Zusammenarbeit, Zivilrecht 

Die EPZ-Arbeitsgruppe „Justitielle Zusammenarbeit 
in Zivilsachen" befaßte sich erneut mit der Auswei-
tung des EWG-Gerichtsstands- und Vollstreckungs-
übereinkommens von 1968 auf Ehesachen. Den 
hierzu übersandten Fragebogen haben noch nicht alle 
Staaten beantwortet. Die Arbeitsgruppe führte ferner 
die Gespräche über mögliche Verbesserungen des 
Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommens 
und des Haager Zustellungsübereinkommens von 
1965 fort. Im Mittelpunkt der Diskussion standen 
Verzögerungen bei Zustellungen sowie Vollstreck-
barerklärungsverfahren. Es bestand Einvernehmen 
darüber, daß beide Übereinkommen im übrigen ins-
gesamt zu guten Ergebnissen führen. Zu dem Vor-
schlag eines neuen Anerkennungs- und Voll-
streckungsübereinkommens, den die Vereinigten 
Staaten im Juni 1992 der Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht unterbreitet haben, wurde 
vereinbart, daß die EG-Staaten ihre Haltung am R and 
der XVII. Tagung der Konferenz abstimmen. 

96. Rechtliche Zusammenarbeit, Konkursrecht 

Die Ad-hoc-Gruppe EG-Konkursübereinkommen 
beim Rat der Europäischen Gemeinschaften hat die 
2. Lesung des Entwurfs eines EG-Konkursüberein-
kommens fortgesetzt. 

Der Entwurf basiert auf einem bis 1984 erarbeiteten, 
dann aber nicht mehr weiterverfolgten Vorentwurf 
eines EG-Konkursübereinkommens sowie auf dem 
Europaratsübereinkommen über bestimmte interna-
tionale Aspekte des Konkurses. In seiner Grundkon-
zeption geht er von der automatischen Anerkennung 
des Auslandskonkurses in allen Mitgliedstaaten aus 
(Universalitätsprinzip). Zum Schutz der Interessen 
inländischer Gläubiger wird die Eröffnung eines 
Sekundärinsolvenzverfahrens über im Inland belege

-nes Vermögen ermöglicht. Um die Zusammenarbeit 
der Verwalter von Haupt- und Sekundärinsolvenzver-
fahren zu gewährleisten, enthält der Entwurf gegen-
seitige Unterrichtungspflichten sowie die Möglichkeit 
der Ausübung von Gläubigerrechten im jeweils ande-
ren Verfahren. Die Grundkonzeption wird von allen 
Mitgliedstaaten unterstützt. Das Ende der zweiten 
Lesung steht kurz bevor. Im Anschluß daran ist die 
Befassung des Ausschusses der Ständigen Vertreter 
vorgesehen. 

Der Entwurf eines EG-Konkursübereinkommens ist 
neben den Fraktionen des Deutschen Bundestages 
auch den Landesjustizverwaltungen und den interes-
sierten Verbänden zugeleitet worden. In ihren Stel-
lungnahmen haben die Landesjustizverwaltungen die 
Arbeiten der Ad-hoc-Gruppe durchweg positiv 
bewertet. Das Votum der Verbände fiel ähnlich aus, 
wobei zum Teil vorsichtige Zweifel an  der Erforder-
lichkeit eines solchen Übereinkommens geäußert 
wurden. 

97. Rechtliche Zusammenarbeit, Strafrecht 

Die Arbeitsgruppe „Justizielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen" beriet auf der Grundlage der während 
des letzten Halbjahres geleisteten Bestandsaufnah-
men der Probleme und des in den Mitgliedstaaten 
geltenden Verfahrensrechts gemeinsame St and-
punkte zur Vereinfachung des Auslieferungsverfah-
rens im praktischen und im rechtlichen Bereich. 
Deutschland bemühte sich, im Rahmen der noch nicht 
abgeschlossenen Erörterungen Vereinfachungsvor-
schläge zu verfolgen, die in dem Bericht der von der 
sechzigsten Konferenz der Justizminister und -senato-
ren beauftragten Arbeitsgruppe zur Vereinfachung 
des internationalen Rechtshilfeverkehrs in Strafsa-
chen enthalten sind und insbesondere im Hinblick auf 
den Wegfall der Personenkontrollen an den Binnen-
grenzen der EG erarbeitet wurden. 

Zur Lösung des Problems, auf welche Weise die 
Mitgliedstaaten bei strafrechtlichen Maßnahmen der 
Entziehung der Fahrerlaubnis zusammenarbeiten 
können und welche Auswirkungen die Entziehung 
der Fahrerlaubnis in einem Mitgliedstaat auf das 
Recht des Be troffenen in den übrigen Ländern haben 
soll, wurde eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe eingesetzt. 
Diese wird aus Experten der Justiz- sowie der Ver-
kehrsministerien bestehen und ihre Beratungen im 
nächsten Halbjahr aufnehmen. Die Arbeitsvorgaben 
für diese Expertengruppe wurden ausgearbeitet. 

Die Ad-hoc-Gruppe „Gemeinschaftsrecht und natio-
nales Strafrecht", die sich mit dem Schutz der finan-
ziellen Interessen der Gemeinschaft befaßt, hat ihre 
Beratungen zunächst zurückgestellt, um ein Rechts-
gutachten der EG-Kommission zur Frage der Zuläs-
sigkeit der Verpflichtung zu administrativen Sanktio-
nen nach Gemeinschaftsrecht abzuwarten. 

98. Konsularische Zusammenarbeit der Zwölf in 
Drittstaaten 

Die EPZ-Arbeitsgruppe für Konsularangelegenheiten 
hatte im 2. Halbjahr 1992 den Entwurf von Leitlinien 
ausgearbeitet, die vor allem im Vorgriff auf Artikel 8 c 
des EG-Vertrags in der Fassung von Maast richt den 
konsularischen Schutz für Unionsbürger durch die 
Konsulardienste der Mitgliedstaaten regeln. Diese 
Leitlinien sind Anfang 1993 vom Politischen Komitee 
gebilligt worden und zwischenzeitlich in Kraft getre-
ten. 

Die Leitlinien, die in Weisungen der einzelnen Mit-
gliedstaaten an  ihre Konsulardienste umgesetzt wur-
den, konzentrieren sich auf die Regelung konsulari-
scher Hilfe in Notlagen, um diesen wich tigsten Teil-
bereich konsularischer Tätigkeit möglichst frühzeitig 
in die Praxis umsetzen zu können. Daneben wurde ein 
„European Emergency Travel Document" erarbeitet, 
das Unionsbürgern in Notlagen die Heimkehr ermög-
lichen soll. 

Inzwischen ist den Regierungen aller Drittstaaten 
durch die dänische Präsidentschaft notifiziert worden, 
daß dieses neuartige Verbundsystem der konsulari-
schen Hilfe in Notfällen für Staatsangehörige der 
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EG-Mitgliedstaaten ab 1. Ju li  1993 Anwendung fin-
den soll. 

Iv. Wirtschafts - und Währungspolitik 

99. Wirtschaftslage 

Die Konjunktur in der Gemeinschaft ist weiterhin von 
anhaltenden rezessiven Tendenzen geprägt. Beson-
ders deutlich ist der Einbruch in Deutschland, aber 
auch in Frankreich, Ita lien und Spanien verringert 
sich die Produktion spürbar. Dagegen hat in Großbri-
tannien eine konjunkturelle Belebung eingesetzt. Das 
Sozialprodukt der Gemeinschaft dürfte in diesem Jahr 
zurückgehen. Zurückzuführen ist die unzureichende 
Dynamik auf einen schwächeren p rivaten Verbrauch, 
bedingt durch den Rückgang der verfügbaren Ein-
kommen und der Beschäftigung. Auch die Investitio-
nen der Unternehmen werden als Reaktion auf die 
Verschlechterung der Rentabilität weiter einge-
schränkt. Nicht zuletzt wirkt sich die Schwäche der 
Weltkonjunktur nachteilig auf die Wirtschaftslage der 
Gemeinschaft aus. 

100. Inflation 

Die Inflation schwächt sich in der Gemeinschaft ab, 
wozu der anhaltende Konjunkturabschwung und die 
stabilitätsorientierte Geldpolitik beigetragen haben. 
In diesem Jahr erwartet die Kommission für die 
Gemeinschaften eine Inflationsrate von 4 %. Hinter 
dieser Entwicklung verbergen sich aber unterschied-
liche Veränderungen in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten. So bereiten vor allem die geringen Stabilitätsfort-
schritte in Deutschland, Ita lien und Spanien Sorgen. 
Preisdämpfende Wirkungen von maßvollen Lohnstei

-

gerungen sind durch Erhöhungen bei Verbrauch-
steuern und administrierten Preisen neutralisiert wor-
den. Schließlich haben Währungsabwertungen in 
mehreren Ländern inflationär gewirkt. 

101. Arbeitslosigkeit 

Die Situation am Arbeitsmarkt verschlechtert sich 
dramatisch. Nach Einschätzung der Kommission wird 
die Arbeitslosenrate in diesem Jahr auf 11,5 % steigen, 
die Zahl der Arbeitslosen dürfte 17 Millionen übertref-
fen. 1993 werden in der Gemeinschaft zwei Mil lionen 
Menschen weniger als 1991 einen Arbeitsplatz haben. 
Steigende Erwerbsbevölkerung und rückläufige Be-
schäftigung lassen die Arbeitslosigkeit wachsen. Aus-
geprägte regionale und sektorale Ungleichgewichte 
und eine steigende Dauer der durchschnittlichen 
Beschäftigungslosigkeit weisen darauf hin, daß die 
Arbeitsmarktprobleme zum erheblichen Teil struktu-
reller Natur sind. 

102. Wirtschaftspolitische Schwerpunkte 

Vor dem Hintergrund der Wachstumsschwäche in der 
Gemeinschaft ist es erforderlich, den verfügbaren 
wirtschaftspolitischen Spielraum in den Mitgliedstaa-
ten zu nutzen, um die Grundlagen für das Wirtschafts-
wachstum zu stärken und die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze zu fördern. Zugleich müssen ergän-
zende Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene zur 
Überwindung der Vertrauenskrise bei Investoren und 
Verbrauchern ergriffen werden. Mit der Wachstums-
initiative von Edinburgh sind entsprechende natio-
nale und gemeinschaftliche Maßnahmen beschlossen 
worden. Wegen der Verschlechterung der Wirt- 

Wirtschaftliche Indikatoren 1993 1 ) 

Wirtschaftswachstum 
(Veränderung in v. H. 

zum Vorjahr) 

Preisentwicklung 
(Veränderung 
zum Vorjahr) 

Arbeitslosigkeit 
(in v. H. der Erwerbs

-

bevölkerung) 

Leistungsbilanz 
(in v.H. des BIP) 

B   -1,25 2,75 10,0 1,5 
DK   0,0 1,0 10, 75 2,75 
D   -2,0 4,5 9,25 -1,5 

GR   0,75 13,75 8,25 -3,75 
E   -0,5 5,0 21,75 -3,25 
F   -0,75 2,5 1 1,5 0,0 

IRL   2,25 3,5 19,0 4,75 

I   0,0 5,25 1 0,75 -1,25 

LUX   1,0 3,75 2,25 25,75 

NL   -0,5 2,25 8,0 3,0 

P   0,5 6,75 6,0 -3,0 

UK   1,5 4,25 11,5 -2,5 

EG   -0,5 4,25 1 1,5 -1,0 

USA   2,5 2,75 8,75 -1,0 

JAP  0,75 1,25 2,5 3,5 

1) Juni-Prognosen der Kommission. 
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schaftslage hat Präsident Delors auf dem Europäi-
schen Rat in Kopenhagen neue Überlegungen zur 
wirtschaftlichen Neubelebung vorgetragen. Es wurde 
vereinbart, daß die Mitgliedstaaten ihre Vorstellun-
gen über eine mittelfristige S trategie für Wachstum, 
Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit bis zum 
September vorlegen. Die Kommission wurde aufge-
fordert, ein entsprechendes Weißbuch bis zum näch-
sten Europäischen Rat im Dezember auszuarbeiten. 

103. Europäisches Währungssystem (EWS) 

Mitte Januar verstärkten sich die Spannungen im 
EWS erneut. Sie führten schließlich am 30. J anuar zur 
Abwertung des irischen Pfundes um 10 %. 

Anfang Mai kam es erneut zu Spannungen, die 
schließlich zur Abwertung der spanischen Peseta um 
8 % und des portugiesischen Escudo um 6,5 % führten. 
Anlaß für diese Spannungen waren die vor den 
spanischen Parlamentswahlen aufgekommenen Ge-
rüchte über einen Austritt der spanischen Währung 
aus dem Wechselkursmechanismus des EWS. 

Die Finanzminister und die Präsidenten der Zentral-
banken der EG erörterten auf ihrem gemeinsamen 
Treffen am 21. Mai im dänischen Kolding mögliche 
Reformen des EWS. Sie kamen einvernehmlich zu 
dem Ergebnis, daß die Währungsturbulenzen der 
vergangenen Monate im wesentlichen auf die jahre-
langen Verletzungen der Regeln des EWS zurückzu-
führen sind, so daß grundlegende Reformen des EWS 
nicht erforderlich seien. Vielmehr komme es darauf 
an, die Regeln des Systems wie vereinbart zu nutzen, 
um den Aufbau neuer Wechselkursspannungen zu 
verhindern. Die Teilnehmer des Wechselkurssystems 
müßten bereit sein, zinspolitische Maßnahmen und/ 
oder Devisenmarktinterventionen ins Auge zu fassen, 
bis andere interne Stabilisierungsmaßnahmen die 
Leitkurse wieder glaubhaft gemacht haben. Falls dies 
nicht gelänge, sollten die Leitkurse rasch angepaßt 
werden. 

V. Finanzpolitik 

1. Finanzierung der Gemeinschaft 

104. Haushaltsvorentwurf für das Haushaltsjahr 1994 

Die Kommission legte am 15. Juni 1993 den berichtig-
ten Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der EG für 
das Jahr 1994 vor. Das Volumen beläuft sich auf 
73 303,0 Mio. ECU an  Mitteln für Verpflichtungen 
(VE) und 70 235,1 Mio. ECU an  Mitteln für Zahlungen 
(ZE); dies ist gegenüber 1993 eine Steigerung von 
6,15 % in VE und 7,19 % in ZE. 

Der Haushalt hält sich im Rahmen der Finanzpla-
nungswerte, die vom Europäischen Rat am 11./12. 
Dezember 1992 in Edinburgh für 1994 festgelegt 
worden sind. 

Die Aufschlüsselung der Mittel des Haushalts 1994 
nach Ausgabenbereichen und ein Vergleich mit dem 

Haushalt 1993 ist in den nachstehenden Tabellen 
dargestellt. 

2. Bekämpfung von Betrügereien zu Lasten des 
EG-Haushalts 

105. Betrugsbekämpfung, Jahresbericht 1992 

Die Kommission hat dem Rat im April 1993 ihren 
Jahresbericht 1992 zur Betrugsbekämpfung zugelei-
tet. Dieser Bericht enthält eine Bilanz der Betrugsfä lle 
und Unregelmäßigkeiten für alle Teile des EG-Haus-
halts und der 1992 ergriffenen Maßnahmen, Angaben 
über die Finanzierung der Betrugsbekämpfungspoli-

tik sowie das neugefaßte Aktionsprogramm 1993. 

In der generellen Bewertung besteht im wesentlichen 
Einvernehmen zwischen Kommission und Mitglied-
staaten, daß 

— als Folge immer differenzie rterer weltweiter Inter-
ventionen aufgrund internationaler Verpflichtun-
gen der Gemeinschaft von einer Vergrößerung des 
Betrugsrisikos auszugehen ist, 

— die Mitgliedstaaten sich nach Vollendung des 
Binnenmarkts zunehmend mit betrüge rischen 
Praktiken und Unregelmäßigkeiten im innerge-
meinschaftlichen Handel sowie im Handel mit 
Drittländern konfrontiert sehen, 

— deshalb die aktive partnerschaft liche Unterstüt-
zung der Mitgliedstaaten durch die Kommission 
bei der Betrugsbekämpfung erforderlich ist. 

Die im Zusammenhang mit dem neuen Aktionspro-
gramm vorgesehenen Schwerpunkte tragen auch 
deutschen prioritären Anliegen Rechnung. Auf deut-
liche Kritik ist allerdings die Darstellung bestimmter 
Einzelsachverhalte insbesondere deshalb gestoßen, 
weil die be troffenen Mitgliedstaaten keine Gelegen

-

heit zur Prüfung und Stellungnahme vor Veröffentli-
chung hatten. 

106. Betrugsbekämpfung, ECOFIN-Rat 

Der ECOFIN-Rat hat in seiner Tagung am 7. Juni 1993 
anläßlich der Vorlage des Jahresberichts der Kommis-
sion erneut Schlußfolgerungen zum Thema Betrugs-
bekämpfung verabschiedet. Er hat damit zum dritten 
Mal innerhalb von 9 Monaten seine Entschlossenheit 
dokumentiert, Betrügereien zu Lasten des EG-Haus-
halts wirksam zu bekämpfen. Die Schlußfolgerungen 
des ECOFIN-Rates tragen in bestimmten Bereichen 
(z. B. Vereinfachung der Rechtsvorschriften im 
Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik und der 
Strukturfonds, Bedeutung der Risikoanalyse für die 
Betrugsbekämpfung) auch spezifischen deutschen 
Interessen Rechnung. 

Der ECOFIN-Rat hat außerdem in einer von Deutsch-
land angeregten Protokollerklärung die Kommission 
zur Vorauskonsultation der Mitgliedstaaten vor Ver-
öffentlichung des Jahresberichts aufgefordert. 
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Zusammenstellung i 

EG-Haushalt 1993 *) (Soll) 1 ) EG-Haushalt 1994 **) (Soll) 2) Steigerung 
in v . H. 

VE 3) in v. H.  ZE 4 ) in v. H. VE 3) in v. H.  ZE 4) in v. H. Sp. 6/ 
Sp. 2 

Sp. 8/ 
Sp. 4 

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9) (10) (11) 

Operationelle Mittel 	 65 652,0 95,07 62 121,8 94,81 69 587,9 94,93 66 519,9 94,71 6,00 7,08 
- EAGFL, 

Abteilung Garantie . 34 052,0 49,31 34 052,0 51,97 36 465,0 49,75 36 465,0 51,92 7,09 7,09 
- Strukturmaßnahmen 22 451,5 32,51 20 709,8 31,61 23 451,5 31,99 21 681,4 30,87 4,45 4,69 

- Sozialpolitik 	 530,5 0,77 470,1 0,72 529,3 0,72 514,9 0,73 -0,22 9,55 

- Energie und Umwelt 314,5 0,46 242,6 0,37 333,2 0,45 303,9 0,43 5,93 25,30 

- Binnenmarkt 
und Industrie 	 428,6 0,62 298,5 0,46 552,3 0,75 441,6 0,63 28,88 47,93 

- Forschung 	 2 555,8 3,70 2 351,5 3,59 2 553,0 3,48 2 401,5 3,42 -0,11 2,12 

- Entwicklungshilfe 
und Zusammenarbeit 4 110,1 5,95 2 788,3 4,26 4 173,6 5,69 3 181,6 4,53 1,55 14,11 

- Garantien 
und Reserven 	 1 209,0 1,75 1 209,0 1,85 1 530,0 2,09 1 530,0 2,18 26,55 26,55 

Verwaltung 	 3 400,9 4,93 3 400,9 5,19 3 715,1 5,07 3 715,1 5,29 9,24 9,24 

- Kommission 	 2 283,6 3,31 2 283,6 3,49 2 415,8 3,30 2 415,8 3,44 5,79 5,79 

- andere Organe 	 1 117,2 1,62 1 117,2 1,71 1 299,3 1,77 1 299,3 1,85 16,29 16,29 

Mittel, insgesamt 	 69 052,9 100,00 65 522,6 100,00 73,303,0 100,00 70 235,1 100,00 6,15 7,19 

- Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen - 

1) EG-Haushalt 1993. 
2) EG-Haushalt 1994 (berichtigter Vorentwurf vom 15. Juni 1993). 
3) Verpflichtungsermächtigungen in Mio. ECU. 
4) Zahlungsermächtigungen in Mio. ECU. 

*) Haushaltskurs 1993: 1 ECU = 2,04380. 
* *) Haushaltskurs 1994: 1 ECU = 1,94692. 

Zur Deckung der Zahlungsermächtigungen sind 
nachstehende Einnahmen veranschlagt: 

Zusammenstellung 2 

EG-Haushalte 

1993 1994 1 ) 
(Soll) (Soll) 

in Mio. ECU') 

Agrarabschöpfungen 
und Zuckerabgaben 	 2 239,4 2 039,0 

Zölle 	  13 118,6 12 619,4 

Mehrwertsteuer- 
Eigenmittel 	 35 677,1 35 850,5 

BSP-Eigenmittel 	 14 029,9 19 224,8 

Überschüsse aus dem 
Vorjahr 	  p. m. p. m. 

Verschiedene 
Einnahmen 	 457,7 501,4 

Summe 	  65 522,6 70 235,1 

Summe in Mio. DM 	 133 915,2 136 742,1 

107. Betrugsbekämpfung, Amtshilfe im Zollbereich 

Um die wirkungsvolle Bekämpfung betrüge rischer 
Praktiken zu Lasten des EG-Haushalts auch nach 
Einführung des Binnenmarktes sicherzustellen, wird 
die VO (EWG) Nr. 1468/81 vom 19. Mai 1981 über die 
gegenseitige Unterstützung der Verwaltungsbehör-
den der Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit 
dieser Behörden mit der Kommission, um die ord-
nungsgemäße Anwendung der Zoll- und Agrarrege-
lungen zu gewährleisten, den geänderten Gegeben-
heiten angepaßt. Kernstück dieser Verordnung soll 
die Einrichtung eines Zollinformationssystems sein, 
das durch rasche Verbreitung von Informationen die 
Effizienz von Kooperations- und Kontrollmaßnahmen 
steigern soll. 

- Abweichungen in den Summen beruhen auf Rundungsdiffe-
renzen - 

1 ) Berichtigter Vorentwurf des EG-Haushalts 1994 vom 15. Juni 
1993 nachrichtlich: 
Der Finanzierungsanteil Deutschlands am EG-Haushalt 
beträgt 1993: 28,7 % und 1994: 30,3 %. 

*) Bei der Aufstellung der Haushalte wurden folgende Kurse 
angewandt: 
1993: 1 ECU = 2,04380 DM 
1994: 1 ECU = 1,94692 DM. 
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Die Bundesregierung tritt in den Verhandlungen 
nachhaltig dafür ein, daß diese Verordnung Regelun-
gen für den elektronischen und konventionellen 
Datenschutz enthält, die dem Datenschutzniveau des 
Schengener Zusatzübereinkommens entsprechen. 

Darüber hinaus hat die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft das Mandat erhalten, Verträge mit den 
wichtigsten Handelspartne rn  der Gemeinschaft, wie 
zum Beispiel Kanada, den USA, Australien, Südkorea 
und Hongkong, über die Amtshilfe im Zollbereich 
abzuschließen. Aufgrund dieser Verträge wird die 
Möglichkeit bestehen, von Drittländern Auskünfte zu 
erhalten. Im Gegenzug werden aber auch die Mit-
gliedstaaten verpflichtet sein, Feststellungen zu tref-
fen und Auskünfte über Exporte an  die Drittländer zu 
erteilen. 

3. Finanzierung der Agrarpolitik 

108. Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft 

Die zur Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
benötigten Haushaltsmittel werden innerhalb des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft (EAGFL) veranschlagt, der auch 
1994 mit 50 % den größten Ausgabenblock des EG

-

Haushaltes darstellt. 

Die Ausgabensätze (Zahlungsermächtigungen) des 
EAGFL betragen: 

— in Mio. ECU —') Veränderungen 
— in v. H. — 1993 1 ) 1994 2) 

Abteilung Garantie 3) 	  

Abteilung Ausrichtung 	  
34 052 
3 293 

36 465 
3 013 4 ) 

+ 7 
- 8,5 

Summe 	  37 345 39 478 + 5,7 

Summe in Mio. DM 	  76 326 76 861 

s) Haushaltskurs 1993: 1 ECU = 2,04380 DM 
Haushaltskurs 1994: 1 ECU = 1,94692 DM. 

1) Haushalt 1993. 
2) Haushaltsentwurf 1994. 
3) Ohne Währungsreserve (1 000 Mio. ECU). 
4) — Nicht berücksichtigt Mittel für Fischereibereich 

— Beratungen über Aufteilung der Strukturfondsmittel noch nicht abgeschlossen. 

109. Agrarleitlinie 

Nach dem Beschluß des Europäischen Rates von 
Edinburgh am 11./12. Dezember 1992 soll an  dem von 
ihm im Februar 1988 festgelegten jährlichen Höchst-
betrag für die Agrarausgaben (Agrarleitlinie) auch für 
die Jahre 1993 bis 1999 festgehalten werden. Gleich-
zeitig ist der Geltungsbereich der Agrarleitlinie um 
die zukünftig unter die Abteilung Garantie fallenden 
Ausgaben erweitert worden. Ausgenommen bleibt 
eine Währungsreserve von 1 000 Mio. ECU (ab 1995: 
500 Mio. ECU) für unvorhergesehene ECU/Dollar-
Kursschwankungen und ggf. für Mehrkosten aus 
Realignments. 

Für 1994 ist die Agrarleitlinie auf 36 465 Mio. ECU 
festgesetzt worden, das entspricht aufgrund des ver-
langsamten Wirtschaftswachstums nahezu dem Vor

-

jahresniveau. 

110. EAGFL, Abteilung Garantie 

Die Abteilung Garantie des EAGFL ist das Kernstück 
der EG-Agrarfinanzierung. Aus ihr werden die Aus-
gaben für die Erstattungen und Interventionen zur 
Stützung der Agrarmärkte finanziert. Ab dem Haus-
haltsjahr 1993 fallen darunter auch die Ausgaben für 
flankierende Maßnahmen in den Bereichen Vorruhe-
stand, Umwelt und Aufforstung, die Einkommensbei

-

hilfen, Flächenstillegungen und Marktordnungsaus-
gaben für Fischerei. 

Über die von der Kommission für den Haushalt 1993 
geplante Aufstockung der Mittel im Rahmen eines 
Berichtigungs- und Nachtragshaushalts um rund 1,3 
Mrd. ECU hat der Rat noch nicht entschieden. Der 
Vorentwurf der Kommission für den EG-Haushalt 
1994, in dem u. a. die Agrarreform erstmalig voll 
haushaltswirksam sein wird, schöpft den Ausgaben

-
rahmen der Agrarleitlinie voll aus. Die Kommission 
behält sich vor, den sich aufgrund der letzten Wäh-
rungsanpassungen Ende 1992 sowie Anfang 1993 
ergebenden rechnerischen Mehrbedarf in Höhe von 
rund 1,3 Mrd. ECU in Anlehnung an die Beschlüsse 
des Europäischen Rates erforderlichenfalls durch 
Rückgriff auf die Währungsreserve in Höhe von 
1 Mrd. ECU bzw. durch Ad-hoc-Maßnahmen des 
Rates zu decken. Nach Vollendung der Agrarreform 
— etwa ab 1996 — rechnet die Kommission wieder mit 
einer Entspannung der Haushaltssituation im Agrar-
bereich. 

111. EAGFL, Abteilung Ausrichtung 

Im Rahmen der Abteilung Ausrichtung beteiligt sich 
die Gemeinschaft finanziell an  den agrarstrukturellen 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten. Seit 1988 sind die 
Agrarstrukturausgaben Teil der Strukturfonds, für die 
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die Finanzplanung mit einer vorgesehenen Verdop-
pelung der Mittel bis 1993 maßgebend ist. Für die 
neuen Bundesländer wurde im Rahmen von Über-
gangs- und Anpassungsregelungen für die Zeit von 
1991 bis 1993 eine für alle Strukturfonds gemeinsame 
und mit 3 Mrd. ECU ausgestattete Haushaltslinie 
geschaffen, die auch Agrarstrukturausgaben der 
Abteilung Ausrichtung umfaßt. 

Im Dezember 1992 hat der Europäische Rat von 
Edinburgh beschlossen, die Strukturfondsmaßnah-
men ab 1993 fortzuführen und eine Finanzplanung bis 
1999 vorgegeben. Über die Maßnahmengestaltung im 
einzelnen und die Mittelaufteilung auf die jewei ligen 
Fonds wird zur Zeit noch beraten. Für Deutschl and 
steht dabei die Einbeziehung der neuen Bundeslän-
der in die Ziel-1-Gebiete im Vordergrund. 

VI. Steuerpolitik 

112. Umsatzsteuerharmonisierung, Vereinfachungen 
bei der Anwendung der Übergangsregelung 

Aufgrund der Entscheidungen des EG-Rats aus den 
Jahren 1991 und 1992 konnten ab 1. Januar 1993 die 
steuerlichen Grenzkontrollen im Bereich der Umsatz-
steuer beseitigt werden. In der Europäischen Gemein-
schaft gelangen die Waren nunmehr ohne jede 
umsatzsteuerliche Kontrolle an  der Grenze in die 
anderen EG-Mitgliedstaaten. Nach der bis 1996 befri-
steten Übergangsregelung erfolgt eine Besteuerung 
im gewerblichen Bereich allerdings weiterhin erst im 
Bestimmungsland. 

Die erheblichen Änderungen des Umsatzsteuerrechts 
bei grenzüberschreitenden Warenbewegungen ha-
ben besonders in der Anfangszeit und auch jetzt zu 
Anwendungsproblemen geführt. Auf Gemeinschafts-
ebene waren die EG-Mitgliedstaaten deshalb be-
müht, Unebenheiten der Übergangsregelung, die auf-
grund der raschen Beratung und Verabschiedung der 
EG-Rechtsakte nicht ausbleiben konnten, so schnell 
wie möglich zu besei tigen. Diese Arbeiten sind noch 
nicht abgeschlossen. So steht beispielsweise noch 
eine EG-Regelung für alle Reihengeschäfte aus. Auch 
bei bestimmten sonstigen Leistungen wie Be- und 
Verarbeitungen an  beweglichen Gegenständen und 
Leistungen im Zusammenhang mit innergemein-
schaftlichen Güterbeförderungen soll ein einfacheres 
Besteuerungsverfahren gefunden werden. Mit den 
vorgesehenen Regelungen soll die Übergangsrege-
lung für Wirtschaft und Verwaltung einfacher ausge-
staltet werden und somit die Akzeptanz bei den 
Betroffenen erhöht werden. 

Ungeachtet dessen hat der Bundesminister der Finan-
zen eine hochrangige Kommission eingesetzt, um 
gemeinsam mit Vertretern von Wirtschaft, Wissen-
schaft und Verwaltung zur Unterstützung der EG

-

Kommission rechtzeitig ein Modell für das endgültige 
Besteuerungsverfahren nach dem Ursprungsland-
prinzip zu entwickeln (echte Binnenmarktlösung). 
Hiermit soll der Grundstein gelegt werden, damit die 
echte Binnenmarktlösung tatsächlich zum 1. Januar 
1997 in Kraft treten kann. 

113. Direkte Steuern 

Nachdem der Ministerrat am 23. November 1992 in 
seinen „Schlußfolgerungen" zum sog. „Ruding

-

Bericht" zur Harmonisierung der Unternehmensbe-
steuerung und zu der hierzu ergangenen Mitteilung 
der Kommission eine erste Bewe rtung abgegeben 
hatte, wurde im 1. Halbjahr 1993 über konkrete 
Einzelvorhaben beraten. So war der im Jahr 1990 
vorgelegte „Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die gemeinsame Steuerregelung für Zahlungen 
von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen Mutter- 
und Tochtergesellschaften verschiedener Mitglied-
staaten" mehrfach Gegenstand von Beratungen auf 
Ratsgruppenebene. Der Wirtschafts- und Finanzmini-
sterrat hat sich mit dieser Angelegenheit zuletzt am 
7. Juni 1993 befaßt. 

Auf Initiative der Bundesregierung sind im April 1993 
die Verhandlungen zur Harmonisierung der Besteue-
rung von Zinseinkünften aufgenommen worden. Auf 
der Grundlage des Zinsabschlaggesetzes strebt die 
Bundesregierung eine Harmonisierung in diesem 
Bereich an. Nach Auffassung der Bundesregierung 
kommt dabei besondere Bedeutung einem angemes-
senem Mindestsatz, der Freistellung kleinerer und 
mittlerer Einkünfte sowie der Wahrung des Bankge-
heimnisses zu. 

114. Verbrauchsteuerharmonisierung 

Nachdem die einzelnen Struktur- und Satzrichtlinien 
für die Verbrauchsteuern auf Mineralöle, Tabakwa-
ren sowie Alkohol und alkoholische Getränke am 
19. Oktober 1992 sowie am 14. Dezember 1992 eine 
Änderungsrichtlinie zur System- und Beförderungs-
richtlinie vom 25. Februar 1992 verabschiedet und mit 
dem Verbrauchsteuerbinnenmarktgesetz terminge-
recht zum 1. Januar 1993 in nationales Recht umge-
setzt worden sind, ist die Harmonisierung der beson-
deren Verbrauchsteuern in der EG grundsätzlich 
abgeschlossen. 

Die ersten Erfahrungen in der praktischen Anwen-
dung haben Probleme, vielfach verfahrenstechni-
scher Art, aufgezeigt, die derzeit in regelmäßigen 
Verhandlungen mit den anderen Mitgliedstaaten und 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
im Verbrauchsteuerausschuß Lösungen zugeführt 
werden. Die Kommission wird aufgrund der Ergeb-
nisse dieser Verhandlungen voraussichtlich noch im 
Jahr 1993 einen Vorschlag für eine weitere Ände-
rungsrichtlinie vorlegen. 

Im Zusammenhang mit der Harmonisierung der Ver-
brauchsteuern im Binnenmarkt ist auch der Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates über den Verbrauchsteu-
ersatz auf Kraftstoffe aus landwirtschaftlichen Roh-
stoffen zu sehen, über den in erster Lesung verhandelt 
worden ist. Er sieht vor, daß auf Kraftstoffe aus 
landwirtschaftlichen Rohstoffen höchstens 10 % des in 
dem jeweiligen Mitgliedstaat geltenden Mineralöl-
steuersatzes für den substituierten Kraftstoff erhoben 
werden dürfen. 
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VII. Binnenmarkt — Allgemein 

115. Binnenmarkt, Stand der Verwirklichung 

Das anspruchsvolle Ziel eines europäischen Binnen-
markts ist termingerecht bis zum 31. Dezember 1992 
in seinen wesentlichen Elementen verwirklicht wor-
den. Damit steht ein solides Fundament, auf dem die 
weiteren Stufen der Europäischen Integra tion wie 
Wirtschafts- und Währungsunion sowie Politische 
Union aufgebaut werden können. 

Das in Artikel 8a EG-Vertrag niedergelegte Binnen-
marktziel ist weitgehend erreicht worden. Es ist ein 
Wirtschaftsraum geschaffen worden, in dem sich der 
freie Verkehr von 

- Waren, 

— Personen (Freizügigkeit, Niederlassung), 

— Dienstleistungen und 

— Kapital 

ohne Behinderungen vollziehen kann. 

Noch nicht erreicht ist bisher allerdings die Abschaf-
fung der innergemeinschaftlichen Grenzkontrollen 
für Personen — beseitigt wurden jedoch die Grenz-
kontrollen für Waren. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß im 
Binnenmarkt jetzt eine Konsolidierungsphase folgen 
sollte, während der es insbesondere darum geht, die 
schon erlassenen europäischen Regelungen in natio-
nales Recht umzusetzen und in der Verwaltungspraxis 
anzuwenden. 

Im Mittelpunkt der Aktivitäten der Kommission sollte 
deshalb die Sorge um eine gleichmäßige und effi-
ziente Anwendung der Binnenmarktregeln und die 
hierzu erforderliche enge partnerschaft liche Koopera-
tion der Mitgliedstaaten und der Kommission ste-
hen. 

116. Euro-Telefon 

Das Euro-Telefon des Bundesministeriums für Wirt
-schaft (BMWi) ist ein telefonischer Auskunftsdienst, 

bei dem sich jedermann über Fragen im Zusammen-
hang mit der Europäischen Gemeinschaft informieren 
kann. Das Euro-Telefon ist unentgeltlich unter der 
Ruf-Nr. 0130 85-1992 und insbesondere für Anrufer 
aus den neuen Ländern unter der Ruf-Nr. Berlin 
234-1992 zu erreichen. 

Das Euro-Telefon des BMWi ist zu einer allgemein 
anerkannten Einrichtung für Auskünfte über Europa-
fragen geworden — und zwar deutlich über die 
ursprüngliche Aufgabenstellung (Verwirklichung des 
Binnenmarktes) hinaus. Dies wird an der Entwicklung 
der Auskunftserteilung besonders deutlich: Im Ver-
gleich zum Startjahr 1989 hat sich die Zahl der 
Auskünfte zwischenzeitlich vervierfacht auf über 
13 000 im Jahre 1992; dabei betrug die Nachfragestei-
gerung von 1991 auf 1992 über 33 %. Auch im 
Berichtszeitraum hat diese erfreuliche Benutzung 
angehalten. 

Angesichts der weitverbreiteten Unsicherheit der 
Bevölkerung zu Europa-Fragen sowie nach den 
Beschlüssen von Maastricht hat sich die Bundesregie-
rung nachdrücklich zu mehr Informa tion und Aufklä-
rung bekannt. Es gilt jetzt, die weitere wirtschaftliche 
Integration, so wie sie sich auch im Maastrichter 
Vertrag niederschlägt, mit konkreten Informationen 
und breiter Aufklärung zu begleiten. Der Europäische 
Rat hat in Lissabon und in Edinburgh u. a. beschlos-
sen, die Transparenz der EG für die Bürger durch 
gezielte Aufklärung deutlich zu erhöhen. 

117. Binnenmarkt, Auswirkungen auf die deutsche 
Zollverwaltung und organisatorische Folgerungen 

Das Bundesministerium der Finanzen hat im Jahre 
1992 die organisatorischen und personalwirtschaftli-
chen Auswirkungen des europäischen Binnenmark-
tes auf die deutsche Zollverwaltung unter Einbezie-
hung der weiteren politischen Entwicklung unter-
sucht und zum 1. Januar 1993 erste Konsequenzen 
gezogen. 

Hierbei waren insbesondere zu berücksichtigen: 

— Die Verhandlungsergebnisse des Rates zur Har-
monisierung der Verbrauchsteuern: 

Danach ist im gewerblichen Verkehr  mit ver

-

brauchsteuerpflichtigen Waren eine zollamtliche 
Behandlung der Warensendungen bei den Grenz-
zollstellen an den Binnengrenzen nicht mehr erfor-
derlich, sondern beschränkt sich auf Überwa-
chungsmaßnahmen an den Abgangs- und Bestim-
mungsorten. 

— Die Erhebung der Steuer auf den Erwerb bei 
Gemeinschaftswaren durch die Finanzämter: 

Nach dem Umsatzsteuer-Binnenmarktgesetz ist im 
innergemeinschaftlichen Verkehr die Behandlung 
der Warensendungen durch Zollstellen entfallen. 

Für den privaten Reiseverkehr ist der EG-Binnen-
markt bereits am 1. Januar 1993 in vollem Umfang 
verwirklicht worden. Der gewerbliche Warenver-
kehr ist hingegen noch für eine Übergangszeit — 
voraussichtlich bis zum 1. Januar 1997 — auf der 
Grundlage eines ADV-gestützten Datenaustau-
sches zwischen den Mitgliedstaaten zu überwa-
chen. Zu diesem Zweck erhält jeder am innerge-
meinschaftlichen Warenverkehr beteiligte Unter-
nehmer eine Umsatzsteuer-Identifikationsnum-
mer und ist verpflichtet, vierteljährlich zusammen-
fassende Meldungen über Lieferungen an  Unter-
nehmer in andere Mitgliedstaaten abzugeben. In 
der Bundesrepublik Deutschland ist für diesen 
Informationsaustausch primär das Bundesamt für 
Finanzen (Außenstelle Saarlouis) zuständig; erf or-
derliche Einzelauskunftsersuchen anderer Mit-
gliedstaaten, die Ermittlungen vor Ort erfordern, 
werden durch die Hauptzollämter — Sachgebiete 
Außenprüfung und Steueraufsicht — durchge-
führt. 

— Sachstand bei den Verhandlungen zum Abbau der 
Personenkontrollen aufgrund des Schengener 
Übereinkommens: 
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Da das Schengener Übereinkommen noch nicht 
von allen Mitgliedstaaten ratifiziert wurde, konn-
ten die Personenkontrollen am 1. Januar 1993 noch 
nicht gänzlich entfallen. Im Personenverkehr sind 
daher die grenzpolizeilichen Kon trollen entspre-
chend dem Mandat des Bundesministers des 
Innern von der Zollverwaltung noch für eine Über-
gangszeit durchzuführen. 

Aufgrund dieser Sachlage sind die organisatorischen 
Maßnahmen zunächst auf den Grenzbereich be-
schränkt und folgende Entscheidungen ge troffen wor-
den: 

- Abfertigung des Warenverkehrs (gewerblicher 
Verkehr und Reiseverkehr) 

Die warenbezogenen Kontrollen wurden an den 
Grenzen zu den EG-Mitgliedstaaten im Westen mit 
Ablauf des 31. Dezember 1992 eingestellt. Bis auf 
19 Grenzzollämter, die in Binnenzollämter umge-
wandelt wurden, wurden alle Grenzzolldienststel-

len aufgelöst. Die Öffnungszeiten der neuen Bin-
nenzollämter wurden unter Berücksichtigung der 
voraussichtlich künftig wahrzunehmenden Aufga-
ben und einer angemessenen Schichtbesetzung 
festgesetzt. An der Grenze zu Dänemark, das im 
Rahmen der Gemeinschaft noch bestimmte Son-
derrechte in Anspruch nimmt, ist die organisato-
rische Struktur der deutschen Zollverwaltung 
zunächst belassen worden. 

— Wahrnehmung der grenzpolizeilichen Aufgaben 

Die Zollkommissariate an  den Binnengrenzen 
wurden zum 1. Januar 1993 vollständig aufge-
löst. 

An den Binnengrenzen zu den Niederlanden, 
Belgien, Luxemburg und Frankreich nimmt die 
Zollverwaltung noch für einen Übergangszeitraum 
grenzpolizeiliche Aufgaben mit rd. 200 Zollbeam-
ten wahr. An den Grenzen zu Dänemark, das nicht 
zu den Unterzeichnerstaaten der Schengener 
Übereinkommen gehört, ist das bisher in der Per-
sonenkontrolle eingesetzte Personal der Zollver-
waltung weiterhin in vollem Umfang für grenz-
polizeiliche Aufgaben tätig. 

— Sonstige Aufgaben 

Die Zoll- und Verbrauchsteueraufsicht sowie die 
Überwachung weiterhin bestehender Verbote und 
Beschränkungen werden in erster Linie unmittel-
bar von den Hauptzollämtern — vornehmlich 
durch intensivierte Kontrollen in den überwa-
chungspflichtigen Betrieben — wahrgenommen. 
Daneben sieht das neue Zollverwaltungsgesetz in 
§ 10 vor, daß die Zollverwaltung zur Wahrneh-
mung der ihr verbleibenden Aufgaben innerhalb 
des gesamten Bundesgebiets Personen und auch 
Fahrzeuge bei Vorliegen zureichender tatsächli-
cher Anhaltspunkte anhalten und kontrollieren 
kann. Hierzu ist die Einrichtung von mobilen 
Überwachungsgruppen in Vorbereitung, die über-
wiegend im — ehemaligen — grenznahen Bereich 
die erforderlichen Kontrollen durchführen wer-

den 

— Maßnahmen im übrigen Bereich 

Weitergehende organisatorische Maßnahmen hin-
sichtlich der Grenz- und Binnenhauptzollämter 
einschließlich ihrer Dienststellen wurden zunächst 
zurückgestellt, um die Entwicklung der Verkehrs- 
flüsse und die Reaktionen der Wirtschaft abzuwar-
ten. 

VIII. Binnenmarkt für Waren 

1. Abbau technischer Handelshemmnisse 

118. Technische Harmonisierung, Fortschritte 

Auf dem Gebiet der technischen Harmonisierung 
wurden eine Reihe wich tiger Fortschritte erreicht. 

Im Bereich der Rahmenrichtlinie 92/61/EWG für zwei- 
oder dreirädrige Kraftfahrzeuge hat der Rat die Ein-
zelrichtlinien über Bremsanlagen, die Kennzeichnung 
von Betätigungseinrichtungen, Einrichtungen für 
Schaltzeichen, Ständer, Halteeinrichtungen, Siche-
rungseinrichtungen gegen unbefugte Benutzung und 
über die vorgeschriebenen Angaben an zwei- oder . 

dreirädrigen Kraftfahrzeugen endgültig angenom-
men. 

Gemeinsame Standpunkte legte der Rat fest zu Richt-
linien über den Anbau der Beleuchtungs- und Leucht-
signaleinrichtungen und über die Anbringungsstelle 
des amtlichen Kennzeichens. Außerdem verständigte 
er sich über einen gemeinsamen Standpunkt für die 
Richtlinie über die Massen und  Abmessungen von 
zwei- und dreirädrigen Kraftfahrzeugen. 

Verabschiedet wurden ferner die zweite Änderungs-
Richtlinie zur Maschinen-Richtlinie, die den Anwen-
dungsbereich der Maschinen-Richtlinie auf be-
stimmte Hebezeuge ausdehnt, sowie die Kodifizie-
rung der Richtlinien über die kosmetischen Mittel, die 
für diesen Bereich den Verbraucherschutz verbessert 
und die Frage der Tierversuche regelt. 

Durch die Richtlinie zur Änderung verschiedener 
Richtlinien, die das CE-Zeichen vorsehen, werden die 
Vorschriften über die Anbringung und Verwendung 
der CE-Kennzeichnung für elf Richtlinien nach dem 
„neuen Ansatz" harmonisiert und in die Richtlinie 
über elektrische Betriebsmittel zur Verwendung 
innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen neu einge-
führt. 

Der Rat legt zu diesem Vorschlag seinen gemeinsa-
men Standpunkt fest. 

2. Lebensmittelrecht 

119. Tabakerzeugnisse, Werbung 

Zu dem geänderten Richtlinienvorschlag be treffend 
die Werbung für Tabakerzeugnisse, der ein grund-
sätzliches Verbot direkter und indirekter Werbung für 
Tabakerzeugnisse vorsieht, hat im Rat am 27. Mai 
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1993 erneut eine Orientierungsaussprache stattgefun-
den. Die Bundesregierung hat sich wie bisher gegen 
den bislang nicht mehrheitsfähigen Richtlinienvor-
schlag ausgesprochen. Sie hat jedoch zur Überwin-
dung der festgefahrenen Verhandlungslage vorge-
schlagen, einen neuen Lösungsansatz zu suchen. 
Danach sollte sich die Richtlinie auf die Regelung 
grenzüberschreitender Werbetatbestände beschrän-
ken. Diese Regelungen sollten nur Mindestanforde-
rungen vorsehen und den Mitgliedstaaten, die dies 
wünschen, s trengere Regelungen erlauben. Die Frei-
zügigkeit von Werbemaßnahmen, die den Mindestan-
forderungen der Richtlinie genügen, sollte indessen 
gewährleistet werden. 

120. Lebensmittelfragen, wissenschaftliche 
Zusammenarbeit 

Die Richtlinie des Rates über die Unterstützung der 
Kommission und die Mitwirkung der Mitgliedstaaten 
bei der wissenschaftlichen Prüfung von Lebensmittel-
fragen ist nach erneuter Befassung des Rates am 
25. Februar 1993 endgültig verabschiedet worden. 
Die Richtlinie legt den rechtlichen Rahmen für eine 
Zusammenarbeit zwischen der EG-Kommission, dem 
Wissenschaftlichen Lebensmittelausschuß und den 
Mitgliedstaaten, insbesondere in Fragen gesundheit-
licher Bewertungen, fest. Damit sollen die in den 
Mitgliedstaaten vorhandenen Erkenntnisse in diesem 
Bereich für die Gemeinschaft besser nutzbar gemacht 
werden können. 

121. Lebensmittelüberwachung 

Der Richtlinienvorschlag über zusätzliche Maßnah-
men in der amtlichen Lebensmittelüberwachung 
dient der Ergänzung der Basis-Richtlinie über die 
amtliche Lebensmittelüberwachung vom 14. Juni 
1989. Mit den vorgesehenen Regelungen werden 
weitere Voraussetzungen für den Ausbau und die 
Vereinheitlichung der Lebensmittelüberwachung auf 
einem hohen Niveau in den Mitgliedstaaten geschaf-
fen. Zu dem Richtlinienvorschlag ist in der Ratssitzung 
vom 14. Juni 1993 mit Zustimmung der Bundesregie-
rung der gemeinsame Standpunkt festgelegt wor-
den. 

122. Verminderung von Nickelallergien 

Die Kommission legte dem Rat am 5. April 1993 den 
Vorschlag zur vierzehnten Änderung der Richtlinie 
76/769/EWG vor. Damit soll die Verwendung von 
Nickel in bestimmten Gegenständen, die unmittelbar 
und länger mit der Haut in Berührung kommen, 
begrenzt werden, weil diese Erzeugnisse beim Men-
schen allergische Reaktionen auslösen können. Die 
Bundesrepublik Deutschl and hat bereits durch Erlaß 
der Bedarfsgegenständeverordnung vom 10. April 
1992 Maßnahmen getroffen, um Nickelallergien ent-
gegenzuwirken. 

123. Bedarfsgegenstände mit Lebensmittelkontakt 

Im März 1993 wurden die vier Richtlinien 93/8 bis 
11/EWG von der Kommission erlassen, die folgende 
Bereiche des Rechts der Bedarfsgegenstände betref-
fen: 

— Änderung der Richtlinie 82/711/EWG des Rates 
über die Grundregeln für die Ermittlung der Mi-
gration von Materialien und Gegenständen aus 
Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebens-
mitteln in Berührung zu kommen (Untersuchung 
über die Migration auf Lebensmittel und in Simu-
lanzlösemittel); 

— Änderung der Richtlinie 90/128/EWG der Kom-
mission über Materialien und Gegenstände aus 
Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmit-
teln in Berührung zu kommen (bestimmte Stoffe, 
die in einzelnen Mitgliedstaaten vorläufig zugelas-
sen wurden, werden endgültig zugelassen, wäh-
rend andere endgültig verboten werden); 

— Ersatz der Richtlinie 83/229/EWG durch die Richt-
linie über Materialien und Gegenstände aus Zell

-

glasfolien, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmit-
teln in Berührung zu kommen (Festlegung einer 
Liste der für die Verwendung zugelassenen Stoffe 
mit Grenzwerten der zu verwendenden Mengen; 
bedruckte Oberflächen von Zellglasfolien dürfen 
mit Lebensmitteln nicht unmittelbar in Berührung 
kommen); 

— Richtlinie über die Freisetzung von N-Nitrosami-
nen und N-nitrosierbaren Stoffen aus Flaschen- 
und Beruhigungssaugern aus Elastomeren oder 
Gummi (N-Nitrosamine und N-nitrosierbare Stoffe 
können aufgrund ihrer Toxizität eine Gefahr für 
die menschliche Gesundheit darstellen; der Über-
gang dieser Stoffe aus Saugern muß deshalb so 
gering sein, daß er mit einem geeigneten empfind-
lichen Verfahren nicht mehr nachweisbar ist). 
Bereits seit 1982 gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland vergleichbare Regelungen. 

Die vier vorgenannten Richtlinien werden — soweit 
noch nicht geschehen — umgehend in die Bedarfsge-
genständeverordnung übernommen. Diese Änderung 
soll im Herbst 1993 in Kraft treten. 

124. Kosmetika 

Die Richtlinie des Rates zur sechsten Änderung der 
Richtlinie über kosmetische Mittel wurde im Juni 1993 
vom Ministerrat verabschiedet. Damit sind im wesent-
lichen die folgenden vier Neuregelungen verbun-
den: 

— Verpflichtung zur Angabe der verwendeten 
Inhaltsstoffe bei kosmetischen Mitteln; 

— Erstellung eines Inventars aller in der Gemein-
schaft in kosmetischen Mitteln verwendeten 
Inhaltsstoffe; 

— Verpflichtung für Hersteller bzw. Importeure kos-
metischer Mittel, Unterlagen über ihre Erzeug- 



Drucksache 12/5682 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

nisse zur eventuellen Einsichtnahme durch die 
Behörden bereitzuhalten; 

— künftiges grundsätzliches Verbot des Inverkehr-
bringens von kosmetischen Mitteln, deren Be-
standteile ab dem 1. Januar 1998 im Tierversuch 
auf ihre gesundheitliche Unbedenk lichkeit über-
prüft worden sind. 

3. Arzneimittelrecht 

125. Künftiges System für den freien 
Arzneimittelverkehr in der Gemeinschaft 

Nachdem der Rat am 17./18. Dezember 1992 grund-
sätzlich Einvernehmen über die Verordnung des 
Rates zur Festlegung von Gemeinschaftsverfahren für 
die Genehmigung und Überwachung von Human

- und Tierarzneimitteln und zur Schaffung einer Euro-
päischen Agentur für die Beurteilung von Arzneimit-
teln erzielt hatte, hatte er das Europäische Parlament 
am 15. Januar 1993 um Stellungnahme zur Änderung 
der Rechtsgrundlage ersucht. Der Rat hat Artikel 235 
des EWG-Vertrages als Rechtsgrundlage für diese 
Verordnung vorgesehen, nicht Artikel 100 a EWG

-

Vertrag — wie von der Kommisson vorgeschlagen. 

Auf seiner Tagung vom 24.-28. Mai 1993 hat das 
Europäische Parlament seine Stellungnahme abgege-
ben, in der neben der Wiederaufnahme von Arti-
kel 100 a EWG-Vertrag als Rechtsgrundlage der Ver-
ordnung 30 Änderungen zu verschiedenen Aspekten 
des Verfahrens für die Genehmigung des Inverkehr-
bringens von Arzneimitteln, der Organisa tion und der 
Aufgaben der Europäischen Agentur für die Beurtei-
lung von Arzneimitteln sowie zu Fragen be treffend 
genetisch veränderter Organismen vorgeschlagen 
werden. 

Nachdem die Kommission ihre Absicht erklärt hatte, 
keinen geänderten oder überprüften Vorschlag vor-
zulegen, hat der Rat am 14. Juni 1993 zu dem bislang 
einzig unerledigten und besonders wich tigen Weiß-
buch-Vorhaben aus dem Arzneimittelbereich 

— die inhaltlich unstreitigen beiden Änderungsricht-
linien über Human- und Tierarzneimittel mit qua-
lifizierter Mehrheit (gegen die Stimme von 
Deutschland) verabschiedet und 

— die förmliche Verabschiedung der ebenfa lls 
unstreitigen, auf Artikel 235 EWG-Vertrag ge-
stützten Verordnung des Rates über die Schaffung 
einer Europäischen Arzneimittelagentur zu-
rückgestellt. 

Hinsichtlich der beiden Änderungsrichtlinien über 
Human- und Tierarzneimittel hat Deutschland die 
bereits bei der Festlegung des Gemeinsamen Stand-
punktes abgegebene deutsche Protokollerklärung 
bestätigt. Darin begründet es seine ablehnende Hal-
tung mit den in diesen Richtlinien vorgesehenen und 
auf Artikel 100a EWG-Vertrag gestützten Einzelfall-
entscheidungen durch die Kommission. Nach Auffas-
sung der Bundesregierung ist diese Regelung rechts-
widrig, weil sie nicht durch Artikel 100 a EWG

-

Vertrag gedeckt wird und darüber hinaus gegen das 
Subsidiaritätsprinzip verstößt. 

126. Medizinprodukte 

Mit einem Richtlinienpaket regelt die Kommission die 
Harmonisierung im Bereich der Medizinprodukte ein-
schließlich Labordiagnostika. Erfaßt werden alle Pro-
dukte von Verbandstoffen, über ärztliche Instrumen-
tarien, künstliche Gelenke, Herzschrittmacher bis zu 
Beatmungsgeräten, Operationsgeräten, Röntgenge-
räten, Rollstühlen und AIDS-Diagnostika. 

Diese Produkte sollen gemeinschaftsweit verkehrs-
fähig sein. Deshalb werden an sie medizinische 
und technische Anforderungen gestellt werden. Am 
14. Juni 1993 hat der Rat der Richtlinie über Medizin-
produkte (93/42/EWG) zugestimmt. Die Bundesregie-
rung wird diese Richtlinie mit der Richtlinie über 
aktive implantierbare medizinische Geräte (90/385/ 
EWG) in einem Gesetz über den Verkehr mit Medi-
zinprodukten (Medizinproduktegesetz — MPG) in 
deutsches Recht umsetzen; das Bundesministerium 
für Gesundheit hat dazu einen Gesetzentwurf vorge-
legt, der mit den beteiligten Kreisen abgestimmt und 
dann den gesetzgebenden Körperschaften zur Bera-
tung zugeleitet wird. 

4. Gemeinsamer Stahlmarkt 

127. Stahlproduktion 

Die Marktentwicklung für Stahlprodukte war auch im 
ersten Halbjahr 1993 deutlich rückläufig, wobei sich 
nach einer besonderen Schwächeperiode zur Jahres-
wende mit Beginn des 2. Quartals eine leichte Verbes-
serung eingestellt hat, die gegenwärtig anhält. 

Die durchschnittliche monatliche Rohstahlproduktion 
in der Gemeinschaft im ersten Halbjahr 1993 hat sich 
gegenüber dem 2. Halbjahr 1992 mit + 10,0 % deutlich 
— auch hochsaisonbedingt — erhöht. In Gesamt-
deutschland stagnierte sie (-0,6 %; in den alten Bun-
desländern +0,1 %). Gegenüber dem gleichen Zeit-
raum des Vorjahres ist in der Gemeinschaft noch 
immer ein Rückgang um 4,2 %, in Deutschland um 
11,5 % und dabei in den alten Bundesländern um 
11,9 % zu verzeichnen. 

128. Umstrukturierungskonzept 
für die Gemeinschaftsstahlindustrie 

Der Rat hat am 25. Februar 1993 ein Rahmenkonzept 
für die Umstrukturierung der europäischen Stahlindu-
strie verabschiedet, das eine Doppelstrategie verfolgt 
und zu einer Reduzierung der gemeinschaftsweiten 
Kapazitäten bei Rohstahl um 30 Mio. t und bei 
warmgewalztem Stahl um 20 Mio. t bis spätestens 
1995 führen soll: 

Die Industrie wird eigenverantwortlich und — soweit 
sinnvoll und möglich — gemeinsam die notwendigen 
Maßnahmen zum Abbau der gemeinschaftsweiten 
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Überkapazitäten bis zum 30. September 1993 
beschließen. 

Der Kapazitätsabbau wird durch eine Reihe finanziel-
ler, rechtlicher und marktstabilisierender Maßnah-
men der EG-Kommission und der Mitgliedstaaten 
flankiert. Dazu gehört die Bereitstellung zusätzlicher 
Mittel für soziale Anpassungsmaßnahmen in Höhe 
von 240 Mio. ECU für 1993 bis 1995 durch die 
Kommission. Derartige Maßnahmen werden auch 
weiterhin von der Bundesregierung mit dem überwie-
genden Teil der Mittel begleitet. 

Als Beitrag zur Stabilisierung des Preisniveaus legt die 
EG-Kommission quartalsweise produktbezogene 
Vorausschätzungen über den Stahlmarkt als Orientie-
rungshilfe für die Industrie vor. Außerdem sollen die 
EG-Strukturfonds soweit wie möglich zur Bewälti-
gung auch der wirtschaftlichen und sozialen Probleme 
in den Stahlregionen herangezogen werden. Die 
EG-Kommission erleichtert wettbewerbsrechtlich den 
Unternehmen die Absprache konkreter Maßnahmen 
zum Abbau der Überkapazitäten. 

129. Stahl, innergemeinschaftlicher Handel 

Die Stahlimporte aus EGKS-Ländern nach Deutsch-
land blieben 1992 gegenüber dem Vorjahr mit 9,5 
Mio. t nahezu unverändert. In der gleichen Zeit 
stiegen die deutschen Ausfuhren leicht auf 8,5 Mio. t. 
Auch 1992 blieb die Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber den EGKS-Ländern Nettoimporteur, der 
Negativsaldo nahm jedoch gegenüber dem Vorjahr 
ab. Der Anteil der neuen Länder an  den Importen 
blieb mit rund 60 000 t gegenüber 1991 unverändert, 
während die Ausfuhren um 120 000 t auf 400 000 t 
gesteigert werden konnten. Wegen der Umstellung 
auf den Intrahandel liegen Ein- und Ausfuhrzahlen für 
1993 bisher nicht vor. 

130. Stahl, Handel mit Tschechien, der Slowakei, 
Rumänien und Bulgarien 

Die Kommission hat mit der tschechischen und mit der 
slowakischen Republik Übereinkommen über Ge-
meinschaftszollkontingente bei einigen Stahlerzeug-
nissen und Rohren ausgehandelt. Das Verhandlungs-
ergebnis wurde vom Rat am 10. Mai 1993 gebilligt. 

Die Übereinkommen sind zum 1. Juni 1993 in Kraft 
getreten. Sie haben eine Laufzeit bis Ende 1995, um so 
auch eine gewisse Außenflankierung zur Restruktu-
rierung der europäischen Stahlindustrie zu geben. 
Eine Revisionsklausel ermöglicht jedoch ein vorzeiti-
ges Auslaufen, falls sich die Lage auf dem Stahlmarkt 
früher als erwartet stabilisiert. 

Bis zu einer festgelegten Jahreshöchstmenge erfolgen 
die Einfuhren der betroffenen Produkte zum Präfe-
renzzoll nach dem Interimsabkommen. Darüber hin-
ausgehende Einfuhren werden mit einem Zusatzzoll 
von 25 % bzw. 30 % belegt. In einem Zusatzprotokoll 
wird die Anrechnung der in den ersten fünf Monaten 
dieses Jahres erfolgten Lieferungen sichergestellt. 

Am 1. Mai ist der handelspolitische Teil des Assozi-
ierungsabkommens mit Rumänien in Form eines Inte-
rimsabkommens in Kraft getreten. Damit sind die vom 
Rat am 28. Dezember 1992 beschlossenen mengen-
mäßigen Beschränkungen gegenüber Rumänien ent-
fallen. Für die gegenüber Bulgarien eingeführten 
mengenmäßigen Beschränkungen für die Einfuhr 
zweier Stahlerzeugnisse wird mit Inkrafttreten des 
Interimsabkommens entsprechend verfahren. 

131. Stahl, Handel mit den USA 

Nach dem Auslaufen der Stahl- und Stahlrohrabkom-
men der Gemeinschaft mit den USA am 31. März 1992 
hat die US-Industrie die EG und andere Drittländer 
mit zahlreichen Antidumping- und Antisubventions-
klagen überzogen. Für Deutschland betragen die 
Strafzölle bei Automatenstabstählen insgesamt zwi-
schen rund 85 und 102 %. Bei diversen Flachstahlpro-
dukten belaufen sich die Strafmargen nach vorläufi-
gen Entscheidungen zwischen rund 5 und 33 %. Die 
Beendigung des Verfahrens wird für Ju li/August 1993 
erwartet. 

132. Stahlübereinkommen, multilaterales 

Die Verhandlungen über einen Verhaltens-Kodex bei 
Stahl zwischen der Gemeinschaft und den wich tigsten 
stahlproduzierenden Staaten, die seit dem 31. März 
1992 unterbrochen waren, sind am 26. und 27. Februar 
1993 auf informeller Ebene wieder aufgenommen 
worden. Seitens der USA wurde ein neues Posi tions-
papier in Aussicht gestellt, das als Grundlage für die 
im Juli  1993 vorgesehene nächste Verhandlungs-
runde dienen soll. 

5. Binnenmarkt für Energie 

133. Binnenmarkt für Strom und Gas 

Der Rat führte eine politische Aussprache zu den 
Binnenmarktvorschlägen der Kommission für den 
Strom- und Gasmarkt. Im Vorjahr hatte der Rat die 
Kommission gebeten, Modifikationen ihrer Vor-
schläge im Lichte der Diskussion im Rat und der 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments mit dem 
Ziel eines größeren Wettbewerbs auf den Energie-
märkten zu prüfen. Die Stellungnahme des Europäi-
schen Parlaments wird Ende des Jahres erwartet. 

134. Lizenz-Richtlinie zur Exploration von 
Kohlenwasserstoffen 

Die Diskussion über eine Richtlinie zur Lizenzvergabe 
für die Exploration und Gewinnung von Kohlenwas-
serstoffen konnte noch nicht abgeschlossen werden. 
Die noch offenen Sachfragen sollen im 2. Halbjahr 
gelöst werden mit dem Ziel, über die Richtlinie 
kurzfristig zu beschließen. 
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135. Europäische Energiecharta 

Die Beratungen über den Energiecharta-Vertrag, mit 
dem die Europäische Energiecharta in ein rechtlich 
verbindliches Abkommen überführt werden soll, wur-
den weitergeführt. Wegen der Komplexität der Quer-
schnittsfragen im Energiecharta-Vertrag, insbeson-
dere in den Handels- und Investitionsbereichen, ver-
laufen die Verhandlungen schleppend. Im Hinblick 
auf die bereits erzielten Fortschritte wird angestrebt, 
die Verhandlungen bis Ende 1993 abzuschließen. 
Möglichst parallel dazu sollen die Beratungen über 
die Protokolle zu den Bereichen Energieeffizienz und 
Umweltschutz, Kohlenwasserstoffe und Kernenergie 
einschl. nukleare Sicherheit zu Ende geführt wer-
den. 

6. Informations- und Kommunikationstechnik 

136. Telekommunikationsgeräte-Industrie, 
Entschließung des Rates 

Am 10. Mai 1993 wurden die Schlußfolgerungen des 
Rates zur Europäischen Telekommunikationsgeräte

-

Industrie verabschiedet, in denen der Rat die Kommis-
sion ersucht, die bereits eingeleiteten Gemeinschafts-
maßnahmen zu verstärken und ggf. neue gemein-
schaftliche Maßnahmen vorzuschlagen, die auf fol-
gende Hauptziele ausgerichtet sind: 

— Schaffung eines echten Binnenmarktes; 

— Unterstützung der Forschung und technischen 
Entwicklung; 

— Entwicklung des Endgerätemarktes; 

— Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen auf 
dem Weltmarkt. 

In den Beratungen zu der Entschließung hat sich die 
deutsche Seite bemüht, das Problem innergemein-
schaftlicher Wettbewerbsverzerrungen aufgrund un-
terschiedlicher Formen der Finanzierung von For-
schung und Entwicklung in dem Text zu verankern. 
Da dies jedoch von anderen Mitgliedstaaten abge-
lehnt wurde, hat die Bundesregierung im Rahmen der 
Verabschiedung der Entschließung eine Protokoll-
erklärung abgegeben, in der auf die Dringlichkeit der 
Lösung dieses Problems hingewiesen und die Erwar-
tung geäußert wird, daß sich die Kommission nach-
drücklich um den Abbau dieser Wettbewerbsun-
gleichheiten bemüht. 

IX. Binnenmarkt für Dienstleistungen 

1. Bankenrecht 

137. Banken, Sanierung und Liquidation 

Die Kommission hat im 1. Halbjahr 1993 den geänder-
ten Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die 
Sanierung und Liquidation der Kreditinstitute von 
1988 erneut vorgelegt. Die Richtlinie soll die Voraus-
setzungen für eine bessere Zusammenarbeit der 

Bankaufsichtsbehörden bei grenzüberschreitenden 
Fällen der Sanierung und Liquidation von Kreditinsti-
tuten schaffen. Die Verhandlungen über diesen Richt-
linienvorschlag dauern an. 

138. Banken, Kapitaladäquanz 

Der Rat hat am 15. März 1993 die Richtlinie über 
Kapitaladäquanz von Wertpapierfirmen und -institu-
ten verabschiedet. 

139. Wertpapierdienstleistungen 

Der Rat hat am 10. Mai 1993 die Richtlinie 93/22/EWG 
über Wertpapierdienstleistungen verabschiedet. Mit 
dieser Richtlinie, deren Umsetzung in na tionales 
Recht bis Ende 1995 vorgesehen ist, wird den in den 
Mitgliedstaaten ansässigen Wertpapierfirmen die 
Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit inner-
halb der Gemeinschaft gewährt, die die Banken 
bereits durch die Zweite Bankrechtskoordinierungs-
richtlinie erhalten haben. Die Liberalisierung der 
Wertpapierdienstleistungen basiert auf einer Harmo-
nisierung der wichtigsten Zulassungs- und Aufsichts-
regeln einschließlich der Eigenkapitalanforderungen, 
die Gegenstand der gleichzei tig umzusetzenden 
Kapitaladäquanz-Richtlinie sind. Aus deutscher Sicht 
ist hervorzuheben, daß der Forderung nach direkter 
Zulassung der Kreditinstitute an  den Wertpapierbör-
sen und Terminbörsen mit bestimmten Übergangsfri-
sten Rechnung getragen wird. 

140. Banken, Einlagensicherung 

Eine erste Behandlung der Richtlinie des Rates über 
Einlagensicherungssysteme hat am 7. Juni 1993 im 
Rat stattgefunden. Die Verhandlungen über diese 
Richtlinie dauern an. 

141. Börsenprospektrichtlinie 

Durch den Richtlinienvorschlag zur Änderung der 
Richtlinie 80/390/EWG (Börsenzulassungsprospekt-
Richtlinie) sollen die Möglichkeiten der prospekt-
freien Zulassung von Wertpapieren an  Börsen im 
EG-Bereich erweitert werden. 

Die prospektfreie Zulassung zur amtlichen Notierung 
ist danach möglich, wenn die Wertpapiere bereits seit 
mindestens drei Jahren an  der Wertpapierbörse in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft zur amtlichen Notierung zugelassen 
sind und der Emittent seinen Offenlegungs- und 
Informationsverpflichtungen in diesem Mitgliedstaat 
nachgekommen ist. 

Darüber hinaus soll mit der Änderungsrichtlinie für 
Aktiengesellschaften, deren Wertpapiere auf einem 
geregelten Markt eines Mitgliedstaates gehandelt 
wurden, das Überwechseln in den amtlichen Börsen-
handel dieses Mitgliedstaates erleichtert werden. 
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142. Investmentfonds-Richtlinie 

Der Kommissionsvorschlag sieht eine Ausweitung des 
Anwendungsbereichs der Investmentfonds-Richtlinie 
durch die Regelung von Geldmarktfonds, Cash-Fonds 
und Dach-Fonds vor, wobei deren Zulassung gegen-
seitig anzuerkennen ist. Solche Fonds könnten dann 
ihre Anteile in allen EG-Mitgliedstaaten frei vertrei-
ben. 

Außerdem werden einige Bestimmungen der Invest-
mentfonds-Richtlinie überarbeitet, um neueren Ent-
wicklungen seit Verabschiedung der Richtlinie im 
Jahr 1985 Rechnung zu tragen. 

2. Versicherungsrecht 

143. Pensionsfonds-Richtlinie 

Mit dem Richtlinienvorschlag, der dem Rat von der 
Kommission bereits am 21. Oktober 1991 übermittelt 
wurde, soll die Freiheit der grenzüberschreitenden 
Vermögensverwaltung und Vermögensanlage für 
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 
umgesetzt werden. 

Zu dem aufgrund der Stellungnahme des Europäi-
schen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses geänderten Vorschlag hat am 14. Juni 1993 
eine Orientierungsaussprache im Rat stattgefunden. 
Dabei hat sich gezeigt, daß noch eine Reihe von 
Vorbehalten geltend gemacht werden. Die Bundesre-
gierung hat sich grundsätzlich positiv zu dem Richtli-
nienvorschlag ausgesprochen. 

144. Zwangsliquidation von 
Direktversicherungsunternehmen, Richtlinie 

Der Rat hat die Beratungen des von der Kommission 
am 18. September 1989 vorgelegten geänderten Vor-
schlages aufgenommen. 

Ziel des Vorschlages ist es, im Falle der Liquidation 
von Direktversicherungsunternehmen eine abgeson-
derte Vermögensmasse bereitzustellen, aus der vor-
rangig die Ansprüche von Versicherungsgläubigern 
befriedigt werden sollen. Die Verhandlungen dauern 
an. 

145. Versicherungsbilanz-Richtlinie, Umsetzung in 
deutsches Recht 

Der Rat hat am 19./20. Dezember 1991 die Richtlinie 
über den Jahresabschluß und den konsolidierten 
Abschluß von Versicherungsunternehmen (Versiche-
rungsbilanz-Richtlinie) beschlossen. Die Richtlinie ist 
von den Mitgliedstaaten bis zum 31. Dezember 1993 
in nationales Recht umzusetzen, wobei die Anwen-
dung erst zum 1. Januar 1995 vorgesehen werden 
kann. In Ergänzung der vierten und siebenten gesell-
schaftsrechtlichen Richtlinie über den Jahresabschluß 
und den konsolidierten Abschluß wird vorgeschrie

-

ben, wie Versicherungsunternehmen oder Versiche-
rungskonzerne ihre Jahresabschlüsse aufzustellen 
und offenzulegen haben. Das Bundeskabinett hat am 
27. Mai 1993 den Entwurf eines Versicherungsbilanz-
richtlinie-Gesetzes beschlossen, in dem im Rahmen 
eines insbesondere das Dritte Buch des Handelsge-
setzbuchs ändernden Artikelgesetzes entsprechend 
den Richtlinienvorgaben Versicherungsunternehmen 
verpflichtet werden, rechtsform- und größenunab-
hängig einen Jahresabschluß und einen Lagebericht 
sowie — wenn sie Mutterunternehmen eines Kon-
zerns sind — einen Konzernabschluß und einen Kon-
zernlagebericht nach harmonisierten Vorschriften 
aufstellen und prüfen zu lassen und die Unterlagen 
off enzulegen. 

3. Telekommunikation und Post, 
Medienkonzentration 

146. Offener Netzzugang (ONP — Open Network 
Provision) 

Der Rat hat am 10. Mai 1993 mit qualifizierter Mehr-
heit seinen gemeinsamen Standpunkt zum Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates zur Einführung des 
offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefon-
dienst festgelegt. Deutschland, die Niederlande und 
das Vereinigte Königreich haben in einer Protokoll-
erklärung zum ONP-Anwendungsbereich darauf hin-
gewiesen, daß ONP-Bedingungen nur auf Unterneh-
men mit ausschließlichen Rechten oder mit marktbe-
herrschender Stellung angewendet werden. 

Der gemeinsame Standpunkt des Rates berücksichtigt 
die wesentlichen Punkte der Stellungnahme des Euro-
päischen Parlaments. Bundestag und Bundesrat 
haben die generellen Zielsetzungen des Richtlinien-
entwurfs unterstützt. 

Die Richtlinie regelt im einzelnen die Bereitstellungs-, 
Zugangs- und Nutzungsbedingungen für öffentliche 
Telefonnetze und -dienste. Die Netzbetreiber sollen 
damit u. a. zur Bereitstellung eines EG-weit einheitli-
chen Mindestangebots verpflichtet werden. Privaten 
Anbietern soll insbesondere der Zugang zum öffentli-
chen Netz garantiert werden. Für die Nutzung dieses 
Netzes für Wettbewerbsdienste sollen für sie und die 
Betreiber des Netzes die gleichen Bedingungen gel-
ten. Die Richtlinie regelt außerdem die grenzüber-
schreitende Zusammenschaltung von Festnetzen 
sowie die Zusammenschaltung von Mobil- und Fest-
netzen innerhalb eines Landes. 

147. Fortgeschrittene Fernsehdienste, 
Einführung in Europa 

Der Rat hat sich am 16. Juni 1993 auf ein Konzept für 
die Einführung fortgeschrittener Fernsehdienste in 
Europa geeinigt und einstimmig eine entsprechende 
Entschließung verabschiedet. Das Konzept umfaßt 
3 Aktionen: 
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— Förderung der Einführung des normenunabhängi-
gen Fernsehbildformats 16:9 

Hierfür sind bis Mitte 1997 EG-Mittel in Höhe von 
insgesamt 228 Mio. ECU vorgesehen; diesen Mitteln 
müssen jedoch 177 Mio. ECU aus anderen Quellen 
(z. B. von Herstellern von Fernsehapparaten) gegen-
überstehen. Zur Herkunft der EG-Mittel hat die 
Kommission auf eine deutsche Forderung hin versi-
chert und hinreichend begründet, daß diese nur aus 
bestehenden Finanzinstrumenten und verfügbaren 
Haushaltsmitteln jedoch nicht aus dem For-
schungsrahmenprogramm — kommen werden. Ge-
fördert wird die Produktion und Aussendung von 
Programmen im Bildformat 16:9 auf Stundenbasis 
(Minimum 50 Stunden pro Jahr). Damit soll die 
bisherige Blockierung — keine Nachfrage nach 
16:9-Geräten wegen fehlender 16:9-Programme, 
kein Angebot wegen fehlender Nachfrage — aufge-
hoben werden. Der entsprechende Aktionsplan wird 
auf der Basis dieser Eckpunkte überarbeitet; er soll 
im Juli durch den Rat verabschiedet werden. 

— Revision der Richtlinie 92/38/EWG („MAC-Richt-
linie”) 

Diese Richtlinie legt u. a. für die Ausstrahlung von 
16:9-Fernsehprogrammen über Satellit und für 
deren Weiterverbreitung über Kabelnetze die Nor-
men D2-MAC bzw. HD-MAC fest. Die Kommission 
wurde aufgefordert, diese Richtlinie an  den geän-
derten Marktbedarf und an  die technologische 
Entwicklung anzupassen. Insbesondere sollen 
auch andere Übertragungsnormen zulässig sein. 
Die weiteren Verpflichtungen in der Richtlinie 
(z. B. Einbau von D2-MAC-Decodern bzw. von 
Steckbuchsen für solche Decoder in neue Fe rn

-sehgeräte) sollen überprüft werden. Entspre-
chende Vorschläge der Kommission werden bis 
zum 1. Oktober 1993 erwartet. 

— Einstieg in das digitale Fernsehen 

Die EG-Kommission wurde beauftragt, bis zum 1. Ok-
tober 1993 eine Mitteilung und ggf. Vorschläge 
zum digitalen Fernsehen vorzulegen. Angestrebt 
wird eine frühzeitige Einigung auf eine gemeinsame 
Perspektive (insbesondere hinsichtlich der Entwick-
lung, des Marktbedarfs und der Standardisierung 
von digitalen Systemen) und auf einen Zeitplan für 
die Durchführung der erforderlichen Aktivitäten. 

148. Satellitenfunkanlagen 

Am 6. November 1992 ist die Richtlinie des Rates zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten für Telekommunikationsendeinrichtungen ein-
schließlich der gegenseitigen Anerkennung ihrer 
Konformität (91/263/EWG) in Kraft getreten. Diese 
Richtlinie gilt nicht für Satellitenfunkanlagen [z. B. 
Empfangsanlagen für Satellitenfernsehen, Ein- und 
Zweiwege-Kleinantennen (VSAT)]. 

Zur Behandlung der Satellitenfunkanlagen hat der 
Rat am 16. Juni 1993 einstimmig seinen gemeinsamen 
Standpunkt zu einem Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Satellitenfunkanlagen in Ände

-

rung des Geltungsbereichs der Richtlinie 91/263/ 
EWG festgelegt. 

Mit der Richtlinie wird der freie Warenverkehr für 
Satellitenfunkanlagen realisiert werden. Jedermann 
in der EG kann danach Satellitenfunkanlagen, die 
gemeinsamen technischen Vorschriften entsprechen, 
frei in Verkehr bringen sowie im Einklang mit gelten-
dem Recht errichten und be treiben. Zulassungen, die 
in einem EG-Land auf der Basis gemeinsamer techni-
scher Vorschriften erteilt worden sind, werden in 
den anderen Mitgliedstaaten anerkannt; anstelle von 
12 Zulassungen ist dann nur noch eine Zulassung 
erforderlich. Die Harmonisierung der ordnungspoliti-
schen Rahmenbedingungen steht noch aus. Die Kom-
mission wird hierzu im Herbst 1993 eine Richtlinie 
erlassen und einen Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates zur gegenseitigen Anerkennung von Lizenzen 
im Bereich Satellitenkommunikation vorlegen. 

149. Telekommunikationsdienste, 
Weiterentwicklung der Politik 

Der Rat hat sich am 10. Mai 1993 für eine Weiterent-
wicklung der Telekommunikationspolitik der Ge-
meinschaft ausgesprochen. Diese Politik ist u. a. auf 
die Liberalisierung der Märkte für Telekommunika-
tionsdienste und auf die Harmonisierung der ord-
nungspolitischen Rahmenbedingungen für diese 
Märkte ausgerichtet. Sie soll ein erweitertes Angebot 
an  Telekommunikationsdienstleistungen ermögli-
chen, zu günstigeren Preisen für die Kunden führen 
und das Wachstum der Telekommunikationsmärkte 
insgesamt fördern. 

Am 16. Juni 1993 hat sich der Rat auf die Eckpunkte 
für das weitere Vorgehen der Gemeinschaft im 
Bereich Telekommunikation geeinigt und eine ent-
sprechende Entschließung einstimmig verabschiedet. 
Die Entschließung sieht insbesondere folgende Ziele 
und folgenden Zeitplan für das weitere Vorgehen der 
Gemeinschaft vor: 

— vollständige Umsetzung des bestehenden EG-
Rechts in allen EG-Ländern; dies gilt insbesondere 
für die sogenannte Diensterichtlinie, mit der 1990 
die Monopole für Telekommunikationsdienste mit 
Ausnahme des öffentlichen Sprachtelefondienstes 
aufgehoben worden sind; 

— Liberalisierung des öffentlichen Sprachtelefon-
dienstes zum 1. Januar 1998; für Griechenland, 
Irland, Portugal und Spanien gilt eine Übergangs-
zeit von 5 Jahren; für Länder mit sehr kleinen 
Telefonnetzen kann in begründeten Fä llen eine 
Übergangszeit von 2 Jahren vorgesehen werden; 

— Weiterführung des öffentlichen Sprachtelefon-
dienstes als Universaldienst (d. h. flächendeckend, 
zu annehmbaren Bedingungen und zu erschwing-
lichen Preisen). 

Die EG-rechtlichen Maßnahmen zur Libera lisierung 
und zur Sicherstellung des Universaldienstes sollen 
vor dem 1. Januar 1996 vorbereitet werden. 

Zur ordnungspolitischen Behandlung weiterer Berei

-

che (z. B. der Netzinfrastruktur) hat der Rat noch keine 
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Festlegungen getroffen. Er hat jedoch begrüßt, daß 
die Kommission ihre Vorschläge und Empfehlungen 
demnächst als Grünbuch veröffentlichen und zur 
Diskussion stellen wird. Vorgesehen sind ein Grün-
buch zur Mobil- und Privatkommunikation (Vorlage 
vor dem 1. Januar 1994) und ein Grünbuch zur 
Netzinfrastruktur einschließlich Kabelfernhnetzen 
(Vorlage vor dem 1. Januar 1995). Dabei wird die 
Kommission auch die Nutzung alternativer Netzin-
frastrukturen (z. B. der Bahn oder der EVU) für bereits 
liberalisierte Telekommunikationsdienste untersu-
chen. 

150. Telekommunikationsnetze, Datenschutz 

Der von der Kommission angekündigte überarbeitete 
Richtlinienvorschlag „Schutz personenbezogener Da-
ten und der Privatsphäre in öffentlichen Telekommu-
nikationsnetzen, insbesondere im ISDN und in digita-
len Mobilfunknetzen" steht noch aus. 

151. Telekommunikationsdienste, Datenverbund 
zwischen öffentlichen Verwaltungen in der EG 

Die Kommission beabsichtigt, Vorschläge zum tr ans-
europäischen Telematikverbund von Verwaltungen 
vorzulegen. Die Bundesregierung unterstützt die Ziel-
setzung der Kommission, die Teiekommunikationsfä-
higkeiten zwischen den öffentlichen Verwaltungen 
der Mitgliedstaaten zu verbessern. Sie lehnt jedoch in 
diesem Zusammenhang den Ansatz der Kommission 
ab, ein „transeuropäisches Infrastruktumetz" zu 
errichten. Gemeinschaftsweite Maßnahmen sollten 
sich vielmehr auf die Förderung von Anwendungs- 
und Nutzungsmöglichkeiten nach vorausgegangener 
Bedarfsprüfung erstrecken. 

152. Grünbuch Post 

Die Kommission hat die Konsultationen zum Grün-
buch über die Entwicklung des Binnenmarktes für 
Postdienste abgeschlossen und dem Rat und dem 
Europäischen Parlament am 11. Juni 1993 eine Mittei-
lung über die Ergebnisse der Konsultationen, ihre 
Schlußfolgerungen und einen darauf aufbauenden 
Vorschlag für Leitlinien für die Entwicklung der 
gemeinschaftlichen Postdienste vorgelegt. Der Rat hat 
sich am 16. Juni 1993 wegen dieser kurzfristigen 
Vorlage weder mit der Mitteilung der Kommission 
noch mit den darin enthaltenen Leitlinien befaßt. 
Auch die Beratung eines Entschließungsentwurfs zur 
Entwicklung des Binnenmarktes für Postdienste 
wurde zurückgestellt. 

Eine allgemeine Diskussion im Rat bestätigte jedoch 
den Willen aller Mitgliedstaaten zur Schaffung eines 
Binnenmarktes für Postdienste. Vorrangiges Ziel ist 
die bestmögliche Versorgung der EG-Bürger mit Post-
dienstleistungen hoher Qualität. Die Konsultationen 
zum Grünbuch Post haben zwar die Schwerpunkte 
und Probleme aufgezeigt; zu den Inhalten und zur 
Ausgestaltung gibt es allerdings noch ein breites 
Meinungsspektrum. 

Die Kommission will die Arbeiten zur Klärung dieser 
Punkte in 3 Etappen weiterführen: Bis Oktober 1993 
sollen der Umfang des Universaldienstes und des 
reservierten Bereichs definiert und Vorschläge zur 
ordnungspolitischen Behandlung der Direktwerbe-
sendungen und der grenzüberschreitenden Post 
sowie zur Harmonisierung der wirtschaftlichen Bedin-
gungen und technischer Normen ausgearbeitet wer-
den. Ab November sollen die erforderlichen gesetz-
geberischen Maßnahmen eingeleitet werden. Der 
Beginn der Umsetzung dieser Maßnahmen ist für Juli 
1994 vorgesehen. 

Mehrere Delega tionen erinnerten in diesem Zusam-
menhang an die Dringlichkeit der Einführung kosten-
orientierter Endvergütungen. Die Kommission wurde 
aufgefordert, dem Rat im nächsten Jahr eine entspre-
chende Rahmenregelung vorzuschlagen. 

153. Grünbuch Medienkonzentration 

Die EG-Kommission hat am 23. Dezember 1992 unter 
dem Titel „Pluralismus und Medienkonzentration im 
Binnenmarkt — Bewertung der Notwendigkeit einer 
Gemeinschaftsaktion" ein Grünbuch vorgelegt. Die-
ses Grünbuch enthält noch keinen ausformulierten 
Vorschlag für ein Vorgehen der Gemeinschaft; es 
beschränkt sich vielmehr zunächst darauf, die Me-
dienkonzentration als Phänomen zu skizzieren und 
die verschiedenen Regelungen der Mitgliedstaaten 
zur Verhinderung von Konzentrationen im Medienbe-
reich aufzulisten. 

Aus der Unterschiedlichkeit der nationalen Regelun-
gen folgert die Kommission die Möglichkeit, es könne 
zu Wettbewerbsverzerrungen und zu Beschränkun-
gen der Dienstleistungsfreiheit und der Niederlas-
sungsfreiheit kommen, die im Gegensatz zu den 
Zielen des Gemeinsamen Marktes stünden und damit 
einen Harmonisierungsbedarf auslösen könnten. 

Das Grünbuch stellt in diesem Zusammenhang eine 
Reihe von Thesen auf, formuliert Fragen und bietet 
auf dieser Basis drei Op tionen für das weitere Verhal-
ten der Gemeinschaft: 

Option I: Die Gemeinschaft verzichtet auf ein Tätig-
werden in diesem Bereich, nachdem die 
Erforderlichkeit einer Aktion verneint 
wurde. 

Option II: Die Gemeinschaft beschränkt ihr Tätig-
werden auf eine Aktion zur Transparenz 
im Bereich der Medienkonzentration in 
Form einer Empfehlung. 

Option III: Die Gemeinschaft ergreift konkrete, noch 
näher zu definierende Maßnahmen zur 
Harmonisierung von Antikonzentrations-
regelungen durch eine Verordnung oder 
eine Richtlinie, gegebenenfalls zusammen 
mit der Errichtung eines unabhängigen 
Ausschusses für diese Fragen. 

Das Grünbuch lädt alle interessierten Kreise zur 
Teilnahme an der weiteren Diskussion ein. Eine von 
der Kommission im April 1993 durchgeführte erste 
Anhörung, bei der auf eine Beteiligung der Mitglied- 

 



Drucksache 12/5682 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

staaten zunächst verzichtet wurde, offenbarte zwar 
eine Präferenz der beteiligten Organisationen für die 
Option I, führte allerdings nicht zu einem einheitli-
chen Meinungsbild. 

Der Bundesrat hat am 7. Mai 1993 eine Stellungnahme 
verabschiedet, die eine Kompetenz der EG für ein 
Tätigwerden im Bereich der Medienkonzentration 
verneint, die Bedeutung einer Sicherung der Mei-
nungsvielfalt auf nationaler Ebene unterstreicht und 
die Bundesregierung auffordert, sich für die Option I 
einzusetzen. 

4. Rechtsanwaltsdienstleistungen 

154. Niederlassung der Rechtsanwälte, 
Richtlinienentwurf 

Im Frühjahr 1993 hat die EG-Kommission ein Arbeits-
dokument für die Vorbereitung eines Entwurfs einer 
Niederlassungsrichtlinie für Rechtsanwälte vorgelegt. 
Die Initiative geht zurück auf den Rat der europäi-
schen Anwaltschaften (CCBE), der nach langjährigen 
Beratungen einen Richtlinienvorschlag erarbeitet 
hat. 

Nach den in dem Arbeitsdokument niedergelegten 
Vorstellungen der EG-Kommission soll das Recht der 
Niederlassung in anderen Mitgliedstaaten den in der 
Richtlinie 77/249/EWG zur Erleichterung der tatsäch-
lichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs 
der Rechtsanwälte bezeichneten Berufsangehörigen 
offenstehen. 

Die anwaltliche Tätigkeit im Aufnahmestaat soll nur 
unter der Berufsbezeichnung des Heimatstaates mög-
lich sein; ob zusätzliche Hinweise auf die Herkunft 
sinnvoll sind, will  die Kommission noch prüfen. Vor-
ausgesetzt werden soll nach dem Vorschlag, daß der 
ausländische Anwalt in die Rechtsanwaltskammer 
des Aufnahmestaates aufgenommen wird. Seine 
beruflichen Befugnisse sollen sich auch auf die Betä-
tigung im Recht des Aufnahmestaates erstrecken, 
wobei die Rechte zur Vertretung und Verteidigung in 
behördlichen oder gerichtlichen Verfahren nach dem 
Vorbild des grenzüberschreitend dienstleistenden 
Anwalts ausgestaltet werden sollen. 

Am 1. April 1993 hat die Kommission das Arbeitsdo-
kument mit den Regierungssachverständigen der Mit-
gliedstaaten beraten und erklärt, sie wolle das 
Arbeitsdokument vervollständigen und in nicht zu 
ferner Zeit einen Richtlinienentwurf vorlegen. 

X. Erleichterung der Bedingungen für 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

1. Patentrecht 

155. Gemeinschaftspatent 

Die Vereinbarung über Gemeinschaftspatente, mit 
der ein einheitliches materielles Patentrecht für die 
Mitgliedstaaten und damit für den Gemeinsamen 
Markt geschaffen werden soll, ist am 21. Dezem

-

ber 1989 von den Vertretern der Regierungen der 
12 Mitgliedstaaten gezeichnet worden. Sie tritt jedoch 
erst nach der Ratifikation durch alle Mitgliedstaaten in 
Kraft. 

Nachdem die verfassungsrechtlichen Probleme für 
eine Ratifikation durch Irland nach dem erfolgreichen 
Abschluß eines Referendums beseitigt sind und Däne-
mark, das für die Zustimmung zum Übereinkommen 
eine 5/6-Mehrheit seines Parlaments benötigte, seine 
Ratifikationsurkunde im Frühjahr 1993 hinterlegen 
konnte, sind die Chancen für das Inkrafttreten des 
Übereinkommens unter allen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften erheblich gestiegen. 

156. Patentschutz für biotechnologische Erfindungen 

Die Kommission hatte bereits Ende 1988 den Entwurf 
einer Richtlinie über den rechtlichen Schutz biotech-
nologischer Erfindungen vorgelegt. Der Richtlinien-
vorschlag präzisiert die rechtlichen Bestimmungen für 
Patente auf dem Gebiet der Biotechnologie, um zu 
einer einheitlichen Erteilungspraxis der nationalen 
Patentämter und zu einer einheitlichen nationalen 
Rechtsprechung zu kommen. Das Europäische Parla-
ment hat seine Stellungnahme erst am 29. Oktober 
1992 beschlossen. Die Kommission hat im Dezember 
1992 den geänderten Vorschlag für die Richtlinie 
vorgelegt, der seit Anfang 1993 in der zuständigen 
Ratsarbeitsgruppe beraten wird. Wann diese Beratun-
gen abgeschlossen sein werden, ist derzeit nicht 
abzusehen; daher ist auch noch nicht abzuschätzen, 
wann es zu einem gemeinsamen Standpunkt des 
Rates und zur erneuten Beteiligung des Europäischen 
Parlaments kommen wird. 

Der geänderte Vorschlag der Kommission greift die 
wesentlichen Anliegen des Europäischen Parlaments 
auf und enthält differenzierte Bestimmungen zur 
Berücksichtigung ethischer Gesichtspunkte sowie ein 
sogenanntes Landwirteprivileg, das als Ausnahme 
vom Patentschutz Landwirten ermöglichen würde, 
patentiertes Saatgut im Folgejahr wieder auszu-
säen. 

2. Urheberrecht 

157. Urheberrecht, Koordinierung in bestimmten 
Rundfunkbereichen 

Im Mai 1993 hat der Rat in seinem Gemeinsamen 
Standpunkt Einigkeit über den Text der Richtlinie zur 
Koordinierung bestimmter Urheber- und leistungs

-

schutzrechtlicher Vorschriften be treffend Satelliten-
rundfunk und Kabelweiterverbreitung erzielt. Das 
Europäische Parlament hat dazu bereits in zweiter 
Lesung Stellung genommen. 

Die endgültige Verabschiedung der Richtlinie durch 
den Rat noch in diesem Jahr ist wahrscheinlich. 
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158. Urheberrecht und bestimmte verwandte 
Schutzrechte, Harmonisierung der Schutzdauer 

Im Juni 1993 hat sich der Rat auf eine politische 
Entscheidung über seinen Gemeinsamen Standpunkt 
zu dieser Richtlinie geeinigt. 

Nach der nun fälligen zweiten Lesung im Europäi-
schen Parlament erscheint eine Verabschiedung der 
Richtlinie noch vor Ende des Jahres möglich. 

159. Datenbanken, Rechtsschutz 

Der Richtlinienvorschlag der Kommission über den 
rechtlichen Schutz von Datenbanken wird zur Zeit im 
Rat verhandelt. Dabei hat sich gezeigt, daß vielfach 
das Thema noch nicht als harmonisierungsreif ange-
sehen wird und insbesondere die vorgeschlagene 
Ausgestaltung des Schutzes gegen unlautere Aus-
züge auf Bedenken stößt. Auch wegen der Neuheit 
des Themas für viele Mitgliedstaaten ist ein rascher 
Verhandlungsfortschritt im Rat nicht zu erwarten. 

3. Markenrecht 

160. Gemeinschaftsmarke, Beratungsstand und 
offene Fragen 

Im ersten Halbjahr 1993 hat sich der Rat erneut mit 
dem Vorschlag für eine Verordnung über die Gemein-
schaftsmarke befaßt, der auf die Schaffung einer 
gemeinschaftsweit geschützten Marke und die Ein-
richtung eines Europäischen Markenamtes zielt. Die 
Beratungen hatten nahezu ausschließlich die nach 
wie vor strittige Frage der Amts- und Verfahrensspra-
chen des künftigen Markenamtes zum Gegenstand. 
Hierüber konnte weiterhin keine Einigung erreicht 
werden. Über den Sitz des Amtes wird der Europäi-
sche Rat entscheiden, der auch über den Sitz einer 
Reihe weiterer EG-Institutionen zu befinden hat. 

Im Hinblick auf die Amts- und Verfahrenssprachen 
des Markenamtes der Gemeinschaft stehen sich nun-
mehr im wesentlichen zwei Positionen gegenüber: 

Nach dem Vorschlag der Präsidentschaft und der 
Kommission, den die überwiegende Mehrheit der 
Mitgliedstaaten zu akzeptieren bereit wäre, hat der 
Anmelder einer Marke die freie Wahl zwischen allen 
neun Amtssprachen der Gemeinschaft. Die Sprache, 
in der er die Anmeldung einreicht, ist grundsätzlich 
auch die Verfahrenssprache in Prüfungs-, Wider-
spruchs- und Löschungsverfahren, die diese Marke 
betreffen. Allerdings ist der Anmelder verpflichtet, bei 
der Anmeldung eine zweite der neun EG-Amtsspra-
chen zu benennen. Im Widerspruchs- oder Lö-
schungsverfahren kann dann derjenige, der die 
Marke mit seinem Widerspruch oder Löschungsan-
trag angreift, eine der beiden vom Anmelder angege-
benen Sprachen durch seine Wahl zur Verfahrens-
sprache machen. Hiervon erhofft man sich, daß in der 
Praxis eine Konzentration auf die geläufigsten Spra-
chen der Gemeinschaft eintreten wird. Um eine Eini-
gung zu erleichtern, hat die dänische Präsidentschaft 
verschiedene Abwandlungen dieses Modells vorge

-

schlagen, die die beschriebene Sprachenregelung in 
ihren Grundsätzen (freie Wahl zwischen neun Spra-
chen und Benennung einer ebenfa lls frei wählbaren 
Zweitsprache) jedoch nicht berühren. 

Hingegen lehnt die Bundesregierung den Vorschlag 
der Präsidentschaft und Kommission weiterhin ab. Sie 
teilt zwar die Auffassung, daß im Grundsatz alle 
Amtssprachen der Gemeinschaft auch die Amtsspra-
chen ihres künftigen Markenamtes sein sollten, in 
denen etwa Anmeldungen eingereicht werden kön-
nen oder Anmeldungen und Eintragungen von Mar-
ken durch das Amt veröffentlicht werden. Im Hinblick 
auf die Sprachen, in denen die Prüfungs-, Wider-
spruchs- oder Löschungsverfahren beim Amt durch-
zuführen sind, hält die Bundesregierung jedoch eine 
Begrenzung für unverzichtbar. Sie befürwortet eine 
am Modell des Europäischen Patentamtes orientierte 
Regelung, nach der nur die drei in der Gemeinschaft 
am weitesten verbreiteten Sprachen, Englisch, Fran-
zösisch und Deutsch, die Sprachen des Amtes für diese 
Verfahren sind. Dabei hat sie ihre Bereitschaft erken-
nen lassen, auch einer anderen Sprachenregelung 
zuzustimmen, sofern diese eine angemessene Begren-
zung der Verfahrenssprachen vorsieht. Sie hat hierzu 
verschiedene Vorschläge und Überlegungen formu-
liert. Insbesondere Frankreich hat an  den deutschen 
Vorschlägen großes Interesse bekundet. 

Die Bundesregierung hat keine Zweifel daran gelas-
sen, daß ihre Zustimmung zu der Verordnung (deren 
Verabschiedung nur einstimmig möglich ist) von der 
Begrenzung der Verfahrenssprachen abhängig ist. Sie 
ist der Auffassung, daß das Amt mit einer nicht 
akzeptablen Erhöhung seiner Personal- und Sachaus-
gaben belastet würde, wenn alle neun Sprachen der 
Gemeinschaft seine allgemeinen Verfahrenssprachen 
wären. Nach ihrer Ansicht wäre hiermit zudem die 
Gefahr verbunden, daß die Gemeinschaftsmarke 
infolge kosten- und zeitaufwendiger Verfahren für die 
Nutzer an  Attraktivität verlöre und die etwaigen 
Vorteile eines zentralen Schutzrechtserwerbs da-
durch zunichte gemacht würden. Dabei ist nach 
Ansicht der Bundesregierung auch zu berücksichti-
gen, daß sich die Zahl der EG-Amtssprachen voraus-
sichtlich durch den Beitritt weiterer Staaten erhöhen 
wird. Deshalb hält es die Bundesregierung weiterhin 
für unverzichtbar, daß die Zahl der allgemeinen 
Verfahrenssprachen des Amtes klar begrenzt wird. 

4. Gesellschaftsrecht 

161. Europäische Aktiengesellschaft  

Unter der dänischen Präsidentschaft wurden im ersten 
Halbjahr 1993 die Beratungen der geänderten Vor-
schläge für eine Verordnung des Rates über das Statut 
der Europäischen Aktiengesellschaft und für die 
ergänzende Richtlinie hinsichtlich der Stellung der 
Arbeitnehmer vom 6. und 16. Mai 1991 intensiv 
fortgesetzt. Bei zwei Tagungen des Binnenmarktrates 
im April und Mai 1993 ergab sich, daß die Meinungs-
unterschiede der Mitgliedstaaten in den zentralen 
Fragen fortbestehen. 
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Die Bundesregierung erkennt nach wie vor grund-
sätzlich ein gewisses Bedürfnis für die Schaffung einer 
supranationalen Rechtsform der Europäischen Ak-
tiengesellschaft an. Ihre erheblichen Bedenken gegen 
die geänderten Vorschläge in der Form, die sie nach 
den Beratungen in der Ratsarbeitsgruppe erhalten 
haben, sind jedoch auch nach den erneuten Verhand-
lungen in keinem Punkt ausgeräumt. Zur Zeit kommt 
für die Bundesregierung eine Verabschiedung dieses 
Vorhabens vor allem wegen der ungelösten Mitbe-
stimmungsproblematik nicht in Betracht, da die ver-
schiedenen zur Wahl gestellten Mitbestimmungsmo-
delle nicht annähernd gleichwer tig sind. Die Europäi-
sche Aktiengesellschaft könnte daher als Instrument 
für die Flucht von Unternehmen aus der strengeren 
deutschen Mitbestimmung benutzt werden. Darüber 
hinaus kann wegen der immer zahlreicheren Verwei-
sungen auf die nationalen Rechte der Mitgliedstaaten 
von einer einheitlichen europäischen Rechtsform 
kaum noch gesprochen werden. Wie die Mehrheit der 
Mitgliedstaaten vertritt die Bundesregierung im 
Gegensatz zur Kommission in der Frage der Rechts-
grundlage die Auffassung, daß beide Vorschläge 
einheitlich auf Artikel 235 EWGV gestützt werden 
müssen und daher eine einstimmige Verabschiedung 
im Rat erforderlich ist. 

Die Kommission ist weiterhin bestrebt, möglichst bald 
eine Beschlußfassung des Rates herbeizuführen. Ins-
besondere angesichts der Mitbestimmungsproblema-
tik erscheint jedoch eine Einigung in naher Zukunft 
kaum denkbar. Auch die dänische Präsidentschaft 
konnte dazu keine Lösungsvorschläge unterbreiten. 
Der Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
die Bundesregierung in seiner Sitzung am 12. Mai 
1993 erneut aufgefordert, die Vorschläge im EG

-

Ministerrat auch weiterhin abzulehnen. Es bleibt 
abzuwarten, mit welchem Nachdruck die belgische 
Präsidentschaft im zweiten Halbjahr 1993 die Bera-
tungen fortführt. 

XI. Politik für kleine und mittlere Unternehmen 

162. Mittelstandspolitik, künftige Ausgestaltung 

Am 14. Juni dieses Jahres hat der Rat ein neues 
„mehrjähriges Aktionsprogramm der Gemeinschaft 
zum Ausbau der Schwerpunktbereiche und zur Siche-
rung der Kontinuität und Konsolidierung der Unter-
nehmenspolitik in der Gemeinschaft, vor allem für 
kleine und mittlere Unternehmen" (KMU), verab-
schiedet. Dieses Programm löst zum 1. Juli 1993 das 
derzeit noch laufende Aktionsprogramm vom 28. Juni 
1989 ab. Es gilt für den Zeitraum bis zum 31. Dezem-
ber 1996 und ist mit insgesamt rd. 225 Mio. DM 
ausgestattet. 

Im Mittelpunkt des Programms stehen: 

— Aufnahme des Subsidiaritätsprinzips in der For-
mulierung des Rates von Edinburgh; 

— Verbesserung der administrativen, rechtlichen 
und steuerlichen Rahmenbedingungen; 

— Steigerung der Leistungsfähigkeit der Informa-
tions- und Kooperationsstruktur der Gemein-
schaft; 

— Verankerung einer umfassenden Koordinierungs-
funktion der Kommission (Überprüfung aller Maß-
nahmen der Gemeinschaft auf ihre Verträglichkeit 
für kleine und mittlere Unternehmen); 

— keine Sektorpolitik, jedoch Förderung der Anpas-
sung der KMU (einschließlich des Handwerks) an 

 den Strukturwandel und an die durch den Binnen-
markt bewirkten Veränderungen, vor allem durch 
Informationsmaßnahmen, Erfahrungsaustausch 
und grenzüberschreitende Kooperation; 

— keine finanzielle Förderung der Unternehmen, 
jedoch Untersuchung der Möglichkeiten zur Ver-
besserung der finanziellen Rahmenbedingungen 
für die Unternehmen; 

— keine statistischen Mehrbelastungen, jedoch Ver-
besserung der Beobachtung der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Unternehmen angesichts der von 
der Verwirklichung des Binnenmarkts ausgelösten 
Dynamik. 

163. Euroschalter 

Zur Unterstützung der kleinen und mittleren Unter-
nehmen hat die EG-Kommission ein Netz von 
EG-Beratungsstellen, sogenannte EURO-INFO-CEN-
TREN (EIC), eingerichtet. In Deutschland gibt es zur 
Zeit 33 EIC, davon 7 in den neuen Bundesländern. Das 
wesentliche Leistungsangebot der EIC besteht in der 
Information und Beratung über die EG-Förderpro-
gramme, der europaweiten Kooperationsvermittlung 
und der Beantwortung allgemeiner Anfragen der 
Unternehmen zur Tätigkeit der Gemeinschaft. 

164. Europartenariat 

Das Europartenariat ist eine von der Kommission 
eingeführte Initiative zur Entwicklung der Regionen 
und zur Unterstützung von kleinen und mittleren 
Unternehmen. Ziel des Europartenariats, das als zwei-
tägige Kontaktbörse durchgeführt wird, ist die Schaf-
fung von Kooperationsvereinbarungen zwischen Un-
ternehmen der gastgebenden Region und Unterneh-
men aus Mitgliedstaaten sowie Drittländern. 

Mit der letzten Veranstaltung am 17./18. Juni 1993 in 
Lille war erstmals Frankreich Gastgeber im Rahmen 
des Europartenariats. Insgesamt 1700 Unternehmen, 
allein über 400 aus dem Nordosten Frankreichs, 
beteiligten sich an der Kontaktbörse. Großen Zu-
spruch fand die Veranstaltung auch durch Firmen aus 
Osteuropa, den EFTA-Ländern und dem Mittelmeer-
raum. 

Durch die Teilnahme von 88 deutschen Mittelständ

-

lern wurde in deutschen Unternehmerkreisen das 
bisher größte Interesse an dieser Veranstaltung 
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geweckt. Über 8 000 bilaterale Gespräche zwischen 
den Vertretern der teilnehmenden Unternehmen zeu-
gen vom wiederholt großen Erfolg dieses Treffens. 
Konkrete Ergebnisse werden durch eine Abfrage der 
deutschen Teilnehmer ermittelt. 

Die nächste Veranstaltung im Rahmen des Europarte-
nariats findet am 13./14. Dezember 1993 in Glasgow 
(Schottland) statt. 

165. Mittelstandsbericht des Europäischen Netzwerks 
für Mittelstandsforschung 

Am 1. Juni 1993 legte das Europäische Netzwerk für 
Mittelstandsforschung der EG-Kommission den er-
sten europäischen Mittelstandsbericht vor. Damit ver-
fügt die Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten erstmals über ein von zwölf unabhängigen euro-
päischen Mittelstandsforschungsinstituten vorgeleg-
tes Gemeinschaftswerk, das zu wich tigen mittel-
standspolitischen Fragen auf Gemeinschaftsebene 
Stellung nimmt. Die Leitung des „Europäischen Net-
zes für KMU-Forschung" obliegt dem niederländi-
schen Institut Small Business Research and Consul-
tancy (EIM); der deutsche Partner ist das Ins titut für 
Mittelstandsforschung in Bonn. 

Bis auf weiteres wird jedes Jahr ein neuer Bericht 
vorgelegt werden. Der 93er Bericht vermittelt in erster 
Linie einen Überblick über die Lage der KMU im 
europäischen Binnenmarkt. 

166. Kleine und mittlere Unternehmen, 
Verwaltungsvereinfachung 

Der Binnenmarkt bietet den Unternehmen der 
Gemeinschaft große Möglichkeiten, indem er die 
den grenzüberschreitenden H andel behindernden 
Schranken besei tigt. Es ist jedoch sicherzustellen, daß 
die europäischen Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten nicht durch unnötige Komplexität nationale 
Anstrengungen in den Bereichen Deregulierung und 
Liberalisierung konterkarieren. Teil der Arbeiten zur 
Verwaltungsvereinfachung ist das Folgenabschät-
zungsverfahren, das auf einer Entscheidung des Indu-
strieministerrates vom 28. Ju li  1989 basiert. 

Ziel dieses Verfahrens ist es, eine tragfähige Entschei-
dungsgrundlage für die angemessene Beurteilung 
und Erörterung von Rechtsetzungsvorschlägen der 
Kommission im Rat zu gewinnen. Zu diesem Zweck 
sollen alle Kosten und Vorteile erfaßt werden, die die 
geplanten Rechtsvorschriften für Unternehmen, ins-
besondere kleine und mittlere Unternehmen, mit sich 
bringen. 

Nach derzeitigem Stand der Arbeit befindet sich das 
Folgenabschätzungsverfahren nach wie vor in der 
Probe- bzw. Erarbeitungsphase. Am 3. Februar 1993 
hat die Kommission erstmals ein Legislativprogramm 
vorgelegt und darin ausgewiesen, welche Legislativ-
vorschläge Gegenstand weiterer Konsultationen sein 

werden und für welche eine Folgenabschätzung 
benötigt wird. 

Die Bundesregierung mißt diesem Verfahren große 
Bedeutung bei und hat sich daher 

— auf die Ausarbeitung der Struktur und des Inhalts 
der eigentlichen Folgenabschätzung konzentriert 
(am 29. April 1993 hat hierzu in Brüssel eine 
Konferenz stattgefunden) und 

— im Rahmen der Verhandlungen des neuen 
Aktionsprogramms für die Unternehmenspolitik 
der Gemeinschaft durchgesetzt, das als prioritäres 
Ziel die Verbesserung der administrativen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen der Unterneh-
men unter Einbeziehung auch des Bereichs der 
indirekten Besteuerung aufgenommen wurden, 
damit die Belastungen, die sich für die KMU aus 
den gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften erge-
ben, verringert werden. 

XII. Verbraucherpolitik 

167. Verbraucherpolitik, Stand der Richtlinienvorhaben 

Auf seiner Tagung im April verabschiedete der Rat 
einstimmig die Richtlinie über mißbräuchliche Klau-
seln in Verbraucherverträgen. Entsprechend dem 
bereits im Gemeinsamen Standpunkt beschlossenen 
Inhalt soll der Geltungsbereich der Richtlinie auf 
Klauseln beschränkt sein, die nicht im einzelnen 
ausgehandelt sind. Zum anderen soll der Anhang 
(Liste mißbräuchlicher Einzelklauseln) nicht bindend 
sein, sondern nur den Charakter von Beispielen 
haben. Die Richtlinie muß bis zum 31. Dezember 1994 
in nationales Recht umgesetzt werden. 

Der Rat beschloß ferner die Entschließung über künf-
tige Maßnahmen auf dem Gebiet der verbraucher-
freundlichen Kennzeichnung von Erzeugnissen. Dar-
über hinaus führte der Rat Orientierungsaussprachen 
über den Richtlinienvorschlag zum Schutz der Erwer-
ber bei Verträgen über die Nutzung von Immobilien 
als Teilzeiteigentum (sogenannte Time-Sharing-
Richtlinie) und über die Vorschläge der Kommission 
für Entscheidungen des Rates zur Errichtung eines 
gemeinschaftlichen Systems über Haus- und Freizeit-
unfälle (EHLASS) sowie zur Einführung eines Systems 
zum Austausch von Informationen über bestimmte 
Erzeugnisse, die die Gesundheit oder Sicherheit der 
Verbraucher gefährden können. 

Die Kommission berichtete über den Stand der Durch-
führung ihres Aktionsprogrammes zur Verbraucher-
politik (1990-1992) und kündigte die baldige Vor-
lage eines neuen dreijährigen Aktionsplans an, der als 
neue Schwerpunkte die Verbesserung des Zugangs 
der Verbraucher zum Recht sowie die Harmonisie-
rung bei Garantie- und Kundendienstleistungen ent-
halten soll. 
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168. Verbraucherfreundliche Kennzeichnung 
von Erzeugnissen 

Mit der am 2. März 1993 verabschiedeten Entschlie-
ßung über künftige Maßnahmen auf dem Gebiet der 
verbraucherfreundlichen Kennzeichnung von Er-
zeugnissen ersucht der Rat die Kommission um mög-
lichst baldige Prüfung, ob allgemeine „horizontale" 
Regeln für die Kennzeichnung von Konsumprodukten 
gefunden werden können. Die Bundesregierung sieht 
in diesem Ansatz, der auf eine Ini tiative der dänischen 
Präsidentschaft zurückgeht, die Chance, näher zu 
untersuchen, ob nach der Aneinanderreihung von 
produktbezogenen „vertikalen" Kennzeichnungsre-
geln eventuell  allgemeine Regeln für die Kennzeich-
nung entwickelt werden können, die für Verbraucher 
Vereinfachungen und Verbesserungen bringen, ohne 
für die Anbieter zu hohe Belastungen auszulösen. 
Bestehende und bewährte produktbezogene Kenn-
zeichnungregeln sollen damit aber nicht in Frage 
gestellt werden. 

169. Produktsicherheit — 
rascher Informationsaustausch 

Über den Vorschlag der Kommission, bereits im Vor-
griff auf das in der Richtlinie über die allgemeine 
Produktsicherheit ab Mitte 1994 vorgesehene Verfah-
ren ein System zum Informationsaustausch über 
potentiell oder latent gefährliche Konsumgüter einzu-
führen, hat der Rat am 2. März 1993 eine Orientie-
rungsdiskussion geführt. Als schwierig erwies sich die 
Konkretisierung des Anwendungsbereichs der Ent-
scheidung. Darauf hat auch der Bundesrat in seiner 
Stellungnahme zum Entscheidungsvorschlag der 
Kommission hingewiesen. Die Bundesregierung hat 
sich dafür eingesetzt, daß mehrere Produktgruppen 
(landwirtschaftliche Erzeugnisse, Lebensmittel, kos-
metische Produkte, Tabakerzeugnisse, Mate rialien 
und Gegenstände mit Lebensmittelkontakt, Arznei-
mittel, Medizinprodukte einschließlich der In-vitro-  
Diagnostika sowie Pflanzenschutzmittel) vom Anwen-
dungsbereich ausgenommen werden. Die Kommis-
sion hat zwischenzeitlich einen Kompromißvorschlag 
vorgelegt, wodurch dem Anliegen des Bundesrates 
und der Bundesregierung sehr weitgehend Rechnung 
getragen wird. Eine abschließende Entscheidung 
über den Vorschlag steht noch aus. 

170. Vertragsabschlüsse im Fernabsatz 

Die Kommission verfolgt das Ziel, im Zusammenhang 
mit der Vollendung des Binnenmarktes und der 
zunehmenden Verwendung neuer Technologien das 
Recht der Mitgliedstaaten be treffend die Fernabsatz-
verträge zu harmonisieren, um gleichar tige Wettbe-
werbsbedingungen für die Anbieter zu schaffen und 
den Verbraucherschutz auf einem hohen und einheit-
lichen Schutzniveau anzusiedeln. 

Der von der Kommission im Mai 1992 vorgelegte 
„Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über den 
Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im 

Fernabsatz" enthält Regelungen über die Werbung, 
die Vertragsanbahnung und den Vertragsabschluß 
bei Waren und Dienstleistungsgeschäften, die ohne 
gleichzeitige körperliche Anwesenheit der Vertrags-
partner unter Verwendung einer Fernkommunika-
tionstechnik zustande kommen. Kernpunkt des Vor-
schlags ist ein Recht zum „Widerruf" des Vertrages, 
das den Verbrauchern innerhalb einer F rist von sie-
ben Kalendertagen ab Erhalt des Erzeugnisses oder 
der Dienstleistung eingeräumt werden soll. Weiterhin 
sollen umfangreiche Anforderungen an  die Art und 
die Vollständigkeit der vertragsanbahnenden Erklä-
rungen des Anbieters gestellt werden. Auch soll eine 
Pflicht des Anbieters, die jeweiligen Verbraucher 
nach Vertragsabschluß schriftlich über bestimmte 
Punkte des Vertragsinhalts zu informieren, vorgese-
hen werden. Die Ausführung einer Bestellung durch 
den Anbieter soll grundsätzlich an  eine Frist von 
30 Tagen gebunden werden. Ferner enthält der Vor-
schlag unter anderem Regelungen über die Zusen-
dung unbestellter Waren und die Bezahlung mittels 
Kreditkarte. 

Die Bundesregierung steht dem Richtlinienvorschlag 
ablehnend gegenüber. Es ist zweifelhaft, ob für die 
Richtlinie neben dem bereits bestehenden nationalen 
und „europäischen" Recht ein Bedarf besteht. Dies 
gilt vor allem auch im Hinblick auf den Grundsatz der 
Subsidiarität gemeinschaftsrechtlicher Regelungen. 
Jedenfalls ist der Kommissionsvorschlag zu weitge-
hend, da er sämtliche Waren- und Dienstleistungsge-
schäfte erfaßt, unabhängig davon, ob sie unter Ver-
wendung neuer Technologien (z. B. Tele-Shopping, 
Btx) oder herkömmlicher Kommunikationsmittel (z. B. 
Brief, Telefon) zustande kommen. Auch der Bundesrat 
hat — unter Anerkennung der von der Kommission 
verfolgten Ziele — erhebliche Vorbehalte gegen den 
Vorschlag geäußert. Das Plenum des Deutschen Bun-
destages hat noch nicht votiert. Es haben jedoch 
bereits einige der beteiligten Ausschüsse Skepsis 
gegenüber dem Vorschlag gezeigt. 

Auf der Ebene der Gemeinschaft haben der Wi rt
-schafts- und Sozialausschuß sowie das Europäische 

Parlament im Grundsatz posi tive Stellungnahmen mit 
Änderungsvorschlägen abgegeben. Die Beratungen 
auf Ratsebene sind noch nicht abgeschlossen. Einige 
Mitgliedstaaten bestreiten, daß überhaupt ein Rege-
lungsbedürfnis besteht, während andere dem Richtli-
nienvorschlag jedenfalls in einzelnen wesentlichen 
Punkten nicht folgen wollen. 

XIII. Wettbewerbspolitik 

1. Fusionskontrolle 

171. Fusionskontrolle, Sachstand 

Im 1. Halbjahr 1993 waren bei der Kommission 30 An-
meldungen nach der Fusionskontrollverordnung zu 
verzeichnen. Davon wurden 24 innerhalb der Monats-
frist freigegeben, 6 Fälle sind noch offen. In zwei der 
offenen Fälle des letzten Halbjahres 1992 hat 
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die Kommission die vertiefte Prüfung nach Arti-
kel 6.1.c der Fusionskontrollverordnung eingeleitet: 
Im Fall Siemens/Philips (Gründung zweier Gemein-
schaftsunternehmen im Bereich Kabelaktivitäten), in 
dem die Kommission im Dezember 1992 das förmliche 
Verfahren eingeleitet hatte, haben die Unternehmen 
die Anmeldung im Januar 1993 zurückgezogen. Im 
Fall  N.V. Koninklijk KNP/Bührmann-Tetterode/VRG 
(Vertrieb und Wartung von Druckpressen) hat die 
Kommission das vertiefte Prüfungsverfahren im 
Januar 1993 eingeleitet und den Zusammenschluß 
Anfang Mai mit Auflagen freigegeben. 

Insgesamt sind somit seit Inkrafttreten der Europäi-
schen Fusionskontrollverordnung im September 
1990 163 Fälle bei der Kommission angemeldet wor-
den. Davon wurden 143 innerhalb der Monatsfrist 
freigegeben, 3 Anträge wurden zurückgezogen und 
6 Fälle sind noch offen. In 11 Fällen wurden vertiefte 
Prüfungsverfahren nach Artikel 6.1.c der Verordnung 
eingeleitet, die wie folgt abgeschlossen wurden: 
7 Freigaben mit Auflagen, 2 Freigaben ohne Aufla-
gen, 1 Untersagung und 1 Antragsrücknahme. 

172. Fusionskontrolle, Haltung der Bundesregierung 

Bei der derzeitigen Überprüfung der Aufgreifschwel-
len der Fusionskontrollverordnung sieht die Bundes-
regierung keinen Handlungsbedarf. Sie hält es für 
zweckmäßig, die Überprüfung auf eine breitere Ent-
scheidungspraxis zu stützen und sie im Zusammen-
hang mit der Überprüfung der Verträge von Maas-
tricht im Jahre 1996 vorzunehmen. Technische Ver-
besserungen, die zwischen der Kommission und den 
Mitgliedstaaten diskutiert werden, scheinen aber 
bereits jetzt möglich. 

Zur längerfristigen Steigerung der Effizienz der Wett-
bewerbsaufsicht wird sich die Bundesregierung auch 
weiterhin für institutionelle Verbesserungen insbe-
sondere die Schaffung eines Europäischen Kartellam-
tes und eine bessere Arbeitsteilung zwischen den 
nationalen Kartellbehörden und der Kommission im 
Sinne des in Maastricht vereinbarten Subsidiaritäts-
prinzips einsetzen. Unerläßlich ist nach Auffassung 
der Bundesregierung, für mehr Transparenz und 
Rechtssicherheit im Kontrollverfahren zu sorgen. 

2. Wettbewerbsregeln gegenüber Unternehmen 

173. Wettbewerbsregeln im Luftverkehr 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1617/93 der Kom-
mission vom 25. Juni 1993 werden Gruppen von 
Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander abge-
stimmten Verhaltensweisen betreffend die gemein-
same Planung und Koordinierung von Flugplänen, 
den gemeinsamen Bet rieb von Flugdiensten, Tarif-
konsultationen im Personen- und Frachtlinienverkehr 
sowie die Zuweisung von Zeitnischen auf Flughäfen 
gemäß Artikel 85 Abs. 3 EWG-Vertrag bis zum 
30. Juni 1998 vom Kartellverbot freigestellt. Damit 
werden die Wettbewerbsregeln im Luftverkehr an 

 die seit dem 1. Januar 1993 geltenden Verordnun

-

gen des 3. Liberalisierungspakets im Luftverkehr und 
die Verordnung über Zeitnischen (Slots) auf Flughä-
fen der Gemeinschaft angepaßt. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1618/93 der Kom-
mission vom 25. Juni 1993 wurde die Geltungsdauer 
der Gruppenfreistellungs-Verordnung der Kommis-
sion im Luftverkehr Nr. 83/91 (Unternehmensverein-
barungen über computergesteuerte Buchungssy-
steme im Luftverkehr), die ursprünglich am 30. Juni 
1993 auslaufen sollte, bis zum 31. Dezember 1993 
verlängert. Es ist zu erwarten, daß der Rat in naher 
Zukunft die verkehrsrechtlichen Rahmenbedingun-
gen über computergesteuerte Buchungssysteme ak-
tualisieren wird. 

Um sicherzustellen, daß die neue Gruppenfreistel-
lungs-Verordnung mit dem kommenden Verhaltens-
kodex des Rates im Einklang steht, ist es deshalb 
zweckmäßig, die bestehende Gruppenfreistellung für 
einen kurzen Zeitraum in Kraft zu belassen. 

3. Beihilfenpolitik 

174. Beihilfenpolitik, Intensivierung der Arbeiten 

Die Kommission setzt ihre Bemühungen um eine 
intensive Kontrolle bei der Beihilfenvergabe fo rt. Sie 
hat den gegenwärtigen Gemeinschaftsrahmen für die 
Beurteilung von Umweltbeihilfen bis zum 30. Juni 
1993 verlängert. Auf der multilateralen Sitzung über 
staatliche Beihilfen am 24. und 25. Juni 1993 hat die 
Kommission mit den Mitgliedstaaten den Entwurf 
eines neuen Gemeinschaftsrahmens für Umwelt-
schutzbeihilfen erörtert und zum Ausdruck gebracht, 
den überarbeiteten Gemeinschaftsrahmen in Kürze 
herauszugeben. Auf der multilateralen Sitzung hat die 
Kommission weiter den ersten Entwurf für einen 
Gemeinschaftsrahmen im Bereich Tourismus vorge-
legt. Während eine Mehrheit der Mitgliedstaaten 
darauf positiv reagierte, äußerte Deutschland seine 
Skepsis im Hinblick auf die Notwendigkeit und 
Anwendbarkeit einer solchen Rahmenregelung. 
Thema der Sitzung waren weiterhin der von der 
Kommission vorgelegte Entwurf einer Mitteilung zur 
Exportkreditversicherung und die Überlegungen der 
Kommission, im Bereich Forschung und Entwicklung 
die Beihilfenintensität danach zu bemessen, ob das 
Vorhaben mit einem Fehlschlag endet. Die Bundesre-
gierung setzte sich im Hinblick auf die Schwierigkei-
ten, den Erfolg eines Forschungsprojekts ausreichend 
zu bestimmen, für die Beibehaltung der Regelung 
(Förderung bis zu bestimmten Schwellenwerten) 
ein. 

175. Beihilfen für den Schiffbau 

Am 4. Mai 1993 beschloß der Rat eine Verlängerung 
der 7. EG-Schiffbaubeihilfenrichtlinie in unveränder-
ter Form um ein Jahr (bis Ende 1994). Die Verlänge-
rung war notwendig geworden, weil die Verhandlun-
gen im Rahmen der OECD in Paris über ein weltweites 
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Abkommen zur Eliminierung von Schiffbausubven-
tionen für längere Zeit stockten. Andererseits war die 
Begrenzung der Verlängerung auf 1 Jahr ein Signal, 
daß Deutschland weiterhin an einem solchen Abkom-
men interessiert  ist. 

Auf der Grundlage der zugunsten der ostdeutschen 
Werften erwirkten Ausnahmeregelung von der Bei-
hilfenobergrenze der 7. EG-Schiffbaubeihilfenricht-
linie vom 20. Juli  1992 hat die EG-Kommission im 
1. Quartal 1993 für die Peene-Werft, die MTW und die 
Kvaerner-Warnow-Werft jeweils eine 1. Beihilfen

-

tranche freigegeben. Für die inzwischen ebenfalls 
privatisierte Volkswerft Stralsund und die Elbewerft 
Boizenburg müssen die Unternehmen zunächst kon-
krete Investitionspläne vorlegen, um der EG-Kommis-
sion eine Überprüfung der Einhaltung der Kapazitäts-
vorgaben zu ermöglichen. Die beihilfenrechtlichen 
Genehmigungsverfahren müssen bis spätestens Ende 
1993 abgeschlossen sein, da die Ausnahme von den 
Regeln der 7. Schiffbaubeihilfenrichtlinie zu diesem 
Zeitpunkt ausläuft. Auf der multilateralen Sitzung 
über Beihilfen für die ostdeutsche Schiffbauindustrie 
am 1. Juni 1993 berichtete die Kommission über die 
bisher vergebenen Mittel und die Maßnahmen zur 
Sicherstellung der 40 %igen Kapazitätskürzung. Die 
anderen Mitgliedstaaten äußerten sich positiv zu 
diesem Bericht. 

Mit Schreiben vom 6. April 1993 hat die Kommission 
im Hauptprüfverfahren Beihilfen zugunsten der Bre-
mer Vulkan AG für den Erwerb der Krupp Tochterge-
sellschaft Altlas Elektronik (KAE) festgestellt. Die 
Bremer Vulkan  AG hatte der Krupp AG Aktien 
überlassen, die nach Ansicht der Kommission einen 
Wert von 224 Mio. DM hatten. Die Kommission hat 
beanstandet, daß das Aktienpaket von dem im 
100 %igen Eigentum des Landes Bremen stehenden 
Unternehmen HIBEG übernommen wurde und 
HIBEG als Gegenleistung bei Krupp 350 Mio. DM 
einbrachte, wofür das Land Bremen wiederum eine 
Kreditbürgschaft zur Abdeckung der Differenz zwi-
schen Aktienwert und Kaufpreis gewährte. 

Die Bundesregierung, die von der Kommission zur 
Aufhebung der getroffenen Maßnahmen aufgefordert 
worden ist, hat am 25. Juni 1993 gegen die Entschei-
dung vor dem Europäischen Gerichtshof Anfech-
tungsklage erhoben. 

176. Kohlebeihilfen 

Der Rat hat im Frühjahr 1993 die Beratungen zum 
Entwurf der EG-Kommission für das ab 1994 bis 2002 
erforderliche neue EG-Kohlebeihilferecht aufgenom-
men. 

Der Kommissionsentwurf ist aus deutscher Sicht noch 
nicht akzeptabel, da er die Umsetzung der Ergebnisse 
der Kohlerunde von 1991 nicht erlauben würde. Er 
sieht in seiner bisherigen Fassung die Senkung der 
Produktionskosten in einem Ausmaß vor, das für 
den deutschen Steinkohlebergbau insbesondere auf-
grund seiner geologischen Bedingungen unerreich-
bar ist. 

Im Energieministerrat am 25. Juni 1993 wurden Leit-
linien für die weiteren Beratungen beschlossen, die 
eine wesentliche Entschärfung beinhalten und den 
deutschen Interessen entgegenkommen. 

In den weiteren Verhandlungen gilt es, die Umset-
zung des Ratsbeschlusses vom 25. Juni in diesem Sinn 
sicherzustellen. Die Bundesregierung wird sich wei-
terhin für Änderungen des Beihilfeentwurfs einset-
zen, die die Umsetzung der Kohlerunde von 1991 
zulassen. Sie wird in ihren Bemühungen unterstützt 
vom Bundesrat (BR-Drucksache 36/93), der den Bei-
trag der Kohlereviere in der Gemeinschaft zur Siche-
rung der Energieversorgung auch in Zukunft für 
unverzichtbar hält. 

177. Beihilfenkontrolle in den alten Bundesländern 

Der Kommission ist am 12. März 1993 der 22. Rahmen-
plan zur Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
zur Genehmigung vorgelegt worden. 

Mit Schreiben vom 14. April 1993 hat die Kommission 
das am 18. Dezember 1991 eingeleitete Hauptprüfver-
fahren wegen angeblicher Beihilfengewährung im 
Zusammenhang mit dem Grundstücksverkauf Pots-
damer Platz an  Sony eingestellt. Sie kam zu dem 
Ergebnis, daß unter Berücksichtigung der von Sony zu 
erbringenden Gegenleistungen (Kaufpreis, Verpach-
tung eines Filmhauses und Ausgaben für das Räumen 
von Fundamenten) der Preis dem Verkehrswert des 
Grundstücks entspricht. 

178. Beihilfen für die Wirtschaft in den neuen Ländern 

Im 1. Halbjahr 1993 wurden der Kommission — ab-
gesehen von der Treuhandanstalt (THA) — 40 Bei-
hilfenvorhaben zugunsten der neuen Länder notifi-
ziert. Insgesamt sind bis Mitte 1993 schon 104 Beihil-
fenregelungen zugunsten der neuen Länder und Ost

-

Berlins von der Kommission genehmigt worden. 

Mit Schreiben vom 10. März 1993 hat die Kommission 
das Hauptprüfverfahren im Zusammenhang mit der 
Privatisierung von Carl Zeiss Jena und Jenoptik in 
Thüringen eingestellt und diesbezügliche Beihilfen 
genehmigt. Beim Vorhaben der Volkswagen AG in 
Sachsen darf die Treuhandanstalt Bürgschaften 
gewähren, um dem Unternehmen die Liquidität bis 
zum Abschluß des bereits seit mehr als zwei Jahren 
laufenden Hauptprüfverfahrens zu sichern. 

Wegen vermuteter Rettungsbeihilfen von THA und 
Land Brandenburg an die Märkische Faser AG hat die 
Kommission mit Schreiben vom 18. Mai 1993 ein 
neues Hauptprüfverfahren eröffnet. Außerdem hat sie 
unter Hinweis auf die — von der Bundesregierung 
bestrittene — Geltung des Chemiefaserkodexes im 
Bereich der Chemiefaserindustrie drei weitere Haupt-
prüfverfahren eingeleitet, und zwar mit Schreiben 
vom 7. April 1993 ein Hauptprüfverfahren gegen 
die Beihilfengewährung zugunsten der Textilwerke 
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Deggendorf — Leinfelde (Thüringen), mit Schreiben 
vom 19. April 1993 gegen Beihilfen zugunsten der SST 
Garngesellschaft, Brattendorf (Thüringen) und mit 
Schreiben vom 10. Juni 1993 gegen Beihilfen zugun-
sten von Rhône-Poulenc, Cottbus (Br andenburg). Die 
Kommission begründet diese Entscheidungen mit der 
Schaffung angeblicher zusätzlicher Kapazitäten im 
Chemiefaserbereich durch die begünstigten Investi-
tionen. 

Die EG-rechtlichen Voraussetzungen zur Gewährung 
einer erhöhten Investitionszulage von 20 % liegen 
zwischenzeitlich vor. Die Bundesregierung hat der 
Kommission mit Schreiben vom 15. April 1993 mitge-
teilt, daß sie diese Maßnahme ab sofort durchführt. 

Die Kommission hat am 16. Juni 1993 den verbilligten 
Verkauf von bundeseigenen Grundstücken in den 
neuen Ländern genehmigt. Hiernach können für eine 
gewerbliche und industrielle Ansiedlung vorgese-
hene Flächen, die rechtsverbindlich überplant sind 
und deren Erschließung gesichert ist, bis zu 50 % unter 
dem vollen Wert vorrangig an private Investoren 
veräußert werden. Die Kommission begründet ihre 
Genehmigung mit der schwierigen sozio-ökonomi-
schen Lage im Beitrittsgebiet. 

179. Beihilfenkontrolle und Tätigkeit 
der Treuhandanstalt 

Mit Schreiben vom 8. Dezember 1992 hat die Kommis-
sion eine Fortschreibung der Verfahrensregeln zur 
beihilfenrechtlichen Prüfung der Tätigkeit der Treu-
handanstalt (THA) vorgeschlagen. Die Bundesregie-
rung hat diesem Vorschlag mit Schreiben vom 27. Ja-
nuar 1993 zugestimmt. Hiernach sind der Kommission 
die ersten Privatisierungsfälle und fortlaufende Finan-
zierungsmaßnahmen der THA mitgeteilt worden. Die 
Kommission hat nunmehr Hilfen zugunsten der Buna 
AG und Sket Maschinen- und Anlagenbau sowie 
beim Verkauf der Stickstoffwerke Piesteritz geneh-
migt. Für Hilfen im Stahlbereich, z. B. Sächsische 
Edelstahlwerke Freital, bedarf es zusätzlich einer 
einstimmigen Ausnahmegenehmigung des Rates. 
Eine besondere Rolle nimmt die Umstrukturierung der 
EKO Stahl/Eisenhüttenstadt ein. Hierzu läuft eine 
weitergehende Untersuchung, insbesondere zur Le-
bensfähigkeit und Kapazitätenfrage. 

Im Anschluß an  das bereits gegen die Butyl-Produk-
tion der Buna AG eröffnete Hauptprüfverfahren hat 
die Kommission ein zweites Verfahren wegen des 
Verdachts mißbräuchlicher Verwendung von Beihil-
fen bei der Caprolactam-Produktion der Leuna AG 
eröffnet. 

Die Kommission hinterfragt die ihr vorgelegten Fälle 
sehr gründlich. Darüber hinaus wünscht sie gleichzei-
tig Aufklärung zu grundsätzlichen Themen, wie: 
Managementgesellschaften, Länderbeteiligungen 
oder Vertragscontrolling der THA. 

XIV. Strukturpolitik 

1. Strukturfonds 

180. Strukturfonds, Verhandlungen in den 
Ratsgremien 

Die Entscheidungen des Europäischen Rates in Edin-
burgh im Dezember 1992 über den Rahmen für die 
künftige Finanzierung der Gemeinschaft waren hin-
sichtlich der Strukturfonds der Gemeinschaft durch 
deren Reform umzusetzen. Dazu hat die Kommission 
im März 1993 insgesamt sechs Verordnungsvor

-

schläge vorgelegt: Rahmenverordnung, Koordinie-
rungsverordnung und je einen Vorschlag für den 
Europäischen Regionalfonds (EFRE), den Europäi-
schen Sozialfonds (ESF), den Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL), Abteilung Ausrichtung und ein (neues) 
Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei 
(FIAF),In den intensiven Verhandlungen in den Gre-
mien des Rates hat sich die Bundesregierung in enger 
Abstimmung mit den Bundesländern vor allem für 
folgende Anliegen eingesetzt: 

— Gleichbehandlung der neuen Länder und Ost

-

Berlins bei der Verteilung der Strukturfondsmittel 
für 1994 — 1999 entsprechend der Zusage des 
Europäischen Rates in Edinburgh, daß für die 
neuen Länder „ab 1. Januar 1994 gleiche Behand-

lung wie für andere Regionen dieses Typs gilt", 

— mehr Mitentscheidungsrechte der Mitgliedstaaten 
bei der Festlegung der Gebiete nach Ziel 2 (indu-
strielle Umstrukturierung) und Ziel 5 b (ländlicher 
Raum), 

— Vermeidung der vorgeschlagenen Programmpla-
nung für Ziel 5a-Maßnahmen (ho rizontale Agrar-
strukturmaßnahmen), da nicht sachgerecht und zu 
bürokratisch, 

— Konzentration des Europäischen Sozialfonds auf 
seine eigentliche arbeitsmarktpolitische Aufgabe 
und Vermeidung falscher industriepolitischer An-
sätze im Rahmen dieses Fonds, 

— sachliche und finanzielle Eingrenzung der sog. 
Gemeinschaftsinitiativen, 

— Öffnung der Gemeinschaftsinitiativen zur Förde-
rung im grenznahen Raum angrenzender mittel- 
und osteuropäischer Länder im Rahmen grenz-
überschreitender Zusammenarbeit, 

— Begrenzung der Beteiligungssätze der Gemein-
schaft an den öffentlichen Aufwendungen auf ein 
vertretbares Maß. 

Die Verhandlungen in den Ratsgremien waren u. a. 
dadurch belastet, daß die Kommissionsvorschläge in 
einigen wichtigen Elementen von dem beim Europäi-
schen Rat in Edinburgh vereinbarten Kompromiß 
abwichen. Dennoch konnte bei den unter großem 
Zeitdruck geführten Beratungen — unter intensiver 
Beteiligung des Europäischen Parlaments — der For-
derung des Europäischen Rates in Kopenhagen vom 
Juni d. J. entsprochen werden, die Verordnung im Juli 
1993 zu verabschieden. 
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181. Strukturfonds, Einsatz in den neuen Ländern 
und Berlin (Ost) 

1993 stellt die EG den neuen Ländern aus Struktur-
fondsmitteln der Gemeinschaft rund 1,2 Mrd. ECU 
(Preisbasis 1993) zur Verfügung. Davon entfallen auf 
den Regionalfonds 544 Mio. ECU, den Sozialfonds 
359 Mio. ECU und den Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft, Abt. Ausrichtung, 294 
Mio. ECU. In allen 3 Fonds hält die Nachfrage nach 
Fördermitteln unvermindert  an. Die Förderung im 
Rahmen der Bund/Länder-Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
hat sich bewährt. Sie ist ein wirksamer Weg, neue 
Arbeitsplätze zu schaffen, vorhandene zu erhalten 
und den notwendigen Strukturwandel in den neuen 
Ländern zu vollziehen. 

Mittel des Europäischen Sozialfonds werden überwie-
gend für Maßnahmen eingesetzt, die den Struktur-
wandel in den neuen Ländern unterstützen, Langzeit-
arbeitslosigkeit bekämpfen und die berufliche Ein-
gliederung von Frauen und Jugendlichen erleichtern. 
Wirkungsvolle Hilfen für eine Strukturförderung 
waren Qualifizierungs- und Beschäftigungsförder-
programme für Arbeitslose und von Arbeitslosigkeit 
bedrohte Personen, gezielte Anpassungsqualifizie-
rung des Forschungs- und Entwicklungspersonals zur 
Kompensation von Qualifikationsdefiziten sowie Ein-
stellungs- und Existenzgründungsbeihilfen für den 
Aufbau Meiner und mittlerer Unternehmen. 

Programme, die begonnene, jedoch durch strukturel-
len Umbruch gefährdete Ausbildungen Jugendlicher 
in außer- und überbetrieblichen Einrichtungen zum 
Abschluß führten, erhöhten die Chancen dieser Per-
sonengruppe zur Eingliederung in den Arbeitspro-
zeß. 

Im Rahmen des Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abt. Ausrichtung, werden Investi-
tionen zur beschleunigten Anpassung der Agrarstruk-
turen einschließlich der Ernährungswirtschaft sowie 
Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums 
gefördert. Investitionsschwerpunkte waren bisher 
Molkereien, Schlachtbetriebe sowie Verarbeitungs-  
und Vermarktungseinrichtungen für Kartoffeln. Bei 
der Entwicklung des ländlichen Raums fließen die 
Fördermittel vor allem in Maßnahmen zur Dorfer-
neuerung, zur Förderung umweltschonender L and- 
und Forstwirtschaft sowie in wasserwirtschaftliche 
Projekte. 

2. Europäischer Regionalfonds (EFRE) 

182. Regionalfonds, Zuschüsse in Ziel-2- und 
Ziel-5b-Gebieten 

Der Schwerpunkt der EG-Regionalfondsförderung in 
Deutschland liegt in den neuen Ländern und Berlin 
(Ost). Im Jahr 1993 wird das erste Gemeinschaftliche 
Förderkonzept für Ostdeutschland (1991 — 1993), in 
dessen Rahmen über 1,5 Mrd. ECU EFRE-Mittel 
bereitgestellt werden, abgeschlossen. Der konzen-
trierte Mitteleinsatz in der Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
(GA) trägt wesentlich zur Umstrukturierung und zum 
Aufbau der Wirtschaft in den neuen Ländern bei. 
Insbesondere geht es dabei darum, dem in der EG 
einmaligen Arbeitsplatzabbau (in 2 Jahren) entge-
genzuwirken. 

Die neuen Länder setzen auch im Jahr 1993, insbe-
sondere durch eine Differenzierung der Förderhöchst-
sätze, regionale Förderschwerpunkte. Sowohl bei der 
Förderung produktiver Investitionen als auch in der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur werden beispielsweise 
durch eine vorrangige Förderung der Grenzregionen 
zu Polen und der Tschechischen Republik die bei 
weitem nicht ausreichenden Fördermittel gezielter 
und effizienter zur Erreichung regionalpolitischer 
Zielstellungen eingesetzt. Durch weitere Verbesse-
rungen in der Durchführung der Förderung konnte ein 
guter Bewilligungs- und Auszahlungsstand erreicht 
werden. Er schafft die Voraussetzungen, um bis Ende 
1993 die vollständige Bewil ligung aller EFRE-Mittel 
zu sichern. 

In den alten Ländern beteiligt sich der EFRE an der 
Finanzierung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur. Die Interventionen 
werden im Rahmen von 

— gemeinschaftlichen Förderkonzepten für Ge-
biete mit rückläufiger industrieller Entwicklung 
(Ziel 2); 

— gemeinschaftlichen Förderkonzepten für struktur-
schwache ländliche Räume (Ziel 5b); 

— sog. Gemeinschaftsinitiativen; 

— nationalen Programmen von gemeinschaftlichem 
Interesse (NPGI) 

durchgeführt. 

Die Fördermaßnahmen der Ziel-2-Programme der 
Länder Nordrhein-Westfalen, Bremen, Niedersach-
sen, Berlin, Rheinland-Pfalz und Saarl and für die erste 
Periode 1989 bis 1991 laufen planmäßig aus. Für die 
zweite Periode 1992/93 werden 223 Mio. ECU aus 
dem EFRE bereitgestellt. Die operationellen Pro-
gramme der Lander Nordrhein-Westfalen, Berlin, 
Bremen und Saarland mit zusammen 213,2 Mio. ECU 
sind bereits im Mai 1993 genehmigt worden. Für die 
Länder Niedersachsen und Rheinland-Pfalz hat die 
Kommission für Einzelprojekte weitere 8,97 Mio. ECU 
bereitgestellt. Die Förderung konnte somit weitge-
hend ohne größere Verzögerungen fortgesetzt wer-
den. Von einem planmäßigen Abschluß der Maßnah-
men zum 31. Dezember 1993 kann ausgegangen 
werden. 

Das letzte noch ausstehende Ziel-5b-Programm für 
das Saarland wurde im Frühjahr 1992 von der Kom-
mission genehmigt. Damit liegen die Entscheidungen 
für alle acht beteiligten Länder vor, für die im Zeit-
raum 1991 bis 1993 insgesamt 156,4 Mio. ECU aus 
dem EFRE bereitstehen. Durch die späte Genehmi-
gung einiger Programme lief die Abwicklung 
zunächst schleppend an. Es kann jedoch davon aus-
gegangen werden, daß nach Überwindung der 
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Anlaufschwierigkeiten eine planmäßige Umsetzung 
erreicht wird. 

183. Zuschüsse im Rahmen 
von Gemeinschaftsinitiativen 

Die Abwicklung der Gemeinschaftsprogramme RESI-
DER und RENAVAL (Stahl- bzw. Schiffbauregionen) 
schreitet planmäßig fort. Die Kommission hat mittler-
weile die letzten ausstehenden deutschen Programme 
im Zusammenhang mit den neuen Gemeinschaftsin-
itiativen verabschiedet. Für die Umstellung der Stein-
kohlereviere Nordrhein-Westfalens und des Saar-
lands werden durch das RECHAR-Programm EFRE-
Mittel in Höhe von 58 Mio. ECU zur Verfügung 
gestellt. Weitere 4,5 Mio. ECU sind im Rahmen der 
Gemeinschaftsinitiative STRIDE zur Stärkung des 
Innovation- und Technologiepotentials der deut-
schen Ziel-2-Regionen verfügbar. Durch die Gemein-
schaftsinitiative LEADER wird die Entwicklung des 
ländlichen Raums in den alten Ländern mit EFRE-
Mitteln in Höhe von 15,6 Mio. ECU unterstützt. Die 
INTERREG-Initiative trägt mit bis zu 76 Mio. ECU aus 
dem EFRE zur Entwicklung der Grenzräume der 
westlichen Bundesrepublik Deutschl and bei. 

Mit RETEX hat die EG-Kommission eine weitere 
Gemeinschaftsinitiative zur Diversifizierung stark 
von der Textil- und Bekleidungsindustrie abhängi-
ger Regionen verabschiedet. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat vier operationelle RETEX-Pro-
gramme für die Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen und Nordrhein-Westfalen eingereicht. Mit 
einer Genehmigung der EFRE-Beteiligung von 10 
Mio. ECU für den Zeitraum 1993 bis 1997 kann 
demnächst gerechnet werden. 

Im ersten Halbjahr 1993 ist die Gemeinschaftsinitia-
tive KONVER zur Umstellung der von der Rüstungs-
industrie und von Militärbasen stark abhängigen 
Regionen beschlossen worden. Die Laufzeit be-
schränkt sich zunächst auf das Jahr 1993. Von den 
vorgesehenen EFRE-Mitteln in Höhe von 85 Mio. ECU 
sollen rd. 25 Mio. ECU auf die Bundesrepublik 
Deutschland entfallen. Dabei werden erstmals die 
neuen Bundesländer im Rahmen einer Gemein-
schaftsinitiative berücksichtigt. 

3. Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abt. Ausrichtung 

184. EAGFL, Abteilung Ausrichtung 

Im Mittelpunkt der Fördermaßnahmen aus dem Euro-
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL), Abt. Ausrichtung, steht die 
Anpassung der agrarischen Erzeugungs-, Verarbei-
tungs- und Vermarktungsstrukturen (Ziel 5 a) und 
die Förderung der Entwicklung ländlicher Gebiete 
(Ziel 5 b) (vgl. im einzelnen Ziffer 180). 

4. Europäischer Sozialfonds 

185. Europäischer Sozialfonds, Umstrukturierung des 
Gewerbes der Zollagenten und -spediteure 

Zur weiteren Unterstützung der Umstrukturierung 
des Gewerbes der Zollagenten und -spediteure hat 
der Rat am 17. Dezember 1992 eine zusätzliche 
Maßnahme zur Förderung beschlossen. Zur Hilfe für 
die Zollagenten und -spediteure hatte die Kommission 
bereits im Herbst 1992 gestattet, Arbeitnehmer des 
Gewerbes, deren Arbeitsplätze durch die Verwirkli-
chung des Binnenmarktes ab 1. Januar 1993 wegfie-
len, sofort von Beginn ihrer Arbeitslosigkeit an wie 
Langzeitarbeitslose zu behandeln. Normalerweise 
tritt Langzeitarbeitslosigkeit erst nach einem Jahr 
Arbeitslosigkeit ein. 

Nach der zusätzlichen Maßnahme können Unterneh-
men, die langfristig Arbeitsplätze erhalten bzw. neue 
schaffen, bis zu 50 % Zuschüsse im Rahmen von 
Investitionsmaßnahmen erhalten. 

Gefördert werden vor allem innerbetriebliche Um-
schulung von Mitarbeitern, Rationalisierung und Auf-
bau neuer Tätigkeitsfelder. Anträge von Firmen und 
Gebietskörperschaften der be troffenen Bundesländer 
wurden bis 31. März 1993 bei der Kommission einge-
reicht. 

Da die Mittel für die Bundesrepublik Deutschland auf 
eine Höhe von zunächst ca. 5 Mio. DM begrenzt 
wurden, war eine Vorauswahl der Anträge erforder-
lich, die gemeinsam mit dem zuständigen Arbeitge-
berverband und der Gewerkschaft erfolgte. 

Die Kommission hat den vorgelegten Anträgen zuge-
stimmt und wird eine Teilsumme von 3,0 Mio. DM in 
der zweiten Jahreshälfte 1993 bereitstellen. 

5. Europäische Infrastruktur 

186. Kohäsionsfonds 

Der Rat hat am 30. März 1993 die Verordnung zur 
Errichtung eines Kohäsions-Finanzinstruments be-
schlossen, die am 1. April 1993 in Kraft trat. 

Damit steht in Ergänzung zu den Strukturfonds ein 
weiteres strukturpolitisches Instrument der Gemein-
schaft zur Verfügung, das ausschließlich für Vorhaben 
in den Bereichen Umweltschutz und Verkehrsinfra-
struktur bestimmt ist. Die Gemeinschaft unterstützt 
nur solche Vorhaben, die von den Mitgliedstaaten 
selbst finanziert werden. Der Beteiligungssatz der 
Gemeinschaft liegt zwischen 80 und 85 % der Investi-
tionssumme. Mittel aus dem Kohäsionsfonds können 
die Mitgliedstaaten Spanien, Portugal, Griechenland 
und Irland beantragen. 

Das Kohäsionsfinanzinstrument wird nach der Ratifi-
zierung der Maastrichter Verträge durch die Kohä-
sionsfondsverordnung abgelöst. 
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187. Transeuropäische Netze 

Die EG-Kommission hat im Rahmen ihres Aus- und 
Aufbaus transeuropäischer Netze im Verkehrsbereich 
in Ergänzung zu der Leitlinie für ein europäisches 
Hochgeschwindigkeitsnetz der Bahn Vorschläge für 
ein europäisches Netz für den kombinierten Verkehr, 
ein transeuropäisches Straßennetz sowie ein europäi-
sches Binnenwasserstraßennetz unterbreitet. 

Die Leitlinien haben hinweisenden Charakter und 
betreffen Verkehrswege von gesamteuropäischem 
Interesse. Ihre Rea lisierung durch die Mitgliedstaaten 
kann von der Gemeinschaft finanziell unterstützt 
werden. Für 1993 und 1994 sind dafür 325 Mio. ECU 
vorgesehen. 

188. Raumordnungspolitik 

Am 29. April 1993 beriet der Deutsche Bundestag 
abschließend den Beschluß zu dem EG-Dokument 
„Europa 2000 — Ausblick auf die Entwicklung des 
Gemeinschaftsraumes". Darin begrüßt er die Ini tia-
tive der EG-Kommission und die Notwendigkeit einer 
aktiven europäischen Raumentwicklungspolitik. Die 
Aufstellung abgestimmter Ziele der räumlichen Ent-
wicklung sollte jedoch unter Beachtung des Subsi-
diaritätsprinzips der mitgliedstaatlichen Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der Raumordnung vorbehalten 
sein. Der Deutsche Bundestag spricht sich für eine 
alsbaldige Fortschreibung des Dokuments durch die 
Kommission aus. Er fordert die Bundesregierung 
gleichzeitig auf, parallel dazu direkt mit den nationa-
len Raumplanungsbehörden der Mitgliedstaaten Be-
ratungen zur Überprüfung bzw. Festlegung von raum-
ordnungspolitischen Zielen auf europäischer Ebene 
aufzunehmen. Darüber hinaus regt er an, die infor-
mellen Treffen der Minister für Regionalpolitik und 
Raumordnung der Mitgliedstaaten unter deutscher 
Präsidentschaft fortzuführen und den Entwurf eines 
Europäischen Raumentwicklungskonzeptes den Mit-
gliedstaaten zur Beratung vorzulegen. Mit den Arbei-
ten hierzu wurde bereits begonnen. 

189. Förderung städtebaulicher Maßnahmen 

Im Rahmen des Förderungsprogramms „Erhaltung 
von europäischen Städten (Stadtkerne) " fördert die 
EG in den Städten Bautzen (Freistaat Sachsen) und 
Mühlberg/Elbe (Land Sachsen-Anhalt) die Erarbei-
tung städtebaulicher Planungen mit dem Höchstbe-
trag von jeweils 100 000 ECU. Die Förderung der 
Projekte läuft über den Zeitraum vom 1. Dezember 
1992 — 31. März 1994. 

Mit Hilfe der EG-Förderung werden in den oben 
genannten Städten folgende Projekte durchgeführt: 

— Auf der Grundlage des Rahmenplans der Stadt 
Bautzen werden für ein Quartier in Bautzen-West, 
für dessen städtebauliche Erneuerung gegenwär-
tig noch keine Lösungen vorhanden sind, die erfor-
derlichen Planungen erarbeitet. Mit den Förder-
mitteln der EG werden 51 % der insgesamt förder

-

fähigen Kosten in Höhe von 195 919 ECU abge-
deckt. 

— Mit Fördermitteln der EG, die 73 % der insgesamt 
förderfähigen Kosten in Höhe von 137 143 ECU 
decken, erfolgt auch die Erarbeitung eines Rah-
menplans als Grundlage für künftige städtebau-
liche Maßnahmen in der Stadt Mühlberg/Elbe. 

Bautzen und Mühlberg sind 2 von 18 europäischen 
Städten, die im Rahmen des Programms „Erhaltung 
von europäischen Städten (Stadtkerne) „  durch die EG 
gefördert werden. Die Zielsetzung der Förderung 
durch die EG besteht darin, Pilotprojekte zu schaffen, 
die beispielgebend für die Lösung analoger Aufgaben 
in anderen Regionen der Europäischen Gemeinschaft 
sein können. 

6. Europäische Investitionsbank 

190. Europäische Investitionsbank (EIB), Ausweitung 
der Geschäftstätigkeit 

Seit fünfunddreißig Jahren fördert die Europäische 
Investitionsbank durch ihre Darlehen und Garan tien 
den europäischen Integrationsprozeß, insbesondere 
die Entwicklung des Binnenmarktes und die Stärkung 
des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts der 
Gemeinschaft. 

Am 1. Januar 1993 erreichte der Gesamtbetrag der 
von ihr seit ihrer Gründung gewährten Darlehen 
nahezu 130 Milliarden ECU zu jeweiligen Preisen 
oder 180 Milliarden ECU zu Preisen von 1992. 

Die EIB hat auch im Berichtszeitraum auf der Basis 
ihrer Finanz- und Ertragsentwicklung die ihr durch 
Artikel 130 EWG-Vertrag gestellten Aufgaben er-
füllt. 

Die Analyse für einen Sechsmonatszeitraum kann nur 
Tendenzen für die Entwicklung der Gesamttätigkeit 
des Jahres aufzeigen. Die B ank schätzt ein, daß sich 
gegen Ende des Jahres eine stärkere Konzentration 
der Tätigkeit ergeben wird. Trotz der schwierigen 
konjunkturellen Situation hat die Bank im Jahr 1992 
Darlehen von insgesamt 16,1 Mrd. ECU zur Verfü-
gung gestellt (Erhöhung von 12 % gegenüber dem 
Vorjahr). 

Im 1. Halbjahr 1993 erreichte der Be trag der un-
terzeichneten Darlehen 7,8 Mrd. ECU gegenüber 
7,2 Mrd. ECU Ende Juni 1992. Die Nachfrage nach 
Auszahlungen belief sich im Berichtszeitraum auf 
7,2 Mrd. ECU gegenüber 6,7 Mrd. ECU im ersten 
Halbjahr 1992. 

Insgesamt wird angenommen, daß die 1993 zu unter-
zeichnenden Darlehen einen Gesamtbetrag zwischen 
19,5 und 21 Mrd. ECU erreichen werden; das würde 
einen Anstieg um 12 % gegenüber 1992 bedeuten. 
Diese Erhöhung beruht insbesondere darauf, daß die 
befristete Darlehensfazilität von Edinburgh rascher 
umgesetzt wird und eine Zunahme der Tätigkeit 
außerhalb der Gemeinschaft zu verzeichnen ist. 
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191. Europäische Investitionsbank, Finanzierungen in der Gemeinschaft 
Stand: 20. Juli  1993 

1993 
1. Halbjahr 

1992 
2. Halbjahr Veränderung 

in%  
— in Mio. ECU — 

1. Finanzierung (unterzeichnete Verträge) 	 7 833 7 223 + 8,4 
— in der Gemeinschaft 	  7 069 6 973 + 1,3 
— für Deutschland 	  974 1 144 - 14,9 

2. Nach Zielen 
— Regionalentwicklung 	  6 044 4 570 + 32,2 
- energiepolitische Ziele 	  766 1 353 - 43,4 
— Infrastruktur von gemeinsamem Interesse . . 3 302 2 592 + 27,3 
— Umweltschutz 	  1 063 1 845 - 42,4 
— im industriellen Bereich 	  1 067 972 + 9,7 

3. Nach Wirtschaftsbereichen 
— Verkehr/Telekommunikation 	 3 675 3 365 + 9,2 
— Sonstige Infrastruktur 	  751 1 372 - 44,3 
— Energieversorgung 	  797 1 302 - 38,3 
— Industrie, Landwirtschaft, Dienstleistungen . 1 992 1 634 + 21,9 

Nach Einschätzungen der Bank könnten 1993 die 
unterzeichneten Darlehen insgesamt einen Be trag 
von 18 —19 Mrd. ECU, davon 2 Mrd. ECU im Rahmen 
der Darlehensfazilität von Edinburgh, erreichen. 

Die Tätigkeit der Bank dürfte in fast allen Ländern 
1993 zunehmen. Die Bank zeigt für das 2. Halbjahr 
folgende Tendenz auf: 

— Die Finanzierungen zugunsten der Regionalent-
wicklung werden sich voraussichtlich, insbeson-
dere in Spanien und in den neuen Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland, erneut erhöhen. Sie 
dürften mehr als zwei Drittel der Gesamttätigkeit 
ausmachen. Mehr als die Hälfte des Be trages 
würde auf die Ziel-1-Gebiete entfallen. 

- Die Darlehen für die Infrastruktur von gemeinsa-
mem Interesse (Verkehrend Telekommunikation) 
dürften, insbesondere aufgrund der Edingburgh

-

Fazilität, stark zunehmen und das zuvor erreichte 
Niveau überschreiten. 

— Die Finanzierungen für den Umweltschutz könn-
ten unter dem sehr hohen Stand von 1992 liegen. 
Die Darlehen für Investitionen, die den energie-
politischen Zielen der Gemeinschaft entsprechen, 
werden in etwa konstant bleiben. 

— Der Betrag der Finanzierungen für Ziele im indu-
striellen Bereich würde der 1992 erreichten Grö-
ßenordnung nahekommen. Diese relative Stabili-
sierung dürfte, trotz des wahrscheinlichen Rück-
gangs der Finanzierungen fur kleine und mittlere 
Unternehmen, durch die Einzeldarlehen in den 
wirtschaftlich schwächeren Gebieten ermöglicht 
werden. 

Im Rahmen der Beschlüsse des Europäischen Rates 
von Kopenhagen zu den kleinen und mittleren Unter-
nehmen (KMU) werden erste Finanzierungen zugun-
sten der KMU führen. 

192. Europäische Invenstitionsbank, 
Finanzierung außerhalb der Gemeinschaft 

- Mio. ECU - 

1993 1992 
1. Halbjahr 1. Halbjahr 

Finanzierungen 
(unterzeichnete Verträge) 	. 764 221 

Der Betrag der bis zum 30. Juni unterzeichneten 
Darlehen (764 Mio. ECU) entspricht in etwa dem für 
das gesamte Jahr 1992 erreichten Niveau. 

Im Mittelmeerraum wird sich die Tätigkeit „außerhalb 
der Protokolle" bis zu einem Finanzierungsvolumen 
von ca. 400 Mio. ECU in 1993 entwickeln. 

In den mittel- und osteuropäischen Ländern lassen 
Anzahl und Fortschritt der Projekte ein Darlehensvo-
lumen von 600-800 Mio. ECU und damit eine allmäh-
liche Ausschöpfung der derzeit geltenden Plafonds 
möglich erscheinen. 

Das Fernmeldewesen ist dabei von zentraler Bedeu-
tung für den Ausbau der Infrastruktur dieser Länder 
und unabdingbar für die Abwicklung der Geschäfte. 
Die EIB hat bereits Mittel zur Finanzierung von 
hockentwickelten Fernmeldeeinrichtungen in Bulga-
rien, Ungarn und Polen bereitgestellt. 

Im Bereich der AKP-Länder und der Übersee-Länder-
gebiete (ÜLG) wird die Tätigkeit der Bank fortge-
setzt. 

In Ländern Lateinamerikas und Asiens ist beabsich-
tigt, die ersten Darlehen zu unterzeichnen, dabei 
könnten ca. 150 Mio. ECU erreicht werden. 
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Damit kann für 1993 insgesamt ein besonders hoher 
Betrag von 1,5 — 2,0 Mrd. ECU an unterzeichneten 
Verträgen erwartet werden. 

193. Europäische Investitionsbank, 
Finanzierungen in den neuen Ländern 

Der Darlehensbeitrag der EIB für die neuen Länder 
beläuft sich seit der Wiedervereinigung auf 3,8 Mrd. 
DM. Für Einzeldarlehen wurden 3,0 Mrd. DM bereit-
gestellt. Im Rahmen von Globaldarlehen wurden 
Teildarlehen in Höhe von insgesamt 0,8 Mrd. DM 
vorzugsweise an kleine und mittlere Unternehmen 
vergeben. 

Die EIB hat ihre Aktivitäten im Zusammenhang mit 
den Initiativen des Europäischen Rates in Edinburgh 
im Dezember 1992 zur Förderung des wi rtschaftlichen 
Aufschwungs in Europa auch in den neuen Ländern 
verstärkt. So beträgt seit Anfang 1993 der bereitge-
stellte Betrag allein 1,1 Mrd. DM. Darunter befinden 
sich zwei Darlehen aus der „Edinburgh-Fazilität" . Die 
Mittel werden für den Ausbau des Fernmeldenetzes in 
6 ostdeutschen Großstädten und den Ausbau des 
Erdgasverbundnetzes eingesetzt. 

XV. Umweltpolitik 

1. Allgemeines 

194. Umweltaktionsprogramm, fünftes 

Nach der politischen Einigung fiber die Entschließung 
des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten zu dem von der 
Kommission im 2. Halbjahr 1992 vorgelegten Pro-
gramm erfolgte nunmehr ihre formale Verabschie-
dung. Mit der Billigung des „allgemeinen Konzepts 
und der Strategie des Programms" wird die Kommis

-

sion gleichzeitig aufgefordert, geeignete Vorschlage 
zur Durchführung des Programms in denjenigen 
Bereichen vorzulegen, in denen Maßnahmen auf 
Gemeinschaftsebene gefordert sind. 

195. Umwelt-Audit-System 

Der Rat erzielte Einvernehmen über die Verordnung 
und hat sie formal verabschiedet. Die deutsche Dele-
gation konnte eine Verbesserung insbesondere dahin 
gehend durchsetzen, daß im Interesse eines wirksa-
men Umweltschutzes als Ziel der „kontinuierlichen 
Verbesserung der umweltorientierten Leistung" eines 
Unternehmens die „wirtschaftlich vertretbare An-
wendung der besten verfügbaren Technologien" in 
die Verordnung aufgenommen wurde. 

Ziel der Verordnung ist die Verbesserung der 
Umweltleistung im Rahmen industrieller Aktivitäten 
durch 

— die Schaffung standortbezogener Umweltpoliti-
ken, -programme und -managementsysteme 
durch die Unternehmen; 

— die systematische, objektive und regelmäßige 
Bewertung dieser Instrumente durch einen unab-
hängigen Prüfer; 

— die Unterrichtung der Öffentlichkeit fiber die 
Umweltleistung der Unternehmen in Form von 
„Umwelterklärungen". 

 
196. Gesamteuropäische Umweltministerkonferenz 

Bezüglich des weiteren Vorgehens im Anschluß an die 
im April 1993 in Luzern  durchgeführte Ministerkonfe-
renz über den Umweltschutz in Europa einigte sich 
der Rat auf eine kurze Erklärung, in der er nochmals 
auf die Notwendigkeit der Unterstützung von 
Umweltschutzmaßnahmen in den mittel- und osteuro-
päischen Staaten durch die Gemeinschaft und durch 
internationale Finanzinstitutionen hinweist. 

197. UNCED-Folgemaßnahmen 

Der Rat und die im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten haben einstimmig 
Schlußfolgerungen über UNCED-Folgemaßnahmen 
angenommen. Sie unterstrichen darin nochmals die 
Bedeutung einer raschen Umsetzung der Beschlüsse 
der Konferenz über Umwelt und Entwicklung und der 
Fortführung der Agenda 21 auch unter Bezugnahme 
auf das Gemeinschaftsprogramm .für Umweltpolitik 
und Maßnahmen im Hinblick auf eine dauerhafte und 
umweltgerechte Entwicklung. Weiterhin wurden die 
auf der ersten Tagung der Kommission für umweltver-
trägliche Entwicklung im Juni in New York angenom-
menen Beschlüsse und Schlußfolgerungen begrüßt 
und die Zusage unterstrichen, die Rolle der CSD zu 
unterstützen. Betont wurde ebenfalls die Notwendig-
keit einer aktiven Rolle von Gemeinschaft und Mit-
gliedstaaten an den Beratungen des Zwischenstaatli-
chen Verhandlungsausschusses (INC) für die Über-
einkommen über Klimaänderungen und biologische 
Vielfalt zur bestmöglichen Vorbereitung der jeweils 
ersten Tagung der Konferenz der Vertragsparteien. 

Die Minister begrüßten die auf der Tagung des Ra-
tes (Zusammenarbeit in Entwicklungsfragen) vom 
25. Mai gegebene Bestätigung, daß die Gemeinschaft 
und ihre Mitgliedstaaten im Anschluß an die in Rio 
erteilte globale Finanzzusage im Umfang von 3 Mrd. 
ECU 1993 eine erste Tranche von 600 Mio. ECU für 
spezifische Projekte und Programme in Schlüsselbe-
reichen der Agenda 21 zur Verfügung stellen werden. 
Auf die wichtige Rolle der internationalen und regio-
nalen Finanzeinrichtungen wurde dabei hingewie

-

sen. Ebenso betont wurde die besondere Bedeutung 
der Globalen Umweltfazilität und deren Ausbau und 
Umstrukturierung bis spätestens 31. Dezember 1993 
als permanenter finanzieller Mechanismus für die 
Übereinkommen fiber Klimaänderungen und biologi-
sche Vielfalt. 
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198. Seeverkehr, Sicherheit 

Im Anschluß an  die gemeinsame Ratstagung (Um-
welt/Verkehr) im Januar und die Ratstagung (Ver-
kehr) im Juni haben die Umweltminister über die 
spezifischen Umweltaspekte beraten. Der Rat verab-
schiedete einstimmig Schlußfolgerungen über eine 
gemeinsame Politik im Bereich der Sicherheit im 
Seeverkehr. Er begrüßte dabei die Entschließung des 
Rates (Verkehr) vom 8. Juni 1993, insbesondere die 
Punkte betreffend ökologisch sensible Gebiete, Haf-
tung, Risikobewertung, Hafenstaatkontrolle und Ha-
fenstaatüberprüfung sowie das Zurückhalten von 
Schiffen und betonte die Bedeutung, im Einklang mit 
dem internationalen Recht umgehend angemessene 
Normen für Schiffe zu fordern, die durch ökologisch 
sensible Gebiete fahren. 

Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, vor Ende 
1993 ökologisch sensible Gebiete zu ermitteln und der 
Kommission mitzuteilen. Diese soll dann im Beneh-
men mit den Mitgliedstaaten untersuchen, ob der 
Schutz dieser Gebiete spezifische Normen für die 
Sicherheit im Seeverkehr erfordert. Das Ergebnis 
dieser Untersuchung soll im ersten Halbjahr 1995 
vorgelegt werden, damit der IMO spezifische Maß-
nahmen vorgeschlagen werden können. Weiterhin 
soll die Kommission prüfen, ob Sanktionen und Haf-
tungsmaßnahmen im Hinblick auf ihre vorbeugende 
Wirkung für den Umweltschutz verstärkt werden 
können. 

199. Sanierung von Umweltschäden 

Das „Grünbuch über die Sanierung von Umweltschä-
den" ist von der Kommission am 23. März 1993 
vorgestellt worden. Es soll innerhalb der Gemein-
schaft als Grundlage für die weitere umwelthaftungs-
rechtliche Diskussion dienen. Nach Auffassung der 
Kommission ist ein zivilrechtliches Haftungssystem 
u. a. ein geeignetes Instrument für die Sanierung von 
Umweltschäden, soweit diese einem bestimmten Ver-
ursacher zugerechnet werden können. Ist eine solche 
Schadenzurechnung nicht möglich, schlägt die Kom-
mission die Entwicklung kollektiver Entschädigungs-
systeme vor. 

Das Grünbuch wirft insbesondere vor dem Hinter-
grund des geltenden deutschen Umwelthaftungs-
rechts eine Reihe von Fragen und Problemen auf. Die 
diesbezügliche Prüfung ist noch nicht abgeschlos-
sen. 

Die Kommission hat um Stellungnahmen bis 30. Sep-
tember 1993 gebeten. 

2. Klimaschutz/Schutz der Ozonschicht 

200. CO2-Emissionen und andere Treibhausgase, 
gemeinschaftsweites Beobachtungssystem 

Der Rat erzielte Einvernehmen über die Einrichtung 
des Beobachtungssystems. Es zielt darauf ab, die 
Realisierung der vom Rat beschlossenen Stabilisie-
rung der CO2-Emissionen bis 2000 auf der Basis von 

1990 sowie der Verpflichtungen aus der Klimakon-
vention in der Gemeinschaft zu unterstützen. Im 
Rahmen dieses Systems wird die Kommission in 
Kooperation mit den Mitgliedstaaten ein Inventar der 
Emissionen von CO2  und anderen Treibhausgasen 
aufstellen und die erreichten Fortschritte regelmäßig 
bewerten. 

201. CO2-Emissionen, Begrenzung 

Der Rat beschloß ein EG-Programm zur Förderung 
erneuerbarer Energieträger in den Jahren 1993 bis 
1997 (ALTENER). Wegen des noch nicht abgeschlos-
senen innerstaatlichen Prüfverfahrens verabschie-
dete der Rat mit deutschem Vorbehalt den gemeinsa-
men Standpunkt zur SAVE-Richtlinie, die die Mit-
gliedstaaten zu Energieeinsparmaßnahmen ver-
pflichtet. Der deutsche Vorbehalt konnte zwischen-
zeitlich aufgehoben werden. 

202. Klimaänderungen, Rahmenübereinkommen 

Die Entscheidung zur Ratifizierung des Übereinkom-
mens durch die Europäische Gemeinschaft wurde 
angenommen. In einer Protokollerklärung wurde fest-
gelegt, daß die Hinterlegung der Ratifikationsurkun-
den nach Möglichkeit gleichzei tig und spätestens bis 
zum 31. Dezember 1993 erfolgen soll . Bei der Hinter-
legung der Ratifikationsurkunde der EWG sollen die 
Schlußfolgerungen des Rates vom 29. Oktober 1992 
und insbesondere das Ziel, die CO 2-Emissionen bis 
zum Jahr 2000 in der Gemeinschaft auf dem Niveau 
von 1990 zu stabilisieren, bekräftigt werden. Vor dem 
Hintergrund einer intensiven politischen Diskussion 
über die Strategie der Gemeinschaft be treffend Kli-
maveränderungen, in der einige Mitgliedstaaten 
erhebliche Bedenken gegen den Vorschlag der Kom-
mission zur Einführung der CO2-Energiesteuer äußer-
ten, gaben sechs Delegationen — darunter auch 
Deutschland — eine Protokollerklärung dahin gehend 
ab, daß die Erfüllung der Verpflichtung aus der 
Klimarahmenkonvention zur Stabilisierung der CO2

-

Emissionen durch die EG nicht möglich sei, wenn 
nicht umgehend auf Gemeinschaftsebene die erfor-
derlichen Instrumente einschließlich der CO2-Ener-
giesteuer geschaffen werden; sie erklärten ferner, die 
Ratifizierung des Übereinkommens durch die Ge-
meinschaft müsse überprüft werden, wenn vor dem 
vorgesehenen Hinterlegungsdatum Entscheidungen 
über solche Instrumente nicht ge troffen worden sind 
oder sich abzeichnen. 

203. CO2-Energiesteuer 

Die Bundesregierung unterstützt die Ini tiative der 
Kommission für eine umfassende europäische Strate-
gie für weniger CO 2-Emissionen und mehr Energie-
effizienz, die auch die Einführung einer kombinierten 
CO2-Energiesteuer vorsieht. Ziel der Bundesregie-
rung ist es, die Steuer möglichst bald gemeinschafts-
weit in Kraft zu setzen, damit sie ihren Lenkungseffekt 
frühzeitig und wirksam entfalten kann. Die Bundesre- 
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gierung setzt sich dafür ein, daß andere wich tige 
Mitgliedstaaten der OECD vergleichbare Maßnah-
men ergreifen. Die Gesamtbelastung der deutschen 
Wirtschaft darf sich im Zusammenhang mit der Ein-
führung der Steuer nicht erhöhen. Das Aufkommen 
der Steuer muß dem jeweiligen Mitgliedstaat zuste-
hen. 

Die Beratungen über den im Mai 1992 vorgelegten 
Richtlinienentwurf der Kommission zur Einführung 
einer CO2-Energiesteuer dauern an. 

204. Montrealer Protokoll, Durchführung 

Zum Verordnungsvorschlag für die Durchführung 
des Montrealer Protokolls in bezug auf H-FCKW/ 
H-FBKW und Methylbromid führte der Rat eine erste 
Orientierungsdebatte. Dabei begrüßte die Mehrheit 
der Mitgliedstaaten, daß die Kommission mit ihrem 
Vorschlag über die anläßlich der vierten Vertragsstaa-
tenkonferenz zum Montrealer Protokoll in Kopen-
hagen beschlossenen Mindestanforderungen hinaus-
geht. 

3. Luftreinhaltepolitik 

205. Luftverunreinigung durch leichte Nutzfahrzeuge 

Der Rat hat die Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit 
— bei Zustimmung Deutschlands — verabschiedet, 
nachdem er im Dezember 1992 den gemeinsamen 
Standpunkt, der der Bundesregierung nicht weit 
genug ging, mit qualifizierter Mehrheit gegen die 
Stimme Deutschlands festgelegt hatte. Nach Stellung-
nahme des Europäischen Parlaments — durch die die 
deutsche Position unterstützt wurde — konnte der 
gemeinsame Standpunkt jedoch durch die Einfüh-
rung des Hochgeschwindigkeitstests für die gesamte 
Fahrzeuggruppe nachgebessert werden. 

Mit der Richtlinie werden nun auch für leichte Nutz-
fahrzeuge unter 3,5 t ab 1. Oktober 1993 der geregelte 
Dreiwegekatalysator bei Ottomotoren und für Diesel

-

Nutzfahrzeuge gleichwer tige Standards eingeführt. 
Weiterhin wird die für schwachmotorisierte PKW auf 
90 km/h reduzierte Höchstgeschwindigkeit des 
außerstädtischen Fahrzyklus im Test auf eine Über-
gangsfrist bis 1. Januar 1996 (bis 1,25 t) bzw. 1. Januar 
1997 (über 1,25 t bis 1,7 t) begrenzt. Danach sind auch 
diese Fahrzeuge im normalen Zyklus — entsprechend 
dem tatsächlichen Verhalten im Verkehr — mit Voll-
gas zu testen. 

Die Kommission ist verpflichtet, vor Ende 1993 einen 
Vorschlag für eine weitere Senkung der Grenzwerte 
ab 1996 vorzulegen. 

206. Luftverunreinigung durch Kfz-Emissionen 

In einer politischen Debatte konnten sich die Minister 
über die Grenzwerte für 1996 einigen; für die Fixie-
rung der dritten Stufe besteht weiterer Verhandlungs-
bedarf. Eine formelle Beschlußfassung war aufgrund 

der noch ausstehenden Stellungnahme des Europäi-
schen Parlaments ohnehin noch nicht möglich. 

1993 sind neue Grenzwerte für Pkw in Kraft ge treten, 
die das Katalysator-Auto EG-weit vorschreiben (erste 
Stufe). 

In einer politischen Debatte konnten sich die Minister 
über die Grenzwerte für 1996 einigen. Durch diese 
neue Richtlinie sollen für Pkw mit Ottomotor und für 
Diesel-Pkw verschärfte Grenzwerte eingeführt wer-
den (ca. Halbierung der bisherigen Werte; zweite 
Stufe). Die neuen Anforderungen sollen für neue 
Typen ab 1. Januar 1996 und für alle neu zum Verkehr 
zuzulassenden Fahrzeuge ab 1. J anuar 1997 in Kraft 
treten. Die verschärften Grenzwerte bedeuten gegen-
über der ersten Stufe eine Verschärfung bei Kohlen-
monoxyd um 30 % (Otto) bzw. 68 % (Diesel), bei 
Kohlenwasserstoffen und Stickstoffoxyden 56 % 
(Otto) bzw. 38 % (Diesel) sowie 56 % bei Partikeln. 

Die Bundesregierung strebt die Festlegung von Ziel-
werten für das Jahr 2000 an  (dritte Stufe). Für die 
Fixierung der dritten Stufe besteht weiterer Verhand-
lungsbedarf. Eine formelle Beschlußfassung war auf-
grund der noch ausstehenden Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments noch nicht möglich. 

207. Luftverunreinigung durch Verbrennung 
gefährlicher Abfälle 

Der Rat hat die Richtlinie einstimmig angenommen. 
Durch diese Richtlinie, die sich weitestgehend an  der 
deutschen Verordnung über Abfallverbrennungsan-
lagen (17. BImSchV) orientiert, werden für alle neuen 
und — nach einer Übergangsfrist bis Ende 1989 — 
auch für alle bestehenden Anlagen am St and der 
Technik orientierte Grenzwerte zur Anwendung kom-
men. Dies gilt insbesondere auch für die Emissionen 
von Dioxinen und Furanen, für die ein Emissionswert 
von 0,1 ng/m3  ab sofort als Richtwert, ab 1997 als 
verbindlicher Grenzwert für alle Alt- und Neuanla-
gen, festgelegt wurde. Damit wurde auch der Forde-
rung des Europäischen Parlaments nach Einführung 
eines verbindlichen Grenzwertes Rechnung ge tragen. 
Weiterhin ist die Ableitung von Abwässern aus der 
Rauchgaswäsche nur unter bestimmten Vorausset-
zungen zulässig; dies entspricht ebenfa lls einem 
Votum des Europäischen Parlaments. 

Die deutsche Delegation leitete dem Rat ein Memo-
randum zur Problematik von Dioxinemissionen aus 
industriellen Anlagen mit dem Ziel zu, in den Mit-
gliedstaaten vorliegende Erkenntnisse zusammenzu-
tragen, auszuwerten und ggf. Möglichkeiten zur 
Emissionsbegrenzung aufzuzeigen. Die Kommission 
sagte zu, den Vorschlag der Bundesregierung aufzu-
greifen. 

208. VOC-Emissionen 

Der Rat legte mit Mehrheit — gegen die Stimme 
Deutschlands, dem diese Regelung insbesondere bei 
den Eisenbahnkesselwagen und dem Emissions-
grenzwert für große Anlagen von 35 g/m 3  im Ver- 
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gleich zu 150 mg/m3  in Deutschland für Dämpferück-
gewinnungsanlagen nicht weit genug geht — den 
gemeinsamen Standpunkt fest, der dem Europäischen 
Parlament zur zweiten Lesung übermittelt wird. 

Der Richtlinienvorschlag sieht Maßnahmen zur 
Begrenzung der Emissionen vor für Verfahren, Ein-
richtungen, Fahrzeuge und Binnenschiffe, die für die 
Lagerung und Umfüllung von Ottokraftstoff und seine 
Beförderung bis hin zur Tankstelle benutzt werden. 
Bei Anforderungen an bewegliche Behältnisse hin-
sichtlich der Pflicht zur Einrichtung eines Anschlusses 
für Gaspendelverfahren werden Eisenbahnkesselwa-
gen allerdings ausgenommen. 

Die Vorschriften sollen für alle Neuanlagen und — je 
nach Größe der Anlage gestaffelt — nach höchstens 
9 Jahren Übergangsfrist auch für bestehende Anlagen 
gelten. Dabei wird an  Befüllungs- und Entleerungsan-
lagen in Auslieferungslagern die mittlere VOC-Kon-
zentration in den Abgasen von Dämpferückgewin-
nungsanlagen auf maximal 35 g/m3  beschränkt. 

209. Schwefelgehalt von Gasöl 

Die Richtlinie über den Schwefelgehalt von Gasöl 
wurde förmlich verabschiedet. Mit dieser Richtlinie, 
die der Verbesserung der Luftqualität dient, legte der 
Rat Grenzwerte für den Schwefelgehalt von Gas, Öl 
und Dieselkraftstoffen fest. Ab 1. Oktober 1994 darf 
der Gehalt an Schwefelverbindungen für diese 
Erzeugnisse 0,2 Gewichtshundertteile und ab 1. Okto-
ber 1996 0,05 Gewichtshundertteile nicht über-
schreiten. 

4. Abfallwirtschaft 

210. Basler Übereinkommen 

Die Ratifizierung des Übereinkommens wurde vom 
Rat in Verbindung mit der Verabschiedung der Ver-
ordnung betreffend die Überwachung und Kontrolle 
der Abfallverbringung beschlossen. Die Ratifikations-
urkunde soll durch die Gemeinschaft und die Mit-
gliedstaaten, die noch nicht ratifiziert haben, späte-
stens bis zum 6. Februar 1994 hinterlegt werden. 

Der Rat nahm eine Schlußfolgerung an, mit der die 
Kommission aufgefordert wird, alle Umstände zu 
prüfen, die die Forderung nach einem völligen Verbot 
des Exports von gefährlichen Abfällen ausgelöst 
haben, und dem Rat geeignete Vorschläge vorzule-
gen. 

211. Abfallverbringung 

Die Verordnung über die Verbringung von Abfällen in 
der, in die und aus der Gemeinschaft wurde förmlich 
verabschiedet. 

212. Verpackungen, Verpackungsabfälle 

Der Rat führte eine Orientierungsdebatte über den 
Richtlinienvorschlag. 

213. Bewertung chemischer Altstoffe 

Die Verordnung zur Bewertung und Kontrolle der 
Umweltrisiken chemischer Altstoffe wurde förmlich 
verabschiedet. 

5. Naturschutz 

214. Übereinkommen biologische Vielfalt 

Die Entscheidung über die Ratifizierung der Konven-
tion über biologische Vielfalt durch die Gemeinschaft 
wurde einstimmig angenommen. 

Die im Rat vereinigten Vertreter der Mitgliedstaaten 
erklärten dabei, daß sie bestrebt sind, die erforderli-
chen Maßnahmen zu ergreifen, damit nach Möglich-
keit gleichzeitig und spätestens bis zum 31. Dezember 
1993 die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunden der Mitgliedstaaten und der Gemein-
schaft hinterlegt werden können. 

215. Erhaltung wildlebender Vogelarten 

Der Rat einigte sich lediglich darauf, die Rabenvögel 
(Rabenkrähe, Elster, Eichelhäher, Saatkrähe) für 
einige Mitgliedstaaten — einschließlich Deutschland 
— in die Liste der bejagbaren Arten aufzunehmen, da 
deren Populationen in einigen Mitgliedstaaten man-
gels natürlicher Feinde so stark zugenommen haben, 
daß sie eine Gefährdung für andere Arten (insbeson-
dere Singvögel) bedeuten. 

Die Annahme des Richtlinienvorschlags scheiterte 
noch am Vorbehalt eines Mitgliedstaates gegen die 
Aufnahme des gemeinen Stars für Spanien in die Liste 
der bejagbaren Arten. 

216. Besitz von und Handel mit wildlebenden Tier- 
und Pflanzenarten 

Der Rat nahm den Stand der Beratungen des Verord-
nungsvorschlags zur Regelung des Besitzes von und 
des Handels mit Exemplaren wildlebender Tier- und 
Pflanzenarten (CITES) zur Kenntnis. 
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XVI. Verkehrspolitik 

1. Künftige Entwicklung 

217. Verkehrspolitik, Weißbuch der Kommission 
über die künftige Entwicklung 

Der Rat einigte sich auf Schlußfolgerungen zum 
Weißbuch der Kommission über die weitere Entwick-
lung der gemeinsamen Verkehrspolitik. 

Darin werden die Notwendigkeit der Vertiefung der 
wirtschaftlichen und sozialen Kohäsion u. a. durch 
bessere verkehrsmäßige Anbindung von Randregio-
nen herausgestellt, aber auch weitere Maßnahmen 
zur steuerlichen, technischen und sozialen Harmoni-
sierung verlangt. Die wachsende Bedeutung umwelt-
freundlicher Verkehrsmittel, wie z. B. Schiene, Bin-
nen- und Küstenschiffahrt sowie Kombinierter Ver-
kehr, wird unterstrichen. 

2. Verkehrsinfrastruktur 

218. Verkehrsinfrastruktur, Aktionsprogramm 

Nach einem Konzertierungsverfahren mit dem Euro-
päischen Parlament einigte sich der Rat auf den 
endgültigen Inhalt des Aktionsprogramms auf dem 
Gebiet der Verkehrsinfrastruktur für die Jahre 1993 
und 1994, durch das das Aktionsprogramm für die 
Jahre 1990-1992 fortgeschrieben wird. 

Als Ergebnis des Konzertierungsverfahrens entsprach 
der Rat einigen Änderungswünschen des Europäi-
schen Parlaments: 

-- Unter den Zielen des Aktionsprogramms wird 
zusätzlich die Gewährleistung eines hohen Maßes 
an Sicherheit für die unter die Verordnung fallen-
den Verkehrsträger genannt. 

— Es wird die Voraussetzung bekräftigt, daß zu-
schußfähige Vorhaben der RL 85/337/EWG des 
Rates über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
entsprechen müssen. 

— Die Verordnung soll im Laufe des Haushaltsjahres 
1994 im Lichte der Beschlüsse zur Finanzierung 
der Infrastruktur überprüft werden. 

Für die Durchführung des Programms erachtet der Rat 
eine Finanzausstattung von 325 Mio. ECU für erfor-
derlich. Das Europäische Parlament hat 370 Mio. ECU 
gefordert. 

219. Verkehrspolitik, Europäische Netze für den 
Kombinierten Verkehr, den Straßenverkehr 
und die Binnenschiffahrt 

Der Rat einigte sich — in Erwartung der noch ausste

-

henden Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
— auf Entscheidungen über Leitschemata für Euro-
päische Netze für den Kombinierten Verkehr, den 
Straßenverkehr und die Binnenwasserstraßen. Die 
Entscheidungen sind bis Mitte 1995 befristet und 

sollen nach Inkrafttreten des Vertrages über die 
Europäische Union unter Beachtung der dann gelten-
den Verfahren (insbesondere: Mitbestimmungsrecht 
des Europäischen Parlaments) für einen längeren 
Zeitraum ge troffen werden. 

Aus deutscher Sicht ist hervorzuheben, daß die Leit-
pläne einerseits und der Bundesverkehrswegeplan 
und die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit anderer-
seits aufeinander abgestimmt sind. 

3. Straßenverkehr 

220. Anlastung der Wegekosten 

Nach jahrelangen zähen Verhandlungen einigte sich 
der Rat am 19. Juni 1993 auf ein System zur Anlastung 
der Wegekosten, das aus folgenden Grundelementen 
besteht: 

— Mindestsätze für die Kraftfahrzeugsteuer, die spä

-

testens zum 1. Januar 1995 einzuführen sind. 

— Recht der Mitgliedstaaten, strecken- oder zeitbe-
zogene Autobahngebühren zu erheben. Zeitbezo-
gene Autobahngebühren dürfen den Be trag von 
1 250 ECU (2 500 DM) pro Jahr nicht überschrei-
ten; diese Obergrenze soll zum 1. Januar 1997 
überprüft werden. 

— Zielsetzung, ab 1998 zeitbezogene Autobahnge-
bühren durch ein Road-pricing-System abzulö-
sen. 

— Erklärung von Deutschland, den Niederlanden, 
Belgien, Luxemburg und Dänemark, daß die Ent-
richtung einer einzigen zeitbezogenen Autobahn-
gebühr zur Benutzung des Autobahnnetzes in 
allen fünf beteiligten Staaten berechtigen soll 
(Regionalvignette). 

Für Deutschland ist dabei besonders wich tig: 

— Die hohe deutsche Kraftfahrzeugsteuer kann ohne 
EG-rechtliches Risiko (Artikel 76 EWG-Vertrag) 
abgesenkt werden, Wettbewerbsverzerrungen zu 
Lasten des deutschen Gewerbes können abgebaut 
werden. 

— Mit der Begründung des Rechts für die Mitglied-
staaten, strecken- oder zeitbezogene Autobahnge-
bühren einzuführen, ist der Einstieg in eine Her-
anziehung auch ausländischer Lkw zu den deut-
schen Wegekosten geschafft. 

— Mit der Einführung einer Autobahngebühr für 
deutsche und ausländische Lkw und einer maß-
vollen Anhebung der Mineralölsteuer auf Diesel-
kraftstoff, der auch benachbarte Mitgliedstaaten 
sich anschließen wollen, können Wettbewerbs-
nachteile zu Lasten der Eisenbahn verhindert wer-
den. 

— Eine zeitbezogene Autobahngebühr kann in 
Deutschland auch eingeführt werden, wenn sich 
eines oder die übrigen Verbundländer der Regio-
nalvignette nicht anschließen sollten. 
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— Eine spätere volle Belastung des Straßenverkehrs 
mit den von ihm verursachten Wegekosten wird 
mit einem Road-pricing-System ab 1998 möglich. 

221. Kabotage im Straßengüterverkehr 

Mit der Einigung über die Anlastung der Wegekosten 
an schwere Nutzfahrzeuge wurde auch der Weg zur 
Einigung über die Kabotage im Straßengüterverkehr 
frei. Die Kabotage soll im Laufe einer Übergangszeit 
schrittweise bis zum 1. Juli  1998 freigegeben werden. 
Damit wird einerseits ein wesentlicher Schritt zur 
Verwirklichung des Binnenmarktes auf dem Gebiet 
des Verkehrs getan, andererseits sorgt die Über-
gangsfrist von 5 Jahren dafür, daß das deutsche 
Gewerbe genügend Zeit zur Anpassung an die Frei-
gabe der Kabotage erhält. 

4. Seeverkehr 

222. Seeverkehr, Sicherheit 

Der Rat verständigte sich auf eine Entschließung über 
eine gemeinsame Politik im Bereich der Sicherheit im 
Seeverkehr. Schwerpunkte: 

— Wirksame und einheitliche Anwendung interna-
tionaler Regeln u. a. zur Verschärfung der Hafen-
staatkontrollen, Umsetzung wichtiger IMO-Ent-
schließungen, Ausarbeitung von Normen für Klas-
sifikationsgesellschaften, Zulassungsverfahren für 
Ausrüstungen des Seeverkehrs und zur Förderung 
eines europäischen Schiffsregisters EUROS, 

— Verbesserung der Ausbildung (EG-Mindestnor-
men), 

— Verbesserung der Seeverkehrsinfrastruktur ein-
schließlich Verkehrsüberwachung, Schiffsleitver-
fahren, Ausbau des Meldesystems für Schiffe mit 
gefährlicher Ladung, umfassende Bereitstellung 
von Olauffanganlagen in den Häfen, Entwicklung 
eines europäischen Funknavigationsplans sowie 
Verstärkung der koordinierten gemeinschaftli-
chen Notstandsplanung, 

— rasche Einführung eines einheitlichen Haftungs-
systems, 

— Verbesserung der Sicherheit von Passagierschif-
fen. 

5. Luftverkehr 

223. Luftverkehr, EG-Außenbeziehungen 

Der Rat billigte einen Bericht der Präsidentschaft über 
das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der EG

-

Außenbeziehungen im Luftverkehr und einen Be-
schluß des Ausschusses der Ständigen Vertreter über 
die Einrichtung einer neuen Gruppe „Luftverkehrs

-

Außenbeziehungen" und deren Verfahrensregeln. 
Die Gruppe soll gemeinsame Interessen und Interes-
senkonflikte zwischen mehreren Mitgliedstaaten in 

besonderen Fällen bei bilateralen Verhandlungen 
von Mitgliedstaaten mit Drittländern feststellen und 
Leitlinien in bezug auf 

— mögliche Auswirkungen von Verhandlungen mit 
Drittländern auf die Bestimmung des Binnenmark-
tes auf dem Gebiet des Luftverkehrs, 

— die Aufteilung der bei den Verhandlungen mit 
Drittländern erworbenen Rechte und 

— die Wahrnehmung der sich aus solchen Verhand-
lungen ergebenden Verpflichtungen ausarbei-
ten. 

224. Flugsicherung, Aufstellung kompatibler Normen 

Durch die Richtlinie zur Aufstellung kompatibler 
Normen für die Flugsicherung sollen die Mitgliedstaa-
ten verpflichtet werden, beim Ausbau ihrer Flugsiche-
rungssysteme die EUROCONTROL-Standards anzu-
wenden, die von der Kommission für verbindlich 
erklärt wurden. Italien und Spanien sind z. Z. noch 
nicht Mitglieder von EUROCONTROL; ihr Beitritt 
steht jedoch bevor. Die Zustimmung dieser Länder 
zum Inhalt der Richtlinie wurde ermöglicht durch eine 
Regelung, wonach beide die Umsetzung der Richtlinie 
um ein Jahr verschieben können. Fa lls dann immer 
noch keine Anwendung möglich erscheint, soll der 
Rat geeignete Maßnahmen beschließen. 

XVII. Forschungs- und Technologiepolitik 

225. Internationale Vereinigung zur Förderung 
der Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern 
der Gemeinschaft unabhängiger Staaten 

Am 29. Juni 1993 fand die Gründungssitzung der im 
Rahmen der Gemeinschaft eingerichteten Stiftung 
zum Zwecke der generellen Unterstützung der Wis-
senschaft in den GUS-Staaten statt. Mit dieser Stiftung 
soll das in den GUS-Staaten vorhandene wissen-
schaftliche Potential zu deren Nutzen erhalten und ein 
Abwandern qualifizierter Wissenschaftler, sei es in 
nichtwissenschaftliche Tätigkeiten, sei es ins Aus-
land verhindert werden. 

226. Forschungsrahmenprogramm, drittes 

Nachdem sich der Forschungsministerrat Ende 
Dezember 1992 auf eine Aufstockung des 3. FuE-
Rahmenprogramms geeinigt hatte, hat der Rat am 
15. März 1993 die Aufstockung des gemeinschaftli-
chen Rahmenprogramms im Bereich der Forschung 
und technologischen Entwicklung (1990-1994) um 
900 Mio. ECU beschlossen. Hierbei werden die ein-
zelnen Forschungsbereiche linear um 13,3 % erhöht 
(Ausnahme der Bereich Energie, mit einer Erhöhung 
um 30,6 % entsprechend 249 Mio. ECU). 
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227. Forschungsrahmenprogramm, viertes 

Im Anschluß an  seine Erörterungen im Rahmen der 
Tagungen im April, Oktober und Dezember 1992 hat 
der Rat die Prüfung der Arbeitsdokumente der Kom-
mission zum 4. gemeinschaftlichen Rahmenpro-
gramm für Forschung und technologische Entwick-
lung unter Berücksichtigung neuer Aspekte, insbe-
sondere der Schlußfolgerungen des Europäischen 
Rates von Edinburgh, fortgesetzt. 

Der Rat ist am 29. April 1993 zu einer Reihe von 
Schlußfolgerungen gelangt. Definiert wurden Ziele, 
Aufbau, finanzielle Vorausschau, interna tionale Zu-
sammenarbeit, Durchführung und Verfahren. 

Im einzelnen sind folgende nähere Defini tionen 
erwähnenswert: 

— Ziele: 

Im Hinblick auf die Schaffung einer prosperieren-
den, auf industrielle Wettbewerbsfähigkeit, Le-
bensqualität und nachhaltige Entwicklung ge-
gründeten Gemeinschaft müssen die Aktionen der 
Gemeinschaft im Rahmen des 4. Rahmenpro-
gramms zum Ziel haben, die wissenschaftlichen 
und technologischen Grundlagen der Indust rie der 
Gemeinschaft zu stärken und die Entwicklung 
ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit zu för-
dern sowie alle Forschungsmaßnahmen zu unter-
stützen, die für die Durchführung der Gemein-
schaftspolitiken für erforderlich gehalten wer-
den. 

— Aufbau: 

Der Rat hält eine Konzentration und Konsolidie-
rung der unter die vier Maßnahmen des Arti-
kels 130 g des Vertrags fa llenden Themen in einer 
begrenzten Anzahl von Aktionslinien oder Pro-
grammen, etwa 15-20, für angemessen. 

— Finanzielle Vorausschau: 

Der Rat ist sich darin einig, daß der zur Verfügung 
stehende Gesamtbetrag gemäß den Schlußfolge-
rungen des Europäischen Rates von Edinburgh mit 
der Gesamtentwicklung der Ausgaben für die 
internen Politikbereiche im Einklang stehen und 
zumindest ermöglichen sollte, daß der FT E

-

Gesamtaufwand der Gemeinschaft in seiner jetzi-
gen Höhe weitestgehend aufrechterhalten wird. 

— Internationale Zusammenarbeit 

= Zusammenarbeit zwischen EG und Drittländern 
zum beiderseitigen Vorteil 

= Stärkere Beteiligung der EFTA-Länder 

= Besondere Aufmerksamkeit auf die Zusammen-
arbeit mit  den mittel- und osteuropäischen Staa-
ten und den Entwicklungsländern 

= EUREKA als Hauptinstrument zur Unterstüt-
zung von marktnahen FuE-Tätigkeiten 

= COST sollte weiterhin eine wichtige, spezifische 
und ergänzende Rolle bei der Förderung der 
wissenschaftlichen und technologischen Zu

-

sammenarbeit in Europa im Rahmen multilate-
raler Forschungsvorhaben spielen. 

— Durchführung: 

Bei einer Laufzeit von 5 Jahren sollten ausführliche 
Kriterien und Mechanismen für eine kosteneffi-
ziente Durchführung und bessere Verwaltung 
sowie verbesserte Verfahren für eine unabhängige 
und rechtzeitige Evaluierung des Rahmenpro-
gramms geschaffen werden. 

In der Ratstagung am 30. Juni 1993 fand eine weitere 
Aussprache statt, die sich auf Fragen der Finanzaus-
stattung konzentrierte. Hier war noch keine abschlie-
ßende Einigung möglich. 

XVIII. Bildungs- und Kulturpolitik 

1. Bildungspolitik 

228. Bildungswesen, Entschließungen des Rates 

Auf ihrer Tagung am 11. Juni 1993 verabschiedeten 
der Rat und die im Rat vereinten Minister für das 
Bildungswesen folgende Entschließung und Schluß-
folgerung: 

— Entschließung zur Berufsbildung in den 90er Jah-
ren 

Die Entschließung zur Berufsbildung in den 90er 
Jahren wurde von der dänischen Präsidentschaft 
eingebracht. Vorläufer ist eine Entschließung über 
die Berufsbildung in den 80er Jahren vom 11. Ju li 

 1983, die unter deutscher EG-Präsidentschaft 
angenommen wurde. 

Die Entschließung verweist auf die Bedeutung der 
Berufsbildung zur Vollendung des Binnenmarktes 
und betont für die Entwicklung der beruflichen 
Bildung wichtige Elemente wie die Bedeutung des 
dualen Systems, die Gleichwertigkeit von allge-
meiner und beruflicher Bildung, die Notwendig-
keit einer Steigerung der Attraktivität der berufli-
chen Bildung, Hilfen für benachteiligte Jugendli-
che und die Bedeutung der Sozialpartner. 

— Schlußfolgerungen über die Förderung eines offe-
nen Europäischen Raumes für die Zusammenar-
beit im Hochschulwesen 

Diese Schlußfolgerungen, die auf Ini tiative der 
dänischen Präsidentschaft entstanden sind, zielen 
darauf ab, verbleibende Hindernisse für die Ver-
wirklichung eines Europäischen Hochschulraums 
zu beseitigen. Dabei sollen insbesondere die Pro-
bleme berücksichtigt werden, die sich für einzelne 
Mitgliedstaaten aus der Unausgewogenheit bei 
der Studienplatzwahl ergeben. Hervorgehoben 
werden die Bereiche „Zugang", „Qualität" und 
„Relevanz der Studien" 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, sich 
dafür einzusetzen, Jugendlichen na tionale Ausbil-
dungsstipendien und -darlehen auch bei einem 
Studium in einem anderen Mitgliedstaat zu 
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gewähren. Sie könnten gemeinsam mit der Kom-
mission die Ausweitung von Netzen zwischen den 
Bildungseinrichtungen im Hochschulbereich wei-
ter unterstützen, um z. B. Versuche mit neuen 
Formen der Finanzierung der Zusammenarbeit 
zwischen den angeschlossenen Einrichtungen 
oder im Hinblick auf eine gemeinsame Aufnahme 
von Studenten durchzuführen. Dabei sollen die 
Belange der benachteiligten Regionen besondere 
Berücksichtigung finden. 

Um den zunehmenden Bedürfnissen der Studen-
ten, des Arbeitsmarkts sowie der Gesellschaft 
gerecht zu werden, könnten Netzwerke der Spit-
zenqualität entwickelt und wertvolle Erfahrungen 
mit weit fortgeschrittener Diversifizierung ausge-
tauscht werden. 

229. Allgemeine und berufliche Bildung, 
Gemeinschaftsaktionen 

Vor dem Hintergrund des Auslaufens der EG

-

Bildungsprogramme bis 1994 hat die EG-Kommission 
dem Rat am 26. Mai 1993 eine Arbeitsunterlage über 
Leitlinien für Gemeinschaftsaktionen im Bereich der 
allgemeinen und beruflichen Bildung übermittelt. 
Zweck der Arbeitsunterlage ist es, den Ansatz der 
Kommission für die Ausarbeitung der neuen Pro-
grammvorschläge darzulegen und ihren Partnern die 
Gelegenheit zu geben, sich an der Ausarbeitung der 
Vorschläge zu beteiligen. Die Vorschläge der Kom-
mission sollen bis Ende 1993 vorgelegt werden. Für 
die weitere Entwicklung kündigt die Kommission eine 
Zusammenfassung der Bildungsaktivitäten auf Ge-
meinschaftsebene an, die unter anderem vorsieht, die 
bisher bestehenden Programme zu einem einzigen 
Programm für den gesamten Hochschulbereich und 
einem einzigen Programm für den gesamten Bereich 
der Berufsbildung zusammenzufassen. Darüber hin-
aus wird eine bessere Abstimmung der Gemein-
schaftsprogramme mit den berufsbildungsrelevaten 
Aktivitäten der Strukturfonds auch durch eine Nut-
zung der Strukturfondsmittel für diese Programme 
seitens der Kommission angestrebt. 

Sowohl die Bundesregierung wie auch die L ander 
stehen den vorgeschlagenen „Großprogrammen", 
insbesondere wegen der damit gegebenen zentralisti-
schen Tendenzen, skep tisch gegenüber und treten für 
zielgerichtete und spezifische Gemeinschaftsaktivitä-
ten ein, deren Durchführung auf nationaler Ebene in 
der Verantwortung der Mitgliedstaaten liegt. Die 
Grundsätze der Artikel 126 und 127 des Vertrages 
über die Europäische Union (Subsidiarität, Harmoni-
sierungsverbot) sind auch dann zu beachten, wenn die 
Strukturfonds zur Finanzierung von Bildungsaktivitä-
ten eingesetzt werden. Die maßgebliche Beteiligung 
der für die Berufsbildungspolitik der Gemeinschaft 
zuständigen Gremien muß auf Gemeinschaftsebene 
gesichert bleiben. Hierbei muß auch im Einzelfall 
geprüft werden, inwieweit sich die Ziele von ESF-  
geförderten Maßnahmen mit denen der Berufsbil-
dungsprogramme vereinbaren lassen. In der Vergan-
genheit sind derartige Bestrebungen zumeist daran 
gescheitert, daß unterschiedliche Zielgruppen im 

Rahmen der Strukturfonds einerseits und der Berufs-
bildungsprogramme andererseits gefördert werden. 

Für den Bereich der Schule, für den es mit dem 
Maastrichter Vertrag erstmalig eine begrenzte Ge-
meinschaftszuständigkeit gibt, soll mit einem Grün-
buch zunächst eine Diskussion über geeignete Vorha-
ben und Verfahren geführt werden. In diesem Zusam-
menhang wird auch der Informationsaustausch und 
der Ausbau des EURYDICE-Informationssystems ge-
stellt. 

230. TEMPUS Il 

Nach Stellungnahmen des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses hat der 
Rat am 29. April 1993 beschlossen, das Programm, das 
bisher begrenzt war auf die baltischen Staaten und die 
mittel- und osteuropäischen Staaten, die nicht zur 
früheren Sowjetunion gehörten, auf weitere 4 Jahre 
bis 1998 weiterzuführen und auf die Nachfolgestaaten 
der ehemaligen Sowjetunion auszudehnen. Das Pro-
gramm soll im wesentlichen zu den bisherigen Bedin-
gungen durchgeführt werden, wobei allerdings in der 
Verlängerungsphase die Ziele und Felder der Zusam-
menarbeit eindeutiger definie rt  und die Projekte strikt 
anhand dieser Definitionen ausgewählt werden sol-
len. Im Hinblick auf die Beteiligung der Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion soll die Zusammenarbeit 
zunächst in nur wenigen Fällen erfolgen. Durch eine 
einjährige vorbereitende Phase eingeleitet soll sie 
vorerst auf die drei Staaten Rußland, Weißrußland und 
Ukraine beschränkt bleiben. 

231. Europäische Schulen, Satzung 

Der vom Rat im November 1992 im Zusammenhang 
mit der Einigung über die Neufassung der Vereinba-
rung über die Satzung der neun Europäischen Schu-
len (von denen sich zwei in Deutschland, nämlich in 
München und Karlsruhe, befinden) eingesetzte 
Unterausschuß zur Prüfung der langfristigen Perspek-
tiven der Europäischen Schulen übermittelte am 
1. Juni 1993 dem Rat einen ersten Bericht, den dieser 
zur Kenntnis nahm. Gleichzeitig verlängerte der Rat 
das Mandat der Gruppe um ein weiteres Jahr, damit 
diese ihre Arbeit abschließen kann. Der neue Sat-
zungsentwurf liegt zur Zeit dem Europäischen Parla-
ment zur Beratung vor und muß noch von den natio-
nalen Parlamenten ratifiziert werden. 

232. Europäische Stiftung für Berufsbildung, Sitzfrage 

Die 1990 beschlossene europäische Stiftung für 
Berufsbildung kann weiterhin ihre Tätigkeit zugun-
sten der Staaten Mittel- und Osteuropas nicht aufneh-
men, da bisher zwischen den Mitgliedstaaten keine 
Einigung über den Sitz der Stiftung erreicht werden 
konnte. 
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2. Kulturelle Zusammenarbeit 

233. Kulturelle Zusammenarbeit, Tagungen 

Das erste Halbjahr 1993 stand im Zeichen von drei 
größeren Treffen zur Abstimmung der Kulturpolitik 
unter den Mitgliedstaaten: Am 21./22. April 1993 fand 
in Kopenhagen ein informelles Treffen der Kulturmi-
nister statt, vom 3. bis 5. Mai trafen sich die Kulturdi-
rektoren ebenfalls in Kopenhagen, und am 17. Mai 
tagte der EG-Kulturministerrat in Brüssel. 

234. Kulturkonzept der Gemeinschaft 

Die Kulturminister waren sich einig, daß die Ziele des 
neuen Kulturkonzepts darin bestehen, die na tionale 
und regionale Vielfalt Europas zu erhalten und gleich-
zeitig das gemeinsame kulturelle Erbe und die verbin-
denden Elemente zwischen den europäischen Völ-
kern hervorzuheben. Dies setzt jedoch voraus, daß bei 
Aktivitäten der Gemeinschaft das Grundprinzip der 
Subsidiarität gewahrt wird; die Gemeinschaft soll die 
kulturpolitischen Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
ergänzen und unterstützen. Außerdem sollte sie sich 
schwerpunktmäßig auf die Projekte und Program-
me konzentrieren, die gemeinschaftsweit zur Stär-
kung des europäischen Bewußtseins beitragen kön-
nen. Schließlich wird eine engere unmittelbare Zu-
sammenarbeit zwischen den Kulturschaffenden 
und den jeweiligen kulturellen Einrichtungen ange-
strebt. 

235. Kulturelle Zusammenarbeit mit Drittstaaten 

Die meisten EG-Staaten haben inzwischen ein 
Gesamtkonzept zur Unterstützung der mittel- und 
osteuropäischen und der Neuen Unabhängigen Staa-
ten entwickelt. Dabei geht es vor allem um die 
Förderung von Demokratie und sozialer Marktwirt-
schaft; das kulturelle Leben wird von den meisten 
EG-Staaten auf der Basis bilateraler Kulturabkommen 
unterstützt; eine Ausnahme sind die Niederlande, die 
auf unmittelbare Beziehungen zwischen den Kultur-
schaffenden und ihren Organisationen vertrauen. Es 
bestand Konsens, daß angesichts der überwiegend 
bilateralen Zusammenarbeit mit Drittstaaten auch 
hier das Subsidiaritätsprinzip zur Anwendung kom-
men sollte; die Kultur- und Bildungsarbeit im Rahmen 
von EG-Kooperationsabkommen mit Dritten muß 
transparent sein; hier müssen klare Prioritäten gesetzt 
werden. 

236. Kulturelle Zusammenarbeit mit anderen 
internationalen Organisationen 

Insgesamt traten die Kulturminister für eine pragma-
tische und komplementäre Zusammenarbeit zwi-
schen dem Sekretariat des Europarats und dem Rats-
sekretariat ein; die jeweiligen Aktivitäten sollen abge-
stimmt und Doppelarbeit vermieden werden; gemein-
same Projekte oder die Ad-hoc-Beteiligung des Euro

-

parats an  einzelnen Vorhaben der Gemeinschaft wer-
den jedoch begrüßt (z. B. der Veranstaltungskalender 
im Rahmen der Kampagne zugunsten von Buch und 
Lesen). Aus rechtlichen Gründen hält aber die Kom-
mission weder einen Beitritt der EG zur Europäischen 
Kulturkonvention des Europarats noch eine Beteili-
gung des Europarats an  den Beratungen der EG

-

Gremien für möglich. 

237. Buch und Lesen 

Anläßlich des informellen Kulturministertreffens 
Ende April hatte die dänische Präsidentschaft eine 
europäische Initiative mit einer Laufzeit von 18 Mona-
ten zugunsten der Förderung von Buch und Lektüre 
unter dem Motto „Spaß am Lesen" eröffnet. Zu Beginn 
der Kampagne fand am 20./21. April in Kopenhagen 
ein Expertentreffen zum Thema „Wege für das Buch 
zum Leser" statt; auch das informelle Symposium der 
Kulturminister am 22. April befaßte sich mit dem 
Bereich Buch und Lektüre. Außerdem wurde in 
Zusammenarbeit mit dem Europarat ein Europäischer 
Veranstaltungskalender zu den Ereignissen im Rah-
men der Sensibilisierungskampagne in den einzelnen 
Mitgliedstaaten herausgegeben. Des weiteren wird 
die Kommission Fachtagungen zum Thema Buch 
unterstützen und den gesamten Bereich durch euro-
paweite Öffentlichkeitsarbeit fördern. 

238. Buchpreisbindung 

Die Mitgliedstaaten waren sich einig, die Rahmenbe-
dingungen des Buch- und Verlagswesens möglichst 
günstig zu gestalten; sie sprachen sich grundsätzlich 
für die Beibehaltung der Buchpreisbindung als kultur-
politisches Instrument aus. Belgien kündigte an, wäh-
rend seiner Präsidentschaft im zweiten Halbjahr 1993 
die Frage einer gemeinschaftsweiten Regelung der 
Buchpreisbindung aufzugreifen; einige andere Mit-
gliedstaaten gaben dabei zu bedenken, daß die Vor- 
und Nachteile einer Harmonisierung sehr sorgfältig 
geprüft werden müßten. 

239. Kulturstadt Europas 

1993 ist Antwerpen Kulturstadt Europas. Die Kultur-
minister und -direktoren berieten bei ihren Treffen 
während des Berichtszeitraums auch über die ver-
schiedenen Bewerbungen für die „Kulturstadt Eu-
ropa" 1998 und 1999. Die Bundesrepublik Deutsch-
land warb dabei für die Kandidatur der Stadt Weimar 
für das Jahr 1999. Weimar stellt seine Bewerbung vor 
allem ins Zeichen des gemeinsamen Neubeginns 
nach Überwindung der Teilung Europas; zudem soll 
1999 im Rahmen der „Kulturstadt Europas" des 
250. Geburtstages Johann Wolfg ang von Goethes 
gedacht werden. Eine Entscheidung über die Bewer-
bung wird für Herbst dieses Jahres erwartet. 
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240. Europäischer Kulturmonat 

Um die Ausrichtung des „Europäischen Kulturmo-
nats" 1995 bemühen sich Nikosia, Ljubljana und 
Aarhus. Der Rat stellte jedoch die Entscheidung über 
eine Fortsetzung des Programms und die verschiede-
nen Kandidaturen zurück, bis der Evaluierungsbe-
richt über den Ablauf des „Europäischen Kulturmo-
nats" 1993 in Graz vorliegt. 

241. Übersetzung von Theaterstücken 

Der Rat verabschiedete eine Entschließung zur Förde-
rung der Übersetzung zeitgenössischer Theater-
stücke, um in den Mitgliedstaaten das Angebot an 
Theaterstücken aus anderen Mitgliedstaaten vergrö-
ßern  und auch dramatische Werke aus weniger 
verbreiteten Sprachen in die aktuelle Theater- und 
Rundfunkarbeit einbeziehen zu können. Dieses Pro-
jekt soll das Pilotvorhaben für die Übersetzung zeit-
genössischer literarischer Werke (Entschließung vom 
9. November 1987) ergänzen. Die Kommission wurde 
beauftragt, die Modalitäten der Förderung zu prü-
fen. 

242. Austauschprogramm für Kunstschaffende 

Der Rat nahm den Vorschlag, ein Austauschpro-
gramm für begabte, jüngere Künstler ins Leben zu 
rufen, mit Interesse zur Kenntnis. Die Kommission 
erhielt den Auftrag, nach einer Bestandsaufnahme 
über bereits bestehende Austauschprogramme in den 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft (insbesondere 
ERASMUS und TEMPUS) einen Vorschlag auszuar-
beiten, wie ein solches Programm finanziert und 
gegebenenfalls mit den bereits bestehenden Pro-
grammen kombiniert werden könnte. 

3. Kulturgüterschutz 

243. Ausfuhr von Kulturgütern 

Am 15. März 1993 verabschiedete der Rat die Richtli-
nie 93/7/EWG über die Rückgabe von unrechtmäßig 
aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrach-
ten Kulturgütern. Die Verordnung des Rates über die 
Ausfuhr von Kulturgütern ist am 30. März 1993 in Kraft 
getreten; die Kommissionsverordnung zur Durchfüh-
rung der Verordnung des Rates über die Ausfuhr von 
Kulturgütern ist am 1. April 1993 wirksam geworden. 
In der Bundesrepublik Deutschl and hatten außer der 
Bundesregierung sowohl der Bundesrat als auch die 
Verbände des Kunst- und Antiquitätenhandels und 
die großen Museen erhebliche Bedenken gegen die 
Richtlinie und die Verordnung angemeldet; sie fürch-
ten, daß der Kunsthandel durch die neuen Regelun-
gen gestört werden könnte. Der Ratsbeschluß kam bei 
Stimmenthaltung der Bundesrepublik Deutschland 
mit qualifizierter Mehrheit zustande; der deutschen 
Delegation gelang es jedoch, eine Revisionsklausel 
durchzusetzen, nach der sich der Rat verpflichtet, die 
Richtlinie nach drei Jahren erneut zu überprüfen. 

244. Schutz des architektonischen Erbes 

Am 12. Februar 1993 verabschiedete das Europäische 
Parlament die Entschließung zur Erhaltung des archi-
tektonischen Erbes und zum Schutz der Kulturgüter. 
Kommission, Rat und die Parlamente der Mitglied-
staaten der Gemeinschaft werden aufgefordert, Maß-
nahmen zum Schutz des architektonischen Erbes, zur 
Zusammenarbeit im Kampf gegen illegale Kulturgü-
terexporte und zur Förderung handwerklicher Berufe 
im Bereich der Restaura tion zu ergreifen. Die Parla-
mente der Mitgliedstaaten sollen sich für die Ratifika-
tion mehrerer Übereinkommen einsetzen, die sich mit 
Kulturgüterschutz und dem Erhalt des kulturellen 
Erbes befassen: 

— UNESCO-Übereinkommen über Maßnahmen 
zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen 
Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut 
vom 14. November 1970 

Das Übereinkommen ist in Teilen mit dem inner-
staatlichen Recht der Bundesrepublik Deutschland 
nicht vereinbar. Die Bundesregierung hat 1986 
eine Vorbehalts- und Interpretationserklärung 
ausgearbeitet, wonach jedoch der Kernbereich des 
Übereinkommens für Deutschland unverbind lich 
wäre. Daher ist eine Ratifikation des Übereinkom-
mens derzeit nicht zu erwarten. 

— Übereinkommen zum Schutz des architektoni-
schen Erbes in Europa (Granada) vom 3. Oktober 
1985 

Für dieses Übereinkommen hat die Bundesrepu-
blik Deutschland am 17. August 1987 die Ratifika-
tionsurkunde hinterlegt. 

— Europäsiches Übereinkommen zum Schutz des 
archäologischen Erbes (Malta) vom 16. Januar 
1992 

Dieses Übereinkommen wurde von der Bundesre-
publik Deutschland am 16. Januar 1992 unter-
zeichnet; die Ratifikation befindet sich in Vorberei-
tung. 

Die Entschließung des Europäischen Parlaments wird 
zur Zeit in den Ausschüssen des Deutschen Bundes-
tages beraten. Federführend ist der Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. 

XIX. Sozialpolitik 

245. Sozialpolitik, Schwerpunkte 

Unter dänischer Präsidentschaft wurden weitere Fo rt
-schritte zur Umsetzung der Gemeinschaftscharta der 

sozialen Grundrechte erzielt. Im Mittelpunkt der Rats-
arbeit stand die politische Einigung über einen 
gemeinsamen Standpunkt zum Richtlinienvorschlag 
zur Arbeitszeitgestaltung. Auch zum Richtlinienvor-
schlag über die Sicherheit auf Fischereifahrzeugen 
wurde ein gemeinsamer Standpunkt festgelegt. Dar-
über hinaus wurden über den Richtlinienvorschlag 
zur Einsetzung europäischer Betriebsräte sowie über 
den Richtlinienvorschlag zum Jugendarbeitsschutz 
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wichtige Orientierungsaussprachen geführt. Weiter-
hin wurde eine Empfehlung zum Zugang zur Fortbil-
dung sowie eine Entschließung zur flexiblen Alters-
grenze verabschiedet. 

246. Arbeitszeitgestaltung 

Der Rat verabschiedete einen gemeinsamen Stand-
punkt zum Richtlinienvorschlag zur Arbeitszeitgestal-
tung. Nach intensiven Verhandlungen ist es damit 
gelungen, bei Stimmenthaltung von Großbritannien 
eine Konsenslösung innerhalb der Gemeinschaft zu 
finden, die Fortschritte für die Arbeitskräfte in Europa 
bringt und gleichzeitig die teilweise sehr unterschied-
lichen Strukturen in den Mitgliedstaaten angemessen 
berücksichtigt. Die maßgeblich von Deutschl and 
beharrlich verfolgte Politik, Konsenslösungen unter 
Einbindung aller Mitgliedstaaten zu erarbeiten, ist 
damit erfolgreich gewesen. Der gemeinsame St and-
punkt, der noch überarbeitet werden muß, bevor er 
formell angenommen werden kann, sieht u. a. fol-
gende Grundsätze vor: 

— tägliche Mindestruhezeit von 11 aufeinanderfol-
genden Stunden; 

— Pausenzeiten bei einer täglichen Arbeitszeit von 
über 6 Stunden; 

— eine wöchentliche Mindestruhezeit von 35 Stun-
den, die grundsätzlich den Sonntag einzuschließen 
hat; 

— eine wöchentliche Höchstarbeitszeit von 48 Stun-
den, von der innerhalb bestimmter Ausgleichszeit-
räume, und zwar auch durch Vereinbarung der 
Sozialpartner auf nationaler oder regionaler Ebene 
und unter bestimmten Voraussetzungen auch auf 
niedriger Ebene, abgewichen werden kann; 

— bezahlter Jahresurlaub von mindestens 4 Wo-
chen. 

247. Sozialer Dialog 

Der Rat erörterte u. a. die Möglichkeit der Erweite-
rung des sozialen Dialogs mit dem Ziel, alle repräsen-
tativen Organisationen der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer auf europäischer Ebene einzubeziehen. Die 
Aussprache soll während der nächsten Präsident-
schaft fortgesetzt werden. Dazu wird die Kommission 
einen Bericht über die Repräsentativität der Sozial-
partner im Hinblick auf die Bestimmungen des Ver-
trages über die Europäische Union vorlegen. Die 
Bundesregierung spricht sich dafür aus, die europäi-
schen Verbände der kleinen und mittleren Bet riebe 
und des Handwerks (UEAPME), der freien Berufe 
(SEPLIS), der Industrie- und Handelskammern (Euro

-

chambres) und des Dachverbandes der Arbeitnehmer 
der öffentlichen Dienste (CESI) insbesondere beim 
Konsultationsverfahren in den sozialen Dialog aufzu-
nehmen, um den durch den Vertrag über die Europäi-
sche Union geschaffenen rechtlichen Rahmen mit 
Leben zu erfüllen. 

248. Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung 
durch biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit 

Mit der Verabschiedung eines gemeinsamen Stand-
punktes zu der Richtlinie über die Änderung der 
Richtlinie über den Schutz der Arbeitnehmer gegen 
Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei der 
Arbeit setzte der Rat seine bisherige Erfolgsbilanz im 
Arbeitsschutz fort. Geregelt wird die Klassifizierung 
der biologischen Arbeitsstoffe in Abhängigkeit von 
dem gegebenen Gefahrenpotential und die Impfung 
von Arbeitskräften. Die zugrundeliegende Richtlinie 
sieht vor, daß Art, Ausmaß und Dauer der Exposi tion 
gegenüber einem bestimmten Arbeitsstoff ermittelt 
werden muß, damit die Gefährdung für die Gesund-
heit und Sicherheit der Arbeitnehmer ermittelt und 
Schutzmaßnahmen nach Maßgabe des Gefahren-
potentials getroffen werden können. 

249. Fischereifahrzeuge 

Der Präsidentschaft gelang es, eine politische Eini-
gung über einen gemeinsamen Standpunkt zu errei-
chen. Die Richtlinie ergänzt die bisher schon verab-
schiedeten Mindestvorschriften zur Sicherheit am 
Arbeitsplatz für die Arbeit auf Schiffen, die dem Fang 
oder der Verarbeitung von Fischen dienen. Sie enthält 
z. B. Vorgaben für Fluchtwege, Lüftung, Beleuchtung 
und Rettungsmittel. Die Bedeutung der Richtlinie für 
die Bundesrepublik Deutschland ist relativ gering, da 
es in Deutschland nur etwa 3 900 Fischer auf ca. 1 900 
Schiffen gibt. 

250. Europäischer Betriebsrat 

Die kommende belgische Präsidentschft räumt die-
sem Punkt Priorität ein. Auf der Ratstagung der 
Arbeits- und Sozialminister am 6. April 1993 ist von elf 
Mitgliedstaaten, darunter auch von deutscher Seite, 
der Richtlinienentwurf in der Fassung der dänischen 
Präsidentschaft grundsätzlich positiv bewertet wor-
den. Solange der Grundsatz der vertrauensvollen 
Zusammenarbeit und der Tendenzschutz noch nicht 
sachgerecht geregelt sind, kann aufgrund der Vorga-
ben des Deutschen Bundestages keine Zustimmung 
zum Richtlinienvorschlag erfolgen. 

251. Jugendarbeitsschutz 

Der Rat führte wieder eine Orientierungsdebatte über 
einige zentrale Fragen der Richtlinie. Es bestand 
weitgehende Übereinstimmung, daß Kinderarbeit 
grundsätzlich verboten werden müsse und nur leichte 
Arbeiten unter sehr eingeschränkten Bedingungen 
zugelassen werden könnten. Auch aufgrund der vie-
len offenstehenden technischen Probleme konnte ein 
gemeinsamer Standpunkt noch nicht erzielt werden. 
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252. Ausscheiden aus dem Erwerbsleben, 
flexible Regelungen 

In der verabschiedeten Entschließung fordert  der Rat 
die Mitgliedstaaten auf, ihre Beschäftigungspolitik 
auszuarbeiten und so zu gestalten, daß eine flexible 
Anpassung an die demographischen Veränderungen 
und die Änderung der Alterspyramide der erwerbstä-
tigen Bevölkerung ermöglicht werden. Die Bundesre-
gierung begrüßt diese Grundsätze, die bereits im 
deutschen Rentenrecht verwirklicht sind. Da die EG 
für den Regelungsbereich der Entschließung keine 
originäre Kompetenz besitzt, wird in der Entschlie-
ßung ausdrücklich betont, daß die Regelungskompe-
tenz bei den Mitgliedstaaten liegt. 

253. Initiative im Beschäftigungsbereich 

Breiten Raum nahm unter dänischer Präsidentschaft 
das Thema Wachstum und Beschäftigung ein. Es 
wurde bei beiden Arbeitsministerräten und auch beim 
informellen Treffen mit den Vertretern der Sozialpart-
ner besprochen und auch vom Europäischen Rat in 
Kopenhagen diskutiert. Dabei zeigte sich jedoch, daß 
im Bereich der Arbeitsmarktpolitik, die hier ohnehin 
nur flankierend zur Wirtschafts- und Finanzpolitik 
wirken kann, kaum Ansatzpunkte für neue Initiativen 
zu sehen sind. Die Gemeinschaft besitzt neben der 
Förderung durch . Fonds und Programme (deren 
Finanzvolumen festgelegt ist) sowie den Möglichkei-
ten zum Information- und Erfahrungsaustausch 
keine originären Kompetenzen auf diesem Gebiet. 
Nach übereinstimmender Auffassung von Kommis-
sion und Mitgliedstaaten muß nach dem Subsidiari-
tätsprinzip auch in Zukunft die Arbeitsmarktpolitik in 
der Verantwortung der Mitgliedstaaten bleiben. Aus 
diesem Grunde bleiben auch zwangsläufig die Vor-
schläge der Kommission zur Arbeitsmarktpolitik blaß 
und vage. Die Bundesregierung hat deshalb die 
Kommission aufgefordert, sich auf den effizienten 
Einsatz der Europäischen Sozialfonds zu konzentrie-
ren und deren Mittel wie in der Vergangenheit 
vorrangig zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit einzu-
setzen. 

254. Soziale Anpassungsbeihilfen EGKS 

Aus dem Haushalt der EGKS, der durch Umlagen der 
Montanunternehmen finanziert wird, stellt die Kom-
mission u. a. auch Beihilfen für soziale Anpassungs-
maßnahmen zur Verfügung, die Arbeitnehmer erhal-
ten können, deren Arbeitsplatz durch strukturbe-
dingte Stillegungs-, Teilstillegungs- und Betriebsein-
schränkungsmaßnahmen auf Dauer. entfallen. Die 
Mitgliedstaaten müssen mindestens einen gleich 
hohen Betrag zu diesen Anpassungsbeihilfen erbrin-
gen. 

Für die jetzt anstehende weitere Umstrukturierungs-
phase der europäischen Stahlindustrie hat die Kom-
mission zusätzlich 240 Mio. ECU für die Jahre 1993 bis 
1995 bereitgestellt. Es ist sichergestellt, daß der auf 
die Bundesrepublik Deutschland entfallende Anteil 
an die Betroffenen weitergeleitet wird. Damit soll 

auch in den nächsten Jahren im Stahlbereich gerade 
in den Regionen eine sozial verträgliche Anpassung 
erfolgen, in denen die Umstrukturierung in der Ver-
gangenheit bereits zu tiefgreifenden Verunsicherun-
gen im wirtschaftlichen  und  sozialen Umfeld geführt 
haben. 

255. HELIOS II 

Am 25. Februar 1993 hat der Rat den Beschluß über 
ein drittes Aktionsprogramm der Gemeinschaft 
zugunsten der Behinderten (HELIOS II) für den Zeit-
raum vom 1. Januar 1993 bis 31. Dezember 1996 
gefaßt. 

Die Aktivitäten des HELIOS-II-Programms konzen-
trieren sich auf die Schwerpunkte 

— funktionelle Rehabilitation, 

— Eingliederung in das Bildungssystem, 

— Ausbildung und berufliche Wiedereingliederung, 

— wirtschaftliche Eingliederung sowie 

— soziale Eingliederung und eine eigenständige 
Lebensführung. 

Ziel von HELIOS II ist, in enger Zusammenarbeit mit 
allen Beteiligten in den Mitgliedstaaten, die Förde-
rung einer europäischen Kooperationspolitik, die auf 
den in den zwölf Mitgliedstaaten zu verzeichnenden 
besten Erfahrungen und erfolgreichsten innovativen 
Versuchen beruht. Die Verantwortung für die Einglie-
derung der Behinderten im Bereich der Bildung, ihre 
berufliche, wirtschaft liche und soziale Eingliederung 
sowie ihre eigenständige Lebensführung liegt — ent-
sprechend dem Subsidiaritätsprinzip — in erster Linie 
bei den Mitgliedstaaten; jedoch sollen die Maßnah-
men der Zusammenarbeit auf Gemeinschaftsebene 
die Mitgliedstaaten dabei unterstützen, die Wirksam-
keit der von ihnen ge troffenen Maßnahmen in diesem 
Bereich zu unterstützen. 

256. Grünbuch Sozialpolitik 

In ihrem Beitrag für das Grünbuch über die Zukunft 
der europäischen Sozialpolitik hat die Bundesregie-
rung die Prinzipien verdeutlicht, an denen die zukünf-
tige Politik der Gemeinschaft im Sozialbereich ausge

-

richtet werden sollte. Hierzu gehört, daß die neu 
vorzuschlagenden Regelungen die Leistungsfähig-
keit aller Mitgliedstaaten berücksichtigen müssen. 
Richtlinien dürfen sich zudem nicht in Details verlie-
ren, sondern sollen sich auf wenige grundsätzliche 
Vorgaben konzentrieren. Sie müssen hinreichend 
flexibel sein, d. h. einen Rahmen bieten, dessen 
Grundsätze auf die nationalen Systeme anwendbar 
sind. Sie müssen zudem revidierbar sein. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Beitrag darauf 
hingewiesen, daß die Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs im Sozialbereich zunehmend 
Anlaß zur kritischen Auseinandersetzung bietet, und 
sie der Auffassung ist, daß dieses Thema auch bei der 
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Erarbeitung des Grünbuchs besondere Berücksichti-
gung verdient. 

Die Kommission wird aufgefordert, die Vorschläge zur 
Regelung der grenzüberschreitenden Arbeitnehmer-
überlassung sowie die Forderung nach Festlegung 
einer flächendeckenden, unparteiischen und unent-
geltlichen Berufsberatung und Arbeitsvermittlung 
aufzugreifen. 

Für den Bereich der Arbeitsbedingungen werden 
weitere konkrete Maßnahmen gefordert, so 

— die Gleichbehandlung der Arbeitnehmer bei Teil

-

zeitarbeit und befristeten Arbeitsverhältnissen, 

— ein Anhörungsrecht in solchen betrieblichen 
Angelegenheiten, die die Person des Arbeitneh-
mers, den Schutz seiner Persönlichkeit (insbeson-
dere bei der Erhebung, Verarbeitung und Weiter-
gabe von Arbeitnehmerdaten) sowie einen ange-
messenen Kündigungsschutz betreffen. 

XX. Gesundheitspolitik 

257. Gesundheitspolitik, Schwerpunkte 

Unter der dänischen Präsidentschaft wurden weitere 
Fortschritte bei der inhaltlichen und strukturellen 
Ausgestaltung einer eigenständigen und subsidiären 
Gesundheitspolitik auf Gemeinschaftsebene erzielt. 

Durch den Vertrag über die Europäische Union wird 
erstmals das Ziel eines hohen Gesundheitsschutz-
niveaus ausdrücklich im Aufgabenkatalog der Ge-
meinschaft genannt und darüber hinaus ein eigener 
Teil „Gesundheitswesen" in den Vertrag eingestellt. 
Damit soll auch die Gesundheitspolitik ein Bestandteil 
des europäischen Integrationsprozesses werden. 

258. Öffentliche Gesundheit, Rahmen für die künftige 
Zusammenarbeit 

Das Bekenntnis zum europäischen Integrationsprozeß 
bleibt gerade auch in der Gesundheitspolitik eng 
verbunden mit der Forderung nach strikter Einhal-
tung des Subsidiaritätsprinzips. Der Rat und die im Rat 
vereinigten Minister für das Gesundheitswesen haben 
auf ihrer Tagung am 27. Mai 1993 in Brüssel daher 
auch die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die 
öffentliche Gesundheitspolitik betont. Sie haben der 
Kommission den Auftrag erteilt, schnellstmöglich dem 
Rat Vorschläge für ein Aktionsprogramm im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit zu unterbreiten, mit dem 
mehr Kontinuität und eine bessere Kohärenz erreicht 
werden soll. Das Programm soll die Ziele der künfti-
gen Zusammenarbeit nennen, die Aktionsbereiche für 
einen längerfristigen Plan festlegen und ein mittelfri-
stiges Arbeitsprogramm aufstellen, die Formen der 
Zusammenarbeit regeln, die Voraussetzungen für den 
Gesundheitsschutz als Bestandteil der Gemein-
schaftspolitik in anderen Bereichen verbessern und 
die Grundlagen für eine Zusammenarbeit mit Dritt

-

ländern und internationalen  Organisationen schaf-
fen. 

Bei der Auswahl der Aktionsbereiche sind die folgen-
den allgemeinen Kriterien zu berücksichtigen: 

— Es handelt sich um ein bedeutendes Gesundheits-
problem, zu dessen Bewältigung geeignete Vor-
sorgemaßnahmen ergriffen werden können. 

— Die Maßnahme muß gegenüber einer einzelstaat-
lichen Maßnahme einen „gemeinschaftlichen 
Mehrwert" bieten. 

— Die Maßnahme soll die Gesundheitsaspekte ande-
rer Gemeinschaftspolitiken ergänzen und för

-

dern. 

— Sie soll in Übereinstimmung mit Maßnahmen 
anderer internationaler Organisationen stehen. 

Als Formen der Zusammenarbeit wurden insbeson-
dere der Aufbau von Netzen, die Benennung von 
Fachzentren in den Mitgliedstaaten sowie der Aus-
tausch von Personal genannt. Betont wurde die Not-
wendigkeit einer Zusammenarbeit der Kommission 
mit den entsprechenden Gremien des Europarats und 
der Weltgesundheitsorganisation, insbesondere dem 
Regionalbüro für Europa. Hierbei sollte es sich entwe-
der um eine punktuelle Maßnahme oder um eine 
längerfristige Zusammenarbeit handeln. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Vor-
schläge der Kommission, die  noch für dieses Jahr 
angekündigt sind, eine geeignete Grundlage für den 
Bericht der Bundesregierung an den Bundesrat bilden 
werden, den dieser mit seiner Entschließung vom 
28. Mai 1993 gefordert hat. Die Bundesregierung 
vertritt die Auffassung, daß die Zielsetzungen einer 
künftigen Tätigkeit der EG im Bereich der Gesund-
heitspolitik nur in enger, möglichst frühzeitiger 
Abstimmung mit den Ländern erfolgen können, für 
die die notwendigen strukturellen Voraussetzungen 
bereits geschaffen sind. 

259. Europa gegen den Krebs 

Die Kommission hat am 15. März 1993 einen umfas-
senden Bericht über die Bewertung der Wirksamkeit 
der Aktionen im Rahmen des Programms „Europa 
gegen den Krebs" (1987-1992) vorgelegt. Der 
Bericht sowie der ihn ergänzende Bericht eines beson-
deren Bewertungsausschusses unabhängiger Exper-
ten enthalten sowohl eine kritische Würdigung der 
Wirksamkeit der bisherigen Aktionen und Maßnah-
men wie auch Vorschläge und Empfehlungen für das 
weitere Vorgehen. 

Der Ministerrat hat am 27. Mai 1993 den Bericht 
lediglich zur Kenntnis genommen, da die Beurteilung 
seines Inhalts einen längerfristigen Diskussionspro-
zeß in und zwischen den Mitgliedstaaten erfordert. 
Dieser Prozeß wird erst in der zweiten Hälfte 1993 
abgeschlossen sein. Um jedoch sicherzustellen, daß 
auch im Haushaltsjahr 1994 ausreichende Mittel 
bereitgestellt werden können, wurde der für die 
Durchführung der Aktionen erforderlich gehaltene 
Gemeinschaftsbetrag von 50 auf 55 Mio. ECU aufge-
stockt. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5682  

Im Rahmen des Krebsprogramms hat die Bekämpfung 
des Tabakkonsums eine hervorragende Bedeutung. 
Dazu hat der Rat 

- den Gedankenaustausch hinsichtlich des geänder-
ten Vorschlags der Kommission für eine Richtlinie, 
die ein grundsätzliches Werbeverbot für Tabaker-
zeugnisse vorsieht, ohne Ergebnis fortgesetzt. Die 
Bundesregierung hat sich im Einklang mit ihrer 
bisherigen Haltung  und in Übereinstimmung mit 
den Stellungnahmen des Bundesrates und des 
Deutschen Bundestages erneut gegen den Richtli-
nienvorschlag ausgesprochen; 

- einen Zwischenbericht der Kommission über ein 
Rauchverbot in öffentlich zugänglichen Räumen 
zur Kenntnis genommen und die Kommission 
gebeten, bei zukünftigen Berichten eine systema-
tische Bewertung der Maßnahmen durchzufüh-
ren. 

260. Europa gegen AIDS 

Die Laufzeit des Programms „Europa gegen AIDS" 
endet am 31. Dezember 1993. Die Kommission hat am 
10. März 1993 über die Durchführung des Programms 
1991/92 einen umfassenden Bericht vorgelegt. Der 
Ministerrat hat am 27. Mai 1993 den Bericht zur 
Kenntnis genommen und die Kommission ersucht, die 
erforderlichen Initiativen einzuleiten, um die Fortset-
zung des Programms auch während des Jahres 1994 
zu gewährleisten; dem Rat ist im ersten Halbjahr 1994 
ein Bericht über die Durchführung des Aktionsplans 
1991-1993 vorzulegen. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß im 2. Halbjahr 1994 der Kommissions-
bericht eingehend geprüft wird und Vorschläge für 
eine Verlagerung der Schwerpunkte gemacht wer-
den. 

261. Europa gegen Drogen 

Mit der Verordnung Nr. 302/93 des Rats vom 8. April 
1993 wurde eine Europäische Beobachtungsstelle für 
Drogen und Drogensucht geschaffen. Obwohl die 
Verordnung wegen der offenen Entscheidung über 
die Sitzfrage noch nicht in Kraft  getreten ist, wurden 
erste Arbeiten zur Vorbereitung der zukünftigen 
Tätigkeit durchgeführt. Die Aufgaben der Drogenbe-
obachtungsstelle umfassen 

— die Sammlung und Analyse vorhandener Daten, 

- die methodische Verbesserung des Datenver-
gleichs, 

— die Verbreitung der Daten und 

— die Zusammenarbeit mit europäischen internatio-
nalen Einrichtungen und Organisationen sowie 
mit Drittländern. 

Der Rat hat auf seiner Sitzung am 27. Mai 1993 auch 
einen mündlichen Bericht der Kommission über die 
erfolgreiche Europäische Drogenwoche vom 16. bis 
22. November 1992 zur Kenntnis genommen. 
Deutschland hat angeboten, diese Woche im Herbst 

1994 unter seiner Präsidentschaft nochmals durchzu-
führen. Die Minister äußerten sich positiv zu diesem 
Vorschlag. 

262. Beziehungen der Gemeinschaft zur 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

Die dänische Präsidentschaft hat durch ihren Gesund-
heitsminister im Namen aller EG-Mitglieder bei der 
46. Weltgesundheitsversammlung Anfang Mai 1993 
in Genf ein deutliches Bekenntnis zum „Rapproche-
ment" abgegeben. Der Minister hat insbesondere 
betont, daß im Hinblick auf die umfassenden Heraus-
forderungen die Zusammenarbeit innerhalb der Euro-
päischen Region der WHO verbessert werden muß. 
Die dem Ministerrat vom 27. Mai 1993 im Rahmen des 
Programms „Öffentliche Gesundheit" vorgelegten 
Vorschläge stellen die erste Umsetzungsmaßnahme 
einer Resolution der 42. Tagung des WHO-Regional-
komitees vom September 1992 dar, mit der zum ersten 
Mal die dringend notwendige Verbesserung der 
Zusammenarbeit zwischen WHO, der EG und dem 
Europarat gefordert worden ist. Zur Vorbereitung des 
Ministerrates hatte die EG-Kommission eine umfas-
sende Übersicht über die Zusammenarbeit zwischen 
der Kommission und der Weltgesundheitsorganisa-
tion vorgelegt. Die Ubersicht zeigt, daß bei einer 
Vielzahl von Projekten eine punktuelle Zusammenar-
beit besteht, insbesondere in den Bereichen Präven-
tion, Gesundheitsförderung und -erziehung sowie 
Normen, Kennzeichnung und Einstufung gesundheit-
licher Aspekte der Umwelt, Zusammenarbeit und 
Entwicklungshilfe, Gesundheitsforschung, Informatik 
und Telematik im Gesundheitswesen. 

Die Möglichkeiten einer Intensivierung dieser Zu-
sammenarbeit im Rahmen einer Gesamtkonzeption, 
an der es bisher mangelt, werden gegenwärtig zusam-
men mit den Mitgliedstaaten geprüft. 

XXI. Frauen-, Jugend- und Seniorenpolitik 

1. Frauenpolitik 

263. Frauenpolitische Konferenz „Gleichberechtigung 
in der Zukunft — ein integrie rter Aspekt" 

Auf Einladung der dänischen Arbeitsministerin, die 
auch für Frauenfragen zuständig ist, fand im Rahmen 
der dänischen Präsidentschaft eine gemeinschafts-
weite Konferenz zum Thema „Gleichberechtigung in 
der Zukunft — ein integ rierter Aspekt" in Arhus statt. 
Die Konferenz sollte als dänischer Beitrag für das 3. 
mittelfristige Aktionsprogramm der Gemeinschaft für 
die Chancengleichheit für Frauen und Männer 
(1991-1995) verstanden werden. 

Der Teilnehmerkreis umfaßte Vertreterinnen und 
Vertreter der Regierungen und Parlamente der EG- 
und EFTA-Staaten, Nicht-Regierungsorganisatio-
nen, Sozialpartner und Journalisten. Entsprechend 
unterschiedlich waren die Forderungen und Wege, 
De-facto-Gleichberechtigung zu erreichen. Auf die 
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Situation der Frauen auf dem Arbeitsmarkt und die 
Rolle der Medien für das Bild der Frau in der Gesell-
schaft wurde besonders hingewiesen. 

264. Strukturfondsverordnungen, Revision 

Frauenförderung hat im Rahmen des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) einen besonderen Stellenwert. Die 
vorliegenden Kommissionsvorschläge zur Revision 
der Strukturfonds-Verordnungen und insbesondere 
der ESF-Verordnung (VO (EWG) Nr. 4255/88) enthal-
ten als ein Förderziel die Herstellung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern in der beruflichen 
Bildung und auf dem Arbeitsmarkt. Es sollen insbe-
sondere 

— langzeitarbeitslose Frauen, 

— Frauen, die nach einer längeren Phase der Nicht-
erwerbstätigkeit wieder in den Arbeitsmarkt treten 
wollen, 

— junge Fragen unter 25 Jahren, deren Eingliede-
rung in den Arbeitsmarkt Schwierigkeiten berei-
tet, sowie 

— Frauen in Bereichen, in denen sie bisher erheblich 
unterrepräsentiert sind, 

gefördert werden. . 

Die Kommission hat damit Schwerpunkte übernom-
men, die in den deutschen ESF-Förderprogrammen 
enthalten sind. 

2. Jugendpolitik 

Das EG-Aktionsprogranun „Jugend für Europa" ist 
von einer Unternehmens- und Organisationsbera-
tungsfirma europaweit auf seine Wirksamkeit nach 
Inhalten, Organisationsstrukturen in den Mitglied-
staaten und bei der Kommission sowie seine ju -gendpolitischen Effekte untersucht worden. Die 
Ergebnisse werden in Kürze auch auf deutsch er-
wartet. 

Die bilateralen Gespräche zur künftigen Gestalt von 
„Jugend für Europa III" ab 1995 zwischen der Task

-

Force Human Ressources und Deutschland haben im 
April 1993 in offener und konstruktiver Atmosphäre 
stattgefunden. Auf der Basis dieser Gespräche mit 
allen Mitgliedstaaten wird von der Kommission ein 
Grundsatzpapier zur europäischen Jugendpolitik 
erarbeitet. 

Neue Formen der Zusammenarbeit zeichnen sich bei 
der Reorganisation der „Vorrangigen Maßnahmen 
für die Jugend" des Jugendministerrats und des 
Europäischen Parlaments ab: Hier wird die Task

-

Force mit einer Arbeitsgruppe des Beratenden Aus-
schusses „Jugend für Europa" und dem Jugendfo

-

rum gemeinsam neue Informations-  und Entschei-
dungsverfahren entwickeln; sie tagte erstmals am 30. 
Juni 1993. 

3. Seniorenpolitik 

Beim informellen Rat der für die Seniorenpolitik 
zuständigen Minister der Europäischen Gemeinschaft 
am 27./28. Januar 1993 in Kopenhagen wurde das Ziel 
erreicht, durch einen intensiven Erfahrungsaustausch 
über generelle Fragen der Seniorenpolitik die Grund-
lage für eine Fortsetzung der Diskussion auf Gemein-
schaftsebene zu legen. 

Pie deutsche Seite stellte bei dieser Tagung eine 
Initiative zur Seniorenpolitik in den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft vor. Sie sieht vor, 
einen Katalog seniorenpolitischer Ziele aufzustellen, 
der sowohl Ziele erfaßt, die im Sinne eines Informa-
tions- und Erfahrungsaustausches auf Gemeinschafts-
ebene angestrebt werden, wie auch solche, für die die 
Mitgliedstaaten zuständig sind. Die seniorenpoliti-
schen Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten werden 
durch diese Initiative nicht in Frage gestellt. 

Übereinstimmend erklärten die Minister, daß sie eine 
aktive, vorausschauende Seniorenpolitik als eine der 
wichtigsten Herausforderungen der Gegenwart be-
trachten. 

Der deutsche Vorschlag, den Erfahrungsaustausch zu 
vertiefen und gemeinsam einen Katalog über die 
seniorenpolitischen Ziele der Gemeinschaft und ihrer 
Mitgliedstaaten zu erarbeiten, wurde von allen Mini-
stem positiv aufgenommen. 

Der bei der EG-Kommission bestehende Beratende 
Ausschuß für das Europäische Jahr der älteren Men-
schen und der Solidargemeinschaft der Genera tionen 
wurde mit der Erarbeitung dieses Zielkatalogs be traut 
und hat sich bereits in mehreren Arbeitssitzungen mit 
der Thematik befaßt. Das Ergebnis könnte die Grund-
lage einer wichtigen politischen Erklärung des Rates 
anläßlich des Abschlusses des Europäischen Jahres im 
Dezember 1993 bilden. Der Beratende Ausschuß soll 
künftig als Forum des Informations- und Erfahrungs-
austausches der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in 
der Seniorenpolitik dienen. 

Das Europäische Jahr der älteren Menschen und der 
Solidargemeinschaft der Generationen wurde in 
Deutschland am 18. Januar 1993 eröffnet. Nahezu alle 
mit altenpolitisch relevanten Fragestellungen befaß-
ten Organisationen und Institutionen beteiligen sich. 
Auf kommunaler, Landes- und Bundesebene finden 
zahlreiche Veranstaltungen statt. 

Neben den allgemeinen inhaltlichen Kriterien, die 
durch den Ratsbeschluß vom 24. Juni 1992 festgelegt 
sind, hat der Nationale Koordinierungsausschuß ins-
besondere Maßnahmen befürwortet, die kulturelle 
Aktivitäten älterer Menschen und Generationen über-
greifende Themen beinhalten. 
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XXII. Sportpolitik 

265. Sport und Aktivitäten der Gemeinschaft 

Zu den in der 2. Sitzung des "Europäischen Sportfo-
rums" am 24. November 1992 in Brüssel von der 
Kommission vorgetragenen Absichten, im Bereich des 
Sports im Rahmen ihrer Möglichkeiten tätig zu wer-
den, hat die Bundesregierung in Abstimmung mit den 
Bundesländern im Januar 1993 ausführlich Stellung 
genommen. Hierbei handelt es sich um: 

— Aktionen zugunsten der Lander Zentral- und 
Osteuropas, 

— Jugendarbeitschutz, 

— Folgemaßnahmen im Zusammenhang mit dem 
europäischen Anti-Doping-Verhaltenscodex und 
das 

— Arbeitsprogramm für 1993. 

In Abstimmung mit den Bundesländern hat die Bun-
desregierung im Juni 1993 einen umfassenden Fra-
genkatalog eines von der EG-Kommission beauftrag-
ten britischen Forschungsinstituts über „Auswirkun-
gen der EG-Gesetzgebung und -politik auf den Sport" 
beantwortet. 

Die Bundesregierung hat auch bei diesen Gelegen-
heiten ihre von den Bundesländern unterstützte Hal-
tung zum Tätigwerden der EG im Sport deutlich 
gemacht. Danach kann der Sport als Integrationsfak-
tor einen wichtigen Beitrag zum europäischen Eini-
gungsprozeß im Sinne der Beschlüsse des Europäi-
schen Rates von 1985 über die Schaffung eines „Eu-
ropas der Bürger" leisten. Die Gemeinschaft verfügt 
zwar über keine originären Zuständigkeiten im Sport, 
ihre Aktivitäten berühren den Sport jedoch in zuneh-
mendem Maße als Wi rtschaftsfaktor. 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin darauf 
achten, daß nationale und innerstaatliche Zuständig-
keiten sowie die Autonomie des Sports gewahrt blei-
ben. Auch müssen Doppelarbeit, insbesondere mit 
dem Europarat, und eine Ausgrenzung von Drittstaa-
ten bei EG-Vorhaben vermieden werden. 

XXIII. Tourismuspolitik 

266. Tourismus, Aktionsplan 

Die Beratungen zur Durchführung der Einzelmaßnah-
men, die der am 4. Juni 1992 beschlossene Aktions-
plan zur Förderung des Tourismus für 1993 vorsieht, 
konnten abgeschlossen werden. Die Bundesregie-
rung begrüßt, daß bereits im Mai eine Reihe von 
Ausschreibungen und Aufrufen zur Einreichung von 
Vorschlägen für verschiedene Bereiche des Touris-
mus, darunter Tourismus und Umwelt sowie grenz-
überschreitende Zusammenarbeit, veröffentlicht 
wurde. Geplant sind u. a. die Anfertigung von Studien 
und Informationsmaterial, die Förderung von Modell-
projekten und die Veranstaltung eines Wettbewerbs 
zum Thema Tourismus und Umwelt. 

XXIV. Agrarpolitik 

1. Agrarpreisverhandlungen 

267. Agrarpreisbeschlüsse 1993/94 

Nach intensiven Beratungen wurden die diesjährigen 
Agrarpreisverhandlungen am 27. Mai 1993 abge-
schlossen. Der Beschluß stand ganz im Zeichen der vor 
einem Jahr verabschiedeten Agrarreform, durch die 
wesentliche Teile des Preispakets bereits festgelegt 
waren. Darüber hinaus konnten gegenüber den 
ursprünglichen Preisvorschlägen der Kommission 
Verbesserungen erzielt werden, so daß im wesentli-
chen eine Fortschreibung der bisher geltenden Markt-
ordnungspreise beschlossen wurde. Negative Auswir-
kungen auf die Erzeugereinkommen wurden so weit-
gehend vermieden. 

Bei der Abstimmung im Rat sind die eigentlichen 
Agrarpreisvorschläge mit zusätzlichen Punkten zu 
einem Paket zusammengefaßt worden, so daß gleich-
zeitig eine Reihe weiterer wich tiger Sachfragen ent-
schieden wurde: 

— Verlängerung der Zuckermarktordnung um ein 
Jahr, 

— erste Vereinfachungen bei der Durchführung der 
Agrarreform, 

— Einführung der Dauerbrache sowie Erhöhung 
der Stillegungsprämie ab dem Wirtschaftsjahr 
1994/95, 

— Aufstockung der Milchquoten insbesondere zur 
Befriedigung der Ansprüche für eine bestimmte 
Gruppe früherer Nichtvermarkter und 

— Genehmigung des zwischen der EG und den USA 
ausgehandelten Ölsaatenabkommens. 

Mit der ersten Stufe der Umsetzung der EG-Agrarre-
form befindet sich die Landwirtschaft zur Zeit in einer 
Phase des agrarpolitischen Umbruchs. Es war daher 
das erklärte Ziel der Bundesregierung, zusätzliche 
Belastungen für die deutsche Landwirtschaft zu ver-
meiden. Dieses Ziel konnte weitgehend erreicht wer-
den. Die deutsche Forderung, auf die sich aus den 
Aufwertungen der DM ergebende Preissenkung in 
Höhe von 1,3 % zu verzichten, wurde allerdings von 
der Kommission sowie der Mehrheit der Mitgliedstaa-
ten strikt abgelehnt. 

Die Bundesregierung setzt sich für eine durch-
greifende Vereinfachung der EG-Agrarreform ein 
und hat hierzu ein Memorandum vorgelegt. Die Kom-
mission hat weitere Verbesserungen in Aussicht 
gestellt. 

Mit dem Agrarpreisbeschluß 1993/94 und den in 
diesem Zusammenhang stehenden weiteren Be-
schlüssen wurden auch die Voraussetzungen für 
die Zustimmung der EG zur Ölsaatenvereinbarung 
mit den USA geschaffen. 
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2. Bananenmarktorganisation 

268. Bananen, Gemeinsame Marktorganisation 

Der Rat hat am 12. Februar 1993 gegen die Stimme 
der Bundesrepublik Deutschland die Gemeinsame 
Marktorganisation Bananen beschlossen (VO (EWG) 
Nr. 404/93). Die Marktorganisation enthält Bestim-
mungen zu Qualitäts- und Vermarktungsnormen, 
Erzeugerorganisationen und Konzertierungsmecha-
nismen, Beihilferegelungen und Regelungen für 
den Handel mit dritten Ländern und gilt ab 1. Ju li 

 1993. 

Bundesregierung und Bundesrat sind der Auffassung, 
daß die Bananenmarktorganisation nicht mit ökono-
mischen, außenwirtschaftlichen, entwicklungs- und 
verbraucherpolitischen Interessen vereinbar ist. 
Deutschland hat deshalb vor dem Europäischen 
Gerichtshof Klage gegen den Außenhandelsteil der 
Marktorganisation erhoben. Um das Entstehen von 
Schäden bis zur Entscheidung über die Hauptsache zu 
vermeiden, hatte sie eine einstweilige Anordnung 
beantragt, das deutsche Bananenprotokoll weiterhin 
in Kraft zu lassen. Diesem Antrag ist vom Europäi-
schen Gerichtshof nicht stattgegeben worden. Das 
Europäische Parlament hatte hingegen den Vorschlag 
zur Bananenmarktorganisation auf seiner Plenarta-
gung vom 15. Dezember 1992 in Straßburg mit Ände-
rungsvorschlägen gebilligt. 

3. Agrarmonetäres System 

269. Agrarmonetäres System, Inkrafttreten 

Am 1. Januar 1993 ist das alte Währungsausgleichs

-

System durch ein neues agrarmonetäres System 
ersetzt worden (VO (EWG) Nr. 3813/92). Dabei stellt 
die Beibehaltung des sogenannten Switchover für 
zunächst zwei Jahre (bis Ende 1994) weiterhin sicher, 
daß beim stärksten Aufwerter der landwirtschaftliche 
Umrechnungskurs unverändert bleibt, jedoch mit der 
Folge, daß sich für die „Abwertungsländer" ein 
zusätzlicher Preisanhebungsspielraum ergibt. Aller-
dings wird zu Beginn des auf eine Aufwertung folgen-
den Wirtschaftsjahres die mit der Aufwertung einher-
gehende Anhebung des Switch-over-Koeffizienten 
teilweise dadurch neutralisiert, daß die in ECU fest-
gesetzten Preise um 25 % der Anhebung des Switch-
over-Koeffizienten gesenkt werden. 

Seit September 1992 ergab sich im Rahmen von fünf 
Realignments (Neufestsetzung der Leitkurse) eine 
Aufwertung der DM um insgesamt 5,3 %. Der land-
wirtschaftliche Umrechnungskurs der DM blieb 
wegen des Switch-over unverändert bei 2,35418 DM. 
Zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1993/94 (für die 
meisten Produkte ist das der 1. Juli 1993) werden in 
Anwendung der oben genannten Regeln die ECU

-

Preise um 1,3 % gesenkt. 

4. Ökologischer Landbau 

270. Ökologischer Landbau, Vereinheitlichung 
der Vorschriften 

Zum 1. Januar 1993 haben nunmehr auch die Arti-
kel 5, 8 Abs. 1 und Artikel 11 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über 
den ökologischen Landbau und die entsprechende 
Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
und Lebensmittel Wirkung erlangt. Damit ist die 
Verordnung vollständig in Kraft ge treten, so daß die 
Produktion und Verarbeitung von pflanzlichen Agrar-
erzeugnissen und Lebensmitteln pflanzlicher Her-
kunft der Überwachung durch das EG-Kon trollsystem 
unterliegt. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 207/93 zur Festlegung 
des Inhalts des Anhangs VI der o. g. Verordnung 
sowie der Durchführungsvorschriften zu deren Arti-
kel 5 Abs. 4 vom 29. Januar 1993 bestehen in der EG 
erstmals einheitliche Vorschriften für die Verarbei-
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse aus dem ökolo-
gischen Landbau. Anhang VI enthält eine Liste der 
Zutaten, Zusatzstoffe und Verarbeitungshilfsstoffe für 
Lebensmittel aus dem organischen Landbau. 

Die Weiterverwendung von Stoffen, die nach den 
geltenden Vorschriften des Lebensmittelrechts bei der 
Herstellung von Produkten aus dem ökologischen 
Landbau bisher schon verwendet wurden, ist gemäß 
Artikel 16 Abs. 5 der Verordnung für einen Über-
gangszeitraum von zwölf Monaten zulässig. 

5. Tierschutz 

271. Tiertransport 

Die Richtlinie 91/628/EWG des Rates vom 19. Novem-
ber 1991 über den Schutz von Tieren beim Transport 
ist eine Rahmenvorschrift, zu der die Kommission die 
noch ausstehenden Durchführungsvorschriften be-
reits vor dem 1. Ju li  1992 hätte vorlegen müssen. Die 
Richtlinie kann deswegen weiterhin nicht ordnungs-
gemäß in nationales Recht umgesetzt werden. Dies 
hat die Bundesregierung wiederholt beanstandet. Bis 
zum Abschluß der derzeitigen Subsidiaritätsdiskus-
sion ist jedoch nicht mit Kommissionsvorschlägen zu 
rechnen. Die Bundesregierung hat angekündigt, daß 
sie bei weiterer Untätigkeit der Kommission eine 
nationale Entscheidung treffen werde. Die internen 
Arbeiten hierzu haben begonnen. 

Bei Schlachttieren setzt sich die Bundesregierung in 
Übereinstimmung mit Europäischem Parlament, Bun-
destag und Bundesrat mit großem Nachdruck zusätz-
lich für eine drastische Begrenzung der Gesamttrans-
portzeit ein. 

272. Schlachten von Tieren 

Der Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der 
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Schlachtung oder Tötung liegt seit Dezember 1991 
vor. Mit dieser Regelung sollen die Vorschriften zum 
Schutz von Schlachttieren auf EG-Ebene harmonisiert 
werden, um Tieren bei der Schlachtung oder Tötung 
unnötige Schmerzen oder Leiden zu ersparen. Gleich-
zeitig sollen die materiellen Bestimmungen des 
Europäischen Übereinkommens über den Schutz 
von Schlachttieren in EG-Recht übernommen wer-
den. 

Die dänische Präsidentschaft hat einen Kompromiß-
vorschlag erarbeitet, bei dessen Beratung sich auf 
Grund des Ergebnisses des Europäischen Rates von 
Edinburgh die Frage stellt, ob in diesem Bereich 
weiteres Gemeinschaftsrecht erlassen werden soll. In 
einer Generaldebatte des Rates hat sich die Bun-
desregierung für den Erlaß einer detaillierten EG

-

Richtlinie mit verbindlichen justitiablen Regelun-
gen ausgesprochen und gleichzei tig darauf hinge-
wiesen, daß die verfolgten Ziele mit dem vorliegen-
den Schlachtübereinkommen allein nicht erreicht 
werden können. Die Diskussion auf EG-Ebene wird 
fortgeführt. 

6. Tierseuchen 

273. Fischseuchen 

Mit der Richtlinie 93/53/EWG des Rates vom 24. Juni 
1993 mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung 
bestimmter Fischseuchen werden Mindestanforde-
rungen für die gemeinschaftlichen Bekämpfungsmaß-
nahmen beim Auftreten von Fischseuchen erlassen. 
Fischkrankheiten, wie zum Beispiel die infektiöse 
hämatopoetische Nekrose der Salmoniden, können 
sich rasch seuchenhaft ausbreiten und erhebliche 
Gesundheitsstörungen sowie — besonders bei frisch 
geschlüpfter Brut — eine hohe Sterblichkeit verursa-
chen. 

7. Handelsverkehr mit lebenden Tieren und 
Erzeugnisse tierischer Herkunft 

274. Handelsverkehr mit Tieren, 
Entscheidungen der Kommission 

Zur weiteren Harmonisierung des innergemeinschaft-
lichen Handelsverkehrs mit lebenden Tieren und 
Erzeugnissen tierischer Herkunft hat die Kommission 
u. a. folgende Entscheidungen erlassen: 

— Die Entscheidung 93/13/EWG der Kommission 
vom 22. Dezember 1992 zur Festlegung der Ver-
fahren für Veterinärkontrollen von aus Drittlän-
dern eingeführten Erzeugnissen an den Grenzkon-
trollstellen der Gemeinschaft enthält ergänzende 
Bestimmungen, um ein harmonisiertes zuverlässi-
ges Verfahren festzulegen und das neue Veterinär-
kontrollsystem für aus Drittländern stammende 
Erzeugnisse einsatzbereit zu machen. 

— Die Entscheidung 93/14/EWG der Kommission 
vom 23. Dezember 1992 zur Festlegung der Ver-
fahren für Veterinärkontrollen von Erzeugnissen 

aus Drittländern in Freilagern, Freizonen und Zoll-
lagern sowie bei der Beförderung von einem Dritt-
land in ein anderes durch das Gebiet der Gemein-
schaft soll darüber hinaus gewährleisten, daß 
Erzeugnisse, die weder die gemeinschaftlichen 
noch gegebenenfalls die innerstaatlichen Rechts-
vorschriften erfüllen, bei der Lagerung und Beför-
derung kontrolliert werden können. 

— Mit der Entscheidung 93/100/EWG der Kommis-
sion vom 19. Januar 1993 zur Änderung. der Ent-
scheidung 79/542/EWG des Rates zur Aufstellung 
einer Liste von Drittländern, aus denen die Mit-
gliedstaaten die Einfuhr von Rindern, Schweinen 
und Einhufern sowie von frischem Fleisch und 
Fleischerzeugnissen zulassen, und zur Aufhebung 
der Entscheidungen 89/15/EWG und 90/135/EWG 
sind die verschiedenen Listen der Drittländer, aus 
denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von Tieren 
und Fleisch zulassen, in einer Liste zusammenge-
faßt worden. 

— Mit Entscheidung 93/128/EWG der Kommission 
vom 26. März 1993 zu bestimmten Vorsorgemaß-
nahmen in den Niederlanden und in Ita lien bezüg-
lich der vesikulären Schweinekrankheit wurden 
vorübergehende Schutzmaßnahmen festgelegt, 
um eine Verschleppung der genannten Schweine-
seuche in die übrigen Mitgliedstaaten zu verhin-
dern. 

— Mit der Entscheidung 93/198/EWG vom 17. Fe-
bruar 1993 über Veterinärbedingungen für die 
Einfuhr von Schafen und Ziegen aus Drittländern 
sind die Voraussetzungen für die Genehmigung 
der Einfuhr von Schafen und Ziegen harmonisiert 
worden. 

— Mit der Entscheidung 93/199/EWG vom 19. Fe-
bruar 1993 über die Tiergesundheitsanforderun-
gen und Veterinärzeugnisse für die Einfuhr von 
Schweinesamen aus Drittländern sind die Voraus-
setzungen für die Genehmigung der Einfuhr von 
Schweinesamen vereinheitlich worden. 

— Geflügel, Bruteier und Geflügelfleisch müssen aus 
Drittländern stammen, die frei von Geflügelpest 
und Newcastle-Krankheit sind. Die Kriterien für 
eine entsprechende Einstufung von Drittländern 
werden mit der Entscheidung 93/342/EWG der 
Kommission vom 12. Mai 1993 über die Kriterien 
zur Einstufung von Drittländern hinsichtlich der 
Geflügelpest und der Newcastle-Krankheit festge-
legt. 

— Die Kommission reagierte auf Ausbrüche der 
Maul- und Klauenseuche in verschiedenen Regio-
nen Italiens mit Schutzmaßnahmen, die in meh-
reren Entscheidungen — u. a. Entscheidung 
93/180/EWG der Kommission vom 26. März 1993 
mit Maßnahmen zum Schutz gegen die Maul- und 
Klauenseuche in Italien und zur Aufhebung der 
Entscheidung 93/168/EWG, zuletzt geändert 
durch Entscheidung 93/336/EWG vom 28. Mai 
1993 — festgelegt wurden. 
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8. Futtermittel 

275. Futtermittelrecht, weitere Harmonisierung 

Auf dem Gebiet des Futtermittelrechts wurden durch 
die Verabschiedung von sechs Richtlinien weitere 
wichtige Harmonisierungsfortschritte erzielt. 

— Mit Richtlinie 93/28/EWG sowie einer weiteren 
(noch nicht veröffentlichten) Richtlinie der Kom-
mission zur Festlegung gemeinschaftlicher Analy-
semethoden für die amtliche Untersuchung von 
Futtermitteln wurden die EG-Methoden zur 
Bestimmung von Rohprotein modifiziert und für 
Halofuginon erstmals festgelegt. 

— Mit den Richtlinien 93/26/EWG und 93/56/EWG 
der Kommission zur Änderung des Anhangs der 
Richtlinie 82/471/EWG des Rates über bestimmte 
Erzeugnisse in der Tierernährung wurden die 
Kennzeichnungsvorschriften für Hydroxy-Ana-
loge von Aminosäuren vereinfacht, die Verwen-
dung von zwei geschützten Aminosäuren in Futter-
mitteln sowie der nichteiweißhaltigen Stickstoff-
verbindung „Ammoniumsulfat" zugelassen und 
der Verwendungszweck des Hydroxy-Analogs 
von Methionin und seines Calciumsalzes auf Wie-
derkäuer ausgedehnt. 

— Mit den Richtlinien 93/27/EWG und 93/55/EWG 
der Kommission zur Änderung der Anhänge der 
Richtlinie 70/524/EWG des Rates über Zusatzstoffe 
in der Tierernährung wurden die Verdickungs-  
und Geliermittel „Cellulosepulver" für alle Tierar-
ten und „Cassia-Gum" für Hunde und Katzen 
sowie das Antibiotikum „Virginiamycin" für 
Sauen zugelassen und die Verwendungszwecke 
weiterer Zusatzstoffe erweitert. 

9. Agrarhandelsbeziehungen zu den USA 

276. Agrarhandelsbeziehungen zu den USA 

Der Rat hat im Juni 1993 den Ölsaatenkompromiß 
zwischen EG und USA bestätigt. Noch offen ist 
dagegen die Umsetzung der Vereinbarung zur zoll- 
und abschöpfungsfreien Einfuhr von Maiskleberfut-
ter, die die Kommission im Rahmen der Blair-House-
Gespräche mit den USA getroffen hat. 

XXV. Fischereipolitik 

277. Fischerei, Schutzmaßnahmen 
zur Marktstabilisierung 

Die Kommission hat, um unkontrollierten Drittlands

-

einfuhren auf den Gemeinschaftsmarkt vorzubeugen, 
Einfuhrmindestpreise für bestimmte Fischereierzeug-
nisse eingeführt. Die gleiche Zielrichtung verfolgt die 
EG-Verordnung über die Regulierung der Direktan-
landung von Fischereifahrzeugen aus Drittstaaten in 
die Gemeinschaft. Beide Regelungen sind als Über-
gangsmaßnahmen gedacht, die am 30. Juni 1993 
ausgelaufen sind. 

Die Reform der Gemeinsamen Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse und Erzeugnisse der Aquakul

-

tur brachte zum 1. Januar 1993 eine gemeinschaftliche 
mengenmäßige Beschränkung für Thunfisch- und 
Sardinenkonserven. Diese Regelung gilt zunächst für 
eine Dauer von vier Jahren. 

278. Fischerei, Überprüfung der Beitrittsakte Spanien 
und Portugal 

Nach den Artikeln 162 und 350 der Akte über den 
Beitritt Spaniens und Portugals zur EG aus dem Jahre 
1986 mußte die Kommission dem Rat vor dem 31. De-
zember 1992 einen Bericht über die Lage und die 
Perspektiven der Fischerei auf Grund des Zugangs der 
beiden Länder zu den Gemeinschaftsgewässern vor-
legen. Dieser Bericht bildet die Grundlage für erfor-
derliche Änderungen und Anpassungen der Regelun-
gen aus der Beitrittsakte, die vor Ende 1993 beschlos-
sen sein müssen und zum 1. Januar 1996 in Kraft 
treten. 

Der Rat befaßte sich auf seiner Tagung am 24. Juni 
1993 mit dem Kommissionsbericht und zog daraus 
eine Reihe von Schlußfolgerungen. Darin wird die 
Kommission aufgefordert, Vorschläge für eine Anpas-
sung der Sondervorschriften der Beitrittsakte an die 
Regelungen der Gemeinsamen Fischereipolitik für 
die übrigen zehn Mitgliedstaaten zu erarbeiten und 
sie dem Rat in der zweiten Jahreshälfte 1993 vorzule-
gen. Insbesondere auf deutsches Verlangen wurde 
allerdings gleichzeitig festgeschrieben, daß eine Fle-
xibilisierung des bisherigen sehr restriktiven Regimes 
nur dann akzeptiert werden kann, wenn sich der 
Fischereiaufwand und damit der Druck auf die Fisch-
bestände nicht erhöht. 

279. Fischereiforschung 

Auf der Tagung am 24. Juni 1993 erörterte der Rat 
einen Bericht der Kommission über die gegenwärtige 
Fischereiforschung in Europa und verabschiedete 
Schlußfolgerungen, die vor allem eine stärkere Inten-
sivierung und Koordinierung der Forschungsaktivitä-
ten fordern und sich dafür aussprechen, Datenbasen 
im Hinblick auf biologische, ökologische, technische 
und sozioökonomische Parameter anzulegen. Es 
wurde gleichzeitig eine Konzentration der verfügba-
ren Forschungskapazitäten auf die für die Gemein-
schaft wichtigsten Fischereiprobleme (insbesondere 
im Zusammenhang mit dem desolaten Zustand der 
Fischbestände) gefordert. 

280. Fischerei und Aquakultur, Förderung der 
Verarbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen 

Zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermark-
tungsbedingungen für Erzeugnisse der Fischerei und 
der Aquakultur wurde ein zweites operationelles 
Programm für die Bundesrepublik Deutschl and — alte 
Bundesländer — durch die EG-Kommission geneh-
migt. Auf der Grundlage dieses Programmes wurden 
EG-Fördermittel in Höhe von 4,76 Mio. DM für 1993 
bewilligt. 
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C. Außenbeziehungen und Entwicklungspolitik 

I. Außenwirtschaftspolitik 

1. Handelspolitik 

281. Handelspolitisches Entscheidungsverfahren 

Die Kommission hat dem Rat Vorschläge zur Umge-
staltung der handelspolitischen Verordnungen im 
Hinblick auf die Vollendung des Binnenmarktes vor-
gelegt, insbesondere einen Vorschlag zur Änderung 
des Entscheidungsverfahrens für handelspoli tische 
Schutzmaßnahmen, wie endgültige Antidumping- 
und Subventionsausgleichszölle, Maßnahmen nach 
dem neuen handelspolitischen Instrument und men-
genmäßige Beschränkungen nach den drei Einfuhr-
verordnungen. 

Nach Artikel 113 EWG-Vertrag und den hierauf 
basierenden Verordnungen liegt die Entscheidungs-
befugnis über handelspolitische Schutzmaßnahmen 
derzeit beim Rat. Entweder entscheidet der Rat auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 
oder eine qualifizierte Mehrheit des Rates muß bei 
Anrufung eine Maßnahme der Kommission bestäti-
gen. 

Der Vorschlag der Kommission, die Entscheidungs-
kompetenz in der Handelspolitik vom Rat auf die 
Kommission zu verlagern, wird in erster Linie von den 
südlichen Mitgliedstaaten unterstützt, die befürchten, 
daß mit der Schaffung des EG-Binnenmarktes ihre 
bisherigen nationalen Schutzmaßnahmen obsolet 
werden und hierdurch die Situation schwacher Indu-
striezweige durch „unfaire" Handelspraktiken von 
Drittstaaten weiter verschlechtert werden könnte. Sie 
befürworten diesen Vorschlag der Kommission auch, 
weil sie glauben, auf unilaterale Maßnahmen anderer 
Handelspartner (u. a. der USA) besser reagieren zu 
können. 

Die Bundesregierung lehnt diesen Vorschlag zusam-
men mit vier weiteren Mitgliedstaaten ab. Für 
Deutschland ist die Beibehaltung der Entscheidungs-
kompetenz des Rates von s trategischer Bedeutung. 
Handelsbeschränkende Maßnahmen haben so weit-
reichende wirtschaftliche und auch politische Auswir-
kungen, daß hinter solchen Maßnahmen eine qualifi-
zierte Mehrheit der Mitgliedstaaten im Rat stehen 
muß. 

Bundesrat und die Wirtschaftsministerkonferenz der 
Länder haben sich ebenfalls einstimmig gegen den 
Vorschlag der Kommission ausgesprochen, „da er den 
handelspolitischen wie den außenpolitischen Interes-
sen des Bundes und der Lander entgegenläuft". 

Auch die deutsche Wirtschaft unterstützt die Bundes-
regierung nachdrücklich. In einem gemeinsamen 
Schreiben haben die Präsidenten der Spitzenver-
bände BDI, DIHT, BGA, AVE den Bundeskanzler, den 

Außenminister und den Wirtschaftsminister aufgefor-
dert, unbedingt an der bewährten Entscheidungs-
kompetenz des Rates festzuhalten. Sie haben dies 
auch gegenüber der Kommission deutlich gemacht. 
Der Bundeskanzler hat der Wirtschaft versichert, daß 
Deutschland am bisherigen Entscheidungssystem 
festhalten werde. 

Die Kommission hat ihren Vorschlag zur Änderung 
des Entscheidungsverfahrens verknüpft mit Vorschlä-
gen zur Abschaffung noch bestehender nationaler 
Einfuhrbeschränkungen der Mitgliedstaaten und zur 
Einführung von Gemeinschaftsbeschränkungen für 
die Einfuhr bestimmter Produkte aus ostasiatischen 
Staatshandelsländern. 

Während Deutschland die letzten nationalen Einfuhr-
beschränkungen zum 1. Januar 1993 hat auslaufen 
lassen, gelten in anderen Mitgliedstaaten noch zahl-
reiche Beschränkungen. Die Bundesregierung wäre 
bereit, übergangsweise die Fortführung einzelner 
Beschränkungen anderer Mitgliedstaaten gegenüber 
Drittländern für begrenzte Zeit hinzunehmen, solange 
— wie 1992 schon geschehen — keine Schutzmaßnah-
men im Binnenverkehr nach Artikel 115 EWG-Ver-
trag angewandt werden. Für die Einführung von 
Gemeinschaftsbeschränkungen verlangt die Bundes-
regierung von der Kommission den Nachweis der 
Notwendigkeit. 

Der Rat konnte bisher zum Gesamtkomplex noch 
keine Lösungen finden. 

282. GATT/Uruguay-Runde, Verhandlungsstand 

Trotz vielfältiger Bemühungen der an der Uruguay

-

Runde des GATT  Beteiligten konnte 1992 nicht — wie 
beabsichtigt — ein Abschluß der Verhandlungen 
erreicht werden. Nachdem es durch den Wechsel von 
Präsident Bush zu Präsident Clinton sowie die franzö-
sischen Wahlen im März des Jahres zu Verzögerun-
gen kam, hat sich seit April des Jahres der Verhand-
lungsprozeß zunächst im Quad-Rahmen wieder inten-
siviert. Eine Voraussetzung für die Weiterverhand-
lung ist die Verlängerung des „Fast  Track " -Verhand-
lungsmandats der Administration durch den Kongreß, 
durch das der Adminis tration ermöglicht wird, Han

-delsverhandlungen zu führen, ohne daß der Kongreß 
eventuelle Ergebnisse im einzelnen verändern kann. 
Ein entsprechender Antrag des Präsidenten ging dem 
US-Kongreß am 27. April 1993 zu. Die formelle 
Verlängerung des Fast-Track-Mandats bis zum 
15. Dezember 1993 durch beide Häuser des Kongres-
ses ist Ende Juni 1993 erfolgt. 

Die Kommission hat Verhandlungen im quadrilatera-
len Rahmen (EG, USA, Japan, Kanada) in den noch 
offenen Bereichen Marktzugang (weiterer Abbau von 
Zöllen und nichttarifären Handelshemmnissen) und 
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Dienstleistungen geführt mit dem Ziel, einen substan-
tiellen Verhandlungsfortschritt noch vor dem Wirt

-schaftsgipfel Tokio zu erreichen. 

Der Europäische Rat in Kopenhagen am 21./22. Juni 
1993 hat auf die Bedeutung eines Erfolges der Uni-
guay-Runde für die Förderung von Wachstum und 
Beschäftigung hingewiesen und das Erfordernis eines 
erfolgreichen Abschlusses bis zum Jahresende 1993 
hervorgehoben. Im Quad-Rahmen konnte das Ziel 
erreicht werden, beim Marktzugang eine Einigung 
auf eine Plattform mit konkreten Elementen herbeizu-
führen. Die Einigung wurde den Staats- und Regie-
rungschefs auf dem Wirtschaftsgipfel Tokio (7. bis 
9. Juli 1993) zur Kenntnis gebracht. Die Ergebnisse 
wurden inzwischen von den Quad-Partnern in Genf 
eingebracht und der multilaterale Verhandlungspro-
zeß hierzu wieder aufgenommen. Es geht jetzt darum, 
die Quad-Ergebnisse noch zu erweitern und eine 
multilaterale Einigung zu erreichen. 

Das am 20. November 1992 zwischen der Kommission 
und den USA erzielte Einvernehmen über das Agrar-
kapitel („Blair-House-Agreement") ist als Verhand-
lungsgrundlage zu bewahren. Die Kommission hat in 
eingehenden Untersuchungen festgestellt, daß dieses 
Abkommen mit den Mitteln der GAP-Reform der 
Gemeinschaft darstellbar ist. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß die Analysen zutreffend sind und 
hält eine Neuverhandlung, wie von einigen Mitglied-
staaten, vor allem Frankreich, gefordert, für inoppor-
tun, da keine neuen Zugeständnisse der USA zu 
erwarten sind, sondern die EG eher mit neuen Forde-
rungen konfrontiert werden dürfte. 

283. GATT/Uruguay-Runde, 
Haltung der Bundesregierung 

Der erfolgreiche Abschluß der Uruguay-Runde bleibt 
für die Bundesregierung unverände rt  prioritäres poli-
tisches, wirtschaftliches und handelspolitisches Ziel. 
Die Fortentwicklung des multilateralen Handelssy-
stems durch weitere Handelsliberalisierung und ver-
stärkte Disziplin sollen die dringend notwendigen 
Impulse zur konjunkturellen Belebung der Weltwirt-
schaft geben und der wachsenden Gefahr einer Regio-
nalisierung durch Abschottung in Handelsblöcke und 
von Rückgriffen auf unilaterale Maßnahmen entge-
genwirken. Gleichzeitig will die Bundesregierung 
durch eine weitere Libera lisierung der Märkte den 
jungen Demokratien in Osteuropa und den Neuen 
Unabhängigen Staaten sowie den Entwicklungslän-
dern zusätzlichen Marktzugang einräumen, um dort 
in Gang befindliche Entwicklungsprozesse zu unter-
stützen. 

2. Zollunion 

284. Zollgesetzgebung in der Gemeinschaft, 
Vereinheitlichung 

Die Regelungen des inzwischen in Kraft getretenen 
Zollkodexes der Gemeinschaften (VO-Nr. 2913/92 
des Rates vom 12. Oktober 1992) über die Ausfuhr und 

Wiederausfuhr von Waren werden seit dem 1. Januar 
1993 angewendet. Die übrigen Bestimmungen des 
Zollkodexes werden ab 1. Januar 1994 anwendbar 
sein. Die dazu erforderlichen Durchführungsbestim-
mungen sollen im wesentlichen in einer Verordnung 
zusammengefaßt werden. Der Entwurf dieser Verord-
nung ist am 10. Mai 1993 vom Ausschuß für den 
Zollkodex bei der EG-Kommission verabschiedet wor-
den. Er wird derzeit innerhalb der Kommission in 
sprachlicher Hinsicht geprüft. Mit der Veröffentli-
chung im Amtsblatt der EG ist im Laufe des Sommers 
zu rechnen. Die Durchführungs-Verordnung wird ab 
1. Januar 1994 — zugleich mit der Gesamtheit der 
Bestimmungen des Zollkodexes — anwendbar sein. 

285. Recht der Verbindlichen Zolltarifauskunft, 
Harmonisierung 

Seit dem 1. Januar 1993 gelten verbindliche Zolltarif-
auskünfte, die auf der Grundlage der „Verordnung 
über die von den Zollbehörden der Mitgliedstaaten 
erteilten Auskünfte über die Einreihung von Waren in 
die Zollnomenklatur" erteilt wurden, gemeinschafts-
weit, d. h. eine von den deutschen Behörden erteilte 
Auskunft ist z. B. auch von den italienischen Zollbe-
hörden auf Sizilien unmittelbar anwendbar. 

Damit sind die Voraussetzungen vereinheitlicht, nach 
denen die Wirtschaftsbeteiligten von den Zollbehör-
den Auskünfte über die Auslegung oder praktische 
Anwendung der gemeinschaftlichen Zolltarifvor-
schriften erhalten können. Dies gilt in gleicher Weise 
auch für die rechtliche Tragweite dieser Auskünfte, 
die bislang je nach Mitgliedstaat recht unterschiedlich 
war. Die Verordnung ist ein wesentlicher Beitrag zur 
Vollendung des Binnenmarktes, da sie der Wirtschaft 
europaweit Rechtssicherheit in der Anwendung des 
gemeinschaftlichen Zolltarifrechts durch die Zollstel-
len gewährleistet. 

286. Gemeinschaftliches Versandverfahren, 
Einheitspapier 

Mit der Verwirklichung des Binnenmarktes zum 1. Ja-
nuar 1993 ist aufgrund der Verordnungen (EWG) Nr. 
2726/90 des Rates vom 17. September 1990 über das 
gemeinschaftliche Versandverfahren sowie Nr. 717/ 
91 des Rates vom 21. März 1991 über das Einheitspa-
pier sowohl die zollamtliche Erfassung und Überwa-
chung als auch die Verwendung des Einheitspapiers 
im grenzüberschreitenden Verkehr mit Gemein-
schaftswaren grundsätzlich entfallen. 

Das bisher regelmäßig anzuwendende inte rne ge-
meinschaftliche Versandverfahren findet jedoch wie 
bisher noch im Warenverkehr über die EFTA-Länder 
und in bestimmten Fä llen während der Übergangszeit 
im Handel zwischen der Gemeinschaft der Zehn und 
Spanien bzw. Portugal Anwendung. Insoweit ist das 
Einheitspapier für die innergemeinschaftliche Beför-
derung von Gemeinschaftswaren weiterzuverwen-
den. 

Über diese Ausnahmen hinaus kann sowohl die Beför

-

derung im internen gemeinschaftlichen Versandver- 
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fahren als auch die Verwendung des Einheitspapiers 
durch Gemeinschaftsrecht vorgeschrieben werden, 
wenn Gemeinschaftswaren aus besonderen Gründen 
in einem überwachten Verfahren befördert werden 
müssen. 

287. Vorübergehende Verwendung von Waren 

Aufgrund der VO (EWG) Nr. 3693/92 zur Änderung 
der. VO (EWG) Nr. 1751/84 ist es nunmehr möglich, 
daß ein Mitgliedstaat eine einzige Bewilligung für die 
vorübergehende Verwendung von Waren auch in 
andere Mitgliedstaaten erteilt. 

Im Rahmen der dort  genannten erleichterten Verfah-
ren werden die Zollbehörden nur noch bei der Ein- 
und Ausfuhr der Waren in bzw. aus dem Zollgebiet der 
Gemeinschaft tätig. Dazwischen können die einge-
führten Waren auch in anderen Mitgliedstaaten vor-
übergehend verwendet werden, ohne daß sie der 
Verwender den dortigen Zollbehörden gestellen oder 
vorführen muß. 

Der bisherige Vordruck „INF 6" wurde den neuen 
Erfordernissen angepaßt und umgestaltet. 

Die Verordnungen (EWG) Nrn. 1855/89 und 2249/91 
über die vorübergehende Verwendung von Beförde-
rungsmitteln sind seit dem 1. Januar 1993 anwendbar. 
Damit ist auch der letzte, bisher noch durch na tionales 
Recht geregelte Bereich der vorübergehenden Ver-
wendung eingeführter Waren auf Gemeinschafts-
ebene harmonisiert. Die Verordnungen regeln, in 
welchen Fällen aus Drittländern eingeführte Beförde-
rungsmittel innerhalb der Gemeinschaft ohne Abga-
benentrichtung vorübergehend verwendet werden 
können, und legen die Verfahrensabwicklung fest. 
Gegenüber dem bisherigen nationalen Recht haben 
sich keine wesentlichen Änderungen ergeben. 

288. Zollaussetzungen für Waren aus den ehemaligen 
RGW-Ländern 

Der Rat hat am 27. Mai 1993 die Verordnung (EWG) 
Nr. 1343/93 erlassen, mit der die Zollaussetzung (ta-
rifliche Übergangsmaßnahmen) für Waren aus den 
ehemaligen RGW-Ländern, die im Beitrittsgebiet 
(neue Bundesländer und Ostteil von Berlin) endver-
wendet werden, bis zum 31. Dezember 1993 — mit 
Ausnahme bestimmter Agrarwaren — verlängert 
wird. Für EGKS-Waren ist eine entsprechende Maß-
nahme durch Entscheidung Nr. 1535/93 der Kommis-
sion der EG vom 22. Juni 1993 erfolgt. 

Hintergrund für den Erlaß der beiden Rechtsakte war 
ein deutscher Antrag vom November 1992 auf eine 
zweijährige Verlängerung der Übergangsregelung. 
Trotz weitgehender Zollfreiheit für Waren aus den 
mittel- und osteuropäischen Ländern aufgrund ver-
traglicher und autonomer Maßnahmen der EG (Inte-
rimsabkommen, Allgemeine Zollpräferenzen) ist die 
Sonderregelung für bestimmte Bereiche der Wirt-
schaft von erheblicher Bedeutung (z. B. Chemie, 
Maschinenbau, Textil, Eisen- und Stahlsektor). Hier 
kommen die Zollbefreiungen der Interimsabkommen 

erst stufenweise zum Tragen, und es bestehen 
bestimmte Beschränkungen bei den Allgemeinen 
Zollpräferenzen. 

Angesichts der nur einjährigen Verlängerung wird die 
Bundesregierung voraussichtlich Ende des Jahres 
eine erneute Verlängerung um ein Jahr beantra-
gen. 

3. Antidumping-/Ausgleichszollverfahren 

289. Antidumping-/Ausgleichszollverfahren 

Im Berichtszeitraum wurde in neun Fällen ein Verfah-
ren oder eine Überprüfung eines Verfahrens eingelei-
tet. Bei fünf Verfahren wurden vorläufige und bei 
sechs Verfahren endgültige Zölle verhängt. In je 
einem Verfahren wurde eine Mindestpreisvereinba-
rung bzw. eine Mengenvereinbarung angenommen. 
Drei Untersuchungen wurden ohne eine Verhängung 
von Maßnahmen bzw. nach Vorliegen neuer 
Umstände eingestellt. Drei Verfahren sind im Rahmen 
der sogenannten „sunset-clause" nach Ablauf von 
fünf Jahren ausgelaufen. Die Verfahren betreffen 
teilweise mehrere Länder. 

290. Neues Handelspolitisches Instrument 

Nach diesem auf der Verordnung Nr. 2641/84 des 
Rates vom 17. September 1984 beruhenden handels-
politischen Schutzinstrument sind gegenwärtig noch 
zwei Verfahren anhängig: 

Zum einen geht es um eine diskriminierende japani-
sche Hafenabgabe, zum anderen um Urheberrechts-
verletzungen bei Tonaufzeichnungen in Thail and. 

Japan  hat die Hafenabgabe ersatzlos abgeschafft, so 
daß das Verfahren eingestellt werden soll. Im Falle der 
thailändischen Urheberrechtsverletzung ist das Ver-
fahren weiter ausgesetzt, nachdem die Regierung sich 
verpflichtet hatte, den Beanstandungen abzuhelfen. 
Solange dies jedoch nicht sichergestellt ist, kann das 
Verfahren nicht eingestellt werden. 

II. Beziehungen zu den USA und Japan 

291. Vereinigte Staaten von Amerika 

In den Außenbeziehungen der EG ist das Verhältnis 
zu den USA von zentraler Bedeutung. Die USA sind 
der wichtigste bilaterale Handelspartner der EG 
(Handelsvolumen 1992: ca. 200 Mrd. US-Dollar); mit 
ihnen besteht eine enge Verflechtung in der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit sowie in zahlreichen 
weiteren Bereichen. 

Die Transatlantische Erklärung EG-USA vom Novem-
ber 1990 hat den Beziehungen eine feste Grundlage 
gegeben; sie schafft zugleich den Rahmen für die 
Vertiefung der Zusammenarbeit und des Dialogs 
EG-USA. 
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Gemäß der Erklärung wurden mehrere hochrangige 
Treffen zur Erörterung insbesondere bilateraler Fra-
gen durchgeführt; das halbjährliche Gipfeltreffen zwi-
schen der EG-Präsidentschaft (Premierminister Ras-
mussen) und der EG-Kommission (Präsident Delors) 
einerseits und den USA (Präsident Clinton) anderer-
seits fand am 7. Mai 1993 in Washington statt. Präsi-
dent Clinton unterstrich in den Gesprächen insbeson-
dere seine feste Unterstützung für den europäischen 
Einigungsprozeß. Im wirtschaft lichen Bereich standen 
die Themen Uruguay-Runde des GATT, Rußland

-

Hilfe, Wachstumsinitiative und Zusammenarbeit bei 
der Energieeinsparung im Vordergrund. 

In den Handelsbeziehungen EG-USA ergab sich 1992 
ein Überschuß der USA von ca. 8,8 Mrd. US-Dollar, 
damit wird auch die handelspolitische Offenheit der 
EG deutlich. 

Die Handelspolitik der neuen US-Adminis tration ist 
geprägt von der Tendenz zur stärkeren Durchsetzung 
amerikanischer Interessen, auch mit unilateralen Mit-
teln (vor allem im Verhältnis zu Japan). 

Die Administration bekennt sich auch klar zu einem 
offenen multilateralen Welthandelssystem und hat 
sich beim Kongreß erfolgreich für eine Verlängerung 
des US-Verhandlungsmandats für die Uruguay-
Runde (bis 15. Dezember 1993) eingesetzt. 

Das handelspolitische Klima EG-USA hat sich durch 
die Verhängung von Ausgleichsabgaben und Anti

-dumping-Zöllen auf Stahlimporte aus der EG, durch 
die Auseinandersetzung im Bereich öffentliche Auf-
träge und durch Meinungsunterschiede hinsichtlich 
der staatlichen Förderung der Entwicklung von Groß-
flugzeugen verschärft. Demgegenüber konnte für die 
Vergabe öffentlicher Aufträge bei schweren Elektro-
ausrüstungen ein Kompromiß gefunden werden. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin für die 
Vertiefung des partnerschaftlichen Verhältnisses zwi-
schen der Gemeinschaft und den USA, für Lösungen 
der Handelskonflikte auf dem Verhandlungswege 
sowie für die Fortsetzung des weltoffenen handelspo-
litischen Kurses der EG einsetzen. 

292. Japan 

Die Beziehungen zwischen der EG und Japan haben 
mit der Gemeinsamen Erklärung vom Ju li  1991 eine 
feste Grundlage erhalten. Im Januar 1993 fand — wie 
in der Erklärung vorgesehen — ein Treffen zwischen 
der EG-Kommission und der japanischen Regierung 
statt, das insbesondere der Erörterung der Themen 
Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit diente. 
Ein wichtiges Ergebnis des Treffens war die Einset-
zung einer Expertengruppe zur Analyse der Ursachen 
des Handelsungleichgewichts. Die weitere Verstär-
kung der Zusammenarbeit zeigte sich in einer Reihe 
von zum Teil hochrangigen Gesprächen. 

Die Bemühungen um eine Verstärkung der Zusam-
menarbeit EG-Japan wurden in mehreren Bereichen 
— z. B. Forschung, Umwelt, Energie — fortgesetzt. 

Die Entwicklung des bilateralen Handels ist für die EG 
unbefriedigend und besorgniserregend, hat sich doch 

das Defizit der EG 1992 auf ca. 32 Mrd. US-Dollar 
erhöht; die starke Entwicklung der japanischen 
Exporte in die EG wird nicht annähernd durch eine 
entsprechende Entwicklung der EG-Exporte nach 
Japan ausgeglichen, dies hat jedoch auch konjunktur-
elle Gründe. Dennoch bleibt die Frage der Öffnung 
des japanischen Marktes, insbesondere durch den 
Abbau struktureller Hemmnisse, prioritär auf der 
Tagesordnung des Dialogs EG-Japan. Zur konjunk-
turellen Stützung ist die baldige Realisierung der von 
der japanischen Regierung initiierten Programme zur 
Stärkung der Binnennachfrage ebenfalls von großer 
Bedeutung. 

Die Verhandlungen der EG-Kommission mit der japa-
nischen Regierung über das Volumen der japanischen 
Kfz-Exporte in die geschützten Märkte der EG im Jahr 
1993 (auf der Grundlage der Absprache zwischen der 
EG-Kommission und der japanischen Regierung vom 
Sommer 1992) konnten im April abgeschlossen wer-
den; aufgrund eines Absatzrückgangs auf dem Auto-
mobilmarkt der Gemeinschaft um 15-16 % hat die 
Kommission Konsultationen mit Japan wiederaufge-
nommen, um eine weitere Verringerung japanischer 
Automobilimporte zu erreichen. Für September 1993 
sind die nächsten Verhandlungen vorgesehen. 

Die Bundesregierung wird mit der Gemeinschaft wei-
terhin auf eine stärkere Öffnung der japanischen 
Märkte und auf eine Verbesserung der Möglichkeiten 
für Investoren aus der EG in Japan  drängen, um ein 
ausgewogeneres Verhältnis im H andel und bei der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu erreichen. 

Die von den USA in bilateralen Verhandlungen mit 
Japan angestrebte Reduzierung des japanischen 
Exportüberschusses gegenüber den USA wird auch 
Auswirkungen auf den Handel der EG mit Japan 
haben. 

III. Erweiterung der Gemeinschaft, 
Beziehungen zu den EFTA-Staaten 

293. Erweiterung der Gemeinschaft 

Die Beitrittsverhandlungen sind auf der Grundlage 
des Europäischen Rats Edinburgh mit Österreich, 
Schweden und Finnland am 1. Februar 1993 und mit 
Norwegen am 5. April 1993 von den Außenministern 
eröffnet worden. 

Bedingung für die Mitgliedschaft ist, daß die Kandi-
daten den Acquis Communautaire (gegliedert in 29 
Kapitel) in der Form des Vertrags über die Europäi-
sche Union und die daraus hervorgehende politische 
Finalität vollständig akzeptieren. Übergangsmaßnah-
men und -fristen sind (in Ausnahmefällen) möglich, 
um Härten des Übergangs zu mildern. 

Der Weg für den Beitritt der EFTA-Staaten ist durch 
Abschluß des EWR-Abkommens geebnet, wenn auch 
einzelne, unter Umständen schwierige Probleme blei-
ben [Landwirtschaft, Fischerei, Regionalpolitik, Tran-
sit, staatliche (Alkohol-) Monopole, Außen- und 
Sicherheitspolitik] . 
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Der Europäische Rat Kopenhagen hat im Zusammen-
hang mit der laufenden Erweiterungsrunde an die 
Leitlinien des Europäischen Rats Lissabon und des 
Europäischen Rats Edinburgh erinnert. Kommission, 
Rat und Beitrittsländer wurden ersucht, dafür Sorge zu 
tragen, daß die Verhandlungen konstruktiv und zügig 
weitergeführt werden. Der Beitritt soll zum 1. Januar 
1995 erfolgen. Bereits in Lissabon wurde festgelegt, 
daß die Beitrittsverhandlungen mit den einzelnen 
Kandidaten unter Beachtung ihrer spezifischen Gege-
benheiten zwar getrennt, jedoch soweit wie möglich 
parallel geführt werden. Dadurch sollen Ratifizie-
rungsverfahren und Klärung institutioneller Fragen 
möglichst erleichtert werden. 

Eine Reihe von Verhandlungskapiteln konnten mit 
Ablauf der dänischen Präsidentschaft bereits als abge-
schlossen erklärt werden. Die parallel vorgenommene 
Prüfung des abgeleiteten Rechts ist ebenfalls sehr weit 
vorangeschritten. 

Die Bundesregierung unterstützt nachhaltig die Stär-
kung der Gemeinschaft durch demokratische und 
wirtschaftlich leistungsfähige Staaten sowie die Aus-
dehnung stabilisierender Strukturen nach Wegfall der 
Ost-West-Konfrontation. Sie ist daher am EG-Beitritt 
der vier EFTA-Staaten und am zügigen Fortgang 
sowie baldigen Abschluß der Verhandlungen interes-
siert, wobei sie Erweiterung und Vertiefung nicht als 
Alternativen ansieht und sich von der „Norderweite-
rung" einen zusätzlichen Impuls zur weiteren Vertie-
fung der Gemeinschaft erhofft. 

294. Europäischer Wirtschaftsraum (EWR) 

Deutschland hat am 23. Juni 1993 die Ratifikations-
urkunde für das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) bei der EG in Brüssel hinter-
legt. Dem Vertragsgesetz zum EWR-Abkommen hat-
ten zuvor im Dezember letzten Jahres Bundestag und 
Bundesrat und in der ersten Hälfte des Jahres die 
einzelnen Bundesländer gemäß Lindauer Abkommen 
zugestimmt. 

Am 17. März 1993 wurde das wegen der Nichtteil-
nahme der Schweiz erforderlich gewordene Anpas-
sungsprotokoll zum EWR-Abkommen unterzeichnet. 
In Deutschland werden die parlamentarischen Bera-
tungen voraussichtlich im Juli 1993 abgeschlossen. 

Im wesentlichen enthält das Protokoll technische 
Anpassungen des EWR-Vertrags an die sich aus der 
Nichtteilnahme der Schweiz ergebende Situation. Es 
wurde aber auch das schwierige Problem der Anpas-
sung des Finanzmechanismus geregelt. Den Forde-
rungen der Kohäsionsländer Spanien, Portugal, Grie-
chenland und Irland nach Kompensation für die ent-
gangenen Vorteile, welche ihnen die Teilnahme der 
Schweiz gebracht hätte, sind die übrigen EFTA-
Staaten entgegengekommen. So wurde der im EWR-
Vertrag enthaltene EFTA-Kohäsionsfonds in seiner 
ursprünglichen Höhe erhalten und die Zinsbonifika-
tion von 3 % auf 2 % herabgesetzt. 

Das gesamte Vertragswerk tritt in Kraft, wenn sämtli

-

che Vertragsparteien es ratifiziert haben. Das Europa

-

parlament hat dem Anpassungsprotokoll während der 

Plenartagung im Juni mit der erforderlichen absoluten 
Mehrheit zugestimmt. 

Das EWR-Abkommen schafft zwischen der EG und 
ihren 12 Migliedstaaten einerseits und den EFTA

-

Staaten Norwegen, Schweden, Finnland, Island und 
Österreich andererseits binnenmarktähnliche Ver-
hältnisse. Waren, Personen, Dienstleistungen und 
Kapital können dann im gesamten Wirtschaftsraum 
ungehindert zirkulieren. Liechtenstein wird hinzu-
kommen, sobald es seine vertraglichen Beziehungen 
zur Schweiz neu geordnet hat. So sieht es das EWR-
Anpassungsprotokoll vor, das zugleich der Schweiz 
die Möglichkeit eines späteren Beitritts zum EWR 
einräumt. Die Bundesregierung hat sich hierfür einge-
setzt. 

Aus politischen und wirtschaftspolitischen Gründen 
hat Deutschland von Anfang an  den europäischen 
Wirtschaftsraum tatkräftig gefördert. Mit der Ratifizie-
rung des EWR-Abkommens hat sie erneut ihr starkes 
Interesse an  seinem baldigen Inkrafttreten bekun-
det. 

IV. Beziehungen zu den Staaten 
Mittel- und Osteuropas und zu den 
Neuen Unabhängigen Staaten 

295. Beziehungen zu den Staaten Mi ttel- und 
Osteuropas, Europäischer Rat Kopenhagen 

Der Europäische Rat Kopenhagen, auf dem die Bezie-
hungen der Gemeinschaft zu den Staaten in Mittel- 
und Osteuropa (MOE-Staaten) ein Schwerpunkt-
thema bildeten, hat am 22. Juni 1993 folgendes 
Maßnahmepaket zu einer verstärkten Integra tion der 
assoziierten Länder in dieser Region verabschiedet: 

— Beitritt zur Gemeinschaft 

Klarstellung von seiten der Gemeinschaft, daß die 
MOE-Staaten nach Erfüllung bestimmter Voraus-
setzungen der Gemeinschaft beitreten können. 
Aufzählung dieser generellen Beitrittsvorausset-
zungen (Fähigkeit zur Übernahme des Acquis 
Communitaire, demokratische Staatsverfassung 
mit Garantien für Menschenrechte und Minderhei-
ten, Unterstützung für das Ziel einer Politischen 
Union, Fähigkeit der Gemeinschaft, neue Mit-
gliedstaaten aufzunehmen und gleichzei tig am 
Ziel der Europäischen Union festzuhalten). Keine 
zeitliche Prognose, wann die assoziierten Staaten 
diese Bedingungen erfüllen. Dies wird von der 
Entwicklung des jeweiligen Staates abhängen. 
Hierbei stellt auch die Fähigkeit der Union, neue 
Mitgliedstaaten aufzunehmen, einen wich tigen 
Gesichtspunkt dar. 

— Eine Intensivierung und Strukturierung des 
Dialogs als Gruppendialog mit allen sechs Asso-
ziierungspartnern (Ungarn, Polen, Tschechische 
Republik, Slowakische Republik, Bulgarien, 
Rumänien) in Form von gemeinsamen Minister-
treffen konsultativer Natur zu Themen im commu-
nitairen Bereich, der Außen- und Sicherheitspoli- 
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tik wie zu Themen aus den Bereichen der Justiz- 
und Innenpolitik. 

— Einen verbesserten Marktzugang 

Verkürzung der in den Europaabkommen festge-
legten Zeiträume für den Abbau der Zölle und 
mengenmässigen Beschränkungen gerade in den 
für die EG sensiblen Bereichen (Textil, Stahl, 
Agrar) . 

— Öffnung des PHARE-Programms für die Vergabe 
von Mitteln zur Infrastrukturförderung (Aufbau 
transeuropäischer Netze). 

296. Polen, Ungarn, Tschechische Republik, 
Slowakische Republik, Rumänien und Bulgarien 

Die am 16. Dezember 1991 unterzeichneten Assozi-
ierungsabkommen der EG mit Polen und Ungarn 
bedürfen als „Gemischte Abkommen" einer Ratifi-
zierung durch die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 
Das Ratifizierungsverfahren in der Bundesrepublik 
Deutschland steht kurz vor dem Abschluß. Der Deut-
sche Bundestag hat in seiner Sitzung am 18. Juni 1993 
den Ratifizierungsgesetzen zugestimmt. Ratifiziert 
wurden die Abkommen bereits von Großbritannien, 
Spanien, Dänemark, Luxemburg, Irland, den Nieder-
landen, Griechenland, Belgien und Portugal. Im zwei-
ten Halbjahr 1993 ist mit dem Inkrafttreten der 
Abkommen zu rechnen. Um im Verhältnis zu den 
Assoziierungspartnern keinen vertragslosen Zustand 
entstehen zu lassen, wurden die seit 1. März gelten-
den Interimsabkommen bis zum Inkrafttreten der 
Europaabkommen verlängert. 

Die EG hat am 1. Februar 1993 mit Rumänien und am 
8. März 1993 mit Bulgarien Assoziierungsabkommen 
abgeschlossen. Mit Rumänien wurde daneben bereits 
ein Interimsabkommen abgeschlossen, das am 1. Mai 
1993 in Kraft getreten ist und bis zur Inkraftsetzung 
des Assoziierungsabkommens gelten soll. Für Bulga-
rien ist ebenfa lls ein Interimsabkommen vorgese-
hen. 

Aufgrund der Auflösung der CSFR zum 1. Januar 1993 
war eine Anpassung dieses Assoziierungsabkommens 
unumgänglich. Die EG hat zwischenzeitlich ihre Ver-
handlungen mit der Tschechischen Republik und der 
Slowakischen Republik über den Abschluß zweier 
getrennter Abkommen beendet. Bis zur Inkraftset-
zung der Abkommen, die gleichfa lls einer Ratifizie-
rung der Mitgliedstaaten bedürfen, wurde das Inte-
rimsabkommen verlängert. Die Abkommen entspre-
chen substantiell dem mit der ehemaligen CSFR 
ausgehandelten Abkommen. Neu aufgenommen 
wurde eine Klausel, die die sofortige Suspendierung 
des Abkommens zuläßt, wenn ein Partner gegen die 
dem Abkommen zugrundeliegenden Prinzipien der 
Demokratie, der Menschen- und Minderheitenrechte 
verstößt. 

Beide Lander sind in den Verhandlungen im wesent-
lichen gleich behandelt worden. Ziel war es zudem, 
die Abkommen den Europaabkommen mit Polen, 
Ungarn und der ehemaligen CSFR weitestgehend 
anzupassen. In beide Abkommen wurde eine Suspen-
dierungsklausel aufgenommen, die bei einem 

schwerwiegenden Verstoß gegen die Grundsätze der 
Demokratie und Menschen- und Minderheitenrechte 
zu einer sofortigen Kündigung des Abkommens 
berechtigt. 

297. Textilabkommen der EG mit Rumänien und 
Bulgarien 

In Anlehnung an  die Verträge mit den anderen mittel- 
und osteuropäischen Staaten wurden mit beiden Län-
dern Textilprotokolle abgeschlossen, die die vollstän-
dige Einfuhrliberalisierung nach 5 Jahren ab dem 
1. Januar 1994 vorsehen. 

298. Baltische Staaten, Albanien und Slowenien 

Am 11. Mai 1992 wurden Handels- und Kooperations-
abkommen mit Albanien und den drei baltischen 
Staaten, am 5. April 1993 mit Slowenien unterzeich-
net. 

Die Abkommen mit den baltischen Republiken und 
Albanien sind aufgrund der do rt  noch in den Anfän-
gen befindlichen marktwirtschaftlichen Strukturen 
nichtpräferenzieller Natur. Beim Abkommen mit Slo-
wenien (weitere Abkommen mit jugoslawischen 
Nachfolgestaaten können aus deutscher Sicht je nach 
Entwicklung folgen) handelt es sich anknüpfend an 

 die Abkommen der EG mit dem ehemaligen Jugosla-
wien dagegen um ein Freihandelsabkommen, jedoch 
mit starken Einschränkungen in den sensiblen Berei-
chen (z. B. Textil und vor allem Landwirtschaft). 

Alle vier Abkommen eröffnen in der Präambel die 
Perspektive auf Assoziierungsverhandlungen, sobald 
die Voraussetzungen dafür gegeben sind. 

Der Europäische Rat Kopenhagen hat am 22. Juni 
1993 diese Assoziierungsperspektive für die balti-
schen Republiken nicht nur noch einmal ausdrücklich 
bestätigt, sondern die Kommission darüber hinaus 
auch aufgefordert, Vorschläge zur Fortentwicklung 
der Handels- und Kooperationsabkommen hin zu 
Freihandelsabkommen vorzulegen. Die Bundesregie-
rung hatte sich hierfür unter anderem eingesetzt, um 
sicherzustellen, daß zum Zeitpunkt des Beitritts der 
skandinavischen Staaten zur EG, die ihren Handel mit 
den baltischen Republiken bereits auf Freihandelsba-
sis abwickeln, auch die Gemeinschaft über Freihan-
delsabkommen mit diesen Staaten verfügt. Der Euro-
päische Rat Kopenhagen hat die Kommission aufge-
fordert, entsprechende Vorschläge zur Fortentwick-
lung der Handels- und Kooperationsabkommen vor-
zulegen. 

299. Gruppe der 24, Koordinierung der Reformhilfe 

Die Gruppe der 24 (G 24) wurde vom Pariser Wirt-
schaftsgipfel 1989 ins Leben gerufen. Teilnehmer sind 
die Mitglieder der OECD unter Koordinierung durch 
die EG-Kommission. In den vier Jahren ihres Beste-
hens hat sich die G 24 wesentlich verändert: Aus einer 
Aktion der Soforthilfe für Polen und Ungarn entwik- 
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kelte sich das zentrale Koordinationsforum der west

-

lichen Industrieländer für die Unterstützung der mit-
tel- und osteuropäischen Staaten bei der Transforma-
tion ihrer Systeme in Richtung Demokratie und Markt-
wirtschaft. Zu den wesentlichen Aufgaben zählen 
derzeit die Abstimmung von Zahlungsbilanzhilfen 
und die Koordinierung der verschiedenen bilateralen 
Maßnahmen. Angesichts des unterschiedlichen Ent-
wicklungsstands in den von der G 24 unterstützten 
Ländern sollen anstelle der länderübergreifenden 
(horizontalen)künftig länderspezifische Koordinie-
rungsansätze treten. 

Der Kreis der geförderten Länder umfaßt Albanien, 
Bulgarien, die Tschechische und die Slowakische 
Republik, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Rumä-
nien, Ungarn und Slowenien; Slowenien wurde im 
Oktober 1992 in die Aktion einbezogen. Auch Kro-
atien, Mazedonien und Bosnien-Herzegowina sollen 
folgen. Die koordinierte Hilfe für Jugoslawien war mit 
Beschluß der Außenminister der G 24 am 11. Novem-
ber 1991 ausgesetzt worden. 

Insgesamt belaufen sich die Hilfsleistungen der G 24 
für die Jahre 1990 bis 1992 auf ca. 50,4 Mrd. US-Do llar, 
davon etwa 18,9 Mrd. US-Dollar als nicht rückzahl-
bare Zuschüsse. Die deutschen bilateralen Zusagen 
und Leistungen machen mit 11 Mrd. US-Dollar, davon 
3,7 Mrd. US-Dollar Zuschüsse, 22 % bzw. knapp 20 % 
aus. Hinzu kommt der deutsche Anteil an  den EG

-

Leistungen (28 % von 6,7 Mrd. US-Dollar bzw. 
3,3 Mrd. US-Dollar). 

300. Technische Hilfe (PHARE -Programm) 

Das PHARE-Programm der EG, das im September 
1989 im Rahmen der Hilfsaktion der G 24 aufgelegt 
wurde, erstreckte sich zunächst auf Polen und Ungarn 
(,,Poland, Hungary — Action for the Reconstruc tion of 
the Economy"). Es wurde 1990 auf die CSFR, Bulga-
rien und Jugoslawien sowie 1991 auch auf Rumänien 
ausgedehnt. Seit 1. Januar 1992 gehören Estland, 
Litauen, Lettland und Albanien zu den Empfängerlän-
dem. 

Das PHARE-Programm bietet den Empfängerregie-
rungen finanzielle und technische Hilfe bei der Umge-
staltung zur Marktwirtschaft in Form nichtzurückzahl-
barer Zuschüsse. Im geringen Umfang ist auch huma-
nitäre Hilfe möglich (max. 10 % der Mittel). 

— Haushaltsansatz: 

	

1990: 	500 Mio. ECU 

	

1991: 	785 Mio. ECU 

	

1992: 	1 Mrd. ECU 

	

1993: 	1,25 Mrd. ECU 

Im Rahmen des Delors II-Pakets ist für PHARE eine 
Anhebung der Mittel bis 1997/99 geplant. 

Die PHARE-Programme 1991/1992 waren fast aus-
schließlich auf die Gewährung Technischer Hilfe in 
Form von Beratungshilfe ausgerichtet. Die erheblich 
gestiegene Zahl der Empfängerländer mit immer 
unterschiedlicherem Entwicklungsgrad (von Ungarn 
bis Albanien) hat für die Zukunft eine flexiblere 
Ausgestaltung der Programme notwendig gemacht. 

Der Rat hat daher in seinen am 9. Dezember 1992 
verabschiedeten „Schlußfolgerungen" bereits festge-
legt, daß in den fortgeschritteneren Reformländern 
(Visegrád 4) eine Schwerpunktverlagerung der Pro-
gramme von Beratungshilfe zu Investitionsförder-
programmen für den Privatsektor (dies entspricht 
insbesondere dem Wunsch der Visegrád 4) erfolgen 
soll . Der Europäische Rat in Kopenhagen hat nunmehr 
das Programm auch für Projekte der Infrastrukturför-
derung geöffnet. 

301. Neue Unabhängige Staaten (NUS) 

 
Am 5. Oktober 1992 hat der Rat die Verhandlungs

-

richtlinien für die Aushandlung eines Partnerschafts- 
und Kooperationsabkommens mit den NUS verab-
schiedet. Hauptschwerpunkte der qualitativ neuen 
vertraglichen Beziehungen der Gemeinschaft mit den 
NUS ist der politische Dialog, durch den die Beziehun-
gen der NUS mit der „Gemeinschaft demokratischer 
Nationen und vor allem mit der Europäischen 
Gemeinschaft" gestärkt werden soll. Die mit dem 
jeweiligen Abkommen vorgesehene wirtschaftliche 
Annäherung und handelspolitische Zusammenarbeit 
soll eine stärkere Konvergenz in internationalen Fra-
gen von beiderseitigem Interesse fördern und damit 
zur Erhöhung der Sicherheit und Stabilität in Mit-
tel-/Osteuropa beitragen. Gleichzeitig sollen die 
Abkommen den Wirtschaften der NUS die Integra tion 
in die internationale Arbeitsteilung erleichtern. Zwi-
schenzeitlich haben die Abkommensverhandlungen 
mit Rußland, Weißrußland, der Ukraine und Kasach-
stan begonnen, die sich erwartungsgemäß mit Ruß

-

land am intensivsten gestalteten. Ein Verhandlungs-
abschluß ist nicht vor Ende 1993 zu erwarten. 

302. TACIS (Technische Hilfe der EG zugunsten NUS) 

Die am 5. April 1993 vom Rat verabschiedete TACIS

-

Verordnung versucht, die an der Vergabe und der 
Umsetzung der Technischen Hilfe der EG geübte 
Kritik u. a. durch 

— bessere Verzahnung mit anderen Hilfen bi- und 
multilateraler Geber, 

— stärkere Transparenz und Einbeziehung der EG-

Mitgliedstaaten in die Programmierung und Koor-
dinierung der EG-Programme zur technischen 
Hilfe  

abzufangen.  

Daß der einer strengen Kontrolle des Europäischen 
Rechnungshofs unterliegende Mittelabfluß so viel 
Zeit in Anspruch nimmt, hängt u. a. mit der mangel-
haften Infrastruktur der Hilfe-Empfänger sowie ihrer 
nur beschränkten Absorptionsfähigkeit für Hilfelei-
stungen zusammen. 

Auch in Zukunft sollen mit dem TACIS-Programm die 
komplizierten Wirtschaftsreformen in den Staaten der 
früheren Sowjetunion und ihr Übergang zur Markt-
wirtschaft in jenen Sektoren und Gebieten unterstützt 
werden, denen eine Schlüsselrolle im Reformprozeß 
zukommt. Der Energiesektor, und hier vor allem die 
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„nukleare Sicherheit" wird auch weiterhin im Mittel-
punkt des Förderinteresses der Gemeinschaft stehen. 
Mit TACIS sollen u. a. initiativ und komplementär die 
aus dem bei der Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung eingerichteten Kernenergie-Sicher-
heitsfonds zu finanzierenden Projekte der Verbesse-
rung der in Betrieb befind lichen Kernkraftwerke 
sowjetischer Bauart gefördert und die für die Kern-
energie-Sicherheit zuständigen Institutionen der be-
teiligten Länder gestärkt werden. 

303. Textilabkommen zwischen der EG 
und den Nachfolgestaaten der Sowjetunion 

Das Ende 1992 ausgelaufene und politisch überholte 
Textilabkommen mit der ehemaligen Sowjetunion 
wird durch Verträge mit den einzelnen Nachfolge-
staaten ersetzt. 

Mit den wichtigsten Lieferländern Rußland, Weißruß-
land und Ukraine wurden Textilvereinbarungen aus-
gehandelt, die Einfuhrbeschränkungen (Quoten) bei 
sensiblen Produkten enthalten. Mit den anderen 
Nachfolgestaaten sind bei den Textileinfuhren in der 
Regel nur Überwachungsmaßnahmen vorgesehen. 

304. Nukleare Sicherheit in Mi ttel- und Osteuropa 
sowie in der ehemaligen Sowjetunion 

Der Rat verabschiedete Schlußfolgerungen, in denen 
der die bisherigen Aktivitäten der Gemeinschaft zur 
Anaiyse und Verbesserung der Sicherheit im Kern-
energiebereich der mittel- und osteuropäischen Staa-
ten sowie der Staaten der ehemaligen Sowjetunion 
würdigte und die Notwendigkeit unterstrich, im Rah-
men bestehender Programme weitere Maßnahmen 
durchzuführen. 

V. Beziehungen zu den Mittelmeerländern 

305. Jugoslawien, ehemaliges 

Das bestehende Sanktionsregime der Vereinten 
Nationen (VN) gegen Serbien (Montenegro) wurde 
unter dem Eindruck der Weigerung der bosnischen 
Serben, den von den Vermittlern V ance und Owen 
ausgearbeiteten' Friedensplan für Bosnien-Herzego-
wina zu akzeptieren, und unter dem Eindruck der 
fortgesetzten serbischen Aggression mit der vom 
VN-Sicherheitsrat am 17. April 1993 beschlossenen 
Resolution 820 weiter einschneidend verschärft. Die 
Resolution, die in wichtigen Teilen auf Vorarbeiten 
der Europäischen Gemeinschaft beruht, ist von dieser 
im Rahmen ihres Zuständigkeitsbereichs voll umge-
setzt worden. 

Zugleich wurden die Bemühungen um eine möglichst 
lückenlose Kontrolle und Durchführung der Embargo-
beschlüsse, insbesondere in den Nachbarstaaten von 
Serbien und Montenegro, verstärkt. Die im EG-/ 

KSZE-Rahmen tätigen beratenden Sanktionsunter-
stützungsmissionen wurden personell aufgestockt. 
Das deutsche Kontingent beträgt 15 Zollbeamte, die in 
Bulgarien, Rumänien und in der Brüsseler Kommuni-
kationszentrale zum Einsatz kommen. 

Ferner führt die Westeuropäische Union — mit politi-
scher Billigung der KSZE, EG und NATO — Aktionen 
zur Unterstützung der für die Durchsetzung des 
Embargos auf der Donau verantwortlichen Anlieger-
staaten durch Polizei- und Zollhilfe durch. 

306. Slowenien 

Die bereits Ende letzten Jahres ausgehandelten 
Abkommen der Gemeinschaft mit Slowenien — ein 
Handels- und Integrationsabkommen, das eine Asso-
ziierungsperspektive enthält, ein Finanzprotokoll, das 
mit 150 Mio. ECU dotiert ist (Darlehen der Europäi-
schen Investitionsbank) und ein Verkehrsabkommen 
— wurden von beiden Seiten am 5. April 1993 unter-
zeichnet. Slowenien ist damit der erste Nachfolgestaat 
des ehemaligen Jugoslawien, mit dem die EG vertrag

-

liche Beziehungen aufgenommen hat. Nach Inkraft-
treten der Abkommen strebt Slowenien eine mög-
lichst rasche Assoziierung mit der Gemeinschaft nach 
dem Vorbild der Europaabkommen an. 

307. Malta, Zypern 

Gemäß dem vom Rat erteilten Auftrag hat die Kom-
mission eine Stellungnahme zu den von beiden Län

-

dern gestellten Beitrittsanträgen am. 30. Juni 1993 
vorgelegt. 

308. Türkei 

Die Nutzung der Möglichkeiten des Assoziationsver-
trages und die Vollendung der Zollunion zum 1. Ja-
nuar 1995 stehen gegenwärtig im Mittelpunkt der 
Zusammenarbeit zwischen der EG und der Türkei. 
Aufgrund des griechischen Widerstandes war es 
immer noch nicht möglich, das 4. Finanzprotokoll zu 
unterzeichnen. Dagegen kann die Türkei nunmehr an 
den multilateralen Vorhaben der Erneuerten Mittel-
meerpolitik der EG teilnehmen. Beide Seiten haben 
nach der Sitzung des 100. Assoziationsausschusses 
vom 16. April 1993 eine Bestandsaufnahme der noch 
bestehenden Hindernisse für die Vollendung der 
Zollunion vorgenommen. Eine Zusammenarbeit bei 
der Unterstützung der mittelasiatischen Republiken 
der früheren Sowjetunion zeichnet sich ab. 

Im Juni 1993 wurde das Ende 1992 ausgelaufende 
Bekleidungsarrangement der EG mit der Türkei für 
die Jahre 1993/94 verlängert. Die Einfuhrquoten wur-
den deutlich aufgestockt, einige Produkte wurden 
liberalisiert . 
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309. Israel 

Nach der positiv verlaufenen Sitzung des Koopera-
tionsrates vom 1. Februar 1993 wird nunmehr die 
Erneuerung des Kooperationsabkommens von 1976 
vorbereitet. Die Kommission der EG hat die explora-
torischen Gespräche mit Israel am 13. und 14. Mai 
1993 abgeschlossen. Israel strebt dabei einen Ausbau 
der Beziehungen mit der EG auf breiter Basis an. Die 
EG steht diesem Wunsch positiv gegenüber. 

310. Marokko 

Auf der Grundlage des Mandatsentwurfs der Kommis-
sion über ein Partnerschaftsabkommen mit Marokko 
hat der Rat die Arbeiten für das Verhandlungsmandat 
aufgenommen. 

311. Tunesien 

Die Kommission der EG hat exploratorische Gesprä-
che mit Tunesien über ein Partnerschaftsabkommen 
abgeschlossen. Ein Mandatsentwurf soll noch im 
Laufe dieses Jahres von der Kommission vorgelegt 
werden. 

VI. Beziehungen zu den Staaten des Nahen 
und Mittleren Ostens 

312. EG-Golfkooperationsrat (GCC) 

Der im Rahmen des Kooperationsabkommens EG

-

Golfkooperationsrat (GCC) gebildete Gemeinsame 
Kooperationsausschuß tagte am 15. April 1993 in 
Brüssel. Im Mittelpunkt der Erörterungen standen die 
Vorbereitungsarbeiten für die 4. Tagung des Gemein-
samen Kooperationsrates EG-GCC auf Minister-
ebene. Beide Delegationen einigten sich über den 
Inhalt eines Berichts an  den Ministerrat über die 
Darstellung und Bewe rtung der von den drei Arbeits-
gruppen (Industrielle Zusammenarbeit, Energie und 
Umwelt) seit dem letzten Treffen des Kooperations-
ausschusses durchgeführten Arbeiten. 

Am 16. April 1993 wurden in Brüssel — nach längerer 
Pause — die Gespräche wieder aufgenommen, die 
den Abschluß eines Freihandelsabkommens EG-GCC 
zum Ziel haben. Im Rahmen eines Meinungsaus-
tauschs beider Delega tionen über den Inhalt des 
angestrebten künftigen Freihandelsabkommens 
stand im Vordergrund eine Diskussion über die 
zukünftige Energiepoli tik beider Gruppierungen 
(u. a. evtl. Einführung einer CO2-/Energiesteuer auf 
EG-Seite; große Bedenken auf GCC-Seite). Es wurde 
beschlossen, den Meinungsaustausch über den Inhalt 
des Kooperationsabkommens nach dem Ministertref-
fen am 11. Mai 1993 in Brüssel fortzusetz en. 

Am 11. Mai 1993 fand in Brüssel die 4. Tagung des 
Gemeinsamen Kooperationsrates EG -Golfkoopera-
tionsrat auf Ministerebene statt. Die beiden Parteien 
erörterten eine Reihe regionaler und internationaler 

Fragen von beiderseitigem Interesse, um die Zusam-
menarbeit zwischen den beiden Regionen zu fördern. 
Der Gemeinsame Rat befaßte sich zunächst mit den 
Entwicklungen in der handelspo litischen und wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen beiden Sei-
ten. Die Minister stellten fest, daß der Handel zwi-
schen beiden Regionen trotz der weltweiten Rezes-
sion zwar leicht, aber doch stetig ansteigt. Beide 
Seiten vereinbarten, ihre Beziehungen in den Berei-
chen Energie, industrielle Zusammenarbeit und 
Umwelt weiter zu intensivieren. Eine dritte Industrie-
konferenz EG-GCC soll in der 2. Jahreshälfte 1994 in 
der Golfregion veranstaltet werden. Der Dialog über 
beiderseits interessierende Fragen im Energie- und 
Umweltbereich, einschließlich des Problems der 
geplanten EG-weiten Einführung einer CO2-/Ener-
giesteuer, soll im Rahmen der Erörterungen im 
Gemeinsamen Kooperationsausschuß EG-GCC fo rt

-geführt werden. 

Die Minister begrüßten die Wiederaufnahme der 
Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen zwi-
schen der EG und dem GCC. Sie sollen so zügig wie 
möglich zu einem Abschluß gebracht werden. Die 
Minister sprachen sich ferner für einen erfolgreichen 
Abschluß der Uruguay-Runde aus, der das multilate-
rale Handelssystem stärken und die Weltwirtschaft 
entscheidend beleben würde. 

Beide Seiten erörterten außerdem eingehend den 
Friedensprozeß im Nahen und Mittleren Osten, die 
Entwicklungen im ehemaligen Jugoslawien, insbe-
sondere die verschärfte Situa tion in Bosnien und 
Herzegowina, sowie die Beziehungen zu den MOE-/ 
NUS-Staaten und zur Maghreb-Region. Sie kamen 
überein, die fünfte Tagung des Gemeinsamen Koope-
rationsrates im 1. Halbjahr 1994 in Riad/Saudi-
Arabien durchzuführen. 

313. EG-Jemen 

Die fünfte Tagung des Gemischten Kooperationsaus-
schusses EG-Jemen fand am 8. Februar 1993 in Sanaa 
statt. Im Mittelpunkt der Erörterungen standen die 
jüngsten politischen und wirtschaftlichen Entwicklun-
gen in der wiedervereinigten Republik Jemen. Beide 
Seiten erörterten mögliche Gebiete gemeinsamer För-
derungsmaßnahmen, vor allem im Bereich der Ernäh-
rungssicherung. Über die Errichtung eines techni-
schen Verbindungsbüros der EG in S anaa wurde 
grundsätzlich Einigung erzielt. 

314. Arabischer Israel-Boykott 

Die Bundesregierung setzte im EG-Kreis ihre Bemü-
hungen fort, ein abgestimmtes Vorgehen der Gemein-
schaft und ihrer Mitgliedstaaten in der Frage des 
arabischen Israel-Boykotts herbeizuführen. Die Bun-
desregierung hat die Einführung einer nationalen 
Anti-Boykott-Verordnung beschlossen, die am 1. Mai 
1993 in Kraft getreten ist. Eine EG-weite Regelung 
war trotz entsprechender Bemühungen der Bundesre-
gierung bis zu diesem Zeitpunkt nicht erreichbar. Der 
Bundesregierung erschien ein Aufschub der An ti- 
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Boykott-Verordnung u. a. aus außenpolitischen Grün-
den nicht vertretbar. Die Gemeinschaft hat sich — u.  a. 
im Rahmen des Kooperationsabkommens mit den 
Golfstaaten — weiter für eine Aufhebung des arabi-
schen Handelsboykotts gegen Israel eingesetzt. Sie 
hat im Rahmen des 11. Kooperationsrates mit Israel 
(1. Februar 1993) angekündigt, die Frage weiter zu 
verfolgen und geeignete Initiativen seitens der 
Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten, darunter 
auch Maßnahmen gegen die Auswirkungen des 
Boykotts, zu prüfen. 

VII. Beziehungen zu den Staaten 
Lateinamerikas und Asiens 

315. ASEAN 

Bei der Asien-Pazifik-Strategie, die die Bundesregie-
rung nach den Besuchen des Bundeskanzlers in 
Indien, Singapur, Indonesien, Südkorea und Jap an  im 
Februar 1993 entwickelt hat, geht es angesichts der 
nach wie vor von Portugal blockierten Verhandlungen 
über ein Abkommen der 3. Generation mit ASEAN in 
erster Linie um eine volle Ausschöpfung des gelten-
den Kooperationsabkommens mit ASEAN und eine 
Verstärkung der bilateralen Beziehungen und dabei 
vor allem deutscher Investitionen in den Volkswirt-
schaften von ASEAN und der anderen asiatischen 
Staaten. Ohne Investitions- und Produktionsstandorte 
kann die deutsche Wirtschaft ihre Wettbewerbssitua-
tion in Asien nicht aufrechterhalten. 

Zur Unterstützung der deutschen Wi rtschaft sollen die 
Auslandshandelskammern verstärkt, die finanziellen 
Bedingungen für deutsche Exporte verbessert und 
dabei auch die Möglichkeiten der entwicklungspoliti-
schen Zusammenarbeit mit diesen Ländern in die 
Strategie einbezogen werden. 

Zugleich bemüht sich die Bundesregierung um mehr 
Engagement der asiatisch-pazifischen Länder im 
europäischen Binnenmarkt und in den neuen Bundes-
ländern. 

316. Indien, Sri Lanka 

Das Kooperationsabkommen EG-Indien wurde im 
Juni 1993 vom Rat gebilligt. Die Unterzeichnung des 
Abkommens steht bevor. 

Die EG-Kommission hat im März 1993 mit S ri  Lanka 
auf der Grundlage des ihr vom Rat im Februar 1993 
erteilten Mandats Verhandlungen über ein neues 
Kooperationsabkommen geführt und weitgehende 
Einigung über den Inhalt erzielt. Die Paraphierung 
wurde jedoch noch nicht vorgenomme, weil der Pas-
sus über die Menschenrechte noch nicht abschließend 
geklärt werden konnte. 

Es handelt sich bei beiden Abkommen um sogenannte 
Abkommen der 3. Genera tion, d. h. die Zusammenar-
beit geht über die Bereiche H andel und Wirtschaft 
hinaus und erfaßt auch Bereiche wie Umweltschutz, 
Energie, Wissenschaft und Technologie. Eine Evolu

-

tivklausel erlaubt die spätere Erschließung zusätzli-
cher, im Abkommen nicht ausdrücklich genannter 
Kooperationsbereiche. 

317. Zentralamerika 

Im Februar 1993 fand in San Salvador die 9. Außen-
ministerkonferenz zwischen der Gemeinschaft und 
den Staaten Zentralamerikas sowie den kooperieren-
den Ländern Kolumbien, Mexiko und Venezuela statt. 
Schwerpunktmäßig wurden Mittel und Möglichkei-
ten zur weiteren politischen und wirtschaft lichen 
Konsolidierung Zentralamerikas erörtert, wobei die 
kurz zuvor von der EG mehrheitlich beschlossene 
gemeinsame Marktordnung für Bananen von allen 
lateinamerikanischen Konferenzteilnehmern scharf 
kritisiert wurde. 

Das am Rande der Konferenz am 22. Februar 1993 
unterzeichnete Rahmenabkommen über die Zusam-
menarbeit zwischen der EG und den Republiken 
Costa Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras, Nica-
ragua und Panama wurde — ungeachtet des Bana-
nenstreits — als Beleg für den weiteren Ausbau der 
Zusammenarbeit zwischen EG und Zentralamerika 
gewürdigt. 

318. Andenpaktstaaten — EG-Rio-Gruppe 

Die Außenminister der EG und der Rio-Gruppe (alle 
10 südamerikanischen Länder außer Surinam und 
Guyana sowie ein Vertreter von Zentralamerika und 
der Karibik) erörterten am 23./24. April 1993 in 
Kopenhagen im Rahmen eines seit 1990 institutiona-
lisierten Dialoges aktuelle politische und außenwirt-
schaftliche Fragen beider Regionen. Die EG-Minister 
ermunterten die lateinamerikanischen Staaten zu 
einer stärkeren regionalen Zusammenarbeit. Von 
lateinamerikanischer Seite wurde deutlich Kritik an 
protektionistischen Tendenzen der EG, insbesondere 
im Agrarbereich, geäußert. 

Am Rande des Ministertreffens wurde am 23. April 
1993 ein neues Kooperationsrahmenabkommen der 
EG mit den fünf Andenpaktländern Bolivien, Ecuador, 
Kolumbien, Peru und Venezuela unterzeichnet, das 
die europäische Finanzhilfe auch auf Bereiche wie 
soziale Entwicklung, Gesundheitswesen und Um-
weltschutz ausdehnt. 

VIII. Beziehungen zu den AKP-Staaten 

319. Lomé-IV-Abkommen 

Schwerpunkte der Arbeit in den Gremien der 
Gemeinschaft waren im ersten Halbjahr 1993 das 
Hilfesystem für traditionelle AKP-Bananenlieferan-
ten, die Studie über die Verzögerungen bei der 
Durchführung der technischen und finanziellen 
Zusammenarbeit sowie die Folgen der Loslösung 
Eritreas von Äthiopien. 
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- Durch Ratsbeschluß vom 13. Februar 1993 wurde 
mit Wirkung vom 1. Juli  1993 in der Gemeinschaft 
eine gemeinsame Marktordnung für Bananen 
geschaffen. Die nach heftiger Diskussion gegen 
die Stimmen von Deutschland, den Niederlanden 
und Belgien verabschiedete Verordnung sieht 
unter anderem auch ein Beihilfesystem zugunsten 
der traditionellen AKP-Bananenlieferanten vor. 
Trotz mehrmaliger Befassung der zuständigen 
Gremien konnten sich die Mitgliedstaaten im Rat 
noch nicht über Notwendigkeit und Ausgestaltung 
eines Hilfesystems einigen. 

— Der AKP-EWG-Ministerrat hatte auf seiner 
15. Jahrestagung im März 1990 in Fidschi beschlos-
sen, die Verzögerungen bei der Durchführung der 
finanziellen und technischen Zusammenarbeit, die 
den Abfluß der Mittel des Europäischen Entwick-
lungsfonds (EEF) und damit die Wirksamkeit der im 
Rahmen der Lomé-Abkommen geleisteten Entwick-
lungshilfe der Gemeinschaft behindern, in einer 
Studie untersuchen zu lassen. 

Die Auswertung der nun vorliegenden umfangrei-
chen Post-Fidschi-Studie ergab, daß ein Großteil 
der Verzögerungen durchaus nicht durch die Ver-
fahrensregeln des Lomé-IV-Abkommens selbst 
verursacht wurde, sondern durch Schwierigkeiten 
bei der Auslegung und Anwendung dieser Regeln. 
Diese Schwierigkeiten beruhten teils auf falscher 
Anwendung der Regeln, teils auf einem Mangel an 

 personellen oder materiellen Mitteln, häufig auf 
unterschiedlichen Interpreta tionen der Regeln 
durch die Beteiligten aus EG und be troffenen 
AKP-Staaten, manchmal aber auch durch man

-gelnde Kenntnisse oder Informationen. 

Die aus diesen Erkenntnissen zu ziehenden 
Schlußfolgerungen und die zu ergreifenden Maß-
nahmen waren Gegenstand intensiver Beratungen 
zwischen Gemeinschaft und AKP-Seite. Konkrete 
Ergebnisse könnten in die Halbzeitüberprüfung 
des Lomé-IV-Abkommens 1994 einfließen. 

— Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben 
die Loslösung Eritreas von Äthiopien im April 
dieses Jahres positiv aufgenommen und unverzüg-
lich Überlegungen über die Gestaltung der künfti-
gen Beziehungen zwischen der EG und dem unab-
hängigen Eritrea angestellt. Einigkeit herrschte 
innerhalb der Gemeinschaft, daß E ritrea als 
70. AKP-Staat am Lomé-IV-Abkommen teilneh-
men solle. Die laufenden Verhandlungen über die 
konkrete Verwirklichung der Mitgliedschaft Erit-
reas dürften bald abgeschlossen sein. 

320. AKP-EWG-Ministerrat 

Am 17./18. Mai 1993 fand in Brüssel die 18. AKP-
EWG-Ministerratstagung statt. Hauptgesprächsthe-
men waren die Uruguay-Runde des GATT  und ihre 
Auswirkungen auf die AKP-Staaten, die Sorgen der 
AKP-Staaten im Rohstoffbereich, vor allem nach dem 
vorläufigen Scheitern der Verhandlungen über neue 
Abkommen für Kaffee und Kakao sowie die aktuellen 
Entwicklungen im südlichen Afrika. 

Neben den üblichen gemeinsamen Berichten und 
Resolutionen aus den verschiedenen Bereichen der 
Entwicklungsfinanzierung wurden auch eine gemein-
same Entschließung zur Post-Fidschi-Studie und 
gemeinsame Grundsätze zur Förderung von Projek-
ten zugunsten von kleinen und mittleren Unterneh-
men angenommen. 

Der nächste AKP-EWG-Ministerrat soll im Mai 1994 in 
Swasiland stattfinden. 

321. Europäischer Entwicklungsfonds (EEF) 

Für Surinam wurde ein Indikativprogramm ausgehan-
delt, so daß nur noch fünf AKP-Länder (Haiti, Libe ria, 
Somalia, Sudan, Zaire) verbleiben, für die aus politi-
schen Überlegungen Indikativprogramme noch nicht 
abgeschlossen werden konnten. Mit diesen fünf Län-
dern sowie Togo bleibt im übrigen die entwicklungs-
politische Zusammenarbeit unterbrochen. 

Eritrea, das wahrscheinlich demnächst als 70. Staat 
dem AKP-EWG-Abkommen beitreten wird, erhielt 
Mittel im Umfang von 19,8 Mio. ECU für ein kurzfri-
stiges Hilfsprogramm, das dem Wiederaufbau des 
Landes und einem wirtschaftlichen Aufschwung 
dient. 

IX. Weitere Bereiche der Entwicklungspolitik 

322. Nord-Süd-Dialog 

Nachdem im Februar 1992 auf der Konferenz der 
Vereinten Nationen (VN) für Handel und Entwicklung 
in Cartagena (UNCTAD VIII) und im Juni 1992 auf der 
VN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in  Rio 

 (UNCED) das Bewußtsein für eine neue weltweite 
Partnerschaft zwischen Industrie- und Entwicklungs-
ländern gestärkt worden war, galt es, die auf beiden 
Konferenzen getroffenen Beschlüsse umzusetzen. 

Im Anschluß an  UNCED haben die VN-Kommission 
für nachhaltige Entwicklung (CSD) und das Verhand-
lungskomitee zur Aushandlung einer Wüstenkonven-
tion ihre ersten Tagungen abgehalten. Die Europäi-
sche Gemeinschaft spielte hierbei, wie schon bei der 
UNCED selbst, eine Schlüsselrolle. Hinsichtlich der 
CSD konnte erreicht werden, daß auch die EG

-

Kommission im Rahmen ihrer Zuständigkeiten an der 
Arbeit der Kommission voll teilnehmen kann; sie hat 
jedoch kein Stimmrecht. 

Mit Folgemaßnahmen der UNCED hat sich auch der 
Rat im ersten Halbjahr 1993 mehrfach befaßt. 

Ebenfalls Bilanz gezogen wurde auf der ersten sub-
stantiellen Tagung der Kommission für nachhaltige 
Entwicklung, die sich hochrangig mit der Umsetzung 
der in Rio gefaßten Beschlüsse befaßt. Die EG

-

Kommission kann an den Arbeiten dieser Kommission 
teilnehmen, nachdem gewisse Widerstände einiger 
VN-Mitgliedstaaten überwunden worden waren. 

Bei der Reform des Wirtschafts- und Sozialbereichs 
der VN hat die EG durch Koordinierung der Positionen 
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der Mitgliedstaaten dem Verhandlungsprozeß Dyna-
mik gegeben. Gemäß den Reformbeschlüssen von 
Cartagena (UNCTAD VIII, 1992) wurden bei der 
UNCTAD vier Ständige Ausschüsse (Rohstoffe, 
Armutsbekämpfung, Zusammenarbeit der Entwick-
lungsländer, Dienstleistungen) und fünf Ad-hoc-
Arbeitsgruppen (Investitionen und Finanzflüsse, Han-
delseffizienz, Privatisierung, Schaffung von Handels-
möglichkeiten, Investitionen und Technologietrans-
fer) gegründet. Diese Org ane haben ihre Tätigkeit 
inzwischen im Rahmen festgelegter Arbeitspro-
gramme aufgenommen. Durchweg zeichnet sich nach 
der Restrukturierung ein sachorientierter, pragmati-
scher Arbeitsstil hin zu einer mehr marktwirtschaftlich 
orientierten UNCTAD ab. Die EG und Deutschl and 
unterstützen den Reformprozeß durch aktive Teil

-

nahme von Experten an Ausschüssen und Arbeits-
gruppen. Teil dieses Reformprozesses ist auch die 
Übertragung des Programms für Transnationale 
Unternehmen vom VN-Sekretariat in New York auf 
die UNCTAD nach Genf. Es gilt, die durch das 
VN-System gebotenen Möglichkeiten verstärkt für 
einen konstruktiven Dialog zu nutzen, damit das 
Konzept einer Partnerschaft umgesetzt wird, die sich 
auf gegenseitige Verpflichtungen gründet. 

Der in 1993 begonnene Vorbereitungsprozeß für die 
anstehende Weltbevölkerungskonferenz 1994 in 
Kairo — durch die Europäische Bevölkerungskonfe-
renz und die 2. Vorbereitungskonferenz — sowie die 
Vorbereitungssitzungen für den Weltsozialgipfel in 
1995 gab bzw. gibt der EG Gelegenheit, den Nord

-

Süd-Dialog in partnerschaftlicher und konstruktiver 
Weise fortzusetzen. 

323. Entwicklungsländer 

Der Rat verabschiedete am 25. Mai 1993 Erklärungen 
bzw. Schlußfolgerungen zu den folgenden Themen: 
Koordinierung der Politiken, Sonderinitiative Afrika, 
Südafrika, Menschenrechte, Demokratie und Ent-
wicklung, humanitäre Hilfe und Soforthilfe sowie 
Frauen und Entwicklung. Die Politikkoordinierung 
wird zunächst vorrangig in den Bereichen Armutsbe-
kämpfung, Gesundheitswesen, Bildung und Ausbil-
dung sowie Ernährungssicherheit erfolgen. Im Rah-
men der Sonderinitative Afrika wird die Gemeinschaft 
einzelne afrikanische Länder mit Wiederaufbaumaß-
nahmen unterstützen und hierfür mindestens 100 Mio. 
ECU zur Verfügung stellen. Diese Mittel sollen vor-
rangig aus dem Europäischen Entwicklungsfonds 
stammen. Die Entwicklungsminister haben bestätigt, 
daß die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten im 
Anschluß an  die in Rio erteilte globale Finanzzusage 
im Umfang von 3 Mrd. ECU 1993 eine erste Tranche 
von 600 Mio. ECU für spezifische Projekte und Pro-
gramme in Schlüsselbereichen der Agenda 21 zur 
Verfügung stellen werden. 

324. Entwicklung, Menschenrechte und Demokratie 

Die Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten über 
Menschenrechte, Demokratie und Entwicklung 

diente insbesondere einer Vorbereitung der Men-
schenrechtskonferenz im Juni dieses Jahres in Wien. 
Sie weist u. a. auf den Zusammenhang zwischen 
Menschenrechten und Demokratie einerseits sowie 
Entwicklung andererseits hin und nennt eine Reihe 
von Ansatzpunkten für die Entwicklungszusammen-
arbeit. 

X. Grundstoffpolitik 

325. Grundstoffpolitik, Schwerpunkte 

Die Situation der Entwicklungsländer, vor allem Afri-
kas, die auch weiterhin im wesentlichen von Rohstoff-
exporten abhängig sind, hat sich auch im 1. Halbjahr 
1993 zunehmend verschlechtert. Aus diesem Grund 
haben die Europäische Gemeinschaft und ihre Mit-
gliedstaaten vermehrt alle Anstrengungen unternom-
men, im Bereich der Rohstoffabkommen und der mit 
Rohstofffragen befaßten internationalen Organisatio-
nen alle handels-, umwelt- und entwicklungspoliti-
schen Möglichkeiten auszuschöpfen. 

Die Gemeinschaft trat auch weiterhin, wie schon auf 
der Konferenz der Vereinten Nationen über H andel 
und Entwicklung (UNCTAD VIII) zum Ausdruck 
gekommen war, dafür ein, daß die UNCTAD ein 
wichtiges Forum für einen entwicklungsorientierten 
Nord-Süd-Dialog im Rohstoffbereich bleibt. Dabei 
unterstützt sie die Bestrebungen für eine Intensivie-
rung sowohl des Dialogs als auch der Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern. 

In den mit Rohstoffaspekten befaßten internationalen 
Institutionen standen dabei nach wie vor — durchaus 
zu sehen im Zusammenhang mit den Verhandlungen 
der GATT-Uruguay-Runde — der Abbau von Han-
delshemmnissen für die Entwicklungsländer, die Ver-
besserung des Zugangs der Entwicklungsländer zu 
den Märkten der Industrieländer sowie eine Struktu-
ranpassung in den Entwicklungsländern (Wirtschafts-
reformen unter Übernahme von marktwirtschaftli-
chen Mechanismen) im Vordergrund der Diskussio-
nen. 

In bezug auf die Rohstoffe, für die Abkommen be-
stehen (Kaffee, Kakao, Tropenholz und Naturkau-
tschuk), sind die Europäische Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten trotz bestehender Differenzen mit 
und unter den Entwicklungsländern grundsätzlich 
offen für den Neuabschluß von Abkommen. Dies gilt 
insbesondere für ein neues Tropenholz-Abkommen. 

326. Gemeinsamer Fonds für Rohstoffe 

Bei allen Mitgliedstaaten des Gemeinsamen Fonds 
wird zunehmend die Ansicht vertreten, daß der 
1. Schalter des Gemeinsamen Fonds in seiner bisheri-
gen Form (Preisstabilisierung durch Bufferstocks) 
kaum mehr zur Anwendung gelangen werde. Die 
EG-Mitgliedstaaten prüfen daraufhin Vorschläge und 
Möglichkeiten, die beim 1. Schalter angelegten 
Beträge anderweitig zu nutzen. 
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Vor diesem Hintergrund und angesichts der sich 
weiter verschlechternden Situa tion in den von Roh-
stoff-Exporten abhängigen Entwicklungsländern, ist 
für die Mitgliedstaaten und auch für Deutschland der 
2. Schalter des Gemeinsamen Fonds von besonderem 
Interesse. In diesem Jahr konnten wieder einige 
Projektvorschläge — unterstützt von den EG-Mit-
gliedstaaten — verabschiedet werden. 

Im Rahmen dieser finanziellen Projektförderung 
erwarten die Bundesregierung und die Gemeinschaft 
einen wesentlichen Beitrag zur Produktivitätssteige-
rung, zur besseren Absatzförderung, zur Diversifizie-
rung und damit zur weiteren Integra tion der Entwick-
lungsländer in die Weltwirtschaft. Dieses wird letzt-
endlich eine Verbesserung der Situa tion der Entwick-
lungsländer mit sich bringen. Aus diesem Grund ist 
ein gemeinschaftliches H andeln für die Verbesserung 
der Arbeitsweise des Gemeinsamen Fonds und für 
eine noch bessere Nutzung der Mittel des 2. Schalters 
notwendig. Nach den Beschlüssen der UNCTAD VIII-
Konferenz vom Februar 1992 wird der Gemeinsame 
Fonds künftig bei der Neuausrichtung des Arbeitspro-
grammes für die 90er Jahre, wenn es um eine neue 
Rohstoffpolitik geht, eine bedeutende Rolle spielen. 

327.. Internationales Kaffee-Übereinkommen 

Die Verhandlungen über ein neues Internationales 
Kaffee-Übereinkommen wurden im 1. Quartal 1993 
fortgesetzt. Trotz intensiver Bemühungen, insbeson-
dere der Delega tionen der Europäischen Gemein-
schaft, Unterschiede zwischen Erzeugern und Ver-
brauchern zu überbrücken, ist es nicht gelungen, 
innerhalb des vom Internationalen Kaffeerat gesteck-
ten Zeitrahmens bis 31. März 1993 die Verhandlungen 
erfolgreich abzuschließen. Trotz erreichter Fort-
schritte, vor allem in technischen Fragen, konnte über 
wesentliche Elemente eines neuen Übereinkommens 
keine Einigung erzielt werden (z. B. globale Expo rt

-quote, deren Aufteilung auf drei bzw. vier Kaffeegrup-
pen, Festlegung eines Preisbandes und dessen Anpas-
sung an die Preisentwicklung). 

Um die internationale Kaffee-Organisa tion als Forum 
für die internationale Zusammenarbeit zu erhalten 
und Zeit für mögliche weitere Verhandlungen zu 
gewinnen, hat der Interna tionale Kaffeerat am 4. Juni 
1993 eine weitere, vierte Verlängerung des Inter-
nationalen Kaffee-Übereinkommens von 1983 bis 
30. September 1994 beschlossen. 

Deutschland sowie die übrigen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft haben sich im Rahmen 
der Verbrauchergruppe für diese Verlängerung ein-
gesetzt und werden sich auch weiterhin an Bemühun-
gen, ein marktorientiertes neues Kaffee-Übereinkom-
men zu erreichen, konstruktiv beteiligen. Eine Wie-
deraufnahme der Verhandlungen über ein neues 
Kaffee-Übereinkommen hängt in erster Linie von der 
Haltung der Erzeugerländer ab, die derzeit keine 
Bereitschaft erkennen lassen, kurzfristig den Ver-
handlungsprozeß wieder aufzunehmen. 

Die Preise auf dem internationalen Kaffeemarkt 
bewegen sich nach wie vor auf einem Niveau, das ca. 
50 % unter dem früherer Jahre liegt. Bemühungen der 
Exportländer, ihrerseits marktstabilisierende Maß-
nahmen zu veranlassen, lassen eine Festigung der 
Preise erwarten. 

328. Kakao 

Nachdem auch die 4. Verhandlungsrunde der VN-
Kakaokonferenz keine wesentlichen Fortschritte 
brachte, einigten sich die Mitglieder des Kakaorates, 
dem Generalsekretär der UNCTAD die Einberufung 
einer 5. Runde zu empfehlen. 

Diese voraussichtlich letzte Runde befaßt sich mit 
einem stark geänderten Konzept. Kernstück des 
neuen Übereinkommens sollen Bemühungen der 
Erzeuger sein, ihre Produktionspolitik zu koordinie-
ren, um so zur Vermeidung von Überschüssen beizu-
tragen. 

Im neuen Übereinkommen ist kein Ausgleichslager 
mehr vorgesehen. Die vorhandenen Vorräte von ca. 
230 000 t Kakao, die während des 3. und 4. Kakao

-

Übereinkommens aufgekauft worden sind, sollen ab 
1. Oktober 1993 in einem Zeitraum von ca. vier Jahren 
wieder in den Markt abgegeben werden. 

Die EG-Mitgliedstaaten einigten sich auf das neue 
Konzept und werden sich nachdrücklich für dessen 
Umsetzung in dem zukünftigen Kakao-Übereinkom-
men einsetzen. 

329. Internationales Naturkautschuk-Übereinkommen 

Dem im Rahmen der UNCTAD ausgehandelten Inter-
nationalen Naturkautschuk-Übereinkommen von 
1987 (Nachfolger des Übereinkommens von 1979) 
gehören mit 27 Stellen alle wichtigen Expo rt- und 
Importländer von Naturkautschuk an, darunter die 
Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten. 
Wesentliches Ziel des Übereinkommens ist die Stabi-
lisierung der Naturkautschukpreise im Rahmen des 
langfristigen Markttrends mittels eines Ausgleichsla-
gers (Maximalkapazität von 550 000 t ist mit ca. ein 
Drittel in Anspruch genommen). 

Das Übereinkommen läuft bis 28. Dezember 1993. Es 
könnte zwar um bis zu zwei Jahre verlängert werden, 
jedoch haben die bisherigen Gespräche über die 
Frage der Aufnahme von Verhandlungen über ein 
Folgeabkommen zu keinen Ergebnissen geführt, ins-
besondere weil die Produzentenländer ihre Verpflich-
tungen aus dem laufenden Abkommen nicht erfüllen. 
Die Gemeinschaft hat klargestellt, daß auch ein evtl. 
neues Abkommen mit seinen Preis- und Interven-
tionsregelungen den Marktgegebenheiten Rechnung 
tragen muß. 
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330. Internationales Tropenholzübereinkommen 

Die während der 1. Verhandlungsrunde im April 
ins Stocken geratenen Gespräche über ein neues 
Tropenholzübereinkommen — das bestehende Ab-
kommen läuft am 31. März 1994 aus — wur-
den auf der 14. Ratstagung der internationalen 
Tropenholzorganisation im Mai in Kuala Lumpur 
erfolgreich wieder aufgenommen. Weitere Fortschrit-
te sind auf der 2. Verhandlungskonferenz im Ju-
ni in Genf erzielt worden, insbesondere durch die 

feste Haltung der EG-Mitgliedstaaten, nicht um 
jeden Preis ein neues Abkommen zu akzeptieren. 
Offengeblieben sind allerdings noch die Hauptfra-
gen eines neuen Übereinkommens wie Umfang 
(Ausdehnung auf alle Wälder der Welt oder Kon-
zentration auf Tropenwälder), stärkere Einbeziehung 
ökologischer Aspekte sowie Finanzierungsmaßnah-
men. 

Darüber soll in einer 3. Runde im Oktober 1993 erneut 
verhandelt werden. 

D. Europäische Politische Zusammenarbeit 

331. Jugoslawien, ehemaliges 

Der Konflikt im ehemaligen Jugoslawien blieb das 
wichtigste Thema der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit (EPZ). Im Mittelpunkt standen die 
Bemühungen um eine Lösung der Konflikte auf dem 
Verhandlungsweg. Die Gemeinschaft und ihre Mit-
gliedstaaten haben den politischen Druck auf die 
Streitparteien erheblich verstärkt. Neben dem Einsatz 
der politischen und wirtschaftlichen Mittel der 
Gemeinschaft einerseits und ihrer Mitgliedstaaten 
andererseits handelte die Gemeinschaft im Rahmen 
der Internationalen Konferenz über das ehemalige 
Jugoslawien und durch den Einsatz der EG-Beobach-
ter-Mission. Sanktionsunterstützungsmissionen in 
den Nachbarstaaten Serbien/Montenegros wurden 
erheblich ausgebaut. 

Auf dem Treffen aller Konfliktparteien am 2. Januar 
1993 in Genf legten die Ko-Vorsitzenden des Len-
kungsausschusses der Konferenz über das frühere 
Jugoslawien Cyrus Vance und Lord Peter Owen den 
Entwurf eines Friedensplans für Bosnien-Herzego-
wina vor. In einer Erklärung der EG-Außenminister in 
Paris vom 13. Januar 1993 wurden die bosnischen 
Serben ultimativ zur Annahme des Vance-Owen-
Friedensplans aufgefordert. Die Wiederaufnahme der 
Genfer Beratungen (23. Januar) wurde durch eine 
kroatische Offensive (22. Januar) gegen serbisch 
besetzte Gebiete im Hinterland der Küstenstadt Zadar 
beeinträchtigt. Verhandlungsgrundlage war nun-
mehr ein dreiteiliges Lösungspaket, der o. g. Verfas-
sungsrahmen, die Landkarte und ein detallierter 
Implementierungsplan mit genauen Zeitvorgaben zur 
Beendigung der Feindseligkeiten. Kernpunkte des 
Plans: Bosnien-Herzegowina bleibt als weitgehend 
dezentralisierter Staat in seinen Außengrenzen erhal-
ten; die Provinzen haben keine eigene Völkerrechts-
subjektivität; innerhalb Bosnien-Herzegowinas 
herrscht Freizügigkeit; gesamter Staat soll schritt-
weise unter VN-EG-Aufsicht demilitarisiert werden. 
Am 25. Januar 1993 riefen die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten in einer Erklärung Kroatien zur Ein-
stellung der Kämpfe und zur Implemen tierung aller 
Aspekte des Vance-Owen-Plans auf. Am 1. Februar 
1993 sicherten die EG-Außenminister in der „Erklä-
rung über Bosnien-Herzegowina" dem Vance-Owen-
Friedensplan volle Unterstützung zu und forderten 

den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen auf, ein 
gleiches zu tun. Zugleich wurden verschärfte Sank-
tionsmaßnahmen zur Isolierung Serbiens und Monte-
negros vorgeschlagen, falls die Annahme des Frie-
densplans nicht erfolgte. Durch verstärkten Druck und 
durch engere Kooperation der Gemeinschaft mit den 
USA und Rußland sollten die Serben zum Einlenken 
bewegt werden. 

Die Kämpfe in Bosnien-Herzegowina gingen wäh-
rend der ganzen Verhandlungsdauer weiter. Insbe-
sondere wurden von seiten der bosnischen Serben 
zusätzliche Angriffe zur Eroberung der moslemischen 
Enklaven in Ostbosnien begonnen. Am 3. März 1993 
verurteilte die EG-Präsidentschaft in scharfer Form 
dieses Vorgehen. Der VN-Sicherheitsrat befaßte sich 
am gleichen Tag mit der Lage in Ostbosnien. Die 
bosnischen Kroaten und Muslime einigten sich zur 
gleichen Zeit auf einen zusätzlichen vierten Teil des 
Vance-Owen-Friedensplans. Er schafft eine Über-
gangsregelung für die Regierung in Bosnien-Herze-
gowina. Am 8. März  folgte der Rat Lord Owen's 
Einschätzung, daß eine Unterzeichnung des Friedens-
plans durch alle Parteien innerhalb von zwei Wochen 
möglich scheine. Durch die Unterzeichnung des 
gesamten Friedensplans, einschließlich der Land-
karte durch den bosnischen Präsident Izetbegovic, 
stieg der Druck auf die bosnischen Serben. In der 
Erklärung des Rats am 5. April 1993 in Luxemburg 
wurden nochmals die entschiedene Unterstützung des 
Vance-Owen-Friedensplans bekundet und Schritte 
zur weiteren Sanktionsverschärfung und Isolierung 
von Serbien/Montenegro vorbereitet. 

Mit Resolution 820 des VN-Sicherheitsrats traten 
schließlich — von der EG unterstützt — verschärfte 
Sanktionen gegen Serbien/Montenegro und die von 
Serben beherrschten Gebiete in Bosnien-Herzego-
wina und Kroatien in Kraft. Auf einem überraschend 
angesetzten Treffen in Athen am 1. und 2. Mai 1993 
unterzeichnete schließlich Serbenführer Karadzic den 
Vance-Owen-Friedensplan, doch lehnte das selbster-
nannte „Parlament" der bosnischen Serben in Pale am 
6. Mai 1993 den Friedensplan ab. Am 10. Mai 1993 
beschlossen die EG-Außenminister, an der Unterstüt-
zung des Friedensplans festzuhalten und ggf. bei der 
Umsetzung des Beschlusses zur Abriegelung der 
Grenze zwischen Bosnien-Herzegowina und Serbien 
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mit EG-Monitoren zu helfen. Hinsichtlich der inzwi-
schen ausgebrochenen Kämpfe zwischen den vormals 
verbündeten bosnischen Kroaten und Muslimen 
erfolgte eine warnende Demarche bei Präsident Tudj-
man. Eine überwältigende Mehrheit der bosnischen 
Serben lehnte den Friedensplan im Referendum (15./ 
16. Mai 1993) ab. Die EG blieb in weiteren Stellung-
nahmen bei ihrer vollen Unterstüztung des Friedens-
plans. 

In letzter Zeit hat sich die politische und militärische 
Lage in und für Bosnien-Herzegowina weiter ver-
schlechtert. Kroatien und Serbien haben nun die Idee 
einer Dreiteilung in die internationalen Verhandlun-
gen eingeführt. Der Europäische Rat hat in seiner 
Erklärung über Bosnien-Herzegowina in Kopenha-
gen klargestellt, daß er keine Lösungen akzeptieren 
werde, die von den Serben und Kroaten auf Kosten der 
bosnischen Moslems diktiert wurden. Der Rat stellte 
fest, daß die Prinzipien der Londoner Konferenz 
unverändert weitergelten, insbesondere: Unabhän-
gigkeit, Souveränität und ter ritoriale Integrität von 
Bosnien-Herzegowina, Unzulässigkeit territorialen 
Erwerbs durch Gewalt, Notwendigkeit humanitärer 
Hilfe und Verfolgung von Kriegsverbrechen. Der 
Europäische Rat unterstützte ferner den Aufruf der 
Regierung von Bosnien und Herzegowina zu einem 
sofortigen Waffenstillstand. 

Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaa-
ten haben die Tätigkeit des Sonderbeauftragten der 
Menschenrechtskommission der VN, des früheren 
polnischen Ministerpräsidenten Mazowiecki, ange-
sichts der systematischen und exzessiven Verletzun-
gen elementarer Menschenrechte durch „ethnische 
Säuberungen" , einschließlich Vergewaltigungen, be-
grüßt und nachhaltig unterstützt. Eine vom Europäi-
schen Rat in Edinburgh eingesetzte Mission unter 
Dame Anne Warburton hat im Januar 1993 Berichte 
über Massenvergewaltigungen muslimischer Frauen 
und Mädchen im ehemaligen Jugoslawien vor Ort 
untersucht und geeignete Hilfsmaßnahmen zugun-
sten der Betroffenen vorgeschlagen. Die humanitäre 
Hilfe der Gemeinschaft für die betroffenen Frauen 
und Mädchen wurde durch umfangreiche Hilfe der 
Mitgliedstaaten ergänzt. Die Gemeinschaft hat die 
Schaffung eines Tribunals für im ehemaligen Jugosla-
wien seit Ausbruch des Krieges 1991 begangene 
Verbrechen durch die Resolution 808 des Sicherheits-
rates der VN besonders begrüßt. Sie mißt diesem 
internationalen Gericht, das durch die Resolu tion 827 
dem Ziel einer baldigen Arbeitsaufnahme näher 
gekommen ist, eine hohe Bedeutung zu. Die Gemein-
schaft und ihre Mitgliedstaaten unterstützen die 
Untersuchung von Verletzungen des humanitären 
Kriegsvölkerrechts. 

Die Gemeinschaft hat für die notleidenden Menschen 
in Bosnien-Herzegowina ihr umfangreiches Hilfspro-
gramm fortgeführt. Ein besonderer Schwerpunkt lag 
auf Sarajevo, wo mit Hilfe der Vereinten Nationen und 
in Kooperation mit den G-24-Ländern eine Luftbrücke 
unter Beteiligung mehrerer Mitgliedstaaten, darunter 
Deutschland, aufrechterhalten wurde. 

Die Mission der EG-Beobachter blieb weiterhin im 
Einsatz. Dank einer Vielzahl von Beobachtungs- und 
Vermittlungseinsätzen in den verschiedenen Kon

-

fliktgebieten wird sie als Schlüsselelement bei der 
friedlichen Beilegung der Krise angesehen. Ange-
sichts der weiterschwelenden Gefahr eines Übergrei-
fens des Konflikts schloß die Mission auch Ungarn und 
Bulgarien in ihre Arbeit ein. In Kroatien arbeitet die 
Gemeinschaft weiterhin mit den Vereinten Nationen 
zur Durchführung des VN-Friedensplans (sog. Vance

-

Plan) zusammen. Die EG-Monitormission führt 
gemeinsam mit UNPROFOR ihre Überwachungsrolle 
in den sog. „pink zones" fort. Die Gemeinschaft hat, 
wie auch die Vereinten Nationen, festgestellt, daß 
diese Zonen Teil Kroatiens sind und bleiben und daß 
die Wiederherstellung der kroatischen Autorität in 
diesen Zonen Ziel der Aktivität bleibt. 

Die Gemeinschaft hat mit Sorge die großen intereth-
nischen Spannungen im Kosovo beobachtet. Sie hat 
die Wiederherstellung der Autonomie des Kosovo 
verlangt und die serbischen Behörden dringend auf-
gefordert, die Menschenrechte zu achten und beim 
Gebrauch der staatlichen Gewalt die notwendige 
Zurückhaltung zu zeigen. 

332. Neue Unabhängige Staaten (NUS) 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben die 
Entwicklung in den Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion und Rußlands aufmerksam verfolgt und 
insbesondere zur inneren Entwicklung Rußlands und 
zu den Regionalkonflikten Erklärungen abgegeben 
sowie gemeinsame Demarchen druchgeführt. Die 
Mitgliedstaaten verfolgen eine abgestimmte Politik 
zum Aufbau und zur Pflege vollwertiger Beziehungen 
zu allen Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjet-
union einschließlich Rußlands. 

Der Politische Dialog wurde intensiv gepflegt. Am 
27. März 1993 fand eine Troika-Begegnung mit Pre-
mierminister Tschernomyrdin und Außenminister 
Kosyrew in Moskau statt. Im Mittelpunkt der Gesprä-
che standen neben den Beziehungen EG-Rußland die 
Rolle Rußlands gegenüber seinen Nachbarländern 
und die Lage im ehemaligen Jugoslawien. 

Die Verhandlungen mit Rußland über ein Partner-
schafts- und Kooperationsabkommen wurden im 
1. Halbjahr 1993 weitergeführt. 

Die Zwölf begrüßten in einer Erklärung den die 
Reformkräfte stärkenden Abschluß des Referendums 
in Rußland vom 25. April 1993. Die Mehrzahl der 
sonstigen Erklärungen der EPZ befaßten sich mit den 
Regionalkrisen in den Nachfolgestaaten der ehema-
ligen Sowjetunion (Berg-Karabach-Konflikt, Geor-
gien). 

Der anhaltende Konflikt um das von Armeniern 
bewohnte ehemalige Autonome Gebiet von Berg

-

Karabach in Aserbaidschan veranlaßte die Gemein-
schaft und die Mitgliedstaaten mehrfach zur Abgabe 
von Erklärungen, in denen die betroffenen Parteien 
aufgefordert wurden, die Verhandlungen für eine 
dauerhafte politische Lösung im Rahmen der KSZE 
fortzusetzen und die Anfang April 1993 erfolgte Beset-
zung des Gebietes um Kelbadschar durch armenische 
Kräfte rückgängig zu machen. 
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Die Erklärungen wurden durch Demarchen bei den 
Regierungen Armeniens und Aserbaidschans unter-
stützt. Darüber hinaus setzten sich die Gemeinschaft 
und die Mitgliedstaaten bei der türkischen Regierung 
für die Durchfuhr humanitärer Güter für die von der 
Versorgung im Winter 1992/1993 abgeschnittene 
Zivilbevölkerung Armeniens ein. 

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten unterstüt-
zen die auf Demokratisierung und Reform gerichtete 
Politik des georgischen Staatsoberhauptes Eduard 
Schewardnadse. Die Gemeinschaft und ihre Mitglied-
staaten werden weiter die Entwicklung in Südossetien 
und Abchasien beobachten und eine politische 
Lösung einschließlich einer stabilen Regelung des 
georgisch-russischen Verhältnisses, das eine Schlüs-
selfrage für die gedeihliche Entwicklung in Georgien 
darstellt, nach Kräften fördern. 

333. Humanitäre Hilfe 

Im Rahmen der EPZ koordinierten die Gemeinschaft 
und die Mitgliedstaaten immer wieder ihre humani-
täre Hilfe für die Bevölkerung in den vom Bürgerkrieg 
betroffenen Gebieten im ehemaligen Jugoslawien. In 
den EPZ-Erklärungen zum ehemaligen Jugoslawien 
ist die humanitäre Hilfe ein fester Bestandteil. 

Schwerpunkt humanitärer Maßnahmen ist die Hilfe 
für Flüchtlinge und Vertriebene in Kroatien und die 
notleidende Zivilbevölkerung in Bosnien-Herzego-
wina in enger Zusammenarbeit mit dem Flüchtlings

-

Kommissariat der Vereinten Nationen. 

Die auf dem Sondergipfel in Birmingham im Oktober 
1992 beschlossene EG-Task-Force, an  der sich 
Deutschland mit Personal- und Transportkapazitäten 
beteiligt, ist auch im Berichtszeitraum weiterhin tätig 
gewesen. 

Der im Auftrag der Gemeinschaft und ihrer Mitglied-
staaten erstellte Warburton-Bericht enthält die Emp-
fehlung, die Kapazitäten zur Betreuung mißhandelter 
Frauen vor Ort zu verstärken. Zwei Psychologinnen 
wurden von ECHO nach Zagreb entsandt, urn do rt  im 
Rahmen der EG-Task-Force die Hilfsmaßnahmen für 
die traumatisierten Kriegsopfer aufeinander abzu-
stimmen. Ferner wurde ein gemeinsamer Fonds 
gegründet, der von der EG-Task-Force in Zagreb 
verwaltet wird. 

Die EG-Mitgliedstaaten und die EG-Kommission 
haben sich auf der internationalen Geberkonferenz 
vom 11.-13. März 1993 in Addis Abeba zu verstärkten 
Hilfs- und Wiederaufbauanstrengungen für Somalia 
verpflichtet. Die Bundesregierung beteiligt sich am 
Aufbauprogramm der VN für Somalia bis Ende 1993 
mit weiterer humanitärer Hilfe (über Technisches 
Hilfswerk und Nichtregierungsorganisationen) sowie 
mit einem Entwicklungshilfepaket (Infrastruktur, 
staatliche Verwaltung, Wirtschaft, Reintegration von 
Flüchtlingen und Vertriebenen). Die eigentliche Not-
hilfe soll mehr und mehr durch Wiederaufbauhilfe 
ersetzt werden. 

334. Menschenrechte 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben 
wiederholt deutlich gemacht, daß Achtung, Durchset-
zung und Schutz der Menschenrechte entscheidende 
Faktoren der internationalen Beziehungen sind. Die 
Menschenrechtspolitik ist ein Eckstein des Verhält-
nisses der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten zu 
Drittstaaten. Spezifische Menschenrechtsverletzun-
gen wurden sowohl in zahlreichen öffentlichen Erklä-
rungen als auch in vertraulichen Demarchen verur-
teilt. Gemeinsame Berichte der Botschaften sind häu-
fig die Grundlage für das Tätigwerden der Zwölf. 
Auch Resolutionen, parlamentarische Anfragen und 
Aktivitäten des Menschenrechtsunterausschusses des 
Europäischen Parlaments haben zur Menschenrechts-
politik der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten 
entscheidend beigetragen. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten konnten 
weltweit einen wachsenden politischen Konsens über 
den Zusammenhang zwischen pluralistischer Demo-
kratie, Achtung der Menschenrechte und Entwick-
lung konstatieren. Sie haben die Anstrengungen vie-
ler Staaten auf dem Weg zu mehr Demokratie begrüßt. 
Es wurden praktische Maßnahmen vereinbart, die die 
Koordinierung der Entwicklungspolitiken auf diesem 
Gebiet erleichtern sollen. 

Auch im Rahmen der Vereinten Nationen haben die 
Zwölf ihre Haltung in der Menschenrechtsfrage deut-
lich gemacht. So kam es während der 49. Tagung der 
VN-Menschenrechtskommission 1993 zu einer engen 
Abstimmung der Positionen und zu häufigen Stellung-
nahmen der dänischen Präsidentschaft im Namen der 
Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten. Dieses 
geschlossene Auftreten ermöglichte es, im Kontakt zu 
anderen Regionalgruppen meinungsbildend zu wir-
ken. Das gleiche gilt für die Vorbereitung der Men-
schenrechtsweltkonferenz im Juni 1993 in Wien. In 
der 4. Sitzung des Vorbereitungsausschusses wurde 
ein gemeinsames Positionspapier der EG-Mitglied-
staaten vorgelegt. Die gemeinschaftsinterne Abstim-
mung während der Konferenz trug erheblich zu deren 
Ergebnis bei. 

335. Vereinte Nationen 

Die VN-politische Abstimmung innerhalb der Ge-
meinschaft und ihrer Mitgliedstaaten konzentriert 
sich naturgemäß jeweils auf das zweite Halbjahr mit 
der dann stattfindenden Generalversammlung der 
Vereinten Nationen. Dementsprechend war im Zeit-
raum zwischen dem 1. Januar und dem 30. Juni 1993 
ein relativer Rückgang in der Zwölfer-Abstimmung zu 
beobachten. Im Mittelpunkt standen hierbei die Bil-
dung der Kommission für nachhaltige Entwicklung als 
Folge der Rio-Konferenz, die Wahlen zur Menschen-
rechtskommission in Genf sowie die Behandlung von 
Einzelthemen. Nach wie vor steht dabei die Abstim-
mung zur Behandlung des Konflikts im ehemaligen 
Jugoslawien in den verschiedenen VN-Gremien im 
Vordergrund. Die Zeit zwischen der 47. Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen wurde auch zur 
Erörterung von Grundsatzfragen genutzt. Hierbei 
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wurden erste Fortschritte zur Herausbildung eines 
Verfahrens erzielt, das sicherstellen soll, daß Kandi-
daturen aus dem Kreis der EG-Mitgliedstaaten für 
Wahlämter im VN-Bereich von allen Zwölf unterstützt 
werden. Diese Frage wird die Europäische Politische 
Zusammenarbeit auch in Zukunft beschäftigen. 
Grundsätzliche Einigung wurde auch hinsichtlich der 
gemeinsamen Einbringung und Unterstützung von 
Resolutionen der Generalversammlung erzielt. Hier 
soll ein Weg gefunden werden, der deutlicher als 
bisher zum Ausdruck bringt, daß die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft gemeinschaftlich 
handeln. Dabei ist vorgesehen, daß nur die jeweilige 
Präsidentschaft in der Resolu tion genannt wird, 
gleichzeitig aber zum Ausdruck kommt, daß diese für 
alle 12 Mitgliedstaaten h andelt. 

336. KSZE 

Aufgabe der KSZE bleibt auf absehbare Zeit die 
Stärkung von Menschenrechten, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit, die Unterstützung der demokrati-
schen Umgestaltung in Mittel- und Osteuropa, die 
Fortsetzung des europäischen Rüstungskontrollpro-
zesses in der Perspektive der Schaffung einer koope-
rativen Sicherheitsordnung zwischen allen KSZE

-

Staaten, wirksame Konfliktverhütung, Krisenma-
nagement und der auch institutionelle Aufbau einer 
gesamteuropäischen Verantwortungsgemeinschaft. 
Der Schwerpunkt der KSZE-Politik der Gemeinschaft 
im ersten Halbjahr 1993 lag folglich darin, den in Paris 
1990 eingeschlagenen, in Helsinki 1992 fortgesetzten 
Weg der Institutionalisierung der KSZE weiter zu 
verfolgen und sie mit dem erforderlichen Instrumen-
tarium für Konfliktverhütung und Krisenbewältigung 
zu versehen. Wesentliche Anstöße in diese Richtung 
gingen beim 3. Treffen des KSZE-Rates in Stockholm 
(14./15. Dezember 1992) und in den Diskussionen in 
den verschiedenen KSZE-Foren seither von den Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft aus. So konnten u. a. 

— das auf Initiative von Mitgliedstaaten geschaffene 
Amt des Hohen Kommissars für Na tionale Minder-
heiten mit dem Gemeinschaftskandidaten, dem 
ehemaligen niederländischen Außenminister v an 

 der Stoel, besetzt werden; 

— der von allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
unterstützte deutsche Kandidat, Botschafter Dr. 
Wilhelm Höynck, zum KSZE-Generalsekretär 
ernannt werden und am 15. Juni 1993 seine Arbeit 
aufnehmen. 

Auch bei der Diskussion um eine künftige einheitliche 
KSZE-Struktur bilden die Zwölf mit ihren Vorschlä-
gen einen wichtigen Nukleus für einen Konsens 
innerhalb der KSZE-Staatengemeinschaft. Die Befas-
sung der KSZE mit Regionalkonflikten und -proble-
men (ehemaliges Jugoslawien, Nagornyj-Karabach, 
Georgien, Moldau, Baltikum, Tadschikistan) stellten 
diese vor neue Herausforderungen. Auch in diesem 
für die KSZE relativ neuen Feld spielten die Mitglied-
staaten bei der Erarbeitung von Lösungsansätzen und 
der Durchführung konkreter Maßnahmen eine tra-
gende Rolle. Verstärkt sichtbar geworden ist eine 
Aufgabenteilung zwischen der KSZE und EG, Euro

-

parat, NATO und Westeuropäischer Union. Mit den 
Vereinten Nationen konnte die künftige Kooperation 
durch einen Briefwechsel geregelt werden. 

Die Zwölf haben durch enges Zusammenwirken und 
die Vorlage substantieller Vorschläge im KSZE

-

Forum für Sicherheitskooperation ein eigenständiges 
Profil gewonnen und damit ihre Entschlossenheit 
unterstrichen, auf dem Weg zu einer gemeinsamen 
Sicherheitspolitik voranzuschreiten. Mit Vorschlägen 
zu einem Verhaltenskodex für verantwortliches Staa-
tenverhalten im politisch-militärischen Bereich und 
zu KSZE-Prinzipien für den Transfer konventioneller 
Waffen haben die EG-Mitgliedstaaten den Verhand-
lungen des Forums wichtige Impulse verliehen. 

337. Transatlantische Beziehungen 

Die politischen Konsultationen der Gemeinschaft mit 
den USA haben sich auf der Grundlage der Transat-
lantischen Erklärung vom 23. November 1990 weiter 
entwickelt und verdichtet. Neben den regelmäßigen 
halbjährlichen Treffen der Regierungschefs, der 
Außenminister und der politischen Direktoren, jeweils 
unter Beteiligung der Kommission, gibt es vielfältige 
Kontakte auf Beamtenebene, insbesondere auch zwi-
schen den Botschaftern in einer Reihe von Drittlän-
dern. Dabei geht es vor allem um die Abstimmung der 
Politik gegenüber anderen Regionen und Staaten. 

Unter den EG-Mitgliedstaaten besteht Einverneh-
men, daß die Transatlantische Erklärung nach wie vor 
die richtige Zielvorgabe und eine hinreichende 
Grundlage für den weiteren Ausbau der transatlanti-
schen Beziehungen darstellt. Ihre Möglichkeiten sind 
noch nicht ausgeschöpft. 

Die dänische EG-Präsidentschaft hat im ersten Halb-
jahr 1993 aktiv das Ziel einer weiteren Intensivierung 
der transatlantischen Beziehungen verfolgt. Außen-
minister Ellemann-Jensen hat in einer programmati-
schen Rede vor dem Europäischen Parlament am 
20. Januar 1993 die Verstärkung der Beziehungen 
EG-USA als eine Hauptaufgabe der dänischen Präsi-
dentschaft bezeichnet. Die Außenminister widmeten 
sich bei dem Informellen Ministertreffen in Hindsgavl 
am 24./25. Mai dem Thema. Bei dem Treffen von 
Ministerpräsident Rasmussen (als Ratspräsident) und 
dem Präsidenten der Kommission, Delors, mit Präsi-
dent Clinton am 7. Mai brachte der amerikanische 
Präsident seine klare Unterstützung für die europäi-
sche Integration zum Ausdruck. 

In der Begegnung der EG-Außenminister mit US

-

Außenminister Warren Christopher am 9. Juni in 
Luxemburg wurde eine engere Zusammenarbeit auf 
den Gebieten Jugoslawienpolitik, Unterstützung der 
Reformprozesse in Rußland und Nichtverbreitung als 
besonders nutzbringend hervorgehoben. 

Die Themen ehemaliges Jugoslawien, Verhältnis 
Kanada-EG, Lage in der Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten und Rußland waren Schwerpunkte des Politi-
schen Dialogs mit Kanada, der auf der Grundlage der 
Transatlantischen Erklärung vom November 1990 
fortgeführt wurde. 
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338. Visegrad-Staaten 

Der Politische Dialog der Gemeinschaft mit den 
Visegrá d-Staaten wurde auf der Grundlage der 
gemeinsamen Erklärung vom Oktober 1992 fortge-
führt. Die Tschechische Republik und die Slowakische 
Republik — beide seit dem 1. Januar 1993 souveräne 
Staaten — nahmen den Platz der früheren CSFR ein. 
Dabei erwies es sich als hilfreich, daß der tschechische 
und der slowakische Regierungschef (noch als Vertre-
ter von Teilrepubliken) schon am Gipfeltreffen der 
Visegrá d-Staaten mit der EG am 28. Oktober 1992 
teilgenommen hatten. Beide neuen Republiken müs-
sen gleichberechtigt als Partner in Europa angenom-
men werden. Der Politische Dialog trägt dem Rech-
nung. 

In der zwischen Ungarn und der Slowakei offenen 
Frage des Donaukraftwerks Gabcikovo konnte durch 
die fortgesetzten intensiven Vermittlungsbemühun-
gen der Kommission eine Lösung erzielt werden. 
Beide Streitparteien verständigten sich am 7. April 
darauf, den Fall dem Internationalen Gerichtshof 
in Den Haag zur Entscheidung vorzulegen. Die 
Expertise und Vermittlung der EG-Kommission 
spielt auch eine entscheidende Rolle bei dem Be-
mühen, für die Zeit bis zum Vorliegen des Urteils 
eine praktikable Zwischenlösung zu finden. Der er-
reichte Kompromiß räumt einen potentiellen Konflikt-
herd aus und ist ein ermutigendes Zeichen für die 
Gemeinschaft. 

339. Türkei 

Der mit der Türkei beim Assoziationsrat am 9. Novem-
ber 1992 vereinbarte Politische Dialog auf höchster 
Ebene fand erstmals am 24. Mai 1993 auf Außenmini-
sterebene statt. 

Die Beratungen bezogen sich vor allem auf die politi-
sche Situation im ehemaligen Jugoslawien, in den 
neuen kaukasischen und zentralasiatischen Staaten 
sowie in Nah- und Mittelost. Sie stellten erneut die 
beim Europäischen Rat in Lissabon im Juni 1992 
getroffene Feststellung unter Beweis, daß die Rolle 
der Türkei in der gegenwärtigen politischen Situa tion 
in Europa von größter Bedeutung ist. Die Zypernfrage 
wurde ebenfalls diskutiert. 

340. Zypern 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten unterstüt-
zen weiterhin die Bemühungen des VN-Generalse-
kretärs um eine Lösung der Zypernfrage. Sie beob-
achten die Entwicklung mit Sorge und setzen sich für 
eine Fortsetzung und einen erfolgreichen Abschluß 
der im Mai 1993 wiederaufgenommenen Gespräche 
zwischen den Konfliktparteien ein, die erstmals unter 
Beteiligung der Ständigen Mitglieder des Sicherheits-
rats stattfinden. 

341. Naher Osten 

Die neunte Runde der bilateralen Gespräche zwi-
schen den am Nahost-Konflikt unmittelbar beteiligten 
Parteien wurde nach mehrmonatiger Verzögerung, 
die durch die Deportation von mehr als 400 Palästi-
nensern aus den besetzten Gebieten ausgelöst wor-
den war, am 27. April 1993 wieder aufgenommen. Die 
Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten 
hatten in der vorausgegangen Zeit durch wiederholte 
Kontakte mit den direkt Be troffenen in der Nahost

-
Region darauf gedrängt, daß die Parteien ohne weite-
ren Aufschub an  den Verhandlungstisch zurückkeh-
ren. Sie haben dabei, wie von Beginn des Friedens-
prozesses an, ihre Bereitschaft unterstrichen, auch für 
die bilateralen Gespräche ihre Dienste zur Verfügung 
zu stellen, wenn dies von den Ko-Sponsoren und den 
beteiligten Parteien gewünscht wird. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben 
sich vor allem an den multilateralen Verhandlun-
gen über die Themen Rüstungskontrolle und regio 
nale Sicherheit, regionale wirtschaftliche Entwick-
lung, Wasser, Umwelt sowie Flüchtlingsfragen, deren 
3. Runde ebenfalls nach Verzögerung im Mai 1993 
stattfand, aktiv beteiligt. Schwerpunkte bildeten 
dabei Beiträge zu Fragen wirtschaftlicher Zusammen-
arbeit und damit verbundener Bereiche. So fand die 
Sitzung der Arbeitsgruppe über regionale wirtschaft-
liche Entwicklung am 4./5. Mai 1993 in Rom unter 
Vorsitz der Europäischen Gemeinschaft, vertreten 
durch Präsidentschaft und Kommission, statt. 

Ziel der Zwölf ist dabei, die Bemühungen um einen 
umfassenden, gerechten und dauerhaften Frieden im 
Nahen Osten auf der Grundlage der Sicherheits

-

Resolutionen 242 und 338 des VN-Sicherheitsrats zu 
fördern. 

342. Arabische Staaten 

Die Beziehungen der Europäischen Gemeinschaft zu 
den Staaten des Maghreb wurden intensiv im Rahmen 
der EPZ behandelt. Die EPZ hat sich insbesondere mit 
der Entwicklung in Algerien befaßt. Die Gemeinschaft 
appellierte an  Algerien, unter Beteiligung aller Par-
teien den Politischen Dialog zu führen mit dem Ziel, 
den demokratischen Entwicklungsprozeß wieder in 
Gang zu setzen. 

Die EG-Mitgliedstaaten haben die Demokratisie-
rungstendenzen im Jemen mit großer Aufmerksam-
keit verfolgt. Krönender Abschluß waren demokrati-
sche Parlamentswahlen, deren Durchführung von der 
EG mit 500 000 ECU gefördert wurden. Die Gemein-
schaft hat im Rahmen der EPZ der Republik Jemen 
ihre Glückwünsche zu diesem mutigen Schritt ausge-
sprochen. 

Jemen ist an  einer stärkeren Zusammenarbeit mit der 
EG sehr interessiert. Die EG ist seit 1985 mit Jemen 
durch ein Kooperationsabkommen verbunden. 

Am 11. Mai 1993 fand das 4. Ministertreffen des 
Gemeinsamen Rates der EG und des Golfkoopera-
tionsrates (GCC) statt. M an  kam u. a. überein, Fragen 
im Zusammenhang mit der geplanten Einführung 
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einer CO2-Steuer seitens der EG im Gemeinsamen 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit weiter-
zubehandeln. Die Minister bekräftigten ihre Absicht, 
die Verhandlungen über die Einführung einer Frei-
handelszone baldmöglichst zu einem erfolgreichen 
Abschluß zu bringen. Die Minister begrüßten die 
Wiederaufnahme der Nahost-Friedensgespräche auf 
bi- und multilateraler Ebene und forderten alle Par-
teien auf, in ernsthafte, auf schnelle und substan tielle 
Ergebnisse bedachte Verhandlungen einzutreten. EG 
und GCC bekräftigten ihre Entschlossenheit, weiter-
hin eine konstruktive und aktive Rolle in den multila-
teralen Gesprächen zu führen. 

Der vom Rat im Dezember 1992 beschlossene, kriti-
sche Dialog mit dem Iran wurde inzwischen eingelei-
tet. Er schließt kontroverse Themen, wie den Nah-
ost-Friedensprozeß, den Mordaufruf gegen Salman 
Rushdie und die Lage der Menschenrechte im Ir an 

 ein. 

343. Südafrika 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten setzten 
ihre Politik gegenüber Südafrika, die die völlige 
Abschaffung der Apartheid zum Ziel hat, weiter fort. 
Die Entsendung von 15 EG-Beobachtern sowie Exper-
ten für die Goldstone-Kommission nach Südafrika 
wurde verlängert. Damit leistet die Gemeinschaft 
einen aktiven Beitrag zur Eindämmung der politi-
schen Gewalt. 

Die Außenminister der Europäischen Gemeinschaft 
haben am 7. Juni 1993 beschlossen, verstärkte ent-
wicklungspolitische Maßnahmen zu ergreifen und 
weitere restriktive Maßnahmen aufzuheben, sobald 
die politische Beteiligung der schwarzen Bevölke-
rungsmehrheit an dem bis Ende Juni vorgesehenen 
Exekutiven Übergangsrat (Tr ansitional Executive 
Council) gewährleistet ist. Die Vorbereitung und 
Durchführung der für Ende Ap ril 1994 geplanten 
ersten nicht-rassistischen Wahlen soll durch die Ent-
sendung von Wahlbeobachtern und sonstigen Hilfs-
maßnahmen erleichtert werden. 

344. Angola, Mosambik 

Die ersten freien Wahlen in der Geschichte Angolas 
Ende September 1992 wurden von der Gemeinschaft 
mit 2 Mio. ECU unterstützt. Die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten haben seither in mehreren Erklärun-
gen die angolanischen Parteien nachhaltig aufgef or-
dert, den wieder ausgebrochenen Bürgerkrieg unver-
züglich zu beenden. Sie haben deutlich gemacht, daß 
die Friedensabsprachen von Bicesse und das Wahler-
gebnis respektiert werden müssen. Sie haben ferner 
ihre tiefe Besorgnis über die durch den wieder ausge-
brochenen Bürgerkrieg entstandene humanitäre Lage 
zum Ausdruck gebracht und die Parteien nachdrück-
lich aufgefordert, Hilfsmaßnahmen zuzulassen. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten hielten ihr 
intensives Engagement im Friedensprozeß in Mosam-
bik aufrecht. Mehrere Mitgliedstaaten (Großbritan-
nien, Frankreich, Italien, Portugal, Deutschland) 

gehören der zentralen Überwachungs- und Kontroll-
kommission an, die die Implemen tierung des Frie-
densabkommens überwachen soll. Italien und Portu-
gal beteiligen sich mit Truppen an  der VN-Friedens-
mission (UNOMOZ). 

Bei gleichzeitiger Anerkennung für die Einhaltung 
des Waffenstillstands brachten die Zwölf wiederholt, 
auch gegenüber dem mosambikanischen Präsidenten 
Chissano und dem Führer der RENAMO, Dhalkama, 
ihre Besorgnis über die Verzögerung des Friedenspla-
nes zum Ausdruck. Sie forderten beide Seiten auf, das 
Friedensabkommen vollständig umzusetzen, vor al-
lem die Demobilisierung und den Aufbau neuer 
Streitkräfte in Angriff zu nehmen. Sie betonten, daß 
dies die Voraussetzung für das Abhalten von Wahlen 
sei. 

Aus Anlaß der ersten demokratischen Wahlen in 
Lesotho seit 23 Jahren begrüßte die Gemeinschaft die 
Erklärungen der internationalen Beobachtergruppen, 
denen zufolge die allgemeinen Wahlen am 27. März 
1993 trotz einiger verwaltungstechnischer Mängel frei 
und fair waren. Sie beglückwünschten die Bevölke-
rung Lesothos zu der bemerkenswerten Geduld und 
Entschlossenheit, mit der sie ihr Wahlrecht ausgeübt 
hatten. 

345. West- und Zentralafrika 

Am 12. Januar 1993 forderten die Zwölf die Regierung 
von Äquatorialguinea auf, alle politischen Gefange-
nen freizulassen und die fundamentalen zivilen und 
politischen Rechte für alle Bürger sicherzustellen. 

In einer Erklärung zu Kamerun begrüßten die 
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten am 11. J anuar 
1993 die Aufhebung des nach den Präsidentschafts-
wahlen im Oktober 1992 verhängten Ausnahmezu-
standes in der Nord-West-Provinz und forderten die 
kamerunische Regierung zur Untersuchung von Men-
schenrechtsverletzungen auf. An die kamerunische 
Regierung und die Opposi tion wurde appelliert, die 
Gelegenheit zur Normalisierung der Lage im gesam-
ten Land zu nutzen und keine Maßnahmen zu ergrei-
fen, die neue Spannungen hervorrufen könnten. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten begrüßten 
die Durchführung der ersten freien Parlaments- und 
Präsidentenwahlen in Niger im Februar 1993 als 
bedeutsamen Schritt im Rahmen des Demokratisie-
rungsprozesses, der 1991 durch die Nationalkonfe-
renz begonnen worden war. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben in 
einer gemeinsamen Demarche ihre Besorgnis über die 
Menschenrechtslage in Sierra Leone zum Ausdruck 
gebracht. Am 2. Juni 1993 begrüßten die Gemein-
schaft und ihre Mitgliedstaaten in einer weiteren 
gemeinsamen Demarche die am 29. Ap ril 1993 von 
der Regierung Strasser verkündeten politischen 
Reformmaßnahmen und drängten auf rasche Umset-
zung. 

Am 16. Februar 1993 verurteilten die Gemeinschaft 
und ihre Mitgliedstaaten die Geschehnisse in Togo, 
bei denen es zu militärischen Ausschreitungen gegen 
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die Bevölkerung gekommen war. Eine gemeinsame 
Demarche erfolgte nach der Erklärung vom 29. April 
1993, in der die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaa-
ten die von Präsident Eyadéma einseitig verkündeten 
Wahlen verurteilten. 

In einer Erklärung vom 17. Mai 1993 brachten die 
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten ihre Besorgnis 
über Menschenrechtsverletzungen im Tschad zum 
Ausdruck und forderten die Regierung in Ndjamena 
auf, die notwendigen Maßnahmen zur Verhinderung 
von Menschenrechtsverletzungen zu ergreifen. Zu-
gleich forderten sie die tschadische Regierung und 
alle politischen Kräfte auf, den Dialog und die Zusam-
menarbeit im Hinblick auf die angestrebte Demokra-
tisierung zu erleichtern. 

346. Ostafrika/Zaire 

Zu der angespannten innenpolitischen Lage in Zaire 
haben die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten in 
einer Erklärung vom 7. April 1993 Stellung genom-
men. Sie haben darin festgestellt, daß sie die Ernen-
nung Faustin Birindwas zum Ministerpräsidenten, die 
aufgrund einer Anordnung von Staatspräsident 
Mobutu gegen den Willen der demokratisch gewähl-
ten Übergangsregierung (Hoher Rat der Republik) 
erfolgte, nicht anerkennen. Ferner haben die Gemein-
schaft und ihre Mitgliedstaaten ein Embargo auf 
Waffenverkäufe an  Zaire und eine restriktive Visapo-

litik gegenüber Zaire beschlossen und halten die 
Suspendierung von Entwicklungshilfeleistungen an 

 dieses Land (ausgenommen ist die humanitäre Hilfe) 
weiter aufrecht. 

In einer Erklärung vom 15. Februar 1993 begrüßten 
die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten die Fort-
schritte in den Bemühungen zur Beilegung des 
Ruanda-Konflikts im Rahmen der in Arusha/Tansania 
laufenden Friedensverhandlungen. Sie verurteilten 
die flagrante Verletzung des Waffenstillstands seitens 
der Ruandischen Patriotischen Front, durch die der 
Suche nach einer Verhandlungslösung — dem einzi-
gen Weg zu dauerhaftem Frieden — geschadet 
wird. 

Zu Kenia gaben die Gemeinschaft und ihre Mitglied-
staaten am 8. Januar 1993 eine Erklärung ab, in der sie 
die am 29. Dezember 1992 stattgefundenen ersten 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen nach Ein-
führung des Mehrparteiensystems trotz einiger Unre-
gelmäßigkeiten als wichtigen Schritt im Demokrati-
sierungsprozeß begrüßten. Am 2. Ap ril 1993 brachten 
sie in einer Demarche beim Außenminister ihre 
Besorgnis über die anhaltenden ethnischen Ausein-
andersetzungen im Westen Kenias und über den 
Mangel an  politischem Dialog zwischen Regierung 
und Oppositionsparteien zum Ausdruck. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten nahmen 
in zwei Erklärungen zu Malawi vom 24. März und 
2. Juni 1993 Stellung zu dem für den 14. Juni 1993 
vorgesehenen Referendum über die Beibehaltung 
oder Ablehnung des Einparteiensystems. Dabei 
begrüßten sie erste Fortschritte im Hinblick auf politi-
sche Freiheit und Achtung der Menschenrechte, for

-

derten jedoch zugleich die Regierung nachdrücklich 
auf, den Demokratisierungsprozeß fortzusetzen und 
eine freie und faire Abhaltung des Referendums zu 
gewährleisten. 

In Uganda nahmen die Gemeinschaft und ihre Mit-
gliedstaaten die unbefriedigende Menschenrechts-
lage in den ugandischen Gefängnissen und die feh-
lende Chancengleichheit bei den Wahlen zur Verfas-
sunggebenden Versammlung zum Anlaß für zwei 
Demarchen, bei denen die Regierung nachdrücklich 
zu Verbesserungen in diesen Bereichen aufgefordert 
wurde. 

347. Südostasien 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten verfolgen 
den Friedensprozeß in Kambodscha nach wie vor mit 
großem Interesse. Die Wahlen fanden vom 23.-28. 
Mai 1993 statt. Bei einer Wahlbeteiligung von knapp 
90 Prozent der registrierten Wähler konnte die Partei 
des Prinzen Sihanouk, FUNCINPEC, über 45 Prozent 
der abgegebenen Stimmen für sich verbuchen. Die 
Kambodschanische Volkspartei (CPP), die Partei von 
Ministerpräsident Hun Sen, erhielt 38,6 Prozent. Die 
Roten Khmer hatten sich an  den Wahlen nicht betei-
ligt. Für die Durchführung der Wahlen hatte Deutsch-
land 41 Wahlhelfer und 5 Fingerabdruck-Expe rten 
nach Kambodscha entsandt. Im übrigen beteiligt sich 
Deutschland an  der Friedensoperation der VN mit 
145 Bundeswehrangehörigen im medizinischen Be-
reich und 75 Angehörigen des Bundesgrenzschutzes 
im Rahmen der Zivilpolizeikomponente. Die Gemein-
schaft und ihre Mitgliedstaaten unterstützen weiter-
hin den von den VN getragenen Friedensprozeß. 
Entsprechend den Pariser Verträgen sollte die Verfas-
sunggebende Versammlung nunmehr ihre Arbeit auf-
nehmen. Nach Ausarbeitung und Verabschiedung 
der Verfassung konstituiert sich die 120 Personen 
zählende Versammlung zum Parlament, das dann die 
Regierung bilden soll. Bei der weiteren Entwicklung 
in Kambodscha wird die Hilfe der internationalen 
Gemeinschaft wie bisher unabdingbar sein. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten beobach-
ten weiterhin aufmerksam die Menschenrechtslage in 
Ost-Timor. Nachdem Verantwortliche für die Ereig-
nisse in Dili vom 12. November 1991 in Indonesien vor 
Gericht gestellt und unterschiedlich verurteilt wurden 
— mildes Strafmaß für Militärs, s trenges Strafmaß für 
zivile Demonstranten —, haben die Zwölf in Jaka rta 
wesentliche Menschenrechtsforderungen erneut an

-gemahnt: angemessene Bestrafung aller Verantwort-
lichen, faire Verfahren auch für zivile Demons tranten, 
Freilassung Unbeteiligter, Aufklärung des Schicksals 
Vermißter. 

Am 21. Mai 1993 ist der Fretilin-Führer Xanana 
Gusmao wegen Rebellion und unerlaubten Waffenbe-
sitzes zu lebenslanger Haft verurteilt worden. Die 
Zwölf hatten bereits in der Vergangenheit gegenüber 
der indonesischen Regierung ihre Sorge über seine 
Haftbedingungen geäußert und appellierten erneut 
an sie, sich einem Gnadengesuch Xananas nicht zu 
verschließen. 
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Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben die 
Wiederaufnahme der seit 1991 unterbrochenen bila-
teralen portugiesisch-indonesischen Gespräche im 
September 1992 in New York und im April 1993 in 
Rom auf Initiative und unter der Ägide des VN

-

Generalsekretärs begrüßt und Indonesien und Portu-
gal ermutigt, auf diesem Weg eine Verständigung zu 
suchen. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben 
ihre Bemühungen fortgesetzt, zu einer Verbesserung 
der Menschenrechts- und politischen Situation in 
Birma (Myanmar) beizutragen. Sie haben deshalb 
gemeinsam die Resolution zur Menschenrechtslage in 
Birma miteingebracht, die die Genfer Menschen-
rechtskommission der Vereinten Nationen auf ihrer 
49. Sitzung am 10. März 1993 im Konsens angenom-
men hat. In einer im Anschluß daran veröffentlichten 
Erklärung haben die Zwölf die Regierung von Myan-
mar insbesondere nachdrücklich aufgefordert, die seit 
vier Jahren inhaftierte Friedensnobelpreisträgerin 
Aung San Suu Kyi sowie alle politischen Gefangenen 
umgehend freizulassen. 

348. ASEAN 

Nach dem letzten EG-ASEAN-Außenministertreffen 
in Manila Ende Oktober 1992 konnte der Politische 
Dialog vertieft und die wi rtschaftliche Zusammenar-
beit weiter ausgebaut werden. Insbesondere Men-
schenrechts- und Umweltfragen, die Herstellung sta-
biler Verhältnisse in Kambodscha und aktuelle Ent-
wicklungen im asiatisch-pazifischen wie im europäi-
schen Raum stehen im Mittelpunkt der Gespräche. 
Für die Zwölf bleibt ASEAN ein besonders wichtiger 
Dialog-Partner in Asien und der älteste Partner eines 
Dialogs mit einer Staatengruppe. Die erstmals im Mai 
1993 einberufene Begegnung von ASEAN und seinen 
Dialog-Partnern auf der Ebene hoher politischer 
Beamter, die sich u. a. auch mit Sicherheitsfragen 
befaßte, ist besonderer Ausdruck der umfassenden 
politischen Beziehungen zwischen EG und ASEAN. 

349. Japan 

Japan  blieb für die Zwölf ein wichtiger Partner, mit 
dem der Politische Dialog gepflegt wird. Am 1. Juni 
1993 fand eine Troika-Begegnung auf Ebene der 
Außenminister in Kopenhagen statt. Wichtige The-
men waren insbesondere die Lage in Rußland und der 
Ausbau der Beziehungen EG-Japan. 

350. Nord- und Südkorea, China 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten unterstüt-
zen den Dialog zwischen Nord- und Südkorea, der seit 
Dezember 1992 stockt. Sie haben Nordkorea aufge-
fordert, alle Verpflichtungen aus dem Nichtverbrei-
tungsvertrag und der Übereinkommen mit der IAEO 
(Internationale Atomenergieorganisation) über Siche-
rungsmaßnahmen zu erfüllen. Sie begrüßen, daß 
Nordkorea seinen Entschluß, aus dem Vertrag auszu

-

scheiden, suspendiert hat und setzen sich für seine 
völlige Zurücknahme ein. 

Die Europäer unterstützten die Reformbestrebungen 
der Volksrepublik China. Sie sind der Überzeugung, 
daß den Wirtschaftsreformen angemessene politische 
Reformen und deutliche Verbesserungen im Men-
schenrechtsbereich folgen müssen, um diesem großen 
Land langfristig eine stabile politische Entwicklung zu 
sichern. Sie suchten in Peking und in den europäi-
schen Hauptstädten in diesem Sinne das Gespräch mit 
den Vertretern der chinesischen Politik. 

351. Indischer Subkontinent, Afghanistan 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten pflegten 
die engen Beziehungen zu Indien und Pakistan. Die 
Beziehungen zu Indien werden mit der Unterzeich-
nung des Kooperationsabkommens EG-Indien im 
2. Halbjahr 1993 eine neue Basis erhalten. 

Die andauernden Spannungen zwischen Indien und 
Pakistan bereiten weiterhin Anlaß zur Sorge. Die 
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten forderten 
beide Länder wiederholt auf, ihren Dialog auf hoher 
Ebene, insbesondere zum Kashmir-Konflikt, wieder 
aufzunehmen. 

Die verschärften Auseinandersetzungen zwischen 
Widerstandsgruppen in Afghanistan, die viele Men-
schenleben forderten, beobachteten die Zwölf mit 
Besorgnis. Es ist noch nicht absehbar, ob die zwischen 
den Mujaheddin-Gruppen abgeschlossenen Frie-
densvereinbarungen zu einer endgültigen Beendi-
gung der bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzun-
gen führen werden. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten treten 
weiter für die Einheit und die territoriale Integrität 
des Landes ein, damit die innere Befriedung, der 
Wiederaufbau des Landes und die Wiedereingliede-
rung der Flüchtlinge in Angriff genommen werden 
können. 

352. Zentralamerika, Karibik 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten unter-
stützten weiterhin den Friedensprozeß in Zentralame-
rika. Im Rahmen der San  José IX-Außenminister-
Konferenz in San Salvador am 22.-23. Februar 1993 
setzten sie den institutionalisierten Dialog mit den 
sechs Staaten Zentralamerikas fort. Am 15.-16. März 
beteiligten sie sich an der 5. Plenarsitzung der „Part-
nership for Democracy and Development in Central 
America" (PDD) in Tokyo. 

Die Regierung von El Salvador und die inzwischen als 
politische Partei anerkannte, frühere Guerillaorgani-
sation FMLN wurden in mehreren Demarchen mit 
Nachdruck aufgefordert, die ihnen aus dem Friedens-
vertrag von Chapultepec (Januar 1992) obliegenden 
Verpflichtungen strikt und termingerecht zu erfüllen. 
Insbesondere wurden sie zur Implementierung der 
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Empfehlungen der Ad-hoc- und der Wahrheitskom-
mission aufgefordert. 

Der Verfassungsputsch des guatemaltekischen Präsi-
denten Serrano am 25. Mai 1993 wurde von der 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten scharf verur-
teilt. Diese feste Haltung trug dazu bei, daß der Putsch 
letztlich keinen Bestand hatte. Die mit der Einsetzung 
des durch den Kongreß gewählten neuen Präsidenten 
Ramiro de Leon Carpio am 6. Juni erfolgte Rückkehr 
des Landes zur verfassungsmäßigen Ordnung be-
grüßten sie und sagten dem neuen Amtsträger Unter-
stützung zu. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten unterstüt-
zen die Bemühungen der ca. 45 000 guatemalteki-
schen Flüchtlinge in Mexiko, in Abstimmung mit den 
betroffenen Regierungen und mit dem Flüchtlings-
kommissariat der Vereinten Nationen nach Guate-
mala zurückzukehren. 

In Haiti  unterstützten die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten weiterhin die Bemühungen — vor 
allem der Organisation Amerikanischer Staaten und 
der Vereinten Nationen — um eine einvernehmliche 
Lösung der Krise, die seit dem Putsch vom 30. Sep-
tember  1991 gegen den demokratisch gewählten 
Präsidenten Aristide herrscht. 

Im Verhältnis zu Kuba nahmen die Gemeinschaft und 
ihre Mitgliedstaaten jede Möglichkeit wahr, die Ver-
antwortlichen auf ihre Pflicht zur Achtung der Men-
schenrechte und auf die Notwendigkeit eines friedli-
chen Übergangs zu demokratischen Verhältnissen 
hinzuweisen. 

353. Südamerika 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten setzten 
den institutionalisierten politischen und wirtschaftli-
chen Dialog mit der Rio-Gruppe beim 3. formellen 
Außenministertreffen am 27./28. Ap ril 1993 in Kopen-
hagen fort. Die Minister waren sich einig, daß in 
Lateinamerika und in der Karibik Frieden und Demo-
kratie vorherrschen sowie wirtschaft liche Freiheit und 
offene Märkte zu Wachstum, erhöhten Auslandinve-
stitionen sowie zur Stärkung des Integrationsprozes-
ses geführt haben. Der Meinungsaustausch über 
wichtige Aspekte der neuen globalen Herausforde-
rung, insbesondere über Menschenrechte, Nichtver-
breitung und Abrüstung sowie über eine Reform des 
VN-Systems, konnte in Kopenhagen vertieft werden. 
Er soll auf Expertenebene fortgesetzt und ausgebaut 
werden. 

Im übrigen haben sich die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten über alle sie berührenden Entwick-
lungen und Ereignisse in Südamerika, von Schritten 
zur Rückkehr Perus zur Demokratie über Möglichkei-
ten einer engeren Zusammenarbeit im Bereich der 
Verwaltung und Justiz bis hin zu dem Los der Stra-
ßenkinder abgestimmt und gemeinsame Posi tionen 
erarbeitet. 

354. Waffenexportpolitik 

Ausgehend von den Erklärungen der europäischen 
Räte Luxemburg und Lissabon zur Nichtverbreitung 
und Ausfuhr von Waffen arbeitete die EPZ weiter an 
einem gemeinsamen Ansatz zur Harmonisierung der 
einzelstaatlichen Waffenexportpolitiken. Eine we-
sentliche Rolle spielten dabei die Folgen der seit dem 
1. Januar 1993 weggefallenen Grenzkontrollen. Auch 
die vergleichende Erörterung der nationalen Politiken 
wurde vorangetrieben, um die künftige Harmonisie-
rung zu erleichtern. 

Gleichzeitig haben die Zwölf durch ihren Vorschlag 
zu KSZE-Prinzipien für den Transfer konventioneller 
Waffen im KSZE-Forum für Sicherheitskooperation 
die Initiative ergriffen. Ziel dieses Vorstoßes ist es, alle 
KSZE-Staaten auf eine verantwortungsbewußte und 
restriktive Waffenexportpolitik zu verpflichten. 

355. Dual-Use-Exportkontrolle 

In engem Zusammenhang zur Waffenexportkontroll-
politik steht die Exportkontrolle bei Dual-use-Gütern, 
da beiden Bereichen außen- und sicherheitspolitische 
Erwägungen zugrunde liegen. 

Die im Frühjahr 1992 begonnenen Verhandlungen 
über einen Vorschlag der EG-Kommission für eine 
Verordnung (EWG) des Rates über die Kontrolle bei 
der Ausfuhr bestimmter Güter mit doppeltem Ver-
wendungszweck sind noch nicht beendet. Unter-
schiedliche Lösungsansätze zu einigen Kernpunkten 
wurden auf Drangen der Bundesregierung im Juni 
1993 auf politischer Ebene beraten (Binnenmarktrat 
bzw. Allgemeiner Rat). Die Bundesregierung setzt 
sich für ein harmonisiertes EG-Außenregime auf 
angemessenem Niveau als Basis für einen liberalisier-
ten Warenverkehr im Binnenmarkt ein. Die Mehrheit 
der Mitgliedstaaten hat sich jedoch für einen wesent-
lich eingeschränkteren Kontrollansatz ausgespro-
chen. Hierfür gibt es zwei Gründe: Eine Reihe von 
Mitgliedstaaten sträubt sich gegen eine zu weit aus-
gedehnte Zuständigkeit der Gemeinschaft in dieser 
Frage (Streit über das Verhältnis von Artikel 113 zu 
Artikel 223 EWG-Vertrag). Viele Mitgliedstaaten 
wollen aber auch in der Sache eine weniger stringente 
Exportkontrolle eingeführt wissen. In dem Bemühen 
um Konsensfähigkeit hat die Kommission einen Ver-
ordnungsvorschlag vorgelegt, der es den Mitglied-
staaten überläßt, weitergehende s trengere Export-
kontrollregeln beizubehalten. Damit ist eine EG-weit 
einheitliche Kontrolle der Dual-use-Waren nicht 
gewährleistet. Ob die vorgesehene EG-Verordnung 
als ein erster Einstieg in eine weitergehende Harmo-
nisierung von der Bundesregierung unterstützt wer-
den kann, bedarf später genauer Prüfung. Das sich 
derzeitig abzeichnende Zwischenergebnis darf nicht 
zementiert werden. Der innergemeinschaftliche Wa-
renverkehr mit s trategischen Dual-use-Gütern ist 
inzwischen weitgehend liberalisiert. Grenzkontrollen 
finden nicht mehr statt. 
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356. Nichtverbreitung nuklearer Waffen 

Die Verstärkung und wirksame Durchführung des 
Nichtverbreitungssystems sowie bestehende Prolife-
rationsrisiken im Nuklearbereich sind Gegenstand 
regelmäßiger EPZ-Abstimmungen. Die Vorbereitung 
der 1995 stattfindenden Überprüfungs-/Verlänge-
rungskonferenz für den Nichtverbreitungsvertrag 
gewann in der Arbeit der Arbeitsgruppe „Nukleare 
Nichtverbreitung" und auch in der Arbeitsgruppe 
„VN-Abrüstung" zunehmend an  Bedeutung. Auf der 
vom 10. bis 14. Mai 1993 durchgeführten 1. Sitzung 
des Vorbereitungsausschusses für die Konferenz 
haben die Partner ihre bereits im Vorfeld abgestimmte 
gemeinsame Linie — nämlich Eintreten für eine 
unkonditionierte und unbefristete Verlängerung des 
Vertrages — erfolgreich vertreten. Der Vorberei

-

tungsausschuß unter niederländischem Vorsitz 
konnte ferner in einer Reihe von prozeduralen Fragen 
Einigung erzielen. Die Vorbereitung der nächsten 
Ausschußsitzungen (Januar und Juni 1994) wird in 
enger Abstimmung zwischen den Partnern erfolgen. 

Die Umsetzung und Fortentwicklung deutscher 
nuklearer Nichtverbreitungspolitik im Rahmen der 
Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO), 
der Gruppe der Nuklearen Lieferländer (NSG) und 
des Träger-Technologieregimes (MTCR) erfolgt in 
enger Abstimmung mit den Zwölf. 

Die Sicherungsmaßnahmen der Internationalen 
Atomenergie- Organisa tion sind der zentrale Pfeiler 
zur Sicherstellung der ausschließlich f riedlichen Kern-
energienutzung. Ziel der Zwölf ist es, nach der 1992 
unter maßgeblicher Mitwirkung der EG-Mitgliedstaa-
ten beschlossenen Reform des Sicherungssystems, 
nämlich Aktivierung der IAEO-Sonderinspektion und 
Verschärfung der Meldepflicht für Nuklearanlagen, 
diese Maßnahmen im Einzelfall auch durchzusetzen. 
Dies gilt insbesondere für Nordkorea, das sich wei-
gerte, Sonderinspektionen in zwei verdächtigten 
Anlagen zu akzeptieren. Die Zwölf haben bei den 
Sondersitzungen des IAEO-Gouverneursrats zum 
Thema Nordkorea ihre Haltung eng abgestimmt und 
sind am 1. April 1993 geschlossen für die Feststellung 
der Nichteinhaltung des Sicherungsabkommens mit 
der IAEO durch Nordkorea und die Überweisung der 
Frage an den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
eingetreten. 

Die Gruppe Nuklearer Lieferländer (Nuclear Sup-
pliers Group = NSG) entwickelte bei ihrem Treffen im 
März 1993 in Luzern das internationale Exportkon-
trollregime für nukleare Ausrüstungs- und Mehr-
zweckgüter weiter fort . Wichtigste Ergebnisse waren 
die Festlegung des Verfahrens zur gegenseitigen 
Mitteilung von Ablehnungsbescheiden nationaler 
Exportanträge (denial-no tification), die Aktualisie-
rung der Ausfuhrliste (trigger-list) und die Umsetzung 
des Beschlusses zu umfassenden Sicherungsmaßnah-
men (full scope safeguards) als Lieferbedingung durch 
Aufnahme eines entsprechenden Artikels in die NSG-
Richtlinien. Dabei wurde die EPZ-interne Abstim-
mung intensiv genutzt. 

Die Teilnehmer am Trägertechnologieregime, das 
den Export  von Raketen-Technologie interna tional 

kontrolliert, trafen sich im März 1993 in Canberra. 
Dabei wurden der intensive Informationsaustausch 
über sensitive Zielländer und Beschaffungsaktivitäten 
fortgesetzt, der Anspruch auf freien Handel von 
MTCR-relevanten Gütern innerhalb der EG bekräftigt 
und zwei neue Mitglieder (Argentinien und Ungarn) 
in den Kreis der Teilnehmerstaaten aufgenommen. 

357. Nichtverbreitung chemischer und biologischer 
Waffen 

Die Zwölf haben die Zusammenarbeit zur Koordinie-
rung ihrer auf die Verhinderung der Verbreitung 
chemischer und biologischer Waffen gerichteten 
Maßnahmen fortgesetzt. Von besonderer Bedeutung 
war dabei die Zeichnung des Chemiewaffenüber-
einkommens bei der Zeichnungskonferenz in Paris 
(13.-15. Januar 1993). Die daraufhin in Den Haag 
gegründete Vorbereitungskommission zum Chemie-
waffenübereinkommen, der alle Signatarstaaten und 
damit die Zwölf angehören, hat seit Arbeitsbeginn im 
Februar 1993 zu enger EPZ-Abstimmung vor Ort 
geführt. Dadurch soll sichergestellt werden, daß die 
gemeinsamen Belange der Zwölf bei der Umsetzung 
des Chemiewaffenübereinkommens gewahrt wer-
den. 

Daneben ist die Arbeit im Rahmen der Australischen 
Gruppe, einer informellen Vereinigung von 25 Staa-
ten (überwiegend OECD-Mitgliedstaaten), die die 
nationalen Exportkontrollen im Dual-use-Bereich 
harmonisieren und relevante Informationen austau-
schen, fortgesetzt worden. Die Zwölf haben die Som-
mersitzung der Arbeitsgemeinschaft in Pa ris (8.-10. 
Juni 1993) intensiv vorbereitet. In der Sitzung hat die 
Präsidentschaft namens der Zwölf eine grundsätzliche 
Stellungnahme zu allen Themenbereichen der Som-
mersitzung abgegeben. 

EPZ-Abstimmung gab es auch bei den Verifikations-
expertentreffen in Genf, bei denen die Ergänzung des 
Übereinkommens über biologische Waffen durch 
einen Verifikationsteil vorbereitet wird. 

358. Drogen 

Die drogenpolitische Zusammenarbeit von Gemein-
schaft und Mitgliedstaaten hat sich weiter verfestigt. 
Thematischer Schwerpunkt war insbesondere die 
Drogenbekämpfung in der Dritten Welt, die im Wege 
eines vertieften Dialogs mit Drittländern vorangetrie-
ben werden soll. So führten die Gespräche in Rabat zu 
eigenen konzeptionellen Vorschlägen der marokka-
nischen Seite. Wachsendes Problembewußtsein und 
Gesprächsbereitschaft zeigten sich in den Kontakten 
mit dem Libanon. Um die Zusammenarbeit im östli-
chen Mittelmeerraum zu intensivieren, wurde erstma-
lig im EPZ-Rahmen die Einrichtung einer Regional-
gruppe („levant drugs working group ") vereinbart. 
Die Zwölf stimmten darin überein, daß China bei der 
Drogenbekämpfung in Ostasien eine Schlüsselrolle 
zufällt. Durch Kontakte auf politischer Ebene wurden 
Bemühungen aufgenommen, um eine engere Zusam- 
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menarbeit mit chinesischen Fachbehörden herbeizu-
führen. 

Gegenstand besonderer Besorgnis war die zuneh-
mend ernster werdende Drogensituation in den osteu-
ropäischen Ländern und den Ländern der früheren 
Sowjetunion. Alle Partnerländer sind bestrebt, hier 
durch Unterstützungen materieller Natur und Ver-
mittlung von Know-how bei der Bekämpfung des 
Drogenübels behilflich zu sein. Um die notwendige 
Koordinierung dieser Anstrengungen sind UNDCP 
und die Dublin-Gruppe bemüht. 

Im VN-Rahmen traten die Mitgliedstaaten bei der 
Sitzung der Suchtstoff-Kommission im Frühjahr 1993 
mit einer Stimme auf. Die Kooperation mit anderen 
Gremien, wie der Dublin-Gruppe und dem Europäi-
schen Ausschuß für Drogenbekämpfung (CELAD), 
erfolgte auf der Basis gegenseitiger Unterrichtung 
und Koordinierung. 

359. Zusammenarbeit der Verwaltungen in Drittstaaten 

Die Verwaltungszusammenarbeit der Zwölf in Dritt-
staaten wurde weiter intensiviert. Dies bet rifft vor 
allem die gemeinsame Planung für Krisenfälle und die 
Koordinierung der Gesundheitsvorsorge. 

Insbesondere wurde die Zusammenarbeit bei der 
gemeinsamen Unterbringung der Botschaftskanz

-

leien von Mitgliedstaaten verstärkt. Nach der Eröff-
nung des sogenannten „Europe House" im Oktober 
1992 in Abuja/Nigeria, das zehn der in Nige ria ver-
tretenen Mitgliedstaaten und die EG-Kommission bis 
zum endgültigen Umzug der Kanzleien für ihre 
Außenstellen nutzen, wurden die Vorarbeiten für die 
Errichtung des endgültigen gemeinsamen Gebäude-
komplexes im Berichtszeitraum weiter vorangetrie-
ben. 

Im übrigen wurden im Berichtszeitraum weitere 
Projekte der gemeinsamen Unterbringung von 
Botschaftskanzleien — verbunden mit der gemein-
samen Nutzung von Infrastruktureinrichtungen — 
eingeleitet bzw. fortgeführt. Hervorzuheben ist 
hierbei die Kooperation zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und Großbritannien in Almaty/Ka

-

sachstan. 

Auch auf anderen Gebieten hat sich die Zusam-
menarbeit bewährt. So machen der weltweite In-
formationsaustausch der Auslandsvertretungen 
der Mitgliedstaaten und die gemeinsame Bericht-
erstattung ein koordiniertes Handeln erst möglich. Im 
1. Halbjahr 1993 fand bereits das dritte Fortbildungs-
seminar für Jungdiplomaten statt, in dem sie auf 
die immer wichtiger werdende Zusammenarbeit 
in Drittstaaten im Rahmen der EPZ vorbereitet wur-
den. 
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